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Kapitel 1: Einleitung 


Die Frage nach einer ökonomisch rationalen und zugleich gerechten Besteue- 
rung steht von jeher im Zentrum der finanzwissenschaftlichen Analyse. Während 
früher jedoch neben fiskalischen und administrativen sowie - bis in die späten 
60-er Jahren dieses Jahrhunderts - auch verteilungs- und stabilitätspolitische 
Überlegungen im Vordergrund standen, ist in den letzten Jahren der alloka- 
tionspolitische Aspekt deutlich akzentuiert worden. Diese Entwicklung wurde 
zum einen durch Fragen der Wirtschaftspolitik begünstigt, die sich auf eine mit 
der steigenden Steuerbelastung der Zensiten einstellende negative Anreizwir- 
kung des Steuersystems als Ganzem beziehen. Zum anderen hat diese Entwick- 
lung aber auch ihre Entsprechung in der wissenschaftlichen Literatur, wo zu Be- 
ginn der 70er Jahre mit den Aufsätzen von Diamond/Mirrlees (1971) sowie 
Mirrlees (1971) und dem Erscheinen des Journal of Public Economics (1972) die 
Frage nach einem allokativ optimalen Steuersystem bei Berücksichtigung be- 
stimmter verteilungspolitischer Implikationen immer mehr in das Zentrum der 
Analyse gerückt ist. 


Dieses Problem hat insbesondere in Großbritannien und in den USA praktische 
Auswirkungen auf die Steuerpolitik gehabt. Gerade die in den USA vorgenom- 
mene - angebotspolitisch motivierte - Steuerreform scheint so etwas wie ein Mo- 
dell zu werden, insofern als hier zum ersten Mal deutlich allokationspolitische 
Aspekte im Zentrum der Maßnahmen standen. Aber auch bei den finanz- 
politischen Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland kann beobachtet 
werden, daß Fragen der Anreizwirkungen der Besteuerung eine hohe Priorität 
auf der Agenda der politisch Verantwortlichen besitzen. So ist die Steuerreform 
1990 bewußt in einen engen Konnex zu den "disincentive"-Effekten einer zu ho- 
hen Marginalbelastung der Zensiten gebracht worden. 


Die vorliegende Arbeit ist vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen in 
Steuerpolitik und -theorie zu sehen. Sie versucht, mit Hilfe der Erkenntnisse der 
"neuen Finanztheorie" Möglichkeiten aufzuzeigen, wie die bundesdeutsche 
Mehrwert- und Einkommensteuer unter Beachtung verteilungspolitischer Ziele 
so umstrukturiert werden können, daß sie allokationspolitische Vorteile gegen- 
über der gegenwärtigen Steuerstruktur besitzen, und die Wohlfahrtsgewinne ei- 
ner solchen Steuerreform für die privaten Haushalte mit Hilfe eines empirisch 
validierten mikroökonometrischen Simulationsmodells abzuschätzen. Die em- 
pirische Analyse konzentriert sich dabei auf die allokativen und distributiven 
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Wirkungen von Mehrwert- und Einkommensteuer auf die Konsumnachfrage 
und das Arbeitsangebot der privaten Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland. 


Dieses einleitende Kapitel gibt eine kurze Übersicht über den Inhalt der Arbeit. 
Ausführliche Einführungen in die behandelten Fragestellungen finden sich in 
den jeweiligen Einleitungsabschnitten der einzelnen Problemkreise. Unter 
systematischen Aspekten kann man die in dieser Arbeit untersuchten Fragen 
folgendermaßen kategorisieren. 


Teil I der Studie stellt den theoretischen Bezugsrahmen der Arbeit dar. 


Ausgangspunkt der Analyse ist dabei die in der Wohlfahrtstheorie geläufige Er- 
kenntnis, daß jede Steuer, die nicht als Pausch- oder als Lotteriesteuer konzi- 
piert ist, Verhaltensreaktionen der Zensiten auslöst und dadurch die effiziente 
Allokation der Ressourcen stört. So reagieren die Haushalte auf die Konsum- 
und Einkommensbesteuerung mit einer Verringerung ihrer Bemessungsgrund- 
lage (Substitutionseffekte), die Lenkungsfunktion des Preismechanismus wird 
gestört und es kommt zu einer Fehlallokation von Ressourcen. Diese Abwei- 
chung vom Pareto-Optimum führt zur sogenannten Zusatzlast der Verbrauch- 
und Einkommensteuer - auch Mehrbelastung, "excess burden" oder "deadweight 
loss" genannt. 


Diese Zusatzlast ergibt sich immer dann, wenn der Ressourcenentzug für die pri- 
vaten Wirtschaftssubjekte nicht mehr allein der Höhe der Steuer entspricht 
(Einkommenseffekt), wenn vielmehr darüber hinaus gehende Wirkungen auf die 
Allokation der im privaten Sektor verbliebenen Ressourcen auftreten, die die 
Wohlfahrt im privaten Bereich um mehr als den Aufkommenseffekt sinken las- 
sen. 


Die Theorie der Mehrbelastung und ihre Operationalisierung - dargestellt in Ka- 
pitel 2 - beziehen sich also auf den Unterschied zwischen dem Wohlfahrtsverlust, 
der sich ergäbe, wenn das Steueraufkommen ohne Verzerrung wirtschaftlicher 
Entscheidungen im privaten Sektor erzielt würde, und der gesamten Wohl- 
fahrtseinbuße, die auch den durch die negativen Allokationswirkungen der 
Steuer verursachten Verlust enthält. Der dem einzelnen Agenten aus der Be- 
steuerung erwachsende - in Geldeinheiten ausgedrückte Nutzenverlust - geht 
demnach über die an den Staat zu leistende Steuerschuld hinaus. 


Von der Höhe der Steuerzahlungen eines Zensiten kann daher nicht auf die von 
ihm tatsächlich zu tragende "Last" in Form einer Nutzeneinbuße geschlossen 
werden. Vielmehr gilt, daß 1 DM Kaufkraftentzug aus dem privaten Sektor 


Einleitung 3 


durch zwei verschiedene Besteuerungsmaßnahmen, die jeweils einen unter- 
schiedlichen Einfluß auf das Allokationssystem der relativen Preise haben, für 
den Agenten nicht die gleiche Nutzeneinbuße implizieren. 


Diese Erkenntnis bildet den Ausgangspunkt für den Ansatz der Optimalsteuer- 
theorie, die nach Besteuerungsformen sucht, mit denen das zur Realisierung ei- 
nes vorgegebenen staatlichen Ausgabevolumens erforderliche Steueraufkommen 
effizient erzielt wird, die Zusatzlast im privaten Sektor also minimiert wird 
(Effizienzziel). 


Im Mehr-Personen-Fall ist diese "excess burden" keineswegs eindeutig bestimmt 
und hängt von der Distribution der Erstausstattungen und den individuellen 
Fähigkeiten zur Beschaffung von Kaufkraft ab. Variieren folglich die Konsu- 
menten bezüglich ihrer Präferenzen oder Fähigkeiten, sind die Effizienzüber- 
legungen bei Berücksichtigung von Distributionsaspekten zu modifizieren. Das 
Ziel der Reduzierung von Ungleichheit der Verteilung von Gütern und Ein- 
kommen tritt dann neben die Allokationsüberlegungen (Distributionsziel). 


Das Grundproblem der Theorie optimaler Besteuerung - näher ausgeführt in 
Kapitel 3 - besteht also in der Wahl der finanzpolitischen Einnahmeinstrumente 
derart, daß einerseits die von einem "wohlmeinenden" Finanzpolitiker ge- 
wünschte "gerechte" Verteilung der verfügbaren Einkommen und Güter soweit 
wie möglich realisiert wird, andererseits aber die Verluste an allokativer Effi- 
zienz minimiert werden (Ausgleich zwischen Effizienz und vertikaler Gerechtig- 
keit). 


Grundsätzlich unterscheidet die Optimalsteuertheorie dabei zwischen drei 
Ansätzen: Überlegungen bezüglich der optimalen Verbrauchsbesteuerung (Ka- 
pitel 4), solchen bezüglich der optimalen direkten Steuer (Kapitel 5) und Analy- 
sen, die sowohl direkte als auch indirekte Steuern zulassen (Kapitel 6). In diesen 
Kapiteln werden die grundlegenden Regeln der optimalen indirekten und direk- 
ten Besteuerung unter allokations- und distributionspolitischen Aspekten her- 
geleitet. Dabei werden die durch die Theorie vermittelten Einsichten über die 
Struktur eines optimalen Systems indirekter und direkter Steuern vor allem in 
Hinblick auf die Kontroverse "differenzierte contra einheitliche Verbrauchsteu- 
ersätze" diskutiert. Darüber hinaus wird in diesen Kapiteln versucht, unter Be- 
achtung verteilungs- und allokationspolitischer Aspekte die langanhaltende 
Kontroverse zwischen den verschiedenen Besteuerungsformen modelltheore- 
tisch zu systematisieren und die Determinanten und die Bedingungen für die op- 
timale Relation und Tarifstruktur der beiden Steuerarten abzuleiten. 
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Kapitel 7 schließt daran die Darstellung der wohlfahrtsoptimalen Steuerreform 
an, die eng mit der Optimalsteuertheorie verknüpft ist und die berücksichtigt, 
daß die abgeleiteten optimalen Systeme nur schrittweise ("piecewise") realisiert 
werden können. Dabei steht die Reform der Verbrauchsbesteuerung im Ein- 
und Mehr-Personen-Modell im Mittelpunkt der Analyse. 


Teil II der Arbeit befaßt sich mit der empirischen Untersuchungskonzeption zur 
Operationalisierung der ZusatzlastmaBe, der Optimalsteuertheorie und der 
Theorie der Steuerreform. 


Kapitel 8 stellt die prinzipiellen Probleme bei der empirischen Uberpriifung der 
Theorie dar. Diese reichen von der Beachtung der Integrabilitatsbedingungen 
und der nutzentheoretischen Restriktionen für Güternachfrage- und Arbeitsan- 
gebotssysteme bis hin zu Fragen der Selektion von Funktionsansätzen unter 
pragmatischen Gesichtspunkten und der Wahl der ökonometrischen Spe- 
zifikation der zu schätzenden Systeme. 


Entscheidend für die Klärung dieser Fragestellungen ist vor allem die zur Verfü- 
gung stehende Datenbasis, die in Kapitel 9 vorgestellt wird und die empirischen 
Überprüfungsmöglichkeiten restringiert. Kapitel 9 gibt auch einen Überblick 
über das mikroökonometrische Simulationsmodell, mit dessen Hilfe sowohl die 
Schätzung als auch die Simulation allokativer und distributiver Wirkungen der 
aus der Theorie abgeleiteten Steuerreformen erfolgt. Das Modell dient auch zur 
Quantifizierung der Verteilungs- und Allokationswirkungen der gegenwärtigen 
Mehrwert- und Einkommensteuer, die ja Referenzgrößen der "optimalen" Vor- 
schläge darstellen. Neben einer kurzen Beschreibung des Modells mit seinem 
Einkommen- und Verbrauchsteuermodul erfolgt auch die Modellvalidierung 
durch Vergleich der berechneten Werte für die Steuerschuld mit der Statistik. 


Neben anderen Kriterien bestimmt letztlich die Verfügbarkeit von Mikrodaten 
die Auswahl des verwendeten Güternachfragesystems und des Arbeitsangebots- 
modells, die in Kapitel 10 beschrieben werden. 


Teil III der Studie enthält die empirischen Ergebnisse der Schätzungen und 
Simulationen. 


In Kapitel 11 finden sich die Schätzergebnisse des Nachfragesystems und des Ar- 
beitsangebotsmodells. Kapitel 12 behandelt die Distributions- und Allokations- 
wirkungen der bundesdeutschen Mehrwertsteuer und ordnet die Analyseergeb- 
nisse in die Diskussion um die Belastung privater Haushalte mit der Mehrwert- 
steuer ein. In Kapitel 13 erfolgt die Anwendung der Schätzergebnisse des Nach- 
fragesystems sowohl auf die Theorie der optimalen Verbrauchsbesteuerung zur 
Ableitung quasi-optimaler Steuersätze in der Ein- und Mehr-Personen-Wirt- 
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schaft als auch auf die Theorie der Steuerreform zur Berechnung des Steuerre- 
formkriteriums. Dort werden auch die Wohlfahrtswirkungen der gegenwärtigen 
Mehrwert- mit der abgeleiteten steueraufkommensneutralen "second best"- 
Besteuerung verglichen. 


Kapitel 14 zeigt die Wohlfahrtseffekte des gegenwärtigen Einkommensteuersy- 
stems auf, indem wieder Verteilungs- (durch eine Lorenz-Kurven-Analyse) und 
Allokationswirkungen (durch Berechnung der Zusatzlasten) gegeneinander ge- 
stellt werden. In Kapitel 15 werden die Ergebnisse der Arbeitsangebots- 
schätzungen auf die Theorie der optimalen Einkommensteuer bezogen und es 
wird versucht, einen quasi-optimalen Tarifverlauf der Einkommensteuer abzu- 
leiten. 


Kapitel 16 beendet die Arbeit mit einer Einordnung der wichtigsten Analyseer- 
gebnisse in die finanztheoretische und -politische Diskussion. Insbesondere wer- 
den die Resultate mit den Aussagen der traditionellen deutschen Fi- 
nanzwissenschaft verglichen. Darüber hinaus werden die wichtigsten Aussagen 
zusammengefaßt, kritisch reflektiert und es wird versucht, Reformempfehlungen 
für das aktuelle Steuersystem in der Bundesrepublik Deutschland abzuleiten. 
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TEIL I: THEORIE DER ZUSATZLAST, DER OPTIMALBESTEUERUNG 
UND DER STEUERREFORM 


Kapitel 2: Die Theorie der Konsumentenrente und der Mehrbelastung 


Die wissenschaftliche Auseinandersetzung um die exakte Definition und Mes- 
sung der Konsumentenrente und des Wohlfahrtsverlustes der Besteuerung! fin- 
det ihre Reflexion in gleichermaßen ambivalent wie provokativ formulierten Pu- 
blikationen im Bereich der normativen Finanzwissenschaft.2 An die Pionierar- 
beiten von Dupuit (1844, Nachdruck 1969) bzw. Marshall (1879, Nachdruck 
1975) und deren Korrektur durch Hicks (1939, 1941, 1943, 1956) in Form der 
Unterscheidung zwischen kompensierter und unkompensierter Nachfra- 
gefunktion sowie der Konstruktion der kompensierten und äquivalenten Va- 
riation als Wohlfahrtsmaße schließen sich in jüngerer Zeit Arbeiten an, die ei- 
nerseits zur theoretischen Klärung des "richtigen" bzw. "wahren" Wohlfahrts- 
maßes beitragen, andererseits empirische Messungen des Wohlfahrtsverlustes 
der Besteuerung erlauben. Diese Entwicklungen sollen im folgenden dargestellt 
werden. Dabei wird auf die zentralen Probleme der "excess burden"-Debatte 
(Marshallsche contra Hickssche Wohlfahrtsanalyse, Pfadabhängigkeitsproblem 
bei Marshall, Exaktheit der Hicksschen Maße in der Ein-Konsumenten-Welt) 
eingegangen. 


2.1. Die Konsumentenrente nach Dupuit/Marshall 
2.1.1. Der Ausgangspunkt 


Dupuit/Marshall verstehen unter der Konsumentenrente den Überschuß des 
von Konsumenten empfangenen Nutzens (in Geldeinheiten) über die geleistete 
Zahlung zum Erwerb des betreffenden Konsumguts. Die Konsumentenrente 
stellt somit den Gesamtbetrag dar, den der Konsument bei einer Preisbewegung 
entlang seiner Marktnachfragekurve bezahlen würde. Werden identische Indivi- 
duen angenommen, Kreuzpreiseffekte zwischen den Gütern ausgeschlossen und 
konstante Grenzkosten (vollkommen preiselastisches Güterangebot s)> unter- 


1 Vegl. hierzu Currie/Murphy/Schmitz (1971), Chipman/Moore (1976), Chipman (1982), McKenzie (1983, 
1988), Alheim/Rose (1984), Auerbach (1985), Alheim/Wagenhals (1988) und Ebert (1984, 1987, 1988). 
Einen Überblick über die historische Entwicklung der einzelnen Wohlfahrtsmaße geben Mishan (1960), 
Button (1979) und zuletzt Ekelund/Hérbert (1985). 


2 Hier seien etwa die Arbeiten von Foster/Neuburger ("The ugly truth about consumer’s surplus"), Willig 
("Consumer’s surplus without apology"), Mishan ("The plain truth about consumer surplus"), Auer- 
bach/Rosen ("Will the real excess burden please stand up?") und Morey ("Confuser surplus") erwähnt. 


3 Die Annahme konstanter Skalenerträge ist dabei nicht Voraussetzung für die Gültigkeit der diskreten 
Wohlfahrtsmaße, sondern dient nur der Vereinfachung der Darstellung. Zur Quantifizierung der Maße 
müßten bei nicht konstanten Skalenerträgen jedoch Informationen bezüglich der Produktionsstruktur bzw. 
des Angebotsverhaltens und der Gewinnverwendung durch die Unternehmen vorliegen. 
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stellt, so entspricht die Konsumentenrente in der Abbildung 2.1 der Fläche 
pıBpg unter der Marktnachfragefunktion x = x(p,y) des repräsentativen Haus- 
halts nach Gut x mit p als Güterpreis und y als Einkommen. Die Konsumenten- 
rente ist also der Überschuß des monetären Äquivalents des Nutzens, den der 
Konsument aus der Gütermenge xg zieht (Fläche 0p;Bxg) über die für diese 
Menge getätigten Ausgaben poxo (Fläche OpgBxo). 


A 


Py 


Konsu- 
mentenrente 


Po 
x(p,Y) 


0 Xo 


Abbildung 2.1: Die Konsumentenrente nach Dupuit/Marshall 


Als Konsumentenrente nach Dupuit/Marshall erhält man also 

Po 
(2-1) p;Bpy = MA = | x(p,y)dp . 

Pi 
Dieses Wohlfahrtsmaß läßt sich mit Hilfe der Royschen Identität in ein monetä- 
res Nutzenmaß überführen. Nach Roy (1942) ist der indirekte Nutzenzuwachs 
aus einer Preissenkung év/sp gleich dem Produkt aus dem indirekten Grenz- 


nutzen des Einkommens sv/sy und der konsumierten Menge des Gutes x(p,y). 
Daraus ergibt sich 
év(p,y) /6p 


(2-2) x(p,y) = - : 
d5v(p,y)/éy 


Somit gilt 
Po 
dv(p,y)/5p 
(2-3) x(p,y)dp = - ——— ap , 
dv(p,y) /Sy 
Pi Py 


das heißt eine endliche Nutzenänderung kann durch das Integral über die 
partiellen Ableitungen der indirekten Nutzenfunktion v(p,y) dargestellt werden 
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(Anwendung des sogenannten Zweiten Hauptsatzes der Integralrechnung)*. 

Falls der Grenznutzen des Einkommens konstant ist, läßt sich dies schreiben als 
Pi 

(2-4) | x(p,y)dp = | 
Po 


v(p,Y) - auch 
sv/öy 


Der konstante Grenznutzen des Einkommens dient also als "Umrech- 
nungseinheit" zwischen Geld und Nutzen, weshalb auf der rechten Seite der 
Gleichung das monetäre Äquivalent der Konsumentenrente steht. Damit gilt 
gemäß Dupuit/Marshall: 


Ist der Grenznutzen des Einkommens konstant, dann ist die Fläche unterhalb 
der unkompensierten Nachfragefunktion ein exaktes Maß für die Konsumen- 
tenrente (Zahlungswilligkeit bei einer Preisänderung) in einer Ein-Konsu- 
menten-Welt. 


PA 


Abbildung 2.2: Steueraufkommen und Zusatzlast nach Marshall 


Das Konzept erlaubt nun die Quantifizierung des Wohlfahrtsverlustes bei einer 
Verbrauchsbesteuerung®: Die Steuer bewirkt aus der Sicht des Konsumenten 
eine Verschiebung der vollkommen preiselastischen Angebotskurve der Produ- 
zenten um den Betrag der Steuer nach oben (in Abbildung 2.2). Nach der Be- 
steuerung beträgt der neue Gleichgewichtspreis pj = pg (1 + t) und die neue 
Gleichgewichtsmenge x4. Die Konsumentenrente nach Besteuerung ist dann 
gleich der Fläche ACpj, die Steuereinnahmen des Staates betragen p;CDpg. 


4 Vgl. dazu Alheim/Rose (1984, S. 293). 


5 Dabei wird angenommen, daß die Steuern zu Zwecken verwendet werden, die nicht in die Nutzenfunktion 
des Konsumenten eingehen und somit auch keinen Einfluß auf das Nachfrageverhalten des privaten Sektors 
haben; vgl. Alheim/Rose (1984, S. 291). 
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Die Differenz zwischen den Staatseinnahmen und dem Verlust an Konsumen- 
tenrente pyCBpg ist die Fläche CDB, die als Zusatzlast, "deadweight loss" oder 
"excess burden" bezeichnet wird. Bei Abstraktion von Einkommenseffekten ist 
also der Teil der Einbuße an Konsumentenrente, der das Steueraufkommen 
übersteigt, ein exaktes Maß für die Mehrbelastung durch die Besteuerung. 


Abbildung 2.2 zeigt, daß die Zusatzlast positiv korreliert ist mit dem Steuersatz 
auf das Konsumgut, den Ausgaben für dieses Gut und dem Absolutwert der ei- 
genen Preiselastizität der Nachfrage nach diesem Gut. Insbesondere ist die Zu- 
satzlast der Besteuerung gleich null, wenn die Nachfrage nach dem besteuerten 
Gut vollkommen preisunelastisch ist. 


Die empirische Messung der Mehrbelastung gemäß dem Dupuit-Marshall-Kon- 
zept ist vor allem mit den Arbeiten von Harberger (1954, 1964, 1966, 1971, 
wiederabgedruckt in 1974) verbunden, der die Fläche CDB mit Hilfe von Tay- 
lor-Reihen berechnet hat (linearisierte Form des Dupuit-Marshall-Maßes). Die- 
ses "excess burden"-Maß, als "Harberger Dreieck" in die Literatur eingegangen, 
berechnet den Wohlfahrtsverlust der Besteuerung "as one-half times the product 
of the price change times the quantity change": 


(2-5) EBya = % (ApAx) =} (P1-Po) (X17X0) - 


Die Mängel dieses Maßes beruhen nicht nur auf seinem approximativen Charak- 
ter, sondern vor allem auf den konzeptionellen Schwachpunkten der Dupuit- 
Marshall-Analyse, auf die nun eingegangen werden soll. 


2.1.2. Schwächen des Konzepts 


Hauptprobleme in der obigen Analyse stellen die Annahmen der Konstanz des 
Grenznutzens des Einkommens und die Ambivalenz des Wohlfahrtsmaßes im 
Fall multipler Preisänderungen dar (Pfadabhängigkeitsproblem). 


Ist der Grenznutzen des Einkommens nicht mehr konstant, trifft die Analyse 
nicht mehr zu. Die von Hicks (1941, S. 109) gezogene Konsequenz besteht darin, 
"to adjust the ordinary demand curve so as to allow for the effects of the changes 
in real income." Diese Anpassung der "ordinary" (unkompensierten) Nachfrage- 
funktion von Marshall führt zur sogenannten Hicksschen oder kompensierten 
Nachfragefunktion. Diese erhält man als Konstruktionsergebnis einer Variation 
von Preisen und Einkommen, bei der das Nutzenniveau des Konsumenten kon- 
stant bleibt. Die Einkommensvariationen dienen dabei zur "Kompensation" von 
Realeinkommensverlusten (-gewinnen), die durch die Preisänderungen hervor- 


6 S. Hausman (1981b, S. 662); vgl. auch Harberger (1974, S. 39). 
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gerufen werden. Hickssche Nachfragefunktionen hängen demnach von Preisen 
und Nutzenniveaus ab, Marshallsche dagegen von Preisen und Einkommen. Die 
Hickssche Nachfragefunktion erfaßt auf diese Weise genau den Substitutions- 
effekt als Ursache der Mehrbelastung der Besteuerung. 


Das Problem der Pfadabhängigkeit in der Marshallschen Analyse’ besteht darin, 
daß die Höhe des Verlustes an Konsumentenrente nach Marshall im Falle mul- 
tipler Preisanpassung von der Reihenfolge der Preisänderung auf den einzelnen 
Märkten abhängig ist. Die Reihenfolge, in der über die einzelnen Variablen inte- 
griert wird, determiniert den sogenannten Integrationspfad. Sind die kompen- 
sierten Kreuzpreiseffekte nicht symmetrisch, kann das Marshallsche Wohlfahrts- 
maß für jeden Integrationspfad einen anderen Wert annehmen. Nur im Fall 
homothetischer oder quasi-homothetischer Präferenzordnungen ist die Konsu- 
mentenrente wohldefiniert.d Dies impliziert lineare Engel-Kurven, die im Fall 
der Homothetie sogar durch den Koordinatenursprung verlaufen müssen. 


Die Hicksschen Wohlfahrtsmaße in Gestalt der Kompensations- und Äquiva- 
lenzvariation vermeiden dieses Problem, da die Kreuzpreisableitungen für 
kompensierte Nachfragefunktionen symmetrisch sind, was notwendig und 
hinreichend für die Pfadunabhängigkeit des Integrals (2-4) ist - wie von Taka- 
yama (1982, 1984) aufgezeigt wurde. Im Hinblick auf die Beurteilung der an 
Hotelling anknüpfenden Arbeiten zum - schon durch Hicks gelösten "Pfadab- 
hängigkeitsproblem" - sei daher an dieser Stelle Deaton (1986, S. 1828f.) zitiert: 
"There is no valid theoretical or practical reason for ever integrating under a 
Marshallian demand curve. The very considerable literature discussing the 
practical difficulties of doing so (the path-dependence of the integral, for 
example) provides a remarkable example of the elaboration of secondary non- 
sense which can occur once a large primary category error has been accepted; 
the emperor with no clothes, although quite unaware of his total nakedness, is 
continuously distressed by his inability to tie his shoelaces." 


Auf die Hickssche Korrektur der Dupuit-Marshall-Analyse und die dadurch 
induzierte "Rehabilitation" des Konsumentenrentenkonzepts” soll im folgenden 
eingegangen werden. 


7 Dieses Problem wurde zuerst erkannt von Hotelling (1938) und danach analysiert von Mohring (1971), 
Silberberg (1972), Burns (1973), Hulten (1973), Foster/Neuburger (1974), Glaister (1974), Turvey (1974), 
Dahlby (1977), Bruce (1977), Burns (1977) und zuletzt Takayama (1982, 1984). 


8 Zum formalen Beweis vgl. Chipman/Moore (1976). 
9 Vgl. Hicks (1941, S. 108ff). 
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2.2. Die Hicksschen Wohlfahrtsmaße: Äquivalenz- und Kompensationsvariation 


Angenommen sei eine Preis- und Einkommensänderung von pg auf p4 bzw. von 
yg auf y4, die durch die Besteuerung hervorgerufen wurde. 


Unter der Kompensationsvariation (KV) wird dann der Einkommensbetrag ver- 
standen, den man dem Konsumenten in der Situation 1 (nach der Durchführung 
der Besteuerungsmaßnahme) bezahlen muß (KV > 0) bzw. höchstens entziehen 
dürfte (KV < 0), um ihn nutzenmäßig genauso wie in der Ausgangssituation 0 zu 
stellen. Bezeichnet man mit v die indirekte Nutzenfunktion, ist die KV durch die 
Gleichung 


(2-6) v(po»Yo) = Y(Pı'Yı ~ KV) 


implizit definiert, wobei pg und yg der Preisvektor bzw. das Einkommen für die 
Basisperiode, p] und yı der Preisvektor bzw. das Einkommen in der Periode 
nach der Besteuerung sind. Dieses Wohlfahrtsmaß verwendet also die neuen 
Preise und die neuen Einkommen als Basis und fragt, welche Einkom- 
mensänderung notwendig wäre, um beim Konsumenten die Preis- und Einkom- 
mensänderung zu kompensieren. 10 


Die Äquivalenzvariation (ÄV) ist durch den Einkommensbetrag definiert, den 
man dem Konsumenten in der Ausgangssituation 0 mindestens bezahlen müßte 
(ÄV > 0) bzw. höchstens wegnehmen dürfte (ÄV < 0), um ihn nutzenmäßig wie 
zu dem neuen Zustand zu stellen. Formal entspricht dieser Definition die Glei- 
chung 


(2-7) v(p],Yı) = V(PgıYo + AV). 


Die ÄV fragt also danach, welche Einkommensänderung bei gegenwärtigen 
Preisen äquivalent zur vorgeschlagenen Änderung ist. Bei einer Steuersatzerhö- 
hung ist die ÄV folglich negativ definiert. 


Beide Größen unterscheiden sich also hinsichtlich des Vergleichszeitpunktes: 
Während die ÄV den Statusquo als Referenzsituation verwendet, stellt die KV 
ein auf die neue Situation, also nach der staatlichen Maßnahme bezogenes Maß 
dar. Die KV benutzt somit die Periode 0 als Referenzzeitpunkt (ex-ante-Kon- 
zept), die ÄV die Periode 1 (ex-post-Analyse). Gemäß ihrer Definition ist die 
KV bei einem Wechsel von der alten zur neuen Situation gleich der negativen 


10 KV und ÄV werden manchmal auch nur für Preisänderungen (bei konstantem Einkommen) betrachtet, so 
etwa bei Hausman (1981b, 1985a), Deaton/Muelibauer (1980b), Deaton (1986), King (1983a,b,c), Auerbach 
(1985) sowie Varian (1985). In diesen Arbeiten wird nur der Effekt der Preisänderungen beim Nutzenniveau 
vor (KV) und nach der Reform (ÄV) betrachtet. Diese Definition ist jedoch nicht ausreichend. Die hier be- 
nutzte exakte Definition findet sich auch bei McKenzie (1983), Alheim/Rose (1984) und Ebert (1987). 
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kompensierenden Einkommensvariation beim Übergang von der neuen zur alten 
Allokation, das heißt die ÄV einer Steuererhöhung ist gleich der KV der Revi- 
sion dieser Reform: 


(2-8) KV(O —> 1) = - Äv(1 —> 0). 


ÄV bzw. KV stellen jeweils die Differenz der Minimalausgaben dar, die der 
Konsument bei den Preisen pg (AV) bzw. pı (KV) tätigen muß, um das ur- 
sprüngliche Nutzenniveau (vg(pg;yo)) bzw. das neue Nutzenniveau (v1(p1,y1)) 
zu realisieren. Mit Hilfe der Ausgabenfunktion!1 e(v,p) lassen sich dann beide 
Konzepte explizit formalisieren: 


(2-9) KV = e(vy,P,) - e(Vo:P]) 
= e(p1,Y1,Pı) - e(PoıYorPı) = Yı 7 @(Pgr¥qQ- Py) 
(2-10) AV = e(V],Po) -~ e(Vg,Po) 


= e(p1,Y1,Po) - @(PorYorPo) = e(P1,Yı'Po) -~ Yo: 


KV und AV sind exakte Maße der Wohlfahrtsänderung infolge steuerlicher 
Maßnahmen, da sie sich nur hinsichtlich der Wahl des Referenzzeitpunktes 
unterscheiden.1? Die beiden Maße sind jedoch nur für den Vergleich zweier Zu- 
stände einer Ökonomie (bspw. vor und nach einer Steuerreform) gleichermaßen 
geeignet. 1? Bei einem Vergleich mehrerer alternativer Steuermaßnahmen auf 
Basis der KV treten Inkonsistenzen auf, da bei diesem Maß der jeweils nach 
Durchführung der Steuerreform gültige Preisvektor als Referenzpreisvektor mit 
der jeweiligen Reform wechselt, so daß keine einheitliche Vergleichsbasis für 
alle Steuerreformen gegeben ist. 14 Die KV verändert also fortlaufend die Basis- 
preise, während die ÄV die Basispreise beim Statusquo beibehält. Daher kann 
die KV nicht alle zu beurteilenden Reformen simultan miteinander vergleichen. 


Ein solches Eindeutigkeitsproblem weist die ÄV nicht auf, da alle Steuerrefor- 
men auf der Grundlage desselben Preisvektors pg miteinander verglichen wer- 


11 Die Ausgabenfunktion gibt für jedes vorgegebene Nutzenniveau v(p,y) den minimalen Einkommensbetrag 
an, der zur Erreichung dieses Nutzenniveaus bei den Preisen p erforderlich ist. Sie wird auch als Kostenfunk- 
tion bezeichnet; zur Ausgabenfunktion und ihren Eigenschaften vgl. etwa Deaton/Muellbauer (1980b, S. 
37ff), Phlips (1983, S. 132ff), Varian (1985, S. 126ff) und Deaton (1986, S. 1772ff). 


12 Vgl. Hausman (1981b, S. 665) und Auerbach (1985, S. 65ff). 
13 Zu den folgenden Ausführungen vgl. Kay (1980), King (1983a, S. 193) und Varian (1985, S. 272). 


14 Betrachtet man etwa zwei Preiserhöhungen aufgrund von zwei Steuerreformen, so kann die 
Kompensationsvariation durchaus zu KV (py ~> P4) < KV(Pg -> P2) führen, obwohl u, > u} gilt. Diese 
Inkonsistenz wurde erstmals von Foster/Neuburget (1974) Aufgezeigt; vgl. auch Hause 2 Cots), Mishan 
(1977) und Pauwels (1978, 1986). 
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den, "so daß mit Hilfe dieses Maßes eine eindeutige Rangordnung beliebig vieler 
Maßnahmen im Rahmen ein und derselben Skala aufgestellt werden kann."15 


Die AV ist somit für Vergleiche unterschiedlicher BesteuerungsmaBnahmen 
geeigneter als die KV. Sie erfüllt für die Ein-Personen-Welt die generell an ein 
Wohlfahrtsmaß zu stellenden Kriterien: 10 


- Sie ordnet die Zustände vor und nach der betrachteten Steuerreform in der 
Reihenfolge, wie sie durch die Präferenzordnung des repräsentativen Agen- 
ten vorgegeben wird. Sie gibt also an, ob das Individuum sich verbessert (AV 
> 0) oder verschlechtert (ÄV < 0) hat oder ob es indifferent gegenüber den 
Situationen 0 und 1 ist (AV = 0) (Ordnungs- bzw. Vorzeicheneigenschaft). 


- Sie kann über die Ausgabenfunktion empirisch aus en Güternach- 
fragefunktionen abgeleitet werden (Operationalität). 7 


- Sie kann in Geldeinheiten gemessen werden (Kardinalität). 
- Sie ist pfadunabhängig (präzise Definition). 


- Sie ermöglicht die simultane Vergleichbarkeit aller zu beurteilenden wohl- 
fahrtsstaatlichen Politikmaßnahmen (Monotonie).18 


2.3. Exakte Definition der Mehrbelastung einer Verbrauchsteuer 


Analog zur Auseinandersetzung um das richtige Maß der Konsumentenrente 
wird auch die Frage nach der Messung der Mehrbelastung in der Literatur kon- 
trovers diskutiert.19 Zur Klärung der unterschiedlichen "excess burden"-Kon- 
zepte wird nun die bisherige Analyse direkt auf das Problem der exakten Be- 
stimmung der Mehrbelastung einer Verbrauchsbesteuerung angewendet. 


Wie schon einleitend dargelegt, ergibt sich die Zusatzlast einer Besteuerung ge- 
nerell als der Wohlfahrtsverlust, der über die Staatseinnahmen T = zit;x; hinaus- 
geht20. Damit existieren nach den bisherigen Ausfiihrungen folgende Konzepte 


15 S. Alheim/Rose (1984, S. 300f). 


16 Vgl. Mohring (1971), McKenzie (1983, 1988, S. 10ff), Alheim/Rose (1984, S. 288ff) und Ebert (1987, S. 19f, 
1988, S. 263ff). 


17 Vgl. dazu Kapitel 8. 
18 Hierin liegt die Überlegenheit der ÄV gegenüber der KV. 


19 Vgl. Mohring (1971), Diamond/McFadden (1974), Kay (1980), Pazner/Sadka (1980), Stutzer (1982), Zabalza 
(1982) und Pauwels (1986). Zu einem Überblick über die in der Literatur behandelten Maße vgl. Auer- 
bach/Rosen (1982), Auerbach (1985, S. 69ff) und Ebert (1988, S. 263ff). 


20 So Auerbach (1985, S. 67): "The deadweight loss from a tax system is that amount that is lost in excess of 
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für die Messung der Wohlfahrtseinbußen einer Besteuerung: 21 


(2-11) EBgy = - KV - AT 
(2-12) EBsy = - Av - AT 
(2-13) EBy, = - MA - AT. 


(2-13) entspricht dem Harberger-Maß EByy, (2-5) für den Fall der linearen 
Approximation. Nach den Ausführungen in Abschnitt 2.1 und 2.2 ist es evident, 
daß die Maße EByy bzw. EBiy für den hier betrachteten Fall einer Reform 
der indirekten Besteuerung die exakten Größen zur Quantifizierung des "dead- 
weight loss" in einer Ein-Konsumenten-Welt darstellen. 22 Abbildung 2.3 zeigt 
die 3 verschiedenen Flächen des Verlustes an Konsumentenrente bei einer 
Preisänderung, die durch die Verbrauchsbesteuerung für den repräsentativen 
Haushalt hervorgerufen wird. 


x(p,Y) 


Abbildung 2.3: Zusatzlasten nach Hicks und Marshall 


Dabei wird das Steueraufkommen durch die Fläche T repräsentiert, A + B ist 
die Zusatzlast nach Marshall, A + B + C die Mehrbelastung gemäß der 
Kompensationsvariation und A die nach der Äquivalenzvariation. Entsprechend 
den Größenordnungen bei den Flächen gilt für "normale Güter" 


|EBKy!2]EBya!2|EBAvI. 


what government collects.” 


21 Dabei ist zu beachten, daß alle 3 Maße für eine Steuererhöhung negativ definiert sind und damit eine 
Nutzeneinbuße messen. Davon ist die Änderung des Steueraufkommens zu subtrahieren. Wird nun eine 
Steuer eingeführt ergibt sich der Betrag -T alsaT. In den obigen Gleichungen resultiert also die jeweilige Zu- 
satzlast als Differenz zwischen dem Negativen der Wohlfahrtsmaße und dem durch die Besteuerung erzielten 
zusätzlichen Steueraufkommen. Die Mehrbelastung ist also für alle 3 Fälle als positiver DM Betrag definiert; 
vgl. auch King (1983a, S. 192f) und Alheim/Rose (1984, S. 302f). 


22 So auch Hausman (1981b) und McKenzie/Pearce (1976, 1982). 
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Lehnt man das Maß EByy a, bzw. EByy, aus den oben diskutierten Gründen ab, 
so wird deutlich, daß es - analog zur Diskussion um die Konsumentenrente - 
prinzipiell nur zwei substantielle Konzepte der "excess burden" gibt, nämlich 
EBxy und EB ky? So definieren Diamond/McFadden (1974, S. 11) die Zu- 
satzlast als "the loss or excess of income we must give a consumer to restore him 
to his pretax indifference curve over the tax revenue collected from him." Diese 
Definition basiert auf der Situation vor Steuern und führt zum Maß EBxy. 


Dagegen definieren Mohring (1971), Kay (1980, S. 115), Stutzer (1982) und Za- 
balza (1982) die Zusatzlast als den Betrag, den man den Konsumenten über die 
Steuereinnahmen hinaus entziehen und ohne Nutzeneinbuße "wegwerfen" 
könnte, falls die Staatseinnahmen über die allokationsneutrale Pauschbesteue- 
rung realisiert wiirden.24 Diese Position zielt auf die Situation nach Steuern ab 
und führt zum Maß EBA vy. Berücksichtigt man die mögliche Inkonsistenz der 
KV bei multiplen Steuerreformen, ist das exakte Maß der Mehrbelastung einer 
Verbrauchsbesteuerung im Ein-Konsumenten-Fall der Indikator EB Äy. 5 Da- 
mit gilt: 


Die Zusatzlast einer Verbrauchsteuer ist die Differenz zwischen dem erzielten 
Steueraufkommen und dem Einkommensbetrag, den man einem Konsumenten 
in der Ausgangssituation vor Steuern maximal entziehen könnte, damit er sich 
nicht schlechter als nach der Besteuerung stellt. 


Formal entspricht dieser Definition die Gleichung 
(2-14) EBsy = - ÄV - AT = e(Vo:Po) - e(v],Po) - AT. 


Die Minimierung der gemäß (2-14) definierten Zusatzlast bei Beachtung der 
Aufkommensneutralität und bei Realisierung einer "gerechten" Einkommensver- 
teilung ist Ziel der wohlfahrtsoptimalen Besteuerung, die nun dargestellt werden 
soll. 


23 Vgl. Auerbach (1985, S. 67ff) und Ebert (1988, S. 264ff). 


24 Das Steueraufkommen einer solchen allokationsneutralen Pauschsteuer ist gleich dem negativen Betrag 
ihrer AV, so daß diese Besteuerungsform keine Mehrbelastung hervorruft und daher die sogenannte "first- 
best"-Lösung darstellt; vgl. zur "first-best"-Lösung und der Unmöglichkeit ihrer Realisierung Kapitel 3. 


25 Vgl. Ebert (1988, S. 264ff) und Alheim/Rose (1984, S. 302). Bei der Würdigung des MaBes EB Av ist jedoch 
zu beachten, daß eine Beurteilung der Wohlfahrtseffekte von Steuerreformen aufgrund der Gleichung (2-14) 
dem Vergleich der Steuermaßnahmen gemäß Beziehung (2-12) äquivalent ist. Das Maß EB; y stellt daher 
keinen eigenständigen Wohlfahrtsindikator dar, sondern nur eine Umformulierung des Variationsmaßes 
ÄV. Daher schlagen Alheim/Rose (1984, S. 305) und Genser (1984, S. 117ff) vor, auf das Konzept der Zu- 
satzlast völlig zu verzichten und Steuermaßnahmen allein nach der Äquivalenzvariation zu beurteilen. 
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Kapitel 3: Erkenntnisgegenstand der optimal taxation (OT) 


Welche Konsumgüter sollen wie hoch belastet werden? Wie sollte ein 
Verbrauchsteuersystem unter Allokations- und Distributionsaspekten ausge- 
staltet sein? Wie progressiv sollte der Einkommensteuertarif verlaufen? Wie soll 
das Verhältnis zwischen direkter und indirekter Besteuerung aussehen? 


Diese Fragen sind zentraler Gegenstand jeder finanzwissenschaftlichen Steuer- 
lehre und haben die Vertreter dieser Disziplin seit mehr als zwei Jahrhunderten 
beginnend bei Smith, Mill, Dupuit und Edgeworth über Wicksell, Pigou und 
Ramsey bis heute beschäftigt. Wichtige Beiträge zu dieser Problematik lieferten 
auch Boiteux (1956) und Samuelson (1951, wiederabgedruckt 1986), aber erst 
mit dem Aufkommen der optimal taxation (OT) Anfang der 70-er Jahre sind die 
angeschnittenen Fragen wieder in den Mittelpunkt der wissenschaftlichen 
Diskussion gerückt. 


Bevor in den nächsten Kapiteln auf diesen Theorieansatz näher eingegangen 
wird, soll zunächst sein Erkenntnisgegenstand näher beleuchtet werden. 


3.1. Der Zweite Wohlfahrtssatz als Ausgangspunkt der OT 


Ausgangspunkt der wohlfahrtsoptimalen Besteuerung ist der Zweite Hauptsatz 
der Wohlfahrtsökonomie. Danach läßt sich unter bestimmten Annahmen an die 
Technologie der betrachteten Ökonomie und an die Präferenzstruktur der Kon- 
sumenten jede beliebige pareto-optimale Allokation mit Hilfe eines Systems von 
Kopfsteuern bzw. Kopftransfers über den Marktmechanismus realisieren. Das 
Pareto-Optimum wird dann bei nutzen- und gewinnmaximalem Verhalten der 
Wirtschaftssubjekte durch ein Kopfsteuer- und Preissystem realisiert. Diese Lö- 
sung von Allokationsproblemen, bei denen der Fiskus auf ein System von Kopf- 
steuern und Einkommenstransfers zurückgreifen kann, wird als Erstbeste Lö- 
sung ("first best") bezeichnet. 


Der zweite Wohlfahrtssatz impliziert damit direkt die Überlegenheit von allo- 
kationsneutralen Pauschsteuern ("lump sum"-Steuern), das heißt von Steuern, 
die unabhängig vom Verhalten des einzelnen Steuerträgers erhoben werden. 
Steuerobjekte sind in diesem Fall nichtökonomische Tatbestände wie Fähigkei- 
ten, Geschlecht oder Alter einer Person. Sie sind zwar auf das Steuerobjekt be- 
zogen, liegen aber nicht in seinem Einflußbereich (invariable Charakteristika des 
Steuerträgers). Daher kann das Individuum auf die Besteuerung nicht durch 
eine Steuervermeidung in Form von Substitutionseffekten reagieren; "Lump 
sum"-Steuern bewirken nur einen Einkommenseffekt in Form des Kaufkraftent- 
zugs aus dem privaten Sektor, aber keinen Substitutionseffekt, also auch keine 
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Mehrbelastung im allokationstheoretischen Sinn. Sie treiben keine Keile zwi- 
schen Produzenten- und Konsumentenpreise und stören daher nicht die alloka- 
tive Lenkungsfunktion des Preissystems. Unter der Prämisse, daß das marktwirt- 
schaftliche System von sich aus (das heißt ohne staatliche Aktivität) effizient 
funktioniert und daß auch von der Verwendung des Steueraufkommens keine 
allokationsschädlichen Wirkungen ausgehen, sind Pauschsteuern die gesuchte 
"erstbeste" Lösung der Theorie optimaler Besteuerung. 


3.2. Fehlende Operationalisierbarkeit der "first best"-Lösung 


Es ist jedoch zu beachten, daß Pauschsteuern finanzpolitisch nicht praktikabel 
sind. Theoretisch könnten sie zwar von jedem Individuum in unterschiedlicher 
Höhe abverlangt werden; fraglich ist nur, woran sich diese Unterschiede ori- 
entieren sollen.! "Wären sie nicht willkürlich, sondern würden sie sich an öko- 
nomischen Kriterien orientieren, dann verlören diese Steuern schon wieder ih- 
ren Pauschalcharakter, denn ökonomische Größen sind ja im allgemeinen beein- 
flußbar."2 Insofern kommen als reine Pauschsteuern nur Kopfsteuern, das heißt 
für jedermann gleiche Pauschsteuern oder Steuern, die rein zufällig (Lotterie- 
verfahren) erhoben würden, in Betracht. Derartige Abgaben wären, wenn sich 
mit ihnen überhaupt das gewünschte Steueraufkommen erzielen ließe, doch ver- 
teilungspolitisch unerträglich. 


Eine zweite Möglichkeit der allokationsneutralen Besteuerung könnte in der 
Auferlegung einer Steuer auf Güter und Faktoren bestehen, welche die Preisre- 
lationen unverändert läßt, also aus der Sicht der Haushalte die Güter- und 
Faktorpreise um den gleichen Prozentsatz anhebt (Einheitssteuer auf jede 
Verwendung von Ressourcen). Bei einer solchen Steuer verhält sich der 
Konsumentenpreis des besteuerten Gutes proportional zu den Grenzkosten die- 
ses Gutes, die pareto-optimale Allokation der Ressourcen wird durch die 
Besteuerung nicht gestört. Verteilungsziele könnten dann durch "lump sum"- 
Transfers realisiert werden. 


Aber: Eine solche Steuer erbrächte insgesamt kein Nettosteueraufkommen, weil 
den Steuererträgen aus der Güterbesteuerung entsprechende Steuerverluste 
(Subventionen) aus der Faktor-"Besteuerung" gegenüberstünden. Bei fehlenden 
Residualgewinnen würde nämlich das aus der Erhöhung der Konsumentenpreise 


1 Würden zum Beispiel unterschiedliche Fähigkeiten als Bemessungsgrundlage verwendet, müßte der Staat 
genaue Informationen über die individuellen Fähigkeiten eines jeden Zensiten besitzen, um das Distribu- 
tionsziel allokationsneutral realisieren zu können. Tatsächlich liegen dem Fiskus entweder solche Infor- 
mationen nicht vor oder die Zensiten tendieren aufgrund der Einkommenstransfers dazu, falsche Angaben 
über ihre tatsächlichen Fähigkeiten zu machen (sogenannte Nichtanreizvertraglichkeit von Kopfsteuern); 
vgl. Wiegard (1982a, S. 160). 


2 Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 708). 
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erzielte Steueraufkommen gerade benötigt, um die gewünschte Erhöhung der 
Faktorpreise zu finanzieren. Außerdem läßt sich der Verbrauch aller Güter 
nicht direkt besteuern (zum Beispiel Besteuerung des Konsums an Freizeit, 
Hausfrauenarbeit etc.).4 


Diese fehlende finanzpolitische Praktikabilität der "first best"-Lösungen ist kon- 
stitutiv für die OT. Sie geht davon aus, daß es keine brauchbaren allokations- 
neutralen Steuersysteme gibt. Die Wirtschaftssubjekte reagieren vielmehr auf 
das ihnen auferlegte Steuersystem mit ihren eigenen Nutzenoptimierungen, und 
der Fiskus hat mangels anderer Informationen die Ergebnisse dieser in- 
dividuellen Nutzenmaximierungen als Restriktion seiner zulässigen Steuerpolitik 
zu akzeptieren. Die bei der Optimierung auftretenden Substitutionseffekte 
verursachen die Mehrbelastung, die unter Beachtung des Verteilungsziels mini- 
miert werden soll. 


3.3. Die OT als Spezialfall der Theorie des Zweitbesten 


Damit gelangt man in den Bereich der sogenannten Theorie des Zweitbesten 
("second best"), die dadurch charakterisiert ist, daß über die technologischen 
Restriktionen und Marktgleichgewichtsbedingungen hinaus politisch und/oder 
institutionell begründete und vermeintlich unabänderbare Nebenbedingungen 
existieren, die die vollständige Realisierung der paretianischen Optimalbedin- 
gungen ausschließen.” In diesem Zusammenhang ist damit insbesondere die Be- 
schränkung gemeint, daß Pauschsteuern als staatliche Einnahmeinstrumente 
nicht zur Verfügung stehen. Die Theorie optimaler Besteuerung macht sich 
dann die grundlegende Erkenntnis der Theorie des Zweitbesten zunutze, die wie 
folgt lautet: Kann in einem oder mehreren Bereichen der Volkswirtschaft die 
optimale Politik nicht durchgeführt werden, so kann es sinnvoll sein, auch in an- 
deren Sektoren der Ökonomie von den ein Pareto-Optimum charakterisieren- 
den Bedingungen abzuweichen.© 


Wiirde zum Beispiel die dem steuerpolitischen Ideal entsprechende Besteuerung 
der individuellen Fahigkeiten durch eine in bezug auf ihre Effizienzwirkungen 
unvollkommene Einkommensteuer approximiert, kann und wird es im allgemei- 
nen sinnvoll sein, auch auf den Gütermärkten von einer Realisierung der 
paretianischen Optimalbedingungen abzusehen. Das impliziert aber, daß eine 
Besteuerung von Gütern finanzpolitisch rational sein kann. Der wesentliche 


Vgl. Sandmo (1981, S. 79). 

Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 709). 
Vgl. Wiegard (1982a, S. 159). 

Vgl. Wiegard (1982a, S. 159; 1982b, S. 433). 
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Grund für diese Maßnahme ist darin zu sehen, daß so die mit der Erhebung der 
Einkommensteuer verbundenen Unvollkommenheiten teilweise kompensiert 
werden können. 


Die Theorie optimaler Besteuerung beschäftigt sich also mit dem Auffinden von 
zweitbesten Lösungen in dem Sinne, daß der Lösungsraum der zu op- 
timierenden Variablen (das heißt die Zulassung möglicher Steuersysteme) a 
priori durch die Vorgabe bestimmter Nichtpauschsteuern eingegrenzt ist. Unter 
der Prämisse des Nichtzulassens von "first best"-Lösungen ist dann jenes steu- 
erpolitische Instrumentarium zu ermitteln, das die Ungleichheit der Verteilung 
von Einkommen oder Gütern reduziert und gleichzeitig die für die Erfüllung der 
staatlichen Zielvorgaben erforderlichen Ressourcen in den öffentlichen Sektor 
auf effiziente Weise transferiert.’ 


Nach der Art dieser vorgegebenen zugelassenen Steuern lassen sich die OT- 
Analysen grob in drei Kategorien einteilen: 


- Analysen, die nur Konsumgütersteuern zulassen ("optimal commodity taxa- 
tion"), 


- Analysen, die nur Einkommensteuern zulassen ("optimal income taxation") 
und 


- Analysen, die sowohl direkte als auch indirekte Steuern zulassen ("optimal 
direct and indirect taxation"). 


3.4. Terminologische Abgrenzung der Steuerarten 


Zur Definition der Steuerarten wird das Kriterium der personalbezogenen 
Ausgestaltung einer Steuer herangezogen.® Danach können direkte Steuern den 
persönlichen Merkmalen des Steuerzahlers angepaßt werden (stellen quasi Per- 
sonalsteuern dar), während indirekte Steuern Transaktionen belasten, die unab- 
hängig von persönlichen Merkmalen des Zensiten sind (also gewissermaßen mit 
Objektsteuern zu identifizieren sind). Damit ergibt sich folgende tariftypische 
Ausgestaltung der Einzelsteuern: 


indirekte Steuer differenzierte Verbrauchsteuer (Steuer mit unter- 
schiedlichen Sätzen für unterschiedliche Güter und 
Dienstleistungen). 


7 Vgl Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 707f). 
8 Vgl. Atkinson (1981, S. 94f) und Atkinson/Stiglitz (1980, S. 427). 
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Übergangsformen einheitliche Verbrauchsteuersätze auf alle Güter und 
Dienstleistungen; sie entspricht einer proportionalen 
Besteuerung der Konsumausgaben und bei Äquivalenz 
von Einkommen und Konsum auch einer proportionalen 
Einkommensteuer. 


direkte Steuer Kopfsteuer, linear direkte Steuer (konstanter Grenzsteu- 
ersatz), nicht-lineare direkte Steuer (variabler Grenz- 
steuersatz). 


Im Extremfall stellt sich das Entscheidungsproblem des Staates also als Wahl 
zwischen einer Einkommensteuer mit variablem Grenzsteuersatz und einer Ver- 
brauchsteuer mit unterschiedlichen Steuersätzen für unterschiedliche Güter- 
gruppen dar. 


3.5. Gang der theoretischen Untersuchung 


Zur Strukturierung der Problemlösung wird in Kapitel 4 nur die Verbrauchsbe- 
steuerung als Instrument zur Realisierung des Steueraufkommens zugelassen, di- 
rekte Steuern also ausgeschlossen. Kapitel 5 behandelt dann den umgekehrten 
Fall und unterscheidet zwischen linearer und nicht-linearer Einkommensteuer. 
Kapitel 6 stellt das Gesamtmodell unter Einbeziehung aller Steuerarten und des 
Effizienz- und Verteilungszieles dar. Kapitel 7 berücksichtigt schließlich den Sta- 
tusquo in Form der Steuerreformtheorie. 
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Kapitel 4: Optimale Verbrauchsbesteuerung 


In diesem Kapitel sollen Kriterien für die optimale Struktur des Verbrauchsteu- 
ersystems abgeleitet werden. Die Existenz weiterer Steuern wird zunächst ver- 
nachlässigt. Als finanzpolitische Zielkategorie wird in Abschnitt 4.1 nur das Effi- 
zienzziel betrachtet. Die Integration von Verteilungsaspekten erfolgt dann in 
Abschnitt 4.2. 


4.1. Allokationsoptimale Verbrauchsteuersysteme ("Ramsey-Modell") 


Die Beschränkung auf Effizienzaspekte wird dadurch sichergestellt, daß nur ein 
repräsentativer Konsument betrachtet wird. Soziale Wohlfahrtsfunktion und 
Nutzenfunktion des repräsentativen Agenten sind dann identisch. Dieses Vor- 
gehen hat in der OT-Literatur eine gewisse Tradition und reicht vom ersten Li- 
teratursurvey von Sandmo (1976, wiederabgedruckt 1981) bis zum jüngsten aus 
der Feder des gleichen Autors (Sandmo, 1987).1 


Die Frage, der in diesem Abschnitt primär nachgegangen werden soll, lautet wie 
folgt: Sollte eine unter Effizienzaspekten optimale Verbrauchsbesteuerung mit 
einem für alle Güter einheitlichen Satz oder aber mit nach Gütern differenzier- 
ten Steuersätzen erfolgen? Falls unterschiedliche Steuersätze optimal sind, nach 
welchen Kriterien sollte diese Differenzierung vorgenommen werden? 


Den folgenden Ausführungen liegt ein allgemeines Gleichgewichtsmodell zu- 
grunde, das allerdings so einfach wie möglich konstruiert ist. Neben der An- 
nahme eines repräsentativen Konsumenten wird außerdem davon ausgegangen, 
daß die Produzentenpreise konstant sind, die Transformationskurve also linear 
verläuft. In diesem Fall kann auf die explizite Formulierung des produzierenden 
Sektors der Modellökonomie verzichtet werden. 


Dies bedeutet aber keine echte Einschränkung: Die Besteuerungsregeln bleiben 
qualitativ unverändert, wenn von konstanten Skalenerträgen und variablen 
Produzentenpreisen ausgegangen wird.2 Diese Aussage gilt auch für die 
Einbeziehung öffentlicher Güter und externer Effekte in die Analyse.> 


1 Vgl. auch Wiegard (1987b, S. 236ff) und Kaiser (19868). 


2 Für OT-Analysen unter der Einbeziehung der Produktionsseite vgl. Diamond/Mirrlees (1971), Mirrlees 
(1972), Dasgupta/Stiglitz (1972), Wiegard (1976) und als Survey Stern (1987a). 


3 Zu OT-Arbeiten mit Öffentlichen Gütern sei auf Spahn/Kaiser (1988) sowie die Arbeiten von Atkin- 
son/Stern (1974), Bhatia (1975), Wildasin (1979, 1984), Sandmo (1982) und King (1986) verwiesen. Für die 
Einbeziehung meritorischer Güter in Probleme der "second best"-Besteuerung empfiehlt sich Wen- 
zel/Wiegard (1981). Den Zusammenhang zwischen externen Effekten und optimaler Verbrauchsbesteuerung 
behandelt Sandmo (1975). 
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4.1.1. Der Optimierungsansatz mit einer indirekten Nutzenfunktion 
4.1.1.1. Modellprämissen 
4.1.1.1.1. Der Haushalt 


Betrachtet wird zunächst eine Ein-Konsumenten-Welt, in der nur ein 
(repräsentativer) Haushalt dem Staat gegenübersteht. Die Annahme dieses re- 
präsentativen Haushalts ist äquivalent mit der Unterstellung identischer Indivi- 
duen4, was die Zielsetzung der folgenden Analyse expliziert: Verteilungsaspekte 
werden ausgeklammert, es werden nur allokative Fragestellungen analysiert. 


Die indirekte Nutzenfunktion v(p,y)> dieses Haushalts als das Nutzenmaximum, 
das bei gegebenen Konsumentenpreisen p und Haushaltseinkommen y reali- 
sierbar ist, weist die üblichen neoklassischen Eigenschaften auf (homogen vom 
Grade 0 in p und y, quasi-konvex, nicht zunehmend in p und nicht abnehmend in 
y, stetig bei allen Preisen) und beschreibt die als konvex, monoton, stetig, voll- 
ständig und transitiv angenommene Präferenzordnung des Haushalts. 


Bei variabler Arbeitszeit 1 und dem gegebenen Netto-Lohnsatz w folgt die Bud- 
getrestriktion eines nur Arbeitseinkommen erzielenden, nicht sparenden und 
sich nicht verschuldenden Haushalts mit der Äquivalenz von Konsum und Ein- 
kommen (Arbeitslohn als einzige Einkommensquelle): z;p;x; = wl. 


4.1.1.1.2. Die Produzenten 


Die Produzentenpreise q; werden vereinfachend als Konstant unterstellt und auf 
1 normiert, was zusammen mit dem ebenfalls als konstant unterstellten Lohnsatz 
für den einzigen Produktionsfaktor Arbeit konstante Grenzkosten für jedes Gut 
impliziert. Aus diesen fixen Lohnkosten resultiert eine Normierung der Men- 
geneinheiten des Konsums der besteuerten Güter: Gemäß p; = 1 + t; können 
daher Anderungen der Konsumgüterpreise p; nur durch Anderung der Steuer- 
sätze t; verursacht werden. Die konstanten Grenzkosten für die Produzenten 


4 Die Substitution identischer Präferenzordnungen durch einen repräsentativen Haushalt im Sinne einer rei- 
nen Allokationszielsetzung wird von nahezu allen Autoren vorgenommen; vgl. etwa Diamond/Mirrlees 
(1971), Sandmo (1981, S. 70f), Wiegard (1976, S. 197) und Atkinson/Stiglitz (1972, S. 102). 


5 Diese Funktion ordnet jedem Lohn-Preis-Vektor denjenigen Nutzenindex zu, den der Haushalt erreicht, 
wenn er seine "direkte" Nutzenfunktion u(x,l) mit x als Konsumgut und 1l als Arbeitszeit unter seiner 
Budgetrestriktion 2,p;x; = wl maximiert; vgl. Varian (1985), Phlips (1983, S. 27f), Powell (1974, S. 23) und 
Deaton/Muellbauer (1980b, S. 38). 


6 Diese Annahmen sind notwendig, um überhaupt aus den Präferenzordnungen eine Nutzenfunktion ableiten 
zu können, die zweimal differenzierbar ist; vgl. Varian (1985), Phlips (1983, S. 4ff) und Deaton/Muellbauer 
(1980b, S. 26ff). 
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implizieren darüber hinaus eine Produzentenrente von null und somit in einem 
Preis-Mengen-Diagramm ein vollkommen elastisches Angebot (vgl. die Ab- 
bildungen 2.1 bis 2.3 in Kapitel 2). 


4.1.1.1.3. Der Staat 


Dem Staat soll ein vorgegebenes Steueraufkommen in bestimmter Höhe Tg zu- 
fließen (Steueraufkommensrestriktion; Trennung von Staatseinnahmen und 
Staatsausgaben). Zu diesem Zweck wird eine Mengensteuer auf alle Konsumgü- 
ter (mit Ausnahme des Gutes "Freizeit") mit einem Steuersatz t; pro Einheit der 
vom Haushalt erworbenen Konsumgütermenge x; erhoben, woraus die Budget- 
restriktion des Staates in Form der Gleichung Tg = zit;x; resultiert. Bezüglich 
der Verwendung des Steueraufkommens wird angenommen, daß sie hinsichtlich 
der privaten Güterallokation neutral erfolgt. 


4.1.1.1.4. Weitere Prämissen 


Außer den erwähnten und modellierten Annahmen über das Verhalten von 
Haushalten, Produzenten und Staat geht das Modell von folgenden weiteren 
Prämissen aus: 


- Das Ausgangsgleichgewicht der Volkswirtschaft ist pareto-effizient. 
- Von Kosten der Steueradministration wird abgesehen. 
- Es liegt ein statisches und deterministisches Modell vor, das heißt von 


Zeitaspekten wird abstrahiert und die Wirtschaftssubjekte besitzen vollkom- 
mene Voraussicht und Information. 


4.1.1.2. Modellrechnung 
4.1.1.2.1. Der Optimierungsansatz 


Das Ziel eines exogen vorgegebenen wohlmeinenden Finanzpolitikers besteht in 
der Maximierung der indirekten Nutzenfunktion des repräsentativen Haushalts 
unter der Steueraufkommensrestriktion des Staates. Damit erhält man die La- 
grange-Funktion: ’ 


(4-1) L = v(p,y) + u(2;t;%; - To)- 


Als Kontrollvariable des Finanzpolitikers stehen ihm die Veränderung der Nach- 
fragemengen des Haushalts (die nachgefragten Mengen hängen implizit von den 
Steuersätzen ab) und das Arbeitsangebot des Haushalts zur Verfügung. 


7 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 372). 
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Die Besteuerung soll so erfolgen, daß die durch sie verursachten Allokationsver- 
zerrungen in Form des Auftretens von Substitutionseffekten minimiert werden. 
Die Pareto-besten Steuersätze eines nur eine zweitbeste Lösung zulassenden 
Verbrauchsteuersystems sind dann diejenigen, bei denen die indirekte Nutzen- 
funktion des repräsentativen Haushalts unter der Nebenbedingung eines 
vorgegebenen staatlichen Steueraufkommens ein Maximum erreicht. 


4.1.1.2.2. Die Herleitung der Bedingungen 1. Ordnung 


Die Bedingungen erster Ordnung für ein Maximum der Lagrange-Funktion, bei 
der nur die Steuersätze (und damit die Nachfragemengen) als Kontrolivariable 
behandelt werden, sind 


(4-2) 6L/ 5p, = 5v/ 6p, + UX, + n2;t; (6x5 /dp,) = 0 k=1=,..., N 
und 
(4-3) 6L/Su = 2;t;x; = To = 0. 


Bei der Modifikation der Bedingung (4-2) im Hinblick auf die "second best"- Lö- 
sung wird nun zunächst die Roysche Identität verwendet: 


(4-4) sv/öp, = = (5v/6 (wl) ) x, = - QX,- 

Setzt man (4-4) in (4-2) ein, klammert aus und stellt um, ergibt sich 
(4-5a) w(x, + £,t; (6x; /6p,)) = axy. 

Weitere Umformungen führen zu 

(4-5b) Dit; (6x; /6p,) = Xj / | - X% =T (1 - a/u) Xy- 


An dieser Stelle wird die Slutsky-Gleichung!0 fiir die Modellrechung verwendet, 
die die Steigung der Marshallschen Nachfragefunktion 6x;/sp, mit der der 
Hicksschen kompensierten Nachfragefunktion S;, verbindet: 


= 6x;/5py,|y - X (6x; /6(w1)) i,k = 1, aoe yp Nn. 


Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 711). 


9 Diese besagt, daß der Nutzenzuwachs aus einer Preissenkung Sv/öp, gleich dem Produkt aus dem Grenz- 
nutzen des Einkommens & und der konsumierten Menge des Gutes x ist. Vgl. dazu Varian (1985), Phlips 
(1983, S. 29) und Formel (2-2). 


10 Die Slutsky-Gleichung beschreibt die Nachfragereaktion des Haushalts auf eine Preisänderung der 
nachgefragten Güter durch einen Substitutions- und einen Einkommenseffekt; vgl dazu Varian (1985, S. 
135ff), Phlips (1983, S. 40ff) und Deaton/Muellbauer (1980b, S. 45). 
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Die Verwendung dieses Konzeptes bedeutet die Eliminierung des Einkommens- 
effektes; da der Substitutionseffekt eindeutig in dem Sinne ist, daß er ein positi- 
ves Vorzeichen für das relativ billiger werdende Gut aufweist, ist die Preiselasti- 
zität der Nachfrage immer kleiner als null.11 


Setzt man (4-6) in (4-5b) ein, erhält man 


(4-7) 2;t;5;x = =- (1 - zit; (6x5 /6 (wl) ) = a/u)%.- 


Wird die Symmetrie der Slutsky-Gleichung hinsichtlich ihrer zweiten partiellen 
Ableitungen nach der Konsumgüternachfragemenge ausgenutzt (Sj, = Sgi) und 
der Term vor x, mit e bezeichnet, 1? erhält man als Bedingung 1. Ordnung 3 die 
Gleichung 


(4-8) Zit;Sgi = - Oxy, 
die sogenannte Ramsey-Regel. 
4.1.1.3. Modellergebnisse 
4.1.1.3.1. Die Ramsey-Regel 


Gleichung (4-8) bestimmt die optimale Steuerstruktur durch die kompensierte 
Nachfrage nach den Konsumgütern Sç; und einen Proportionalitätsfaktor ə. 
Somit gilt:14 


Nach der Ramsey-Regel sind die Steuersätze so zu bemessen, daß ihre relativ 
gleiche Veränderung zu einer entgegengesetzten, relativ gleichen Variation der 
kompensierten Nachfrage nach allen Konsumgütern führen würde. 


Diese Regel vermittelt zunächst einmal die Einsicht, daß es bei der Beurteilung 
von Steuersystemen unter Effizienzgesichtspunkten primär auf die Veränderung 
der relativen Mengen, nicht aber auf relative Preisänderungen ankommt. Rele- 


11 Der Einkommenseffekt kann den Substitutionseffekt nicht konterkarieren, so daß etwa ein "Giffen’-Paradox 
ausgeschlossen werden kann. Die kompensierte Nachfrage verläuft dann gemäß der Slutsky-Gleichung im- 
mer steiler als die unkompensierte, was auch in der Abbildung 2.3 zum Ausdruck kommt. 


12 Vgl. Diamond/Mirrlees (1971, S. 262) und Sandmo (1987, S. 92). Ə kann dabei als der in Steueraufkommen 
ausgedrückte Wohlfahrtsgewinn bezeichnet werden, der sich ergibt, wenn eine marginale Umschichtung der 
Steuerlast von den indirekten Steuern zur "lump sum"-Steuer erfolgen würde; vgl. dazu ausführlich Stern 
(1987b, S. 32, 56f). 


13 Zu den Bedingungen 2. Ordnung sowie zu Problemen der Eindeutigkeit des Optimums vgl. Diamond/Mirr- 
lees (1971, S. 273ff) und Atkinson/Stiglitz (1980, S. 374f). 


14 Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 711f), Rose/Wiegard (1983, S. 48) und von Oehsen (1982, S. 59). 
Ramsey selbst geht allerdings von nichtkompensierten Nachfragemengen aus. Diese sind mit den kompen- 
sierten identisch, falls der Einkommenseffekt gleich null ist. Diese Prämisse ist von Ramsey wohl implizit 
unterstellt worden; vgl. Green (1975, S. 369) und von Oehsen (1982, S. 60). 
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vant sind dabei die einkommenskompensierten Nachfrageänderungen, also die 
den Substitutionseffekten entsprechenden Mengenanpassungen. Aber warum 
sollen im Optimum die steuerlich induzierten kompensierten Mengenänderun- 
gen für die besteuerten Güter gleich groß sein?1> 


pA 


Abbildung 4.1: Steueraufkommen und Zusatzlast nach Hicks 


Abbildung 4.1 hilft, eine ökonomische Erklärung für die Ramsey-Regel zu ent- 
wickeln. Abgebildet ist die kompensierte Nachfragefunktion nach einem Gut x 
(im Gegensatz zu Abbildung 2.2, wo die unkompensierte Nachfragefunktion dar- 
gestellt ist). Das steuerlose Ausgangsgleichgewicht sei durch (xg,pg) gegeben. 
Die Einführung einer Verbrauchsteuer zum Satz t führt zu dem neuen Gleich- 
gewicht (x1,p1). Das erzielte Steueraufkommen ist T = tpgxj und entspricht 
dem eingezeichneten Rechteck; die Zusatzlasten der Besteuerung können durch 
das markierte Dreieck mit der Fläche 1/2Axtpg ausgedrückt werden, mit Ax = 


[xq - xol- 


Analoges gilt für die Besteuerung anderer Güter, wobei zur Vereinfachung 
unterstellt wird, daß die Nachfragefunktionen unabhängig sind, die Kreuzsub- 
stitutionseffekte also verschwinden. Wie in Kapitel 2 dargelegt, ist ein Steuersy- 
stem unter Effizienzaspekten optimal, wenn die Zusatzlasten bei gegebenem 
Steueraufkommen ihren minimalen Wert annehmen. Dies ist unter den gemach- 
ten Prämissen dann der Fall, wenn die marginale "excess burden" pro zu- 
sätzlicher Steueraufkommenseinheit für alle besteuerten Güter gleich ist. In der 
Abbildung 4.1 wurde ein linearer Verlauf der Nachfragefunktion angenommen, 
so daß dann im Optimum auch das durchschnittliche Verhältnis von "excess bur- 
den" zu Steueraufkommen übereinstimmen muß. Für Gut x lautet dann der rele- 
vante Quotient 


15 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Wiegard (1987), S. 245ff). 
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1tpoAX 1AX l = ' = Š 
—_—_—— = . Im Optimum müssen die entsprechenden Ausdrücke für 
2 t Po X} 2 x] 


alle besteuerten Güter gleich sein - was unter den abstrahierenden Annahmen 
gerade der Ramsey-Regel entspricht. Wie man sieht, hängt die Gültigkeit der 
Ramsey-Regel nicht von den hier unterstellten vereinfachenden Annahmen ab; 
sie erleichtern aber das ökonomische Verständnis. 


Die Ramsey-Regel dient als Beurteilungskriterium für die allokative Optimalität 
des vorliegenden Steuersystems: Erhöht (senkt) man alle Steuersätze um den 
gleichen Prozentsatz, sinken (erhöhen sich) die einkommenskompensierten 
Nachfragemengen aller Güter um einen einheitlichen Prozentsatz, falls das vor- 
liegende Verbrauchsteuersystem allokativ optimal ist. Andernfalls kann durch 
Veränderung der indirekten Steuersätze eine Wohlfahrtserhöhung realisiert 
werden. 16 


Die Ramsey-Regel sagt folglich nichts über die Struktur der Ver- 
brauchsteuersätze aus. Sie bietet jedoch die Möglichkeit, das gegenwärtig herr- 
schende Steuersystem auf seine allokative Optimalitat hin zu überprüfen. 


Um Aussagen über die Steuerstruktur treffen zu können, sind in der Literatur 
einige Modifikationen der Modellprämissen unternommen worden, die zu weite- 
ren Regeln der indirekten Besteuerung führen. 


4.1.1.3.2. Die inverse Elastizitätenregel 


Geht man von der Ramsey-Regel aus und werden Kreuzpreiseffekte der besteu- 
erbaren Güter ausgeschlossen (Sç; = 0 für i +4 k), 17 so gilt 


(4-9a) t, Sy, = - Ox, 

bzw. 

(4-9b) Cy (6x, / Pk) = - OX, 
und folglich 

(4-9c) ty, = - Ox;/(5x,/5p,). 


Division von (4-9c) durch px ergibt 


16 Vgl. Rose/Wiegard (1983, S. 48). 


17 Die kompensierte Nachfrage des k-ten Gutes reagiert somit nur auf Preisänderungen dieses Gutes. 


28 Kapitel 4 


Damit erhält man die sogenannte inverse Elastizitätenregel:1® 


Der effizienzoptimale Steuersatz für ein zu besteuerndes Konsumgut ist invers 
proportional zur kompensierten Preiselastizität der Nachfrage nach diesem 
Gut, sofern die Kreuzpreiselastizitäten der besteuerbaren Güter gleich null 
sind. Je weniger elastisch die kompensierte Nachfrage nach einem zu besteu- 
ernden Konsumgut auf direkte Preisänderungen reagiert, desto stärker ist die- 
ses Gut zu besteuern. 


Die Überlegung, Güter mit niedriger kompensierter Preiselastizität, also mit ge- 
ringen Substitutionsmöglichkeiten, vergleichsweise stark zu besteuern, liegt darin 
begründet, daß 


- einerseits der Betrag zum gewünschten Gesamtsteueraufkommen relativ hoch 
ist (fiskalisches Argument). Dort, wo die Zensiten die geringsten Ausweich- 
möglichkeiten haben, soll relativ stark besteuert werden. Beispiele wären 
etwa die Mineralöl- und die Tabaksteuer. 


- andererseits die Mehrbelastung, das heißt der unwiederbringliche Verlust an 
Konsumentenrente, den der repräsentative Steuerzahler infolge des durch die 
Besteuerung bedingten Auseinanderfallens von Konsumenten- und Produ- 
zentenpreis tragen muß, relativ gering ist. 


Ist die kompensierte Preiselastizität der Nachfrage vollkommen unelastisch - die 
Nachfragefunktion im Preis-Mengen-Diagramm würde dann vertikal verlaufen - 
so paßt der Konsument seine Käufe nicht dem Preis an, und die Steuer kann die 
Konsumentenentscheidung nicht beeinflussen; der Substitutionseffekt, Ursache 
der Mehrbelastung, fehlt gänzlich. 


In diesem Fall einer völlig preisunelastischen Nachfrage nach einem besteuerten 
Gut - kompensierte Einkommenszahlungen unterstellt - ist der Wohlfahrtsver- 
lust gleich null, da dann der Preismechanismus ohnehin nicht mehr die Nach- 
frage nach diesem Gut reguliert. Steuerliche Diskriminierungen gegen dieses 
Gut können dann keinen allokativen Schaden anrichten, eine "excess burden" 
wird also vermieden. 


Hinter der inversen Elastizitätsregel steht also letztlich die Überlegung, daß 
durch Anwendung dieser Regel die Abweichung von der effizienten Allokation 
vor der Steuerzahlung minimiert werden kann. 


18 Vgl. Sandmo (1974, S. 704; 1981, S. 82f, 1987, S. 92), Wiegard (1976, S. 213), von Oehsen (1982, S.98) und 
Windisch (1981b, S. 236). Wichtig ist dabei die Unterscheidung zwischen der kompensierten und der 
unkompensierten Eigenpreiselastizität. 
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Die Annahme fehlender Kreuzpreiselastizitäten soll im folgenden Abschnitt 
aufgehoben werden. 


4.1.1.3.3. Die Corlett-Hague-Regel 


Geht man nun von einem Modell mit zwei Konsumgütern x], x7 und dem Gut 
Freizeit - indexiert mit 0 - aus, so gilt nach der Ramsey-Regel (4-8) für die bei- 
den Konsumgüter!’ 


bzw. 


Division durch x,, Erweiterung mit pg sowie Berücksichtigung der Definition 
von Skk = 6x;/sp, | U (für k = 1, 2) ergibt dann 


(4-11a) (t1/P1)(P1/X1) (6x1/8P1) + (t2/P2) (P2/X1) (6XxX1/6P2) =- © 
bzw. 
(4-11b) (t1/P1)(P1/X2) (8xX3/8p1) + (t2/P2) (Pa/X2) (8X2/6P2) = - 0. 


Hier wird also die Annahme fehlender Kreuzpreiselastizitäten aufgehoben. 
Diese Berücksichtigung führt zur folgenden Regel: 


Mit der Definition der kompensierten Eigen- (egy) und kompensierten Kreuz- 
preiselastizitat (¢;,) folgt aus den Gleichungen (4-11a) und (4-11b) unmittelbar 


(4-12a) (t])/Pı)Eıı + (t2/P2)€12 = - 9 
bzw. 
(4-12b) (t1/P1)€21 + (ty/P2)€o5 = - © 


und nach Gleichsetzen und Ausklammern 


(4-13) (t1/Pq) (€11 7 €21) = (t2/P2) (E229 - €12). 


Damit ergibt sich für die Steuerstruktur 


(4-14) (t1/P1)/(t2/P2) = (€223 ~ €12)/(€11 7 €21). 


19 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 375) und Diamond/Mirrlees (1971, S. 263). 
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Stehen die beiden Konsumgüter in einem substitutiven Verhältnis zueinander 
(eig > 0), sind sie entweder beide zu besteuern oder beide zu subventionieren. 
Liegt dagegen Komplementaritat vor, kann es sinnvoll sein, ein Gut zu besteuern 
und das andere zu subventionieren. 


Wird nun das nichtbesteuerte Gut 0 (Freizeit)2Ü eingeführt und berücksichtigt 
man die Homogenität der Nachfragefunktion des Haushalts vom Grade null in 
allen Preisen und dem Pauschaleinkommen, 21 so gilt22 


bzw. 


mit eig als kompensierter Kreuzpreiselastizitat des i-ten Konsumguts bezüglich 
Freizeit. 


Substitution von (4-15a) und (4-15b) in (4-14) ergibt die Gleichung 


tı/P1 _ 7 (€11 t €22) ~ Fi 


(4-16) 
t2/P2 ~- (€11 + €22) - €20 


Bei gegebenen egg folgt dann: Je größer eıg im Verhältnis zu eyg ist, desto ge- 
ringer soll die Steuer auf Konsumgut 1 in Relation zu der auf Konsumgut 2 sein. 
Dies ist die Aussage der Corlett-Hague-Regel:24 


In einer 3-Güter-Welt wird im allokativen Optimum das Gut mit der höheren 
kompensierten Kreuzpreiselastizität im Verhältnis zum Gut Freizeit schwächer 
besteuert als dasjenige mit einer geringeren kompensierten Kreuzpreiselastizi- 
tät. Das impliziert, daß ein zur Arbeit komplementäres - also ein zur Freizeit 


20 Allgemein steht das Gut Freizeit als Synonym für einen nicht besteuerten Produktionsfaktor, der als numé- 
raire dient. Es ist generell zu unterscheiden zwischen nicht besteuerten und nicht besteuerbaren Gütern. Die 
Wahl des nicht besteuerten Gutes ist dabei willkürlich. Man kann statt Freizeit folglich auch ein anderes Gut 
als numéraire wählen. Die Corlett-Hague-Regel "in allgemeiner Form” würde dann eine höhere Besteuerung 
des Gutes fordern, das die kleinere Kreuzpreiselastizität zum numéraire aufweist bzw. das relative Komple- 
ment zum numé€raire ist. Da jedoch Freizeit nicht direkt besteuerbar ist, wird Freizeit als numéraire gewählt, 
so daß bei der originären Corlett-Hague-Regel nicht besteuertes und nicht besteuerbares Gut identisch sind; 
vgl. Auerbach (1985, S. 90ff), Stern (1987a, S. 10) und Sandmo (1987, S. 93). 


21 Das heißt 2,p,S,, = 0 mit po (= w) als Lohnsatz, vgl. Sandmo (1987, S. 95). Diese Eigenschaft zählt neben 
Additivitat und Symmetrie zu den allgemeinen Restriktionen an eine Nachfragefunktion und läßt die Nach- 
frage bei Multiplikation aller Preise und des Einkommens mit dem gleichen Faktor unverändert; vgl. Phlips 
(1983, S. 34ff). l 


22 Vgl. Diamond/Mirrlees (1971, S. 263). 
23 Bei €;ġ > 0 liegt folglich ein zur Freizeit substitutives, bei € jg < 0 ein freizeitkomplementäres Gut vor. 


24 Vgl. Corlett/Hague (1953, S. 21 - 30). 
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substitutives Gut (e;jg > 0) - mit einem geringeren Satz besteuert werden soll 
als ein Gut, das zum Faktor Arbeit in Substitutionsbeziehung steht. 


Hinter der Corlett-Hague-Regel steht die Überlegung, Freizeit - da direkt nicht 
besteuerbar - durch die relativ stärkere Besteuerung der zur Freizeit komple- 
mentären Güter zu besteuern, so daß die allokativ das "first best" bildende 
Einheitssteuer auf jede Verwendung von Ressourcen am besten approximiert 
werden kann: Eine wirklich allgemeine Verbrauchsteuer, die auch das Gut Frei- 
zeit einschließen würde, entspräche der Wirkung einer "lump sum"-Steuer und 
wäre damit optimal (vgl. Kapitel 3). 


Der Freizeitkonsum des Konsumenten ist für den Fiskus aber nicht besteuerbar. 
Da der Staat unter Effizienzaspekten eigentlich auch die Freizeit besteuern 
sollte, kann er seinem Ziel auf indirekte Weise dadurch näher kommen, daß er 
diejenigen Güter relativ stärker besteuert, die komplementär zur Freizeit sind. 


Man nimmt dabei an, daß sich durch ein solches Besteuerungsverfahren 
Arbeitsanreize ("incentives to work") durch die relative Erhöhung der Attraktivi- 
tät der Arbeit auslösen lassen, die wiederum über ein höheres Arbeitseinkom- 
men zu einem höheren Nutzenniveau führen sollen. Dazu kann es aber nur 
kommen, wenn nicht alle Güter freizeitneutral sind, das heißt nicht alle Kon- 
sumgüter eine Kreuzpreiselastizität von 0 bezüglich des Gutes Freizeit aufwei- 
sen, und wenn bei der Differenzierung das von zwei Gütern jeweils freizeit- 
komplementäre Gut relativ stärker besteuert, die Arbeitszeit also indirekt 
subventioniert wird. Der Haushalt wird daraufhin mehr arbeiten und die Nach- 
fragestruktur zwischen den Gütern jeweils zu Gunsten des freizeitsubstitutiven 
und zu Lasten des freizeitkomplementären Gutes modifizieren.2> 


4.1.1.3.4. Die Freizeitkomplementaritätsregel 


Hebt man die Beschränkung auf eine 3-Güter-Welt auf, gelangt man zur s. g. 
Freizeitkomplementaritätsregel, die eine Verallgemeinerung der Corlett-Hague- 
Regel für den Fall einer beliebigen Zahl nicht besteuerter Güter darstellt. 26 


Innerhalb eines unter Effizienzaspekten optimalen Steuersystems sollten die 
Steuersätze für diejenigen Güter am höchsten sein, die das relativ stärkste 
Komplementaritätsverhältnis zur Freizeit aufweisen. 


25 Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 713). 


26 Auf eine mathematische Behandlung dieses n - Konsumgüterfalles sei hier verzichtet; vgl. dazu Sadka (1977) 
und Dalton/Sadka (1979, S. 169ff). 
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Über die spezifischen Verbrauchsteuersätze entscheidet also die Kreuzpreisela- 
stizität der Konsumgüter bezüglich des Gutes "Freizeit". Je höher diese Elasti- 
zität ist, das heißt je stärker die Reagibilität des besteuerten Gutes in Hinblick 
auf eine Substitution gegen Freizeit erscheint ("je weniger es ein ’Freizeitgut’ 
ist"), desto geringer sollte dieses Gut besteuert werden.’ Wird darüber hinaus 
Freizeit als Nichtmarktzeit interpretiert, so zeigt die Freizeitkomplementari- 
tätsregel in Richtung auf eine relativ stärkere Besteuerung solcher Güter, die 
komplementär zu den nichtmarktmäßigen Aktivitäten sind, also auch der Haus- 
haltsproduktion. 28 


Die Freizeitkomplementaritätsregel gilt allerdings streng genommen nur für den 
Fall, daß es lediglich zwei besteuerte Güter gibt. 


4.1.2. Indirekte Steuern und Präferenzstruktur: Der Optimierungsansatz mit 
einer direkten Nutzenfunktion 


Im folgenden soll eine alternative Formulierung des Optimierungsproblems der 
indirekten Besteuerung erfolgen, die insbesondere konkrete Aussagen hinsicht- 
lich der Kontroverse zwischen differenzierten und einheitlichen Verbrauchsteu- 
ern erlaubt.2? Dabei wird von der direkten Nutzenfunktion ausgegangen, um die 
Rolle der Präferenzen für die optimale Steuerstruktur zu verdeutlichen. 30 


4.1.2.1. Modellannahmen 
4.1.2.1.1. Der Haushalt 


Der repräsentative Haushalt besitzt eine zweimal stetig differenzierbare, quasi- 
konkave direkte Nutzenfunktion u(x,l), die streng zunehmend in den Konsumgü- 
tern X = Xj, .... Xp und streng abnehmend in Arbeit | ist. Die Budgetrestriktion 
des Individuums ist identisch mit der in Abschnitt 4.1.1.1.1: z;p;x;= wl; es wird 
also von Ersparnis und Verschuldungsmöglichkeiten abstrahiert. 


27 Wichtig ist, daß nur die Anzahl der nicht-besteuerten Güter zunimmt. Bei einer Zunahme der Zahl der be- 
steuerten Güter wird die Interpretation der verschiedenen Kreuzpreis- und Substitutionselastizitäten sehr 
kompliziert und kann nicht mehr in einer Regel erfaßt werden; vgl. Sandmo (1987, S. 96). 


28 Zur Forderung nach einer Besteuerung der Haushaltsarbeit aus allokativen Gründen vgl. auch Spahn 
(1989). 

29 Vgl. dazu Atkinson/Stiglitz (1980, S. 377£f, 1972, S. 101ff) und Stern (1987c). 

30 Um die Bedingungen an die individuellen Präferenzen für die optimale Steuerstruktur zu erfassen, kann 
alternativ zum Maximierungsansatz der direkten Nutzenfunktion gemäß dem Dualitätsprinzip auch die di- 


rekte Ausgabenfunktion bzw. Distanzfunktion angesetzt werden; vgl. Deaton (1981) und Deaton/Muellbauer 
(1980b, S. 38ff). 
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4.1.2.1.2. Die Unternehmen 


Hinsichtlich des Produktionssektors wird von den gleichen Annahmen wie in 
Abschnitt 4.1.1.1.2 ausgegangen. 


4.1.2.1.3. Der Staat 


Als Kontrollvariable des wohlmeinenden Wirtschaftspolitikers dienen das Ar- 
beitsangebot des Haushalts oder alternativ seine über die Besteuerung beein- 
flußbaren nutzenmaximierenden Nachfragemengen. Der Staat soll durch Be- 
steuerung der Konsumgüter ein vorgegebenes Steueraufkommen Tg realisieren. 


4.1.2.1.4. Weitere Prämissen 


Darüber hinaus werden die gleichen Annahmen wie in Abschnitt 4.1.1.1.4 
getroffen. 


4.1.2.2. Modellrechnung 


Das Ziel des Finanzpolitikers ist erneut ein rein allokatives: die Minimierung der 
Substitutionseffekte. Die Nachfrage des Haushalts ist nicht direkt festgelegt, 
sondern kann nur mit Hilfe der Verbrauchsteuer beeinflußt werden. Bei ge- 
gebenen und auf 1 normierten Produzentenpreisen (q;=1) besteht das Problem 
des Staates darin, die Verbraucherpreise pẹ so zu fixieren, daß der Nutzen des 
Haushalts unter Beachtung seiner Nachfragestruktur und der staatlichen Bud- 
getrestriktion maximiert wird.>1 Somit ergibt sich das Wohlfahrtsoptimum als 
Lösung zu 


Max u (x,]) 
xl 


unter den Nebenbedingungen 

(i) 2jp;x; = wl und 

(ii) der Steueraufkommensrestriktion Tg = zitix;. 
4.1.2.2.1. Die individuelle Nutzenmaximierung 


Aus den bisherigen Ausführungen folgt unmittelbar der Lagrange-Ansatz der 
individuellen Nutzenmaximierung 


(4-17) L = u(x,l) - a(2;PiX; - wl) 


31 Der Staat muß die individuelle Nutzenmaximierung als zusätzliche Restriktion beachten, da der Haushalt 
mit einer Veränderung der Bemessungsgrundlage auf die Besteuerung reagieren kann. 
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mit dem Lagrange-Parameter a als Grenznutzen des individuellen Einkommens. 
Als Bedingungen 1. Ordnung ergeben sich die Gleichungen 


0 


(4-17a) 6L/éx; = 6u/é6x; - ap; 


N 
(e) 


(4-17b) SL/S51 = Su/él + aw 
(4-17c) 6L/éa = Zp;x; - wl = 0, 


das heißt, die aus der Mikroökonomie bekannten Ergebnisse der Proportio- 
nalitat zwischen dem Grenznutzen des Konsumgutes und dem Preis dieses 
Gutes, der Proportionalität zwischen dem Grenznutzen der Arbeit und dem 
Lohnsatz sowie die Budgetrestriktion. Aus (4-17a) und (4-17b) folgen mit su;/sx; 
= u; bzw. su/sl = uj die Beziehungen p; = uj/a und w = - uya, weshalb sich die 
Budgetrestriktion schreiben läßt als 


(4-18) 2;P;%; - wl = 2,;,(u,/a)x; + (u)/a)l = Z;uU;x; + ul = 0. 
4.1.2.2.2. Der Optimierungsansatz des Staates 


Der Wirtschaftspolitiker muß bei der Wohlfahrtsmaximierung die individuelle 
Nutzenmaximierung und die staatliche Budgetrestriktion berücksichtigen. Folg- 
lich ergibt sich der folgende Optimierungsansatz 


(4-19) L = u(x,1) + u(wl - Dixy — To) + o(2;u;X; + ul). 


Dabei bezeichnen die Lagrange-Parameter u bzw. o den Grenznutzen des 
öffentlichen Sektors bzw. den Nutzenzuwachs, der der Ökonomie entsteht, wenn 
sich das Einkommen des repräsentativen Steuerzahlers um eine infinitesimale 
Einheit erhöht. Gleichung (4-19) wird nun bezüglich der Konsumnachfrage und 
des Arbeitsangebots maximiert. 


4.1.2.2.2.1. Die Optimalitätsbedingung für die Veränderung der Nachfrage 
Als Bedingungen 1. Ordnung erhält man mit su/sxg = ug und su/sl = uj 
(4-20a) 6L/6x, = Ug Z u + o(uy + ZyusgXj + Uygl) = 0. 

Daraus folgt 


(4-20b) uk o(u, + Z;U;x%; + Ugl) 


Ul 
E 
! 


32 Die Modifikation der staatlichen Budgetrestriktion 2;1,x; = Tp ergibt sich aus den Beziehungen Z,p;x; = wl 
sowie p; = 1 + tį. Dann gilt 2,1:x; = 2,(p; - 1x; = 2,px, - Dx; = wl - 2x; = To 
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Mit der Definition von Hy = - (zju;%;)/ug + (ug l)/ug)>> gilt 
(4-20c) Uy = M - ou, + ou,Hy, - 


Setzt man (4-20c) mit dem Ergebnis der individuellen Nutzenmaximierung 
gleich, ergibt sich 


(4-20d) Uy = ap. = a(l + ty) =~ - oall + ty) + oa(1 + tk) Hy 
Dies läßt sich umformen zu 

(4-20e) a(1 + t,) + oa(1 + tọ) - oa(1 + t,)Hy = u 

und vereinfachen zu 

(4-20f) (1 + t,)(1 - o(H, - 1)) = w/a. 

4.1.2.2.2.2. Die Optimalitatsbedingung für die Arbeitsangebotsreaktion 


Die Differentiation des Lagrangeansatzes (4-19) nach dem Arbeitsangebot er- 
gibt 


(4-21a) óL/6l = Uy + uw + o(uy + ul + 2,3uU,71%,) = 0. 


Umformungen von (4-21a) führen zu 


(4-21b) u] = pw - oa(u) + Uyj1 + 2;U;]%;) 


= pw - ou, (1 + (uyıl)/u) + (Z;3uU;1%,)/u))- 

Definiert man Hy = - (uy!)/y, - (su;9x;)/uy)>4 und berücksichtigt die Beziehung 
(4-17b), gelangt man zu 

(4-21c) u] = - aw = - uw + caw - oawHj. 

Division durch w und weitere Modifikationen ergeben 

(4-21d) (u - a)/a = o(1 -H}). 


Eliminierung von o zwischen (4-20f) und (4-21d) ergibt die endgültige 
Optimalbedingung”> 


33 H, kann als Summe der Elastizitäten des Grenznutzens des Gutes k in bezug auf die konsumierten Mengen 
alfer Güter und der eingesetzten Arbeitszeit interpretiert werden; vgl. auch von Oehsen (1982, S. 66) und 
Atkinson/Stiglitz (1972, S. 106). 


34 H läßt sich als Elastizität des Grenzleides des Faktors Arbeit bezüglich der konsumierten Mengen aller Gü- 
ter und der Arbeitszeit auffassen. 


35 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 378). 
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(4-22) = 


tk a en 
1 - Hy 


4.1.2.3. Modellergebnisse 


Formel (4-22) erlaubt einige Schlußfolgerungen über die optimale Steuerstruk- 
tur, wenn Extremfallbetrachtungen hinsichtlich des Terms Hj, der das 
Arbeitsangebotsverhalten reflektiert, angestellt werden. 


4.1.2.3.1. Vollkommen unelastisches Arbeitsangebot 


Konvergiert -Hj gegen unendlich, das heißt, ist das Arbeitsangebot vollkommen 
unelastisch, streben sowohl Zähler, als auch Nenner des Bruchs (Hy, - Hj)/(1 - 
Hj) gegen unendlich, der Bruch selbst aber gegen 1. Damit ergibt sich für die 
effiziente Steuerstruktur Gleichung 


t -a 
k 
(4-23) = 
1 + tk 9 


Bei vollkommen preisunelastischem Arbeitsangebot ist folglich eine Ein- 
heitssteuer auf alle Konsumgüter allokativ optimal. Eine solche Steuer kann 
aber im gegebenen Modellrahmen als eine direkte Steuer auf Arbeit interpre- 
tiert werden, da Sparen bzw. Verschulden ausgeschlossen werden.>0 Dann kor- 
respondiert Regel (4-23) mit der bekannten "first best"-Vorschrift, nach der 
derjenige Produktionsfaktor besteuert werden sollte, dessen Angebot vollkom- 
men preisunelastisch ist.27 


Die direkte Steuer ist in diesem Spezialfall also der einheitlichen indirekten 
Steuer äquivalent und allokativ optimal. Auf diesen Zusammenhang wird später 
nochmals eingegangen (vgl. Kapitel 4.1.3 und Kapitel 6). Somit gilt folgendes 
wichtige Theorem von Sadka: 


Liegt ein vollkommen preisunelastisches Arbeitsangebot vor, ist eine einheitli- 
che Besteuerung aller Konsumgüter allokativ optimal und entspricht einer al- 
leinigen Besteuerung des Arbeitsangebots eines sich nicht verschuldenden und 
nicht sparenden Haushalts. 


36 Vgl. Sadka (1977, S. 387). 
37 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 378), Wiegard (1976, S. 212f) und Stern (1987b,c). 
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4.1.2.3.2. Elastisches Arbeitsangebot 


Strebt Hj gegen null, das heißt wird das Arbeitsangebot vollkommen preisela- 


stisch, so geht (4-22) gegen?® 
t H-a 
(4-24) BL RE Hy- 
1 + tk L 


Zur Interpretation von (4-24) und insbesondere des Terms Hg müssen weitere 
Annahmen getroffen werden. 


4.1.2.4. Modifikationen 
4.1.2.4.1. Inverse Elastizitätenregel 


Werden Einkommenseffekte auf die Nachfrage ausgeschlossen sowie Kreuz- 
preiseffekte eliminiert (u;; = 0 für alle i + j), das heißt, sind die unkompensierten 
Nachfragefunktionen der besteuerten Konsumgüter unabhängig voneinander, 
folgt aus der Definition von Hk 


(4-25a) Hy, = = Uy, Xp; / Uy « 
Aus der individuellen Nutzenmaximierung ergibt sich nun 


(4-25b) u, = ap, bzw. a = u,/p,. Da gleichzeitig gilt 


(4-25c) uj, = 67u,/5x,2 = a (Spy /5xX,) bzw. a = Up, (6X_/SP_) 


folgt nach Gleichsetzen 

(4-25d) Uy, (6X, /SP_y) = U/Px BZW. uy = Uy, (6X,/S5P,) P,. Setzt man 
(4-25d) in (4-25a) ein, erhält man 

(4-26) Hy = - Ukkžķ/ (Upp (6X, /6P_) Py) = = 1/eyg 

mit exg als die direkte (unkompensierte) Preiselastiztiät der Nachfrage. 


(4-26) in (4-22) eingesetzt ergibt als optimale Steuerstruktur die bekannte in- 
verse Elastizitätenregel auf Basis der direkten Nutzenfunktion:>? 


t Ba 1 
(4-27) ae | |=. 
1 + tk H Ekk 


38 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1972, S. 107). 


39 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 378), Bradford/Rosen (1976, S. 95) und Sandmo (1987, S. 92). Im Gegensatz 
zu Formel (4-9d) wird hier also auf die unkompensierten Preiselastizitäten abgestellt. 
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Abstrahiert man von Einkommens- und Kreuzpreiseffekten (Unabhängigkeit 
der unkompensierten Nachfragefunktionen) ist im Fall eines vollkommen ela- 
stischen Arbeitsangebotes der effizienzoptimale Steuersatz umgekehrt propor- 
tional zur direkten Preiselastizität der Nachfrage. 


Somit kann (4-22) als gewichteter Durchschnitt zweier Extremfälle interpretiert 
werden: der Einheitssteuer und der Besteuerung gemäß der inversen Elasti- 
zitätenregel. Die konkrete Ausgestaltung der optimalen Steuerstruktur zwischen 
diesen Grenzfällen hängt von der Elastizität des Arbeitsangebots ab. 


4.1.2.4.2. Modifizierte inverse Elastizitätenregel 


Formel (4-22) erlaubt darüber hinaus eine ökonomische Interpretation, falls die 

direkte Nutzenfunktion additiv ist.4° Dann gilt wieder (4-25) und Differenzie- 

rung der notwendigen Bedingungen der individuellen Nutzenmaximierung er- 
p41 

gibt 


- (1/a) (6a/5(wl)). 


Daraus folgt, daß aufgrund dieser für additive Nutzenfunktionen geltenden 
Beziehung die sogenannte modifizierte Elastizitätenregel gilt. #2 


Werden Einkommens- und Kreuzpreiseffekte ausgeschlossen und direkt addi- 
tive Nutzenfunktionen unterstellt, sind solche Güter (oder Gütergruppen) unter 
Effizienzaspekten mit einem höheren Satz zu besteuern, die eine niedrigere 
Einkommenselastizität der Nachfrage aufweisen. 


Danach sind Güter mit einer niedrigeren Einkommenselastizität der Nachfrage - 
also insbesondere lebensnotwendige Güter - relativ höher zu besteuern als Gü- 
ter mit einer hohen Einkommenselastizität der Nachfrage - also vor allem Lu- 
xusgüter. Da jedoch bei Beziehern kleinerer Einkommen der Anteil von Kon- 
sumausgaben für lebensnotwendige Güter besonders hoch ist, werden gegen die 
modifizierte Elastizitätenregel verteilungspolitische Bedenken angemeldet: der- 
artige steuerpolitische Empfehlungen werden als "ungerecht" empfunden. Der 


40 Additivität der Nutzenfunktion bedeutet, daß es eine monotone Transformation der Nutzenfunktion derart 
gibt, daß der Grenznutzen eines Gutes unabhängig von dem Konsum aller anderen Güter ist; vgl. Houthak- 
ker (1960, S. 244ff), Phlips (1983, S. 58) und Deaton/Muellbauer (1980b, S. 137f). Die Annahme der Additi- 
vität läßt sich in empirischen Untersuchungen aufrechterhalten, wenn Gütergruppen statt einzelne Güter 
verwendet werden; vgl. dazu auch Kapitel 10.1. 


41 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1972, S. 108). 
42 Vgl. Rose/Wiegard (1983, S. 39f., 53). 
43 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 379) und Sandmo (1981, S. 86). 
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Einfluß von Verteilungsüberlegungen für die Wahl der Verbrauchsteuersätze 
kann anhand einer (verallgemeinerten) modifizierten Elastizitätenregel verdeut- 
licht werden, die durch Einführung einer Mehr-Personen-Wirtschaft abgeleitet 
werden kann (vgl. Abschnitt 4.2). 


Hier soll aber weiterhin das allokativ optimale Verbrauchsteuersystem bei gege- 
benem Steueraufkommen in einem Ein-Konsumenten-Modell untersucht wer- 
den. Dabei wird nun auf das schon angesprochene Problem einheitlicher Steuer- 
sätze eingegangen. 


4.1.3. Einheitliche contra differenzierte Steuersätze im Ramsey-Modell 


Zu den umstrittensten Fragen eines rationalen Verbrauchsteuersystems gehört 
sicherlich das Problem, ob bzw. unter welchen Bedingungen eine Besteuerung 
aller Konsumgüter mit einem einheitlichen Steuersatz optimal ist. Je nach dem 
zugrundeliegenden Optimierungsansatz lassen sich in unserem Modell Regeln 
für einheitliche Steuersätze ableiten, die diese Bedingungen spezifizieren. 


4.1.3.1. Regeln für einheitliche Steuersätze bei indirekten Nutzenfunktionen 


4.1.3.1.1. Einheitliche Steuersätze bei Vernachlässigung von Kreuzpreis- und 
Einkommenseffekten 


Aus Formel (4-9d) folgt unmittelbar für diesen Fall die folgende Regel: 


Bei Vernachlässigung von Kreuzpreis- und Einkommenseffekten ist ein 
einheitlicher Steuersatz optimal, falls die kompensierten Preiselastizitäten der 
Nachfrage nach dem besteuerten Gut übereinstimmen. 


4.1.3.1.2. Einheitliche Steuersätze bei Kreuzpreiseffekten und Existenz eines 
nichtbesteuerten Gutes 


Formel (4-16) erlaubt die Ableitung des zweiten Theorems von Sadka (1977): 


Werden Kreuzpreiseffekte und Freizeit - als Synonym für das nicht besteuerte 
Gut (numéraire) - betrachtet, sind einheitliche Steuersätze nur für je zwei belie- 
bige freizeitneutrale Güter optimal. Die kompensierten Kreuzpreiselastizitäten 
bezüglich des numéraire müssen also übereinstimmen. 


Von je zwei beliebigen freizeitabhängigen Gütern ist dagegen das freizeitkom- 
plementäre relativ stärker zu besteuern. Dabei wird ein Gut als 
freizeitkomplementär, -neutral oder -substitutiv bezeichnet, wenn seine kompen- 
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sierte Kreuzpreiselastizitat der Nachfrage in bezug auf den Preis des Gutes Frei- 
zeit kleiner, gleich oder größer als null ist. 44 


Hinzuzufügen ist allerdings, daß die Bemessung der Steuersätze selbst die 
Gleichgewichtslage des Haushalts und damit die Freizeitabhängigkeit der konsu- 
mierten Güter beeinflußt. Es gilt also, diejenigen Steuersätze zu finden, die den 
Haushalt in eine Lage führen, in der die von ihm konsumierten Güter gerade 
gemäß der Corlett-Hague-Regel freizeitabhängig und mit eben diesen Steuer- 
sätzen kompatibel sind. Hinreichend für einheitliche Steuersätze ist dann eine 
durchgängig freizeitneutrale Bedürfnisstruktur, bei der für den Haushalt in jeder 
denkbaren Lage je zwei beliebige Güter freizeitneutral sind.45 


4.1.3.2. Regeln für einheitliche Steuersätze bei direkten Nutzenfunktionen 


Die Analyse des Modells mit einer direkten Nutzenfunktion hatte Gleichung (4- 
22) als optimale Steuerstruktur zum Ergebnis. 


Zur weiteren Interpretation wurden die Extremfälle des vollkommen unelasti- 
schen und elastischen Arbeitsangebots betrachtet. 


Dabei konnte für den Fall des vollkommen unelastischen Arbeitsangebots die 
Äquivalenz von direkter und indirekter Steuer sowie die allokative Optimalität 
der einheitlichen Besteuerung nachgewiesen werden (vgl. Abschnitt 4.1.2.3.1). 
Eine gleichförmige allgemeine Konsumgüterbesteuerung entspricht einer alleini- 
gen Besteuerung des numéraire-Gutes; aufgrund des vollkommen unelastischen 
Angebots ist dies aber gleichbedeutend mit der Erhebung einer "lump sum"- 
Steuer. Das realisierte Optimum ist in diesem Fall ein "first best" (erstes Theo- 
rem von Sadka).46 


Im Fall eines elastischen Arbeitsangebots ist ein einheitlicher Steuersatz dann 
optimal, wenn die direkte Nutzenfunktion des reprasentativen Haushalts additiv 
und homothetisch ist.47 


44 Vgl. von Oehsen (1982, S. 75) und Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 713f). 
45 Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 713). 
46 Vgl. Wiegard (1976, S. 213) und von Oehsen (1982, S. 94). 


47 Vgl. zur Additivität Abschnitt 4.1.2.4.2. Eine in den Konsumgütern homothetische Nutzenfunktion impli- 
ziert dabei identische Einkommenselastizitäten aller Konsumgüter in Höhe von eins. Es erfolgt eine Ver- 
wendung des Einkommens auf die Güter in fixen Proportionen, das heißt die Engel-Kurven sind Geraden 
durch den Ursprung. Die einer homothetischen Nutzenfunktion entsprechende Nachfragefunktion ist ho- 
mogen vom Grade minus eins in den Preisen; vgl. Phlips (1983, S. 88) und Deaton/Muellbauer (1980b, S. 
143). 
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Dieser Fall für die Optimalität einheitlicher Steuersätze ist jedoch insofern un- 
vollständig, als das Indifferenzkurvensystem jeweils nur für ein Bee Ar- 
beitsangebot gilt, das in der Realität mit dem Preissystem variiert. 


Die Bedingung der Additivität muß folglich durch die der schwachen Separabili- 
tät der Nutzenfunktion zwischen Freizeit und den besteuerbaren Konsumgütern 
ersetzt werden.4? Die Grenzrate der Substitution bleibt dann bei jedem Ein- 
kommensniveau konstant. 


Formal ergibt sich dies dadurch, daß man (4-22) weiter umformt. Dabei läßt sich 
zunächst zeigen, daß gemäß 


(4-29) Hy ~ Hi = Egas,ı + &j@cas,x; 


die Elastizitäten der Grenznutzen in Elastizitäten der Grenzraten der Substitu- 
tion umgeformt werden können, mit eggs bzw. eGqsxj als Elastizität der 
Grenzrate der Substitution eines Gutes k durch ein Gut i in bezug auf die Ar- 
beitszeit | und bezüglich des Gutes j. Für die Differenz zweier relativer Steu- 
ersätze gilt dann 
tk ti (u ~ o)/u 

(4-30) ———— = —— = ———  (€ggs 1 + 2i€ eas. x)’ 

1 + Pk 12+ py 1 - H) i J 
Offenbar sind nach dieser Beziehung einheitliche Steuersätze dann optimal, 
wenn die Grenzrate der Substitution zweier Konsumgüter unabhängig von der 
eingesetzten Arbeitszeit ist (schwache Separabilität) und durch relativ gleiche 
Änderungen der konsumierten Mengen aller Güter nicht verändert wird (Ho- 
mothezität). 


Somit gilt im allokativ optimalen Verbrauchsteuersystem des Ein-Konsumenten- 
Modells bei Zugrundelegen der direkten Nutzenfunktion folgende, erstmals von 


48 Vgl. Sandmo (1981, S. 80). Die von Atkinson und Stiglitz behauptete Bedingung ist offensichtlich nur dann 
ausreichend, wenn das Nachfrageverhalten tatsächlich von Änderungen des Arbeitsangebots unabhängig ist. 


49 Schwache Separabilität impliziert, daß die Grenzrate der Substitution (GdS) zwischen je zwei Konsumgü- 
tern aus der gleichen Kategorie unabhängig von der Veränderung des Arbeitseinsatzes ist, das heißt eine 
EU/UE op ist schwach separabel zwischen Freizeit (0) und den Konsumgütern i = 1, ..., n, wenn gilt 
/U.)/6x;” = 0; vgl. Goldman/Uzawa (1964, S. 387ff). Bei starker Separabilität ist die Grenzrate der 
Toh on Aischen je zwei Konsumgütern aus verschiedenen Gütergruppen unabhängig von dem Kon- 
sum eines Gutes aus irgendeiner dritten Gütergruppe. Starke Separabilität wird auch als Blockadditivität be- 
zeichnet und ist mit der direkten Additivität gleichzusetzen, wenn eine Güterkategorie jeweils nur ein Gut 
erfaßt; vgl. Phlips (1983, S. 68ff), Powell (1974, S. 19ff) und Deaton/Muellbauer (1980b, S. 122, 127f., 137). 


50 Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 712). 
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Sandmo bewiesene und dann von Sadka präzisierte Regel (Sandmo-Sadka- 
Theorem):> 1 


Ist die Nutzenfunktion schwach separabel zwischen Freizeit und den besteuer- 
baren Gütern und ist sie in letzteren homothetisch, sind einheitliche Verbrauch- 
steuersätze optimal. 


Sadka und Sandmo haben gezeigt, daß diese Bedingungen gleiche kompensierte 
Nachfrageelastizitäten bezüglich des Lohnsatzes für alle Konsumgüter implizie- 
ren und hinreichend für die Optimalität einheitlicher Steuersätze sind. 


Gleiche kompensierte Nachfrageelastizitäten in bezug auf den Lohnsatz dürften 
in der Realität wohl eher die Ausnahme als die Regel sein. Die Nutzenfunktio- 
nen, die die hinreichenden Bedingungen für diesen Fall implizieren, weisen 
Eigenschaften auf, die kaum empirische Relevanz besitzen. 


So bedeutet die Annahme einer schwachen Separabilität der Nutzenfunktion 
zwischen Arbeit und den besteuerbaren Konsumgütern die Unabhängigkeit der 
Grenzrate der Substitution zwischen je zwei Konsumgütern von der Verände- 
rung des Arbeitseinsatzes. Demnach bleibt die Grenzrate der Substitution bei 
jedem Einkommensniveau konstant, alle Güter werden als gleichwertig angese- 
hen (z.B. keine Präferenz für Luxusgüter bei höherem Einkommen). Anschau- 
lich formuliert impliziert dies, daß die Lage der Indifferenzkurven im Konsumgü- 
terraum unabhängig von der Höhe des Freizeitkonsums bzw. der Höhe des Ar- 
beitsangebots ist. Ob ein solches Verhalten mit den empirischen Beobachtungen 
übereinstimmt, muß geklärt werden. 


Auch die zweite Annahme dürfte in der Realität kaum erfüllt sein: Eine in den 
Konsumgütern homothetische Nutzenfunktion bedeutet, daß die Einkommens- 
elastizitäten aller Konsumgüter übereinstimmen. Eine prozentuale Einkom- 
menserhöhung führt also zu einer für alle Konsumgüter gleichen relativen Zu- 
nahme der Nachfrage, was linearen Engelkurven durch den Koordina- 
tenursprung entspricht (vgl. Abbildung 4.2). 


51 Vgl. Sandmo (1974, S. 705), Sadka (1977, S. 387ff), Wiegard (1978, Anhang A-5-II) und Rose/Wiegard 
(1983, S. 142). 


52 Vgl. Sandmo (1981, S. 80). 
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Abbildung 4.2: Homothetische Präferenzen 


Aus Abbildung 4.2 ist im übrigen die Gültigkeit des Sadka-Sandmo-Theorems 
ersichtlich. Ist die Nutzenfunktion homothetisch in den Konsumgütern, hat die 
Auferlegung eines für alle Güter einheitlichen Steuersatzes zur Folge, daß sich 
die Budgetgerade parallel nach "innen" verschiebt. Auf diese Weise wird ein 
vorgegebenes Steueraufkommen mit den geringst möglichen Nutzenverlusten 
erhoben. Verzerrende Allokationswirkungen der allgemeinen Verbrauchsteuer 
treten nur dadurch auf, daß Substitutionseffekte beim Arbeitsangebot hervorge- 
rufen werden. Die Annahme der schwachen Separabilitat sichert jedoch, daß das 
veränderte Arbeitsangebot nicht auf die Indifferenzkurven im Konsumgüter- 
raum zurückwirkt.>> 


Darüber hinaus ist zu beachten, daß obiges Theorem mit der Corlett-Hague-Re- 
gel übereinstimmt. Danach sollten die zur Freizeit komplementären Güter rela- 
tiv höher besteuert werden. Als Komplementaritäts- bzw. Substitutions-"Maß" 
für die Konsumgüter bezüglich des Gutes Freizeit ist jedoch die kompensierte 
Nachfrageelastizität bezüglich des Lohnsatzes anzusehen. Ist letztere groß, dann 
liegt ein zur Freizeit substitutives Gut vor, und es sollte gering besteuert werden. 
Ist sie für alle Güter gleich, das heißt sind alle Nutzenfunktionen homothetisch 
und schwach separabel zwischen Konsumgütern und Freizeit, so ist die 
Substitutionalität bzw. Komplementarität aller Konsumgüter im Verhältnis zur 
Freizeit gleich, die einheitliche Besteuerung aller Konsumgüter also allokativ 
optimal. Nur durch eine einheitliche Verbauchsteuer kann in diesem Fall eine 
indirekte steuerliche Belastung der Freizeit erreicht werden, eine differenzierte 
Verbrauchsteuer würde die allokationsschädlichen Substitutionsvorgänge noch 
verstärken. 


53 Vgl. auch Wiegard (1987b, S. 243ff). 
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4.1.3.3. Zusammenfassung: Einheitliche contra differenzierte 
Verbrauchsteuersätze im Ramsey-Modell 


Die allgemeinen Bedingungen für die Optimalität einheitlicher Steuersätze unter 
Allokationsaspekten sind in den beiden letzten Abschnitten detailliert aufgezeigt 
worden und sollen wegen ihres hohen Stellenwertes in der OT nochmals kurz 
zusammengefaßt werden. Die Kriterien lassen sich alternativ durch Anforderun- 
gen an die Präferenzstruktur des repräsentativen Konsumenten (Sandmo/Sad- 
ka), an die Elastizität des Arbeitsangebots (Atkinson/Stiglitz, Sadka) oder an die 
Komplementarität/Substitutionalität der besteuerten Konsumgüter bezüglich des 
unbesteuerten numéraire (Corlett-Hague/Sadka/Dalton-Sadka) formulieren. Je 
nach Bezugskriterium können aus dem klassischen Ramsey-Resultat folgende 
Regeln für die Effizienz einheitlicher Steuersätze abgeleitet werden: 


Regel 1 für einheitliche Steuersätze: 


Liegt ein vollkommen preisunelastisches Arbeitsangebot vor, ist eine einheitli- 
che Besteuerung aller Konsumgüter allokativ optimal und entspricht einer 
alleinigen Besteuerung des Arbeitsangebots eines sich nicht verschuldenden und 
nicht sparenden Haushalts. 


Regel 2 für einheitliche Steuersätze: 


Im Fall eines elastischen Arbeitsangebots, verbundener Nachfrage und der Exi- 
stenz eines unbesteuerten numéraire-Gutes sind einheitliche Steuersätze dann 
optimal, wenn die Nutzenfunktion des repräsentativen Konsumenten schwach 
separabel zwischen dem numéraire und den besteuerten Gütern und in den letz- 
teren homothetisch ist. 


Diese Bedingungen implizieren gleiche kompensierte Nachfrageelastizitäten 
bezüglich des Lohnsatzes für alle Konsumgüter und sind hinreichend für die 
Optimalität einheitlicher Steuersätze im Ramsey-Modell. 


Die Annahme eines nicht besteuerten Gutes in Regel 2 macht im Ein-Personen- 
Modell unmittelbar Sinn: Werden alle Güter mit einem einheitlichen Satz be- 
steuert, käme diese Besteuerung einer Einheitssteuer auf jede Verwendung von 
Ressourcen gleich. Eine solche Steuer erbrächte aber insgesamt kein Nettosteu- 
eraufkommen (vgl. Kapitel 3). Außerdem läßt sich der Verbrauch an Freizeit 
nicht besteuern. Daher wird als unbesteuertes numéraire-Gut in der Regel die 
Freizeit gewählt, dessen Preis auf 1 normiert wird, grundsätzlich kann aber jedes 
andere Gut als ein solches numéraire fungieren. 
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Folgt man dieser Konvention, gelangt man zur alternativen Formulierung der 
Regel 2 in Form der Freizeitabhängigkeitsregel für einheitliche Steuersätze. 


Regel 3 für einheitliche Steuersätze: 


Werden Kreuzpreiseffekte und Freizeit - als Synonym für das nicht besteuerte 
numéraire-Gut - betrachtet, sind einheitliche Steuersätze nur für je zwei belie- 
bige freizeitneutrale Güter optimal. 


4.1.3.4. Vergleich zwischen neuer und traditioneller Finanztheorie 


Die Bedingungen für eine unter Effizienzaspekten optimale Verbrauchsbesteue- 
rung mit einheitlichem Satz sind in der Realität kaum erfüllt. In der Regel liegen 
ungleiche kompensierte Nachfrageelastizitäten der Konsumgüter in bezug auf 
den Lohnsatz vor, und das Arbeitsangebot reagiert auf die Besteuerung. Daher 
ist meistens ein Verbrauchsteuersystem mit differenzierten Steuersätzen hin- 
sichtlich der Minimierung der "excess burden" optimal und einer einheitlichen in- 
direkten Besteuerung unter Allokationsaspekten vorzuziehen. 


Nach der OT gilt somit: Zur Realisierung des Effizienzziels der Besteuerung ist 
im allgemeinen eine differenzierte Steuerstruktur erforderlich. Der Übergang 
von einem direkten Steuersystem mit einheitlichem Satz zu differenzierenden 
Steuersätzen führt nur dann nicht zur Besserstellung des Haushalts, wenn alle 
kompensierten Preiselastizitäten der Nachfrage in bezug auf die Freizeit gleich 
sind. Nur in diesem Fall ist die Substitutionselastizität aller Güter im Vergleich 
zur Freizeit gleich, und nach der Freizeitabhängigkeitsregel eine einheitliche 
Besteuerung optimal. 


Diesen Ergebnissen ist die Schlußfolgerung äquivalent, daß bei ungleichen kom- 
pensierten Nachfrageelastizitäten der Konsumgüter in bezug auf den Lohnsatz 
ein Verbrauchsteuersystem mit differenzierten Steuersätzen einem System mit 
einheitlichem Verbrauchsteuersatz und damit auch einer direkten Steuer hin- 
sichtlich der Realisierung des Effizienzzieles überlegen ist 24 


Dieses Resultat der optimal commodity taxation steht in Widerspruch zur tradi- 
tionellen finanzwissenschaftlichen Theorie. Nach den Aussagen der älteren Fi- 
nanzwissenschaft>> ist die Mehrbelastung einer Verbrauchsteuer mit differen- 
zierten Sätzen bei gleichem Steueraufkommen größer als die Belastung einer 


54 Diese Aussagen gelten natürlich nur bei den gegebenen Modellannahmen. 


55 Exemplarisch hierfür sei die Position von Haller (1981, S. 354) erwähnt, wonach die Umsatzsteuer mit einem 
einheitlichen Satz ausgestaltet werden sollte, weil nur dann "eine Diskriminierung einzelner Branchen und 
einzelner Einkommensempfänger sowie die Entstehung einer ‘excess-burden’ vermieden werden kann’, vgl. 
zu dieser Auffassung auch Neumark (1970, S. 391) sowie die Lehrbücher von Andel (1983, S. 141) und 
Brümmerhoff (1987, S. 246ff.). 
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einheitlichen Verbrauchsbesteuerung: eine allgemeine Verbrauchsteuer führt 
nur zu einer Veränderung des relativen Preises zwischen Freizeit und Arbeit und 
läßt die Preisverhältnisse zwischen den Konsumgütern jedoch unverändert, wäh- 
rend bei einer differenzierten Verbrauchsteuer darüber hinaus zusätzliche 
Substitutionseffekte zwischen den Konsumgütern induziert werden (infolge der 
Veränderung der Preisrelationen zwischen ihnen). Die dadurch bewirkte 
Nutzeneinbuße stellt nach dieser Ansicht eine Form vermeidbarer steuerlicher 
Mehrbelastung dar. 


Abgesehen von der Tatsache, daß die These von der allokativen Überlegenheit 
der allgemeinen gegenüber der spezifischen Verbrauchsbesteuerung nur unter 
den in den Regeln 1 bis 3 genannten Bedingungen gilt, ist darauf hinzuweisen, 
daß es nicht auf die Anzahl der Verletzungen der globalen Effizienzbedingungen 
durch die Besteuerung ankommt: "The argument that fewer distortions are bet- 
ter than more distortions is simply wrong." 6 


Vielmehr ist es gemäß der "second best"-Theorie falsch anzunehmen, daß die Pa- 
reto-Bedingungen an einer Stelle der Volkswirtschaft unverändert gelten, wenn 
sie an anderer Stelle zwingend verletzt werden (Verbrauchsteuern verzerren die 
Tauschraten zwischen Konsumgütern und Freizeit). 


Die traditionelle finanzwissenschaftliche These von der allokativen Überlegen- 
heit einer allgemeinen Verbrauchsteuer gegenüber einem System spezifischer 
Verbrauchsteuern (begründet auf der Erkenntnis, daß letztere die Preisverhält- 
nisse zwischen den einzelnen Konsumgütern verzerren) ist also nur unter den 
in den Regeln 1 bis 3 aufgeführten Bedingungen für die einheitlichen Steuer- 
sätze aufrechtzuerhalten. 


4.1.3.5. Zur Relevanz des Ramsey-Modells 


Bei der Beurteilung dieser Ergebnisse ist allerdings zu beachten, daß dem Ein- 
Personen-Modell und damit den genannten Regeln in der OT-Literatur ein zu 
hoher Stellenwert eingeräumt wird, da von verteilungspolitischen Überlegungen 
abstrahiert wird.” Im betrachteten Modell der Güterbesteuerung unter reinen 
Effizienzaspekten ist dann aber der Ausschluß von Kopfsteuern nicht zu 
rechtfertigen: In einer Ökonomie mit identischen Individuen sind prinzipiell alle 
Informationen zur Realisierung des "first best" für den Fiskus verfügbar und es 
ist nicht einzusehen, warum von Pauschsteuern abgesehen wird. 


56 Stiglitz/Boskin (1977, S. 298). 


57 Vgl. auch Stern (1987c, S. 11; 19876, S. 28), Biene (1985, S. 203), Mirrlees (1975, S. 27), Atkinson (1981, S. 
103), Atkinson/Stiglitz (1980, S. 429f), Stiglitz (1987, S. 1027) und Kaiser/Spahn (1989). 
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Unter Effizienzaspekten sollte also die einfachste Form der direkten Steuer, 
aber keine indirekten Steuern eingesetzt werden, was in Abschnitt 6.2.3 auch 
mathematisch aufgezeigt wird. Dieses Ergebnis stellt zunächst das Ramsey-Pro- 
blem in Frage, für das die Nichtzulässigkeit von Kopfsteuerelementen ja gerade 
konstitutiv ist. Das Ramsey-Modell ist also insofern inkonsistent, als es den Aus- 
schluß von Kopfsteuern nicht rechtfertigt: In einer Ökonomie mit identischen 
Individuen sind prinzipiell alle Informationen über diese Individuen verfügbar 
und der Verzicht auf Kopfsteuern ist nicht begründbar, da diese durch eine ge- 
eignete Ausgestaltung das "first best" realisieren. 


Berücksichtigt man jedoch Verteilungsüberlegungen, so kann die Kopfsteuer 
aufgrund mangelnder Informationen über die Bemessungsgrundlage (z. B. indi- 
viduelle Fähigkeiten) sowie aufgrund ihrer extremen regressiven Wirkung nicht 
die Lösung des Problems der optimalen Steuerstruktur darstellen. Damit recht- 
fertigt sich auch die Fragestellung Ramseys: Die Regeln einer optimalen indirek- 
ten Besteuerung in einer Mehr-Personen-Wirtschaft lassen sich in einen allokati- 
ven und distributiven Term aufspalten, wodurch der "trade off" zwischen Effi- 
zienz und Verteilung auf theoretischer Ebene erst konkretisiert werden kann. 
Dies wird in dem nun folgenden Abschnitt 4.2 gezeigt. 


4.2. N er Verbrauchsbesteuerung unter dem Distributions- und 
okationsziel (Diamond-Mirrlees-Modell) 


4.2.1. Der Übergang zur Mehr-Personen-Wirtschaft 


Die genannten Regeln der allokativ optimalen Verbrauchsbesteuerung wurden 
unter der Annahme eines Ein-Konsumenten-Modells und damit unter Ver- 
nachlässigung verteilungspolitischer Überlegungen abgeleitet. Es ist aber evi- 
dent, daß eine endgültige, gar praxisbezogene Bewertung der abgeleiteten Re- 
geln nicht möglich ist, solange sie nicht einer expliziten verteilungspolitischen 
Überprüfung unterzogen werden.>® 


Die Herleitung optimaler Verbrauchsteuersätze, deren Anwendung zugleich 
dem allokativen und dem verteilungspolitischen Ziel gerecht wird, hat sich dabei 
aufgrund des Dualismus zwischen allokativer Effizienz und gerechter Verteilung 
als kompliziert erwiesen. Dieser Gegensatz ist bereits bei der Ableitung der 
modifizierten inversen Elastizitätenregel skizziert worden und soll an dieser 
Stelle noch einmal aufgegriffen werden. 


58 Vgl. Rose/Wiegard (1983, S. 80) und Sandmo (1981, S. 86). 
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4.2.2. Das Problem: Der Gegensatz zwischen Effizienz und Gerechtigkeit 
innerhalb der indirekten Besteuerung 


Die inverse Elastizitätenregel und ihre Modifikation legen die Vermutung nahe, 
daß Effizienz- und Verteilungsziele in Konflikt zueinander stehen. Gewöhnlich 
sind Güter mit einer absolut niedrigen Einkommenselastizität der kompensierten 
Nachfrage "lebensnotwendige Güter", die mit einem höheren Steuersatz belastet 
werden sollten als "Luxusgüter". Da lebensnotwendige Güter vorwiegend von 
Beziehern niedrigerer Einkommen nachgefragt werden, sollten solche Güter 
hingegen aus distributionspolitischen Aspekten relativ schwächer besteuert wer- 
den, was aber der Effizienzregel widerspricht. 


Darüber hinaus ist zu beachten, daß die indirekte Besteuerung in Form spezifi- 
scher oder allgemeiner Verbrauchsteuern tendenziell regressiv wirkt, weil die 
Steuerbemessungsgrundlage (Konsumausgaben) unterproportional mit dem 
Einkommen wächst.? Die sinkende marginale Konsumneigung mit steigendem 
Einkommen bildet daher die zweite regressive Komponente der Verbrauchsbe- 
steuerung. 60 


4.2.3. Die Lösung: Optimale Verbrauchsteuersätze in einer 
Mehr-Personen-Okonomie 


4.2.3.1. Modellannahmen 


Um simultan Distributions- und Allokationsaspekte analysieren zu können, wird 
im folgenden von einer Mehr-Personen-Wirtschaft mit H Haushalten - gekenn- 
zeichnet durch den Index h - ausgegangen S = 1,... H).6l Jeder dieser Haus- 
halte besitzt eine indirekte Nutzenfunktion v“. Diese gehen als Argumente in die 
soziale Wohlfahrtsfunktion®2 W(vl,v2,..,vF) ein, wobei die volkswirtschaftliche 
Wohlfahrt mit der Erhöhung der individuellen Nutzen ansteigt (6W/ sv > 0). 


AuBer der Annahme der Mehr-Personen-Okonomie und der Substitution der 
indirekten Nutzenfunktion der Konsumenten als zu maximierende Zielfunktion 


59 Diese Aussage wird empirisch belegt durch die mit zunehmendem verfügbaren Einkommen steigende 
gesamtwirtschaftliche Sparquote. 


60 Darauf wird in Kapitel 12 dieser Arbeit näher eingegangen. 


61 Das hier skizzierte Modell basiert auf Atkinson und Stiglitz, die sich dabei auf Arbeiten von Diamond und 
Mirrlees beziehen; vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 386ff; 1976, S. 59ff), Diamond/Mirrlees (1971, S. 265ff) 
und Diamond (1975). 


62 Zu Konzepten der sozialen Wohlfahrtsfunktion vgl. etwa Sohmen (1976). Dabei wird die soziale 
Wohlfahrtsfunktion im Rahmen der optimal taxation nicht als Aggregationsprinzip, sondern als Ziel- bzw. 
Entscheidungsfunktion des Staates interpretiert, was Immunität gegenüber dem Arrow-Paradox impliziert; 
vgl. ebd. (S. 15, 337) sowie Rose/Wiegard (1983, S. 61), von Oehsen (1982, S. 218), Biene (1985, S. 6, 84ff), 
Deaton/Muellbauer (1980b, Kap 9) und Stern (1987b, S. 46ff). 
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durch die soziale Wohlfahrtsfunktion bleiben die Prämissen des Ein-Konsumen- 
ten-Modells (Abschnitt 4.1) erhalten. 


4.2.3.2. Modellrechnung 


Ein wohlmeinender Wirtschaftspolitiker sei nun bestrebt, die soziale Wohlfahrts- 
funktion W(v(p)) unter der Nebenbedingung der Realisierung des vorgegebenen 
Steueraufkommens Tg = ziti(zpx;P) zu maximieren.ĵ9 Daraus folgt der La- 
grange-Ansatz 


(4-31) L = W(v(p,y)) + u(Zįti(Zp%;™) - To) 
mit i = 1,....n als Güterindex und h = 1,...,H als Haushaltsindex. 


Als Instrumentvariable dient dem Wirtschaftspolitiker der Steuersatz tę, wobei 
wegen der Konstanz der Produzentenpreise st, = spx gilt. Damit erhält man als 
Bedingungen 1. Ordnung die Budgetrestriktion des Staates sowie die n-Glei- 
chungen 


(4-32) 6L/é6p, = SL/öt, = 5,(6W/dv) (6vP/Stp) + WlEpX + 
EA / 6b) = Os 


Aufgrund der Royschen Identitat sv sty = svl/ spy =- (vhy swih)x,h =- ax, h 
gilt 


(4-33) E (SW/6vP)aPx,” = wien + Est, (E,,6x,5/st,)). 


Die ersten partiellen Ableitungen der sozialen Wohlfahrtsfunktion nach den 
indirekten Nutzenfunktionen der Haushalte ($W/svR) - multipliziert mit dem 
Grenznutzen des individuellen Einkommens a? - werden als die "sozialen 
Grenznutzen" 8 des Nettoeinkommens der einzelnen Haushalte h bezeichnet: 


(4-34) BR = (sw/svP)aN. 


Diese geben an, wie sich die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt verändert, wenn 
dem h-ten Individuum 1 DM als staatlicher Transfer zufließt. 


63 Alternative Ansätze gehen statt der Maximierung einer sozialen Wohlfahrtsfunktion gemäß dem 
Dualitätsprinzip von einem aggregierten Verlust-Minimierungsansatz aus, wobei die Ergebnisse dann über- 
einstimmen, wenn die Äquivalenzvariation im Einkommen verwendet wird; vgl. dazu Auerbach (1985, S. 
93ff) und Kay (1980, S. 111ff); zum Verlustminimierungsansatz auf Basis der Kompensationsvariation vgl. 
Diamond/McFadden (1974), Dixit (1975) und Tresch (1981, Kap. 15, 16); zur Dualität in der Nachfragetheo- 
rie vgl. Kapitel 8 dieser Arbeit. 
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Unter der Verwendung der Slutsky-Gleichung 


(4-35) Znöx;N/öt, = Znsx;P/sp, = Ep; / PK lu - Ep_xyl(6xy Pow) 


= ESk” - EX (6x; P/5w1R) 
sowie der Gleichung 
(4-36) X, = E,x,"/H 
modifiziert sich (4-33) zu 
(4-37) ZußPx,® = uw (HX, + it; (Sig) - Ey tyZ,% (6x, Pow). 
Division durch u sowie Umstellungen ergeben 
DpxX (6x; /5w1R) 


(4-38) ZitzäpSign = - (HX, - By - zit, 


- HX, + Enx” (8 /n) + pity (6x{"/6wi") |. 


Zur Interpretation wird nun der Term bh - definiert als der "soziale Nettogrenz- 
nutzen des individuellen Einkommens bemessen in Einheiten des Steuerauf- 
kommens" - eingeführt: 


(4-39) bo = Bħ/u + 2;t, (6x;P/6w1P). 


Im einzelnen gibt bh an, wie der Finanzpolitiker einen Transfer von einer DM 
an das h-te Individuum bewertet; der Term besteht zum einen aus dem (in Ein- 
heiten des Steueraufkommens ausgedrückten) sozialen Grenznutzen des Netto- 
einkommmens des Individuums h (B4/,), zum anderen aus der durch den margi- 
nalen Einkommenstransfer bewirkten zusätzlichen Steuerzahlung des Individu- 
ums (Grenzsteueraufkommen (marginale Steuerlast) aus der Erhöhung des Ein- 
kommens infolge des marginalen Transfers: zjt;(8x;"/ swiß)). Diese individuellen 
Grenzneigungen der Haushalte h zur Steuerzahlung®* geben an, wie sich Steu- 
erzahlungen der Haushalte ändern würden, wenn den Haushalten ein infinite- 
simaler Betrag an Pauschaleinkommen übertragen würde. 


Einsetzen von bł in (4-38), Division durch H und Xk führt zu Beziehung (4-40) 
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64 So bezeichnet von Diamond (1975, S. 335). Die beiden Terme von ph geben somit die gesamte Veränderung 
der gesellschaftlichen Wohlfahrt aus der Sicht des Wirtschaftspolitikers wieder, die von einer marginalen 
Transferzahlung an den Haushalt h ausgeht. 
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Mit 
(4-41) B= £ bľ/H 


als durchschnittlichem sozialen Nettogrenznutzen des individuellen Einkommens 
und 


als verteilungspolitisch gewichtete Summe der individuellen Konsumanteile geht 
(4-40) über in 
zitik 


(4-43) —————— = - X(1 - br). 
H 


Definiert man schließlich 
(4-44) 4 =r, - 1 


als normierte Kovarianz zwischen dem Konsum des k-ten Gutes und dem sozia- 
len Nettogrenznutzen des individuellen Einkommens, folgt als Ergebnis 
h 
Stites: 
(4-45) ii hik = = xx ( (1 - b) - be.) . 
H 


4.2.3.3. Modellergebnis 
4.2.3.3.1. Die Diamond-Mirrlees-Regel 


Im Maximum der sozialen Wohlfahrtsfunktion unter der Nebenbedingung der 
Steueraufkommensrestriktion sind das allokative und das distributive Ziel opti- 
mal aufeinander abgestimmt. Die notwendigen Bedingungen eines solchen Ma- 
ximums erfassen fiir eine soziale Wohlfahrtsfunktion des beschriebenen Typs die 
Prämissen sowohl für die effiziente Allokation als auch für die optimalen Ver- 
teilungen der Gütermengen. Auf den Distributionsaspekt beziehen sich dabei 
jene Bedingungen, die nicht eliminierbare Verteilungsgewichte enthalten.6> 


Entsprechend erlaubt (4-45) Aussagen über kompensierte Nachfrageeffekte, die 
von einer relativ gleichen Variation der Steuersätze induziert sein müssen, wenn 
die sozialen Nettogrenznutzen bestimmte Werte annehmen und sich die Nach- 
frage in einer bestimmten Weise auf die Bevölkerung verteilt. So gelangt man 


65 Vgl. Krause-Junk/von Oehsen (1982, S. 717). 
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zur Diamond-Mirrlees-Regel (auch als Ramsey-Regel für die Mehr-Personen- 
Wirtschaft bezeichnet):66 


Ist der soziale Grenznutzen des Nettoeinkommens eines Haushalts A größer als 
der eines Haushalts B, so muß der kompensierte Nachfragerückgang aufgrund 
der Besteuerung bei gleichen Grenzneigungen zur Steuerzahlung beider Haus- 
halte für dasjenige von zwei beliebigen Gütern größer sein, das von B relativ 
stärker nachgefragt wird. 


Wird darüber hinaus eine soziale Wohlfahrtsfunktion in dem Sinn unterstellt, 
daß sie den "reichen" Einkommensbeziehern einen geringeren sozialen Grenz- 
nutzen des Nettoeinkommens zuordnet als den "Armen", so muß bei gleichen 
Grenzneigungen zur Steuerzahlung der kompensierte Nachfragerückgang bei 
einem Gut aufgrund der Besteuerung um so höher sein, je relativ stärker dieses 
Gut vom Reichen konsumiert wird. 


Gleichung (4-45) beschreibt somit notwendige Zusammenhänge zwischen Ver- 
teilungsgewichten ("sozialen Nettogrenznutzen") und hypothetischen Nachfrage- 
änderungen, die aus allokativen Gründen in bestimmter Beziehung zu hypotheti- 
schen Steuersatzänderungen stehen müssen. Es wird deutlich, daß die Ramsey- 
Regel in einer Mehr-Personen-Wirtschaft modifiziert werden muß. So ist die 
proportionale Reduktion der kompensierten Nachfrage nach Gut k aufgrund 
der Besteuerung nicht mehr notwendigerweise für alle Güter gleich. Vielmehr ist 
die rechte Seite von Gleichung (4-45) abhängig von k.67 


Analog zur Gleichung (4-8) lassen sich jedoch auch aus (4-45) über die Steuer- 
struktur keine Aussagen machen. Dafür müssen erneut weitere Annahmen ge- 
troffen werden. 


4.2.3.3.2. Die inverse Elastizitätenregel für die Mehr-Personen-Wirtschaft 
(Feldstein-Regel) 


Im folgenden werden Kreuzpreiseffekte ausgeschlossen und von Einkom- 
menseffekten wird abgesehen. Damit vereinfacht sich die Slutzky-Gleichung we- 
gen sx;/s(wl) = 0 und Sik = Sg und es gilt68 


(4-46) (ty/X,) (5X, /5P_) (Pk/Pk) = 1 - b - bèk 


66 Vgl. Diamond/Mirrlees (1971). 


67 Dies gilt nur dann nicht, wenn b? für alle Haushalte gleich ist oder x VK, für alle Güter gleich sind; vgl. At- 
kinson/Stiglitz (1980, S. 388). 


68 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 389) und Rose/Wiegard (1983, S. 79). 
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Daraus folgt unmittelbar 
(4-47) ty /py = t,/(1 + t,) = (1 -b- bëk)/€kk 
mit eķgk als kompensierter Preiselastizität der aggregierten Nachfrage nach Gut 


Offenbar wird die gesellschaftliche Wohlfahrt damit sowohl von der Allokation 
der volkswirtschaftlichen Ressourcen, als auch von der personellen Verteilung 
der verfügbaren Gütermenge bestimmt. Die inverse Elastizitätenregel für den 
Mehr-Personen-Fall - oft auch als verteilungspolitisch gewichtete Elasti- 
zitätenregel oder Feldstein-Regel bezeichnet? - weist dementsprechend einen 
effizienz- und einen distributionspolitischen Term auf: 


4.2.3.3.2.1. Die effizienzpolitische Komponente 


Diese setzt sich aus dem Term 1 - b und dem Nenner von (4-47) in Form der ver- 
allgemeinerten inversen Elastizitätenregel zusammen. Offensichtlich ist der Staat 
bei reiner Verfolgung des Effizienzziels indifferent gegenüber der Zuweisung 
der Transfers an die Haushalte, so daß die Bh für alle Individuen identisch sind. 
Bewertet der Fiskus darüber hinaus die Wirkungen der Transfers auf seine 
Einnahmen für alle Haushalte gleich, ist auch bh für alle Haushalte gleich. Dies 
führt zu 4, = 0 und Gleichung (4-47) wird zu (1 - b)/egg; dieser Ausdruck stellt 
den Effizienzterm dar. 


4.2.3.3.2.2. Die distributionspolitische Komponente 


Der Distributionsterm wird durch den Ausdruck be, erfaBt. Die Grundargu- 
mentation der optimal commodity taxation geht dabei von der zentralen An- 
nahme aus, daß der soziale Grenznutzen des individuellen Nettoeinkommens 
mit zunehmendem verfügbaren Einkommen fällt. 71 Betrachtet sei nun ein Lu- 
xusgut, also ein Gut mit einer hohen Einkommenselastizität der Nachfrage. 


Ein solches Gut wird in größerer Menge von Individuen mit höherem Einkom- 
men und damit aber annahmegemäß mit niedrigem għ, also auch mit kleinerem 
bh, konsumiert. Mit niedrigem bh folgt eine Abnahme von rg und damit aber 
auch von 4. 


Damit wird aber wegen 1 TE be, der Zahler der modifizierten Elastizitatenre- 
gel entsprechend größer, der Steuersatz nimmt also relativ zu. Das Einbeziehen 
von Verteilungsüberlegungen wirkt somit in Richtung der Besteuerung solcher 


69 Vgl. Feldstein (1972a, 1972b). 
70 Vgl. Atkinson (1981, S. 107). 
71 Vgl. Rose/Wiegard (1983, S. 80), Atkinson/Stiglitz (1980, S. 389) und Diamond/Mirrlees (1971, S. 267). 
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Güter, die von Individuen mit überdurchschnittlichen Einkommen auch in über- 
durchschnittlichen Mengen konsumiert werden. /2 


Analog ergibt sich, daß bei Gütern des täglichen Grundbedarfs die nachgefragte 
Menge xx, mit bì zunimmt, so daß rę und 4, steigen und somit der relative 
Steuersatz auf diese Güter schwächer ausfällt, da der Zähler kleiner wird. Die 
Beachtung von Verteilungszielen hat in diesem Fall zur Folge, daß der entspre- 
chende Verbrauchsteuersatz tendenziell niedriger zu wählen ist. 


Eine Besteuerung von Gütern, die besonders von Wirtschafssubjekten mit ho- 
hen Wohlfahrtsgewichten nachgefragt werden, fällt also geringer aus, da annah- 
megemäß Konsumstruktur und Wohlfahrtsgewichte der verschiedenen Gruppen 
von Individuen in dem Sinn korreliert sind, daß Nachfrager nach lebensnotwen- 
digen Gütern, also in der Regel Bezieher niedriger Einkommen, die höchsten 
Wohlfahrtsgewichte aufweisen. Dadurch wird 8" für Bezieher niedriger Ein- 
kommen größer, ph steigt, rg nimmt zu. Dies vergrößert wiederum g, der nume- 
rische Wert des Zählers fällt und der Steuersatz auf das entsprechende Gut wird 
relativ kleiner.’ 


Als inverse Elastizitätenregel für den Mehr-Personen-Fall (Feldstein-Regel) er- 
hält man somit: 


Werden Kreuzpreis- und Einkommenseffekte ausgeschlossen, sollte der opti- 
male Steuersatz bei gegebener kompensierter Preiselastizität der Marktnach- 
frage umso höher sein, je geringer die durchschnittliche soziale Nettogrenzbe- 
wertung des Einkommens ist, wenn diese mit den jeweils konsumierten Güter- 
mengen gewichtet wird. 


Der Dualismus zwischen Effizienz- und Distributionsziel bei der Wahl optimaler 
Verbrauchsteuersätze ist damit zumindest auf theoretischer Ebene konkretisiert 
worden. Welcher Effekt nun im einzelnen überwiegt, hängt von den speziellen 
Annahmen über die Form der sozialen Wohlfahrtsfunktion, der individuellen 
Nutzenfunktionen und der Verteilung der Einkommen in der Modellökonomie 
ab. 74 Dies wird in Kapitel 13 dieser Arbeit aufgezeigt. 


72 Vgl. Rose/Wiegard (1983, S. 80). 


73 Es ist jedoch zu beachten, daß bei gegebener Nachfragestruktur die sozialen Grenznutzen des Nettoeinkom- 
mens der Haushalte nicht allein den Wert des kompensierten Nachfragerückgangs und damit indirekt den 
Steuersatz bestimmen. Die Grenzneigungen zur Steuerzahlung der Haushalte müssen ebenfalls berücksich- 
tigt werden. Reagiert z. B. der Arme auf eine Besserstellung nur mit der Ausdehnung seiner Freizeit, nicht 
jedoch mit einer ein höheres Steueraufkommen induzierenden Konsumerhöhung, und verhält sich der Rei- 
che genau umgekehrt, so kann dadurch die Wirkung der sozialen Gewichtung des Nettoeinkommens beider 
Haushalte zumindest partiell kompensiert werden; vgl. auch von Oehsen (1982, S. 223). 


74 Vgl. Stern (1984, S. 352) und Rose/Wiegard (1983, S. 80). 
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4.2.4. Zur allokativen und distributiven Optimalität eines einheitlichen 
Steuersatzes 


Die inverse Elastizitätenregel für die Mehr-Personen-Ökonomie ist neben den 
zu vermutenden unterschiedlichen kompensierten Kreuzpreiselastizitäten der 
besteuerten Güter bezüglich des Gutes Freizeit das zweite Argument für eine 
differenzierte Verbrauchsteuerstruktur. Aus dieser Regel folgt direkt eine Präfe- 
renz für unterschiedliche Verbrauchsteuersätze: Eine einheitliche Verbrauchs- 
besteuerung ist nur dann optimal, falls sich die Allokations- und Distributions- 
komponente in der optimalen Steuerstruktur gerade ausbalancieren. Dies ist le- 
diglich dann der Fall, wenn die schwach separablen Nutzenfunktionen aller In- 
dividuen identisch und homothetisch sind. ’> 


In diesem Fall sind nämlich die Verteilungsgewichte für alle Güter gleich, da es 
bei einheitlichen Einkommenselastizitäten weder Luxus- noch lebensnotwendige 
Güter gibt. Es ist also distributiv gesehen unbegründet, eine differenzierte 
Steuerstruktur zu implementieren, und unter Effizienzaspekten ist ein einheitli- 
cher Steuersatz dann optimal. 


Nutzenfunktionen mit diesen Eigenschaften implizieren lineare Engel-Kurven 
durch den Koordinatenursprung, die in der Realität wohl kaum anzutreffen sind. 
Ein einheitlicher Steuersatz ist in dem gegebenen Modellrahmen unter allokati- 
ven und distributiven Aspekten also nur unter extremen Bedingungen an die 
Nutzenfunktionen der Haushalte optimal. 


Die konkrete Ausgestaltung bzw. der Differenzierungsgrad der Steuersätze 
hängt maßgeblich von dem Term bh ab, der aus den beiden Elementen ßBN/, - 
den Wohlfahrtsgewichten - und zit;( sx;0/swih) - den Grenzneigungen des 
Haushalts zur Steuerzahlung - besteht. Die erste Komponente ist subjektiv (Ein- 
bau von Werturteilen), die zweite objektiv (meßbarer Zusammenhang zwischen 
Steuersatz und Einkommensreaktion). Nimmt man nun bspw. lineare und par- 
allel verlaufende Engel-Kurven an, ist die letzte Komponente für alle Haushalte 
gleich und der Differenzierungsgrad der Steuersätze hängt nur noch vom Wert- 
urteil des staatlichen Planers ab. Dies wird auch im empirischen Teil der vorlie- 
genden Studie deutlich werden. 


75 Vgl. hierzu Rose/Wiegard (1983, S. 81f). 
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Kapitel 5: Optimale Einkommensteuer 
5.1. Einleitung 


Basierend auf der Kritik der Opferprinzipien erfolgte Anfang der 70er Jahre die 
Formulierung einer Theorie der optimalen Einkommensteuer durch Mirrlees 
(1971). Stand bis dahin das Problem einer gerechten Steuerlastverteilung, also 
das Verteilungsziel im Zentrum der steuertheoretischen Diskussion, so rückten 
danach allokative Aspekte in Form potentieller negativer Anreize der Einkom- 
mensteuer auf die Konsum-Freizeit-Entscheidung oder auf die Ausbildungs-Le- 
benseinkommens-Entscheidung in den Vordergrund der Analyse. Grundidee 
dieser Neuformulierung einer Theorie der optimalen Einkommensteuer ist dabei 
die Erfassung des "equity-efficiency-trade-off" durch den per se trivialen Zirkel- 
schluß, daß die bereits erwirtschafteten Bruttoeinkommen von der Einkommen- 
steuer beeinflußt werden, deren Aufkommen wiederum von dem zu versteuern- 
den Einkommen abhängt. Metaphorisch formuliert ist danach die Größe des zu 
verteilenden Kuchens abhängig von der Struktur seiner Verteilung, wobei Größe 
und Struktur durch das Steuersystem beeinflußt werden können. 


Besteuerungsfragen sind also keine reinen Verteilungsprobleme; vielmehr füh- 
ren Steuern über den Entzugseffekt von Ressourcen, die sonst der privaten Nut- 
zung zur Verfügung gestanden hätten, hinaus zu einem Wohlfahrtsverlust, wenn 
sich die Besteuerung nachteilig auf die Allokation der im privaten Sektor ver- 
bliebenen Ressourcen auswirkt, das heißt wenn es zu einer Mehrbelastung auf- 
grund von Substitutionseffekten kommt. Die Theorie optimaler Einkommensbe- 
steuerung konzentriert sich dabei auf die Substitution von qualitativer und quan- 
titativer Arbeit durch Konsum. Dieser Rückgang des Arbeitsangebots infolge 
progressiver Besteuerung wird als negativer Anreiz bzw. "disincentive" bezeich- 
net. 


Die Berücksichtigung der potentiellen Einschränkung des Arbeitsangebots der 
privaten Haushalte infolge der Nichtanreizverträglichkeit der Einkommensteuer 
führt zu dem Problem der Fixierung eines Einkommensteuertarifes derart, daß 
einerseits die vom Fiskus angestrebte "gerechte" Distribution der verfügbaren 
Einkommen realisiert wird, andererseits die Substitutionseffekte der Privaten 
zwischen Arbeit (Freizeit) und Konsum minimiert werden. Der in der traditio- 
nellen Theorie einseitig betonte Verteilungsaspekt erfährt folglich in der "neuen" 
Finanztheorie seine Korrektur durch die Einbeziehung des Effizienzziels in 
Form der zu minimierenden "disincentives" auf das private Arbeitsangebot.! 


1 Insofern kann die Theorie optimaler Einkommensbesteuerung als Vorreiter der "supply-side-economics" 
interpretiert werden; vgl. Atkinson (1982, S. 7). 
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Dabei wird eine gleichmäßigere Nettoeinkommensverteilung in der Regel nur 
auf Kosten der ökonomischen Effizienz zu realisieren sein et vice versa. 


Der im Sinne der Ausbalancierung dieses "trade offs" optimale Einkommen- 
steuertarif wird dabei im Rahmen von mathematischen Zwei-Stufen-Optimie- 
rungsmodellen hergeleitet, wobei eine Distribution und Effizienz simultan erfas- 
sende soziale Wohlfahrtsfunktion vom Staat durch die Wahl eines Ein- 
kommensteuertarifs maximiert wird unter der Restriktion eines zu realisierenden 
Steueraufkommens und unter Berücksichtigung des nutzenmaximalen Verhal- 
tens der Zensiten. Das Zwei-Stufen-Optimierungsproblem kann dabei unter das 
allgemeinere "principal-contract-agent"-Problem der Wohlfahrtstheorie subsu- 
miert werden:“ Der Staat (principal) wählt einen Steuertarif (contract) zur Ma- 
ximierung der sozialen Wohlfahrt und der private Haushalt (agent) reagiert auf 
dieses System durch nutzenmaximierende Anpassung seines Arbeitsangebots, 
seiner Konsumnachfrage und seiner Ersparnis. Diese Reaktionen hat der Fiskus 
bei der Implementierung seines Steuersystems zu beachten. 


Die Darstellung dieses Prinzips und die daraus folgenden Implikationen für die 
Struktur eines optimalen Einkommensteuertarifs sind Gegenstand dieses Kapi- 
tels. Dabei konzentriert sich die Analyse auf die wichtigsten qualitativen OT- 
Resultate, das heißt auf die Herausstellung der Determinanten, die die den 
"equity-efficiency-trade-off" ausbalancierende Tarifstruktur bestimmen. Es soll 
also in diesem Kapitel nicht gezeigt werden, daß der wohlfahrtsoptimale 
Einkommensteuersatz 58.6 % zu betragen hat (so ironisch von Broome (1975) 
gefordert), sondern der Schwerpunkt liegt in der Erarbeitung qualitativer Er- 
kenntnisse über die Abhängigkeit steuerpolitischer Maßnahmen von alternativ 
vorgegebenen Zielen oder von Annahmen über die Struktur der Ökonomie.> 


In Abschnitt 5.2 wird ein für die Theorie optimaler direkter Besteuerung allge- 
meingültiger Modellrahmen vorgestellt, der im wesentlichen auf die Pionierar- 
beit von Mirrlees (1971) zurückgeht. Dieses Modell erlaubt zwar keine Aussagen 
über den konkreten Verlauf der optimalen Steuertariffunktion über die gesamte 
Skala des zu versteuernden Einkommens hinweg, aber es ermöglicht die Ablei- 
tung allgemeingültiger Aussagen über die wichtigsten qualitativen Eigenschaften 
eines optimalen nicht-linearen Einkommensteuertarifs. 


An dieses Grundmodell anknüpfend wird in Abschnitt 5.3 das Arbeitsan- 
gebotsmodell mit einer linearen Steuerstruktur analysiert. Die explizite Lösung 


2 Vgl. dazu Ross (1973) und mit Bezug auf die OT Wiegard (1987b, S. 7ff). 


3 So konstatiert Atkinson (1982, S. 2ff): "Our concern is not with obtaining concrete numerical answers, but 
with the structure of arguments leading up to such answers. We are interested in exploring the relationship 
between specified goals, assumptions about how the economy operates, and policy recommendations." 
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dieses Modells erlaubt die Herleitung von Determinanten der optimalen li- 
nearen Einkommensteuer. Bei konkreter Spezifikation dieser Determinanten 
können Simulationen für optimale Steuertarife durchgeführt werden, die bei 
Vorgabe geschätzter oder beobachtbarer Werte für die den Tarif bestimmenden 
Schlüsselgrößen durchaus empirische Relevanz besitzen können. Dabei kann 
zwischen Modellrechnungen von Arbeitsangebotsmodellen mit linearer Steuer- 
struktur - Atkinson (1973), Feldstein (1973), Stern (1976) - und mit nicht-li- 
nearer Steuerstruktur - Mirrlees (1971), Tuomola (1984, 1986) - unterschieden 
werden. Ein Vergleich dieser Sensitivitätsanalysen findet sich in Abschnitt 5.4. 


5.2. Das Grundmodell der optimalen nicht-linearen Einkommensteuer 


Die Besteuerungsmodelle, die "disincentive"-Effekte der Einkommensteuer auf 
das Arbeitsangebot der Zensiten berücksichtigen, gehen zum einen zurück auf 
die "labour models" bzw. "earning ability models" von Mirrlees (1971), Fair 
(1971) und Stern (1976) sowie andererseits auf "education models" bzw. "human 
capital models" von Sheshinski (1972) und Atkinson (1973). Diese Modelle un- 
terscheiden sich im wesentlichen jedoch nur durch die Art der Variablen, mit 
der die Zensiten auf die Besteuerung ihrer Einkommen reagieren. In den erst- 
genannten Ansätzen verwenden die Agenten ihr Arbeitsangebot, in den letztge- 
nannten ihre Ausbildungsdauer. Qualitativ andere Ergebnisse lassen sich daraus 
aber nicht ableiten. Daher beschränkt sich dieser Abschnitt auf das grundle- 
gende Arbeitsangebotsmodell von Mirrlees. 


5.2.1. Modellstruktur 


Die Berücksichtigung des "trade off" zwischen Effizienz und Distribution setzt 
voraus, daß es nicht-identische Individuen gibt, die auf die Besteuerung ihres 
Einkommens reagieren. Andernfalls wäre der optimale Grenzsteuersatz null 
("lump sum"-Besteuerung bei identischen Individuen) bzw. gleich 100 % (Be- 
steuerung nach dem gleichen marginalen Opfer bei reiner Verteilungszielset- 
zung).* Entsprechend wird angenommen, daß sich die Individuen hinsichtlich ih- 
rer Fähigkeiten unterscheiden, was sich in unterschiedlichen Bruttolöhnen wy 
niederschlägt, und daß sie auf die Besteuerung mit der Variation ihres Ar- 
beitsangebots reagieren. 


Da in diesem Kapitel von Verbrauchsteuern abstrahiert wird, kann ohne große 
Einschränkung angenommen werden, daß die Haushalte neben Freizeit nur ein 
einziges Konsumgut nachfragen. Im Modell wird also Arbeit 1 von den 


4 Vgl. dazu Stern (1984, S. 353ff). 
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Individuen bzw. Haushalten h (h = 1, ..., H)> angeboten, die identische Nutzen- 
funktionen besitzen: 


(5-1) u = u(x,]), 


mit x als Konsum (= Nettoeinkommen bei Ausschluß von Ersparnissen), aber 
unterschiedliche Fähigkeiten. Diese schlagen sich in einer Dichtefunktion der 
Bruttolöhne nieder: 


(5-2) f = £(w,). 
Der Staat wählt eine Steuerfunktion 
(5-3) t(z) =z- x, 
die das Bruttoeinkommen z = wp! mit dem Nettoeinkommen x so verbindet, daß 
die soziale Wohlfahrtsfunktion 
Wp 
(5-4) | W(u(x,1))f (wp) dw, 
Wb 
mit Wh € (Wp, Wp) und 0 < Wh < Wp < ~ als niedrigstes bzw. höchstes Fähigkeits- 


niveau maximiert wird unter Beachtung der individuellen Nutzenmaximierung 
und der Steueraufkommensrestriktion 


Wp 
(5-5) | [tonn |E aw = To- 


Wb 


rn des Produktionssektors gelten die gleichen Annahmen wie in Kapitel 


5.2.1.1. Die individuelle Konsum- und Arbeitsentscheidung 


Da der Fiskus nicht den individuellen Typ eines Zensiten beobachten kann 
(Unmöglichkeit der Implementierung des "first best" in Form einer Fähig- 
keitsteuer wegen mangelnder Informationen über die Bemessungsgrundlage; vgl. 
Kapitel 3), wohl aber dessen Bruttoeinkommen, hängt die zu entrichtende 
Steuer nur von dem Bruttoeinkommen des Zensiten ab. Wenn die Individuen 
ein Bruttoeinkommen in Höhe von z = wp! erwirtschaften, müssen sie entspre- 
chend der Einkommensteuerfunktion eine Steuer in Höhe von t(z) an den Staat 
abführen. Folglich sehen sie sich der Budgetrestriktion 


5 Haushalte und Individuen werden im folgenden als Synonym gebraucht. 
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(5-6) x = z - t(z) mit 2 = Wpl 


gegentiber. Gegeben eine Steuerfunktion t(z) wird jedes Individuum nun x und | 
so wahlen, daB die Nutzenfunktion (5-1) unter der Nebenbedingung (5-6) maxi- 
miert wird. Ist t(z) differenzierbar und unterstellt man eine additiv separable 
Nutzenfunktion 


(5-7) u(x,1) = a(x) + b(l), 


die steigend in x und fallend in | ist, muß die Entscheidung der Zensiten (x 1°) 
die Bedingung erster Ordnung erfillen: 


sal(x”) st (z”) 6b(z"/wp) /6(2"/w,) 
(5-8) ——— + [1 - |- - — 


6 (x*) Wb ' 

wobei | durch z/wy ersetzt wurde. Da salk" sk" )>0 und sb(z "/wp)/s(z "/wp) 
< 0 gilt, folgt aus (5-8), daß der Grenzsteuersatz t = st(z" Yez < 1 ist. Wenn 
ein Individuum ein Einkommen in Höhe von z` realisieren will, so ist der margi- 


nale Steuersatz bei diesem Einkommen kleiner als 100 %. 


Die Steuerfunktion t(z) muß dabei anreizverträglich ("incentive compatible") in 
dem Sinne sein, daß ein höherer Nutzen vor Besteuerung auch einen höheren 
Nutzen nach Besteuerung impliziert. Ein Individuum hat dann nie einen Anreiz, 
seine tatsächlichen Fähigkeiten zu kaschieren und niedrigere Qualifikationen 
anzugeben, da der Fähigere auch nach der Besteuerung einen größeren Nutzen 
hat als der weniger Fähige. Wenn die direkte Besteuerung eine solche Eigen- 
schaft aufweist, ordnen sich die Zensiten quasi selbst in eine entsprechende 
Rangfolge ein ("self selection"). 6 Obwohl dann ein fähigeres Individuum höhere 
Steuern zahlen muß, hat es keinen Anreiz zur Verschleierung seiner wahren Fä- 
higkeit, da es mit dem verbleibenden Nettoeinkommen bei korrekter Fähig- 
keitsoffenbarung einen höheren Konsum und damit ein höheres Nutzenniveau 
realisieren kann als bei falscher Offenbarung (Ausschluß der "free rider posi- 
tion"). 


6 Vgl. dazu Stiglitz (1982) und Balcer/Sadka (1982). 
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Abbildung 5.1: Optimale Einkommensteuer und individuelle Konsum-Arbeits-Entscheidung 


In Abbildung 5.1 wird die individuelle Konsum-Arbeitsangebots-Entscheidung 
für zwei Individuen mit wp! < wp? bei einer gegebenen Steuerfunktion t(z) 
veranschaulicht.” Das individuelle Optimum liegt jeweils dort, wo die 
Indifferenzkurven der Individuen ul bzw. u2 im (x,z)-Diagramm die Budgetre- 
striktion tangieren. Zu beachten ist dabei, daß 


- das Nettoeinkommen dem Konsum und das Bruttoeinkommen dem Produkt 
aus Bruttolohn und Arbeitsangebot entspricht. In dem Brutto-Netto-Ein- 
kommensdiagramm kann also die Wahl zwischen Konsum und Arbeit für 
Zensiten mit verschiedenen Fähigkeiten eingezeichnet werden; 


- die von den Individuen zu zahlende Einkommensteuer jeweils t(z1”) = a bzw. 
x 
t(z2 ) = b beträgt, der Steuerbetrag also jeweils durch den vertikalen Ab- 
stand der 45-Grad-Linie von der Steuerfunktion gegeben ist; 


- die Bewegung eines Zensiten parallel zur 45-Grad-Linie das Steueraufkom- 
men konstant läßt. 


Die Grenzrate der Substitution zwischen Konsum x und Bruttoeinkommen z für 
ein Individuum ist gleich der Steigung seiner Indifferenzkurve und läßt sich er- 
rechnen als 


7 Vgl. dazu die Darstellung in Stern (1984, S. 357) 
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8u/6z (Sb(z* /wy) /6(z"/Wy)) /wy 
(5-9) GaS(x,z) = —— = - ———— M 
su/öx salx )/ö(x ) 
b’ (b(z*/wp) /Wp) 
* 
a’ (x°) 


= 1-t’. 


Aus Gleichung (5-9) wird deutlich, daß die Besteuerung der Einkommen die 
individuelle Grenzrate der Substitution zwischen Arbeit und Konsum verzerrt. 
Dies bedeutet, daß die Lösung zum Einkommensteuerproblem im allgemeinen 
keine Pareto-optimale Allokation von Konsum und Arbeit für die Zensiten zur 
Folge hat. Da b’, b” < 0 gilt, erhält man bei Differentiation von (5-9) nach wp 


(5-10) Gds?(x,z) < cast(x,z), falls wp! < wp? . 


Mit höherer Fähigkeit fällt also die Grenzrate der Substitution, das heißt die 
Indifferenzkurve des Fähigeren verläuft flacher als die des weniger Fähigen. In- 
tuitiv läßt sich dies dadurch erklären, daß bei gegebenem Konsumniveau die hö- 
her qualifizierte Person weniger arbeiten muß als die weniger Produktiven, um 
das gleiche Nutzenniveau zu realisieren. 


5.2.1.2. Das Optimierungsproblem des Staates 


Es soll nun das Problem eines sozialen Planers betrachtet werden, dessen Auf- 
gabe darin besteht, eine Einkommensteuerfunktion t(z) zu implementieren, so 
daß die soziale Wohlfahrt gemäß (5-4) maximiert wird. Da die Individuen auf die 
Besteuerung ihrer Einkommen mit der Substitution von Arbeit durch Konsum 
reagieren, muß der Staat die nutzenmaximale Nachfrage-Arbeitsangebots-Ent- 
scheidung der Zensiten berücksichtigen und kann nur indirekt über die Einfluß- 
nahme auf die individuelle Budgetrestriktion die Entscheidung kontrollieren 
(Problem der indirekten Kontrolle bzw. "principal-contract-agent-problem"). Der 
wohlmeinende Finanzpolitiker kann dies tun, indem er die Steuerfunktion t(z) 
und damit x = z - t(z) fixiert und dadurch die Tangentialpunkte der Steuerfunk- 
tion mit der Indifferenzkurve bestimmt. Er hat aber keinen direkten Einfluß auf 
die Indifferenzkurven ul und u2. Somit ergibt sich als Optimierungsproblem: 


Wb 
(5-11) Maximiere W = | W(u)dF (wp) 
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mit F(w,) als der der Dichtefunktion f(wp) entsprechenden Verteilungsfunktion 
der Bruttolöhne unter den Nebenbedingungen der Steueraufkommensrestrik- 
tion 

Wp 
(5-12) | [ti | ar = To 

Yb 
und der individuellen Nutzenmaximierung 


(5-13) (x,z) maximiert u(x,z/w,) bezüglich x = z - t(z). 


Als Lösung dieses Problems erhält man die optimale Steuerfunktion t (2) sowie 
die individuellen Konsum-Bruttoeinkommens-Kombinationen XZ und damit 
wegen "= Z [Wp auch das optimale Arbeitsangebot der Individuen. Da (5-13) 
selbst ein Maximierungsproblem darstellt und die Nebenbedingungen nicht null 
sind, kann die Lagrange-Methode als Lösungsansatz nicht angewandt werden. 
Da aber von einem Kontinuum von Zensiten ausgegangen wird, kann die Lö- 
sung mit Hilfe der Variationsrechnung bzw. des Maximumprinzips von Pontrya- 
gin als eine der möglichen Variationen des optimalen Kontrollproblems erfol- 
gen.8 Hinsichtlich der Lösungstechnik mit Hilfe von Hamiltonfunktionen sei auf 
das Kapitel 6.3.2 dieser Arbeit verwiesen sowie auf Intriligator (1971, S. 344ff) 
und Mirrlees (1971, S. 3338f).? Die formale Beweisführung (Sadka, 1974, S. 38ff) 
ist auch unter der Annahme eines Kontinuums von Zensiten sehr aufwendig und 
die wichtigsten qualitativen Ergebnisse können auch verbal und graphisch ver- 
deutlicht werden, zumal - wie Wiegard (1987c, S. 32) bemerkt - die wichtigsten 
Resultate nach einiger Zeit intuitiv einleuchten. 


5.2.2. Eigenschaften der optimalen Einkommensteuer 


Über die Lösung des Problems (5-11) bis (5-13) erhält man folgende 
allgemeingültige Eigenschaften der optimalen Einkommensteuer: 


Ergebnis 1: Der Grenzsteuersatz sollte zwischen null und eins liegen. 


Stern lehnt einen Wert für t > 1 aus folgender Überlegung heraus ab: "... no 
one would choose to work where the marginal tax rate exceeds unity."11 Falls 


8 Vgl. zu noch komplizierteren Verfahren, die die Annahme eines Kontinuums vermeiden, Allen (1982), 
Guesnerie/Seade (1982) und Mirrlees (1986). 


9 Vgl. auch Seade (1977, S. 224; 1982, S. 638), Cooter (1978, S. 338) und Ramser (1982, S. 176ff). 
10 Vgl. Mirrlees (1971). 
11 Vgl. Stern (1984, S. 356). 
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t> 1 gilt, würde der Nettolohn für eine weitere Stunde Arbeit negativ sein. Kein 
rationaler Zensit würde dann mehr arbeiten. 


Die Begründung für t’ > 0 läßt sich anhand der Abbildung 5.1 ableiten. 12 Falls 
t< 0 für ein bestimmtes Einkommen gilt, würde die Steuerfunktion steiler ver- 
laufen als die 45-Grad-Linie. Sie wäre auch steiler als die Indifferenzkurve für 
jedes Individuum mit dem betrachteten Bruttoeinkommen. Da die Bewegung ei- 
nes Zensiten parallel zur 45-Grad-Linie das Steueraufkommen konstant läßt, 
könnte eine Bewegung in Richtung "Südwest" in Abbildung 5.1 den Zensiten auf 
eine höhere Indifferenzkurve bringen bei Konstanz des Steueraufkommens. Die 
alte Tariffunktion (t’ < 0) kann also nicht optimal gewesen sein. 


Ergebnis 2: Der Grenzsteuersatz des Höchstverdieners ist gleich null. 


Bleibt alles Einkommen über dem des Höchstverdieners steuerfrei, so besteht 
für diesen ein Anreiz mehr zu arbeiten. Er kann sich somit besserstellen, ohne 
daß der Staat eine Einnahmeeinbuße erleidet; es kommt zu einer Pareto- 
Verbesserung. Zudem wird für die in der Nähe des Einkommens dieses Indivi- 
duums liegenden Steuerzahler ein Anreiz geschaffen, ebenfalls in diese Spitzen- 
position zu gelangen, was gleichermaßen zu einer Besserstellung dieser Indivi- 
duen und zu einer Einnahmeerhöhung des Staates führt. 13 


Es wäre also ineffizient, das Individuum mit der höchsten Fähigkeit an einem zu- 
sätzlichen Arbeitsangebot zu hindern: "The intuition behind this rather remar- 
kable result is that reducing the marginal tax rate on this individual creates an ef- 
ficiency gain without any loss of tax revenue."14 


Ergebnis 3: Der Grenzsteuersatz des Mindestverdieners ist gleich null. 


Belastet man das niedrigste Einkommen mit einem von null verschiedenen posi- 
tiven Grenzsteuersatz, so erhöht sich die Durchschnittsbelastung für alle diejeni- 
gen Steuerzahler, die über diesem Einkommen liegen. Der Staat kann dieses 
Mehraufkommen nun nicht mehr zur Entlastung noch schlechter verdienender 
Individuen verwenden; aufgrund der geforderten Aufkommensneutralität einer 
Steueränderung erscheint demnach ein von null abweichender Grenzsteuersatz 
nicht wünschenswert. 


Die Ergebnisse 2 und 3 erklären sich aus der unterschiedlichen Wirkung von 
Grenz- und Durchschnittssteuersatz: Während die Erhöhung eines Grenzsteuer- 


12 Vgl. dazu Stern (1984, S. 357). 

13 Vgl. zu dieser Argumentation Stern (1984, S. 358). 

14 Sandmo (1984, S. 115). 

15 Vgl. zu dieser Argumentation Wiegard (1982b, S. 439). 
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satzes keinen Einfluß auf die marginalen Steuersätze der anderen Individuen be- 
sitzt (lokaler Effekt), führt diese indes bei Individuen, die über dem von der 
Erhöhung betroffenen Einkommen liegen, zu einem Ansteigen der durch- 
schnittlichen Belastung (globaler Effekt). Dieses Mehraufkommen kann für 
Steuerentlastungen unterhalb der von der Grenzsteuersatzerhöhung betroffenen 
Individuen verwendet werden. Dabei ist aber zu beachten, daß mit Hilfe dieses 
Arguments nicht gezeigt werden kann, daß t’ für alle Individuen gleich null ist, 
da sich sonst überhaupt kein Steueraufkommen ergeben würde, die Nebenbe- 
dingung (5-12) also verletzt wäre. 


Die Ergebnisse 1 bis 3 zeigen also, daß eine durchgehende Progression des 
Grenzsteuersatzes der Einkommensteuer suboptimal ist. Über den Verlauf des 
optimalen Grenzsteuertarifs zwischen den bekannten Anfangs- und Endpunkten 
lassen sich keine allgemeingültigen Ergebnisse ableiten. Man weiß aus der OT 
"nur", daß t’ am Anfang der Bemessungsgrundlage steigen und am Ende wieder 
fallen muß. Dazwischen kann t’ aber durchaus mehrere Maxima aufweisen. Ins- 
besondere kann aufgrund der OT keine Aussage über die Progression des Tarifs 
im Sinne der Veränderung des Durchschnittssteuersatzes gemacht werden. 


Zusätzliche Erkenntnisse lassen sich nur durch numerische Simulationsrechnun- 
gen gewinnen. Je nach Zugrundelegung alternativer Annahmen über die Spezi- 
fikation der individuellen Nutzenfunktionen, der Dispersion divergierender 
Lohnsätze für unterschiedliche Qualitäten von Arbeit (Lohndichtefunktion) und 
der sozialen Wohlfahrtsfunktion kann man durch Computersimulationen zu ver- 
schiedenen Aussagen über den optimalen Einkommensteuertarif gelangen. Dar- 
auf wird in Abschnitt 5.4 und in Kapitel 15 näher eingegangen. 


5.3. Optimale lineare Einkommensteuer 


Da sich der Konflikt zwischen Effizienz und Verteilung bei der Fixierung der 
steuerpolitischen Parameter für den Fall einer linearen Einkommensteuer (das 
heißt konstanter Grenzsteuersatz t’) sehr gut darstellen läßt, soll in diesem Ab- 
schnitt das Grundmodell der optimalen linearen Einkommensteuer vorgestellt 
werden.10 


16 Vgl. dazu auch Sheshinski (1972, S. 299ff), Itsumi (1974, S. 371ff), Dixit/Sandmo (1977, S. 417ff), Atkin- 
son/Stiglitz (1980, S. 406ff), Ramser (1982, S. 180ff), Sandmo (1983, S. 318ff), Heubes (1985, S. 81ff) und 
Rose/Wiegard (1983, S. 71ff). Die Beschrankung der mathematischen Analyse auf den linearen Fall wird 
auch dadurch gerechtfertigt, daB die o.g. Simulationen mit der nicht-linearen Einkommensteuer gezeigt 
haben, "that the optimum tax schedule could be approximated reasonably well by a linear equation." 
(Sandmo (1984, S. 115)). 
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5.3.1. Das Modell 


Im folgenden gelten die gleichen Modellannahmen wie in Abschnitt 5.2.1 mit der 
Ausnahme, daß der Staat lediglich über eine lineare Einkommensteuer 


(5-14) t(z) = t’z -g 


mit Freibetrag g verfügen kann. Die Existenz dieser Steuern führt zur modifizier- 
ten Budgetrestriktion für die Haushalte in Form von 


(5-15) x = z -t(z) = (1 -t’)z +g>= (1 - t’)wpl +g. 


Wird die Nutzenfunktion (5-1) unter (5-15) maximiert, erhält man die bekannte 
Bedingung erster Ordnung, die sich nach Eliminierung des Lagrangeparameters 
a schreiben läßt als 


Der Staat maximiert die soziale Wohlfahrt (5-4) unter seiner Budgetrestriktion 
Wp Wp 
(5-5) | [ton |E (wp) av = To = | wpldF (wp) = ty +g 
Wb Wb 
mit tg als Teil der Staatseinnahmen, der nicht für Umverteilungszwecke zur Ver- 
fiigung steht. Als Lagrangefunktion ergibt sich damit 
Wp 
(5-17) L = | wen - (to +9 - tun |ar, 
Nh 
wobei die Restriktion der individuellen Nutzenmaximierung durch Substitution 
der direkten durch die indirekte Nutzenfunktion in W(.) beachtet wurde. Als 


Politikinstrumente zur Maximierung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt ste- 
hen dem Fiskus die Parameter g und t’ zur Verfügung. 


5.3.2. Die Modellrechnung 


Die Bedingungen erster Ordnung für das Wohlfahrtsmaximum lauten für das 
Transferelement 
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Wp 
L SW êv 61 
(5-18) — = | l ee 6 = 1) Jar = 0 
6g óv ôg ôg 

Yb 


und für den Grenzsteuersatz 


Wp 
ôL éW dv 61 
(5-19) — = | l — — + K(wy1 + t’w, —) ar = 0. 
st’ év St’ st’ 
Wb 


Diese Bedingungen ähneln denen aus Abschnitt 4.2. Analog zu den dort 
durchgeführten Umformungen lassen sich auch (5-18) und (5-19) modifizieren. 
Aus der Besteuerung der Arbeitsstunden resultiert der Effekt sl/st’, der der 
oben genannten negativen Anreizwirkung der Besteuerung entspricht. Diese 
Reaktion kann wieder unter Rückgriff auf die Slutsky-Gleichung 


(5-20) 61/8t’ = Sj] - Wpl(61/8g) 


in den Substitutionseffekt Sy und den Einkommenseffekt (- wyl(sl/sg)) zerlegt 
werden, wobei der Substitutionseffekt die einkommenskompensierte Reaktion 
des Arbeitsangebots auf eine marginale Änderung des Nettolohnsatzes infolge 
der Besteuerung angibt. Nur er ist für die Wohlfahrtsanalyse von Bedeutung. 
Aus einer fehlenden Reaktion des unkompensierten Arbeitsangebots auf die 
Besteuerung kann also keinesfalls auf die Wohlfahrtswirkung der Einkommen- 
steuer geschlossen werden.!7 Beachtet man ferner, daß gemäß Roy der margi- 
nale Nutzenentgang aus der Besteuerung gleich dem negativen Grenznutzen des 
Bruttoeinkommens ist (sv/st” = - awpl) und der Grenznutzen des Einkommens 
gleich a ist ($v/sg = a) lassen sich obige Bedingungen umformen zu 


Wp 
SL SW a 61 
(5-21) — = | l =a m e (TUe 1) Jar = 0 und 
óg 6v u ég 
Yb 
Wp 
(5-22) — = il a Se ee Jar =0. 
dt’ ôv u bt! l 
Yb 


Führt man nun analog zu Abschnitt 4.2.3.2 Gleichung 


17 Insbesondere wäre es eine Trugschluß, daraus auf eine "excess burden" von null zu schließen. 
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(5-23) b = (6W/év) (a/u) + t’w,(61/6g) 


mit b als sozialem Grenznutzen des individuellen Einkommens - ausgedrückt in 
Einheiten des Steueraufkommens - ein, erhält man 

Wp 
(5-24) | [p - 1|ar = 0 und 


Wb 
W 
° ep] 
(5-25) wpt|b 24 2 Je = 0. 
1 
Wb 


Bei Bezug auf den Mittelwert b = (=,b4/H) und die Kovarianz zwischen sozia- 
lem Nettogrenznutzen und Bruttoeinkommen 


Wp 
(5-26) cov(b,z) -| [œ - b) (z - Z) |ar 


Wb 


lassen sich daraus die Gleichungen 


(5-27) b = ı und 


t’ - cov(b,z) - cov(b,2z) 
(5-28) —— = > 
1-t' Wp Wp 
2 
Wb Wb 


mit e} = (w(1 - t’)/A)S) als kompensierter Arbeitsangebotselastizität ableiten, 
wobei (5-25) mit (1-t’) und I erweitert wurde und die obigen Definitionen der 
nn und der kompensierten Arbeitsangebotselastizität verwendet wur- 
den. 


18 Allgemein gibt die Kovarianz an, ob zwischen den Varianzen verschiedener Variablen eine systematische 
Beziehung existiert. Sie ist negativ, wenn sich die Varianzen der beiden Variablen in die entgegengesetzte 
Richtung bewegen. Da angenommen werden kann, daß der soziale Nettogrenznutzen des Einkommens mit 
zunehmendem Einkommen abnimmt, ist cov(b,z) negativ und t’ damit positiv. 


19 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 407) und Rose/Wiegard (1983, S. 72). 
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5.3.3. Die Modellésung2¥ 


Gleichung (5-27) gibt die Bedingung für das optimale Transferelement an und 
besagt, daß die soziale Nettogrenzbewertung einer Erhöhung der Transferzah- 
lungen um 1 DM im Durchschnitt gerade den Kosten (1 DM) entsprechen 
soll.21 


Beziehung (5-28) stellt die optimale Bedingung an den konstanten Grenzsteuer- 
satz dar. Der Nenner auf der rechten Seite dieser Gleichung ist das gewichtete 
arithmetische Mittel der einkommenskompensierten Lohnsatzelastizität des 
Arbeitsangebots und ist wegen ejj > 0 positiv. Aus den Uberlegungen in Kapitel 
2 ist bekannt, daß die Substitutionseffekte Sy und damit ey für die effizienzbe- 
dingten Wohlfahrtsverluste der Besteuerung verantwortlich sind. Bei gegebener 
Kovarianz zwischen b und z ist der Grenzsteuersatz gemäß (5-27) umso höher zu 
wählen, je geringer der gewichtete Durchschnitt der einkommenskompensierten 
Elastizitäten ist, das heißt je unelastischer das durchschnittliche einkommens- 
kompensierte Arbeitsangebot auf steuerlich bedingte Änderungen des margina- 
len Nettolohnsatzes reagiert. 


Dieser Zusammenhang ist direkt plausibel: Bei der Analyse optimaler Ver- 
brauchsteuern wurde schon darauf hingewiesen, daß Güter oder Faktoren, die 
unelastisch nachgefragt oder angeboten werden, vom Effizienzaspekt her ideale 
Steuerobjekte bilden (vgl. Abschnitt 4.1.2.3.1). Bei der Frage nach den Determi- 
nanten für den optimalen marginalen Einkommensteuersatz kann der Nenner in 
(5-27) also - analog zu Gleichung (4-47) - als der die Effizienzaspekte repräsen- 
tierende Faktor angesehen werden. 


Der Zähler des Bruchs (5-27) kann dagegen nach den Ausführungen zum Term 
b in Abschnitt 4.2 als der den Einfluß des Gerechtigkeitsaspekts wiedergebende 
Faktor interpretiert werden. Bei gegebenem Wert des Nenners impliziert ein 
höheres Maß an ökonomischer Ungleichheit auch einen größeren Grenzsteuer- 
satz. 


Dies läßt sich durch das folgende Gedankenexperiment belegen: Entspricht der 
Ausgangszustand ohne Steuern bereits den Egalitätspräferenzen des Staates - 
nach seinem Urteil liegt keine Ungleichheit vor bzw. das Verteilungsziel bedarf 
keiner Realisierung -, gilt cov(b,z) = 0 und damit t = 0. Dieser Fall kann dann 
eintreten, wenn schon im Statusquo alle ph gleich sind und damit cov(bh,zhy = 0 
ist. Der wohlmeinende Finanzpolitiker wäre nicht bereit, auf einen Teil des So- 


20 Vgl. zu der folgenden Interpretation der Modellösung auch Ramser (1982, S. 182ff) und Wiegard (1987, S. 
377). 


21 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 408). 
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zialprodukts für Umverteilungszwecke zu verzichten. Beurteilt er die Ausgangs- 
verteilung dagegen als "ungerecht", ist die Kovarianz zwischen b und z groß und 
entsprechend auch t’. 


Der Konflikt zwischen Effizienz und Distribution bei der Bestimmung des opti- 
malen Grenzsteuersatzes der linearen Einkommensteuer kommt somit in (5-27) 
anschaulich zum Ausdruck. "Mehr" (Re-)Distribution durch eine höhere Pro- 
gression führt tendenziell zu einem höheren Grenzsteuersatz, mit dem wiederum 
hohe Effizienzverluste infolge starker Substitutionseffekte verbunden sind. Der 
optimale Steuersatz gleicht diesen "trade off" wieder aus und wird von der 
Ausgangsverteilung der Bruttolöhne (Fähigkeiten), von der Höhe des zu 
realisierenden Steueraufkommens, von der Größe der einkommenskompensier- 
ten Arbeitsangebotselastizität in bezug auf den marginalen Nettolohn und von 
den Egalitätspräferenzen des Finanzpolitikers bestimmt. 


Gibt man diese Faktoren in Simulationsrechnungen vor, so kann der optimale 
Einkommensteuertarif berechnet und seine Sensitivität bezüglich einer Verän- 
derung dieser Faktoren analysiert werden. Solche Berechnungen sollen im fol- 
genden Abschnitt sowohl für die lineare als auch für die nicht-lineare Einkom- 
mensteuer dargestellt werden. 


5.4. Numerische Simulationsstudien für den optimalen Einkommensteuertarif 
5.4.1. Die Studie von Mirrlees 


Die erste Simulationsrechnung für den optimalen Einkommensteuertarif stammt 
von Mirrlees (1971). Die entscheidenen Annahmen, die dieser Studie zugrunde- 
liegen, sind 


- eine log-lineare Nutzenfunktion22 der Individuen vom Typ 
(5-29) u(x,1) = x*(1-1), 


- ein Anteil der Einkommensteuern am aggregierten Bruttosozialprodukt von 
maximal 12 %, 


- eine log-normale Verteilung der F ahigkeiten2> auf Basis der empirischen Er- 
gebnisse von Lydall (1968) und eine 


22 Dieser Typ wurde in der Folgezeit von Autoren der OT als "Cobb-Douglas-Funktion" bezeichnet, obwohl er 
eigentlich nicht mit der Funktionsform der von Cobb und Douglas kreierten Produktionsfunktion überein- 
stimmt. 


23 Zueiner solchen Verteilungsfunktion vgl. auch Aitchison/Brown (1957, S. 7ff). 
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- utilitaristische Wohlfahrtsfunktion. 


Durch diese Annahmen sind alle Elemente seines Modells aus Abschnitt 5.1 
spezifiziert und die optimale Einkommensteuerfunktion ergibt sich aus der Lö- 
sung des Optimierungsproblems (5-11) bis (5-13). Basierend auf diesen Prämis- 
sen me Mirrlees folgende Aussagen über den optimalen Einkommensteuerta- 
rif ab: 


1) Der optimale Grenzsteuersatz verläuft konkav und weist ein eindeutiges 
Maximum schon bei relativ niedrigen Einkommen auf. 


2) Durchschnitts- und Marginalsteuersatz steigen mit zunehmender Streuung 
der Begabung, zunehmender Egalitätspräferenz und vor allem mit zuneh- 
mendem relativen Finanzierungsbedarf des Staates. 


3) Die optimalen Einkommensteuertarife sind approximativ linear mit negati- 
vem Absolutglied (Freibetrag), wodurch auch negative Durchschnittssteuer- 
sätze möglich werden. 


4) Die kalkulierten Grenzsteuersätze sind eher niedrig ("I must confess that I 
had expected the rigorous analysis of income taxation in the utilitarian man- 
ner to provide arguments for high tax rates. It has not done so” [Mirrlees, 
1971, S. 207]). Bei realistischer Annahme der Fähigkeitsverteilung und dem 
maximalen Budgetbedarf von immerhin 12 % des Sozialprodukts ergibt sich 
lediglich ein marginaler Spitzensteuersatz von 39 %. 


5) Die Einkommensteuer ist dementsprechend als Umverteilungsinstrument 
eher ungeeignet ("The income tax is a much less effective tool for reducing 
inequalities than has often been thought." [Mirrlees, 1971, S. 208]). Die op- 
timale Steuerstruktur ist abhängig von den Verteilungen der Fähigkeiten in- 
nerhalb der Bevölkerung und dabei ist es nach Meinung von Mirrlees (1971, 
S. 186) nicht möglich, generelle Aussagen darüber zu treffen, ob die 
Grenzsteuersätze höher für Groß-, Mittel- oder Kleinverdiener sein sollen. 


Diese Ergebnisse werden - darauf sei noch einmal explizit hingewiesen - 
maßgeblich durch die Modellprämissen beeinflußt. So wird zum Beispiel ange- 
nommen, daß jegliche Änderung der Steuertariffunktion eine Variation des Ar- 


24 Zu Einzelheiten vgl. Mirrlees (1971, S. 202ff). Auf eine detaillierte Wiedergabe der quantitativen Ergebnisse 
seiner Studie sei hier wegen der nur sehr eingeschränkten Aussagefähigkeit der Ergebnisse verzichtet. 


25 Vgl. dazu die Tabellen 2, 4, 6, 8, 10 und 12 bei Mirrlees (1971). 
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beitsangebots hervorruft, die "disincentives" hoher Grenzsteuersätze also ent- 
sprechend groß sind. 


5.4.2. Die Studien von Atkinson, Feldstein und Stern 


Der Kontrast zwischen Mirrlees’ niedrigen, mit dem zu versteuernden Einkom- 
men schnell sinkenden und überwiegend linear verlaufenden Grenzsteuersätzen 
einerseits und den in der Realität vorzufindenden stark progressiven Steuersy- 
stemen andererseits forderte Modifikationen des Mirrlees-Modells heraus. Ins- 
besondere wurde in der Folgezeit untersucht, inwieweit die Ergebnisse (vor al- 
lem die geringe Höhe der Marginalsteuersätze) in bezug auf die von Mirrlees 
gemachten Modellannahmen robust waren. 


Modellvariationen erfolgten dabei zunächst durch die Einbeziehung der Ausbil- 
dungwahl durch Fair (1971) und Atkinson (1973).26 Durch die Berücksichtigung 
des jeweiligen Ausbildungsniveaus der Individuen ist ihr Bruttolohnsatz nicht 
mehr lediglich eine Funktion der Fähigkeiten, sondern auch abhängig vom 
Ausbildungsstand. Von Feldstein (1973) wurde ein Modell entwickelt, welches 
die Auswirkungen variabler Lohnsätze auf Schätzungen der optimalen Grenz- 
steuersätze berücksichtigt und Vergleiche der optimalen marginalen Steuersätze 
bei fixen und variablen Lohnsätzen erlaubt. 


Die umfangreichste Simulationsanalyse eines Modells der optimalen Einkom- 
mensteuer geht auf Stern (1976) zurück, der die Sensitivität des optimalen 
Einkommensteuersatzes hinsichtlich seiner Determinanten (Soziale Wohl- 
fahrtsfunktion (Verteilungszielsetzung), Steueraufkommen, Substitutionselastizi- 
tät zwischen Konsum und Freizeit, gegebene Ausgangsverteilung) untersuchte. 


In allen drei Studien wird statt von der nicht-linearen Einkommensteuer von ei- 
ner linearen Steuerstruktur kombiniert mit einem Freibetrag ausgegangen. At- 
kinson unterstellt weiterhin eine Cobb-Douglas-Nutzenfunktion der Zensiten, 
während Feldstein und Stern eine CES-Nutzenfunktion annehmen. Im Gegen- 
satz zur Mirrlees-Studie wird in den drei Arbeiten von einer isoelastischen 
Wohlfahrtsfunktion ausgegangen, die die Subsumtion gängiger sozialer 
Wohlfahrtsfunktionen (Bentham (1789), Nash (1950), Rawls (1975)) erlaubt.2/ 
Gemeinsam ist allen Studien die Annahme einer logarithmischen Normalvertei- 
lung der Fahigkeiten. 


26 Eine verstandlichere Darstellung dieses Modell findet sich auch in Atkinson/Stiglitz (1980, Kapitel 13-2). 


27 Hierauf wird noch in Kapitel 13 der vorliegenden Arbeit näher eingegangen. 
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Diese Arbeiten lassen sich zu folgendem - intuitiv plausiblen - Ergebnis zusam- 
menfassen:2® 


Ergebnis 4 : Der optimale Steuersatz fällt umso höher aus 


je größer die Streuung der Fähigkeiten ist; 


je geringer die Substitutionselastizität zwischen Konsum und Freizeit der 


Individuen ist; 


je größer das erforderliche Steueraufkommen des Staates ist und 
- je stärker die Egalitätspräferenz des Finanzpolitikers ist. 


Diese Abhängigkeiten bedürfen wohl kaum einer Erläuterung. 2? Numerische 
Kalkulationen finden sich dabei vor allem in Stern (1976, S. 142ff; 1987b, S. 42). 
Stern geht dabei von einem für das Vereinigte Königreich ermittelten Wert der 
Staatseinnahmen von 20% des Bruttosozialprodukts aus und legt für die 
Substitutionselastizität zwischen Konsum und Freizeit (kompensierte Lohnsatz- 
elastizität) den von Ashenfelter/Heckman (1974) errechneten Wert von 0.4 zu- 
grunde. Die isoelastische Wohlfahrtsfunktion läßt er zwischen den Ex- 
trempunkten von Bentham und Rawls variieren. Mit diesen Annahmen erhält er 
einen optimalen Grenzsteuersatz von 54%, ohne auf extreme Egali- 
tätspräferenzen zurückgreifen zu müssen. 0 


Ceteris paribus kommt der empirischen Bestimmung der Substitutionselastizität 
eine entscheidende Bedeutung zu,>1 da diese nicht etwa wie die Höhe des 
Steueraufkommens oder die Ungleichheitsaversion einer mehr oder weniger 
willkürlichen Wahl durch die Regierung unterworfen ist. Führt etwa eine 
Lohnsatzvariation zu keiner Veränderung des kompensierten Arbeitsangebots- 
verhaltens (ejj = 0)32 ist ein Steuersatz von 100% fiir alle Werte des zu realisie- 


28 Auch Cooter/Helpman (1974, S. 654) und Helpman/Sadka (1978) kommen bei der Zugrundelegung einer 
Cobb-Douglas-Nutzenfunktion zu analogen Ergebnissen. Lediglich bei einer Rawis-SWF und einer Cobb- 
Douglas-Nutzenfunktion weisen Helpman/Sadka nach, daß der Einfluß einer zunehmenden Streuung der 
Begabungen auf den Grenzsteuersatz nicht mehr eindeutig ist bzw. die SWF-Annahme die Fähigkeitsver- 
teilung dominiert. 


29 Vgl. auch Seid! (1983, S. 220ff). 


30 Broome (1975, S. 649ff) weist in diesem Zusammenhang nach, daß unter den Annahmen, die in der Literatur 
zur optimalen Besteuerung üblicherweise vorgegeben werden, der optimale marginale Steuersatz 58.6 Pro- 
zent betrage. Diese Erkenntnis betitelt er ironisch als "an important theorem on income tax". 


31 Vgl. ausführlich dazu Kapitel 10.2 und 11.2 dieser Arbeit. 


32 Dies ist keineswegs gleichbedeutend mit einem völlig unelastischen Arbeitsangebot, bei dem es sehr wohl zu 
einem Substitutionseffekt - und damit zu einer "excess burden" - kommt, der jedoch durch den entgegenge- 
setzt wirkenden Einkommenseffekt kompensiert wird, so daß der Gesamteffekt zu vernachlässigen ist; vgl. 
dazu Feldstein (1976, S. 368f) und Sandmo (1984, S. 117). 
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renden Steueraufkommens und der Egalitätspräferenz des Staates optimal; mit 
steigender Substitutionselastizität fällt dieser überproportional schnell (außer bei 
Annahme einer Rawlsschen Wohlfahrtsfunktion und extremen Staatsquote),>> 
das heißt die Beziehung zwischen Substitutionselastizität und Steuersatz ist nicht 
monoton.>* 


Es sei jedoch angemerkt, daß man den von Stern erzielten Ergebnissen keine 
allzu große empirische Bedeutung beimessen sollte. Sie sind wenig robust in be- 
zug auf zusätzliche Erklärungsvariablen, wie zum Beispiel das Arbeitsnachfrage- 
verhalten, divergierende Präferenzen einzelner demographischer Gruppen, al- 
ternative Erfassung des Arbeitsangebots etc. Sofern es nicht gelingt, diese Modi- 
fikationen empirisch abzuschätzen, gilt es, auf die verbleibende Unsicherheit bei 
der Bestimmung des optimalen Einkommensteuertarifs hinzuweisen. Schwankt 
zum Beispiel die Substitutionselastizität zwischen 0.2 und 0.6, impliziert dies ce- 
teris paribus eine Unsicherheit über den optimalen Grenzsteuersatz in einem In- 
tervall von 36.2 bis 17.0 Prozent. Ferner muß beachtet werden, daß bei einer 
solch radikalen Tarifänderung wie bei dem Übergang von einem progressiven 
Formeltarif zu einem linearen Tarif mit Freibetrag die Koeffizienten als Ergeb- 
nis von Punktelastizitäten vermutlich nicht konstant bleiben. Auf derartige Pro- 
bleme kommen wir noch in Kapitel 15 zurück. 


5.4.3. Die Studie von Tuomala 


Während die an Mirrlees anschließenden Simulationsstudien eine lineare Ein- 
kommensteuer unterstellten, untersucht eine jüngere Arbeit von Tuomala 
wieder das grundlegende Modell von Mirrlees - vor allem im Hinblick auf den 
Einfluß der von Mirrlees verwendeten individuellen Nutzenfunktion und der 
Fähigkeitsverteilung. Tuomala hat die Berechnungen von Mirrlees bezüglich der 
Nutzenfunktion 

1 1 


(5-30) u(x,l) = - — - 
x (1-1) 


überprüft. Er zeigt dabei, daß das Steuersystem unter dieser Voraussetzung für 
die Mehrzahl der Bevölkerung progressiv im Sinne eines steigenden Grenz- 
steuersatzes ausgestaltet werden sollte.?0 Desweiteren kommt Tuomala zu der 
Schlußfolgerung, daß es sich bei dem von Mirrlees ermittelten Ergebnis (Grenz- 
steuersatz gleich null an beiden Enden der Verteilung) um ein wirklich nur lokal 


33 Vgl. dazu die Abbildungen in Stern (1976, S. 149ff). 

34 Dieses Ergebnis erzielten auch Cooter/Helpman (1974, S. 664). 
35 Vgl. dazu Tuomala (1984, S. 364f). 

36 Vgl. Tuomala (1984, S. 363). 
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begrenztes Resultat handelt, welches nicht zwangsläufig für alle Ein- 
kommensverteilungen gelten muß.?7 


Übereinstimmend gelangen beide jedoch zu dem Ergebnis, daß der Grenzsteu- 
ersatz nicht monoton mit dem Einkommen wächst, sondern für die meisten 
Einkommensbezieher fällt. Des weiteren zeigt Tuomala auf, daß ein Wert der 
Substitutionselastizität ejj von 0.5 genügt, um die Nicht-Linearität des Steuersy- 
stems zu begriinden>8, während Mirrlees noch zu dem Schluß kam, daß das op- 
timale Steuersystem approximativ linear zu gestalten sei. 


Ein Vergleich zwischen Sterns Berechnungen?’ für das lineare Modell und Tuo- 
malas Kalkulationen macht deutlich, daß "on the basis of calculations based on 
the linear income tax model we cannot make reliable conclusions about how 
things are in the nonlinear model."40 So ist nach Stern bei ej} = 0.5, einer Nash- 
Wohlfahrtsfunktion und bei einer rein umverteilenden Einkommensteuer ein 
marginaler Steuersatz von 43% optimal, während im entsprechenden Fall bei 
Tuomala die optimalen Grenzsteuersätze für 90% der Bevölkerung deutlich 
darüber liegen (Median = 59%)41, 


Beide sind jedoch der Meinung, daß nicht extreme Egalitätspräferenzen, son- 
dern niedrige Werte für die Substitutionselastizität als Argument für hohe mar- 
ginale Steuersätze anzuführen sind. 


5.5. Zusammenfassung der Ergebnisse 


Im Rahmen dieses Kapitels wurden sowohl die Bestimmungsfaktoren für die 
Wahl der optimalen Steuersätze als auch deren Wirkungsrichtung herausgear- 
beitet. 


Hat es der Finanzpolitiker demnach mit einer relativ breit gestreuten Verteilung 
der Fähigkeiten innerhalb der Gesellschaft zu tun, so bringt der daraus resultie- 
rende größere Umverteilungsbedarf auch ein Ansteigen der innerhalb des ver- 
wendeten Modells als optimal angesehenen Steuersätze mit sich. Der gleiche Ef- 
fekt ist bei zunehmender Ungleichheitsaversion des Finanzpolitikers sowie bei 
einem größeren geforderten Steueraufkommen zu beobachten. Im Gegensatz 
dazu führt ein höherer Wert für die Substitutionselastizität zu geringeren opti- 


37 Die von Mirrlees (1971) verwendete "log-normale"-Verteilung besitzt diese Eigenschaft. Zu negativen 
Grenzsteuersätzen vgl. auch Allen (1982). 


38 Vgl. Tuomala (1984, S. 365). 

39 Vgl. dazu Stern (1976, S. 149ff) und das Kapitel 15 dieser Arbeit. 
40 Tuomala (1984, S. 363). 

41 Vgl. dazu Tabelle 2 in Tuomala (1984, S. 360). 
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malen Steuersätzen, da mit zunehmender Reagibilität der Individuen auch die 
mit einer Besteuerung des Arbeitseinkommens verbundene "excess burden" 
wächst. 


Anhand zentraler Simulationsarbeiten aus der umfangreichen OT-Literatur 
konnte zwar das Zusammenwirken der letztgenannten drei Faktoren dargestellt 
werden, die Frage nach der Dominanz eines Faktors bleibt indes - mit Aus- 
nahme des Ergebnisse von Helpman/Sadka - unbeantwortet. 


Mirrlees konstatierte zwar, daß seine als zu weit angenommene Streuung der Fä- 
higkeiten zu einer Überschätzung und sein hoher Wert für ey zu einer 
Unterschätzung der optimalen Steuersätze führte, wobei seiner Meinung nach 
letztere Tendenz den Ausschlag gab;42 dieses Ergebnis läßt sich jedoch nur als 
Hinweis für die Dominanz der Substitutionselastizität über die Fähigkeitsvertei- 
lung der Individuen interpretieren. 


Dennoch war der Irrtum von Mirrlees43 bezüglich der Höhe von ejj insofern 
relevant, als sich durch Variation derselben aufzeigen läßt, daß man sowohl im 
linearen Modell als auch im Fall einer nicht-linearen Einkommensteuer kei- 
nesfalls auf extreme Egalitätspräferenzen abstellen muß, um als angemessen er- 
achtete optimale Grenzsteuersätze zu erhalten. 


Wenn auch höhere Werte des zu realisierenden Steueraufkommens, eine zu- 
nehmende Egalitatspraferenz in der sozialen Wohlfahrtsfunktion und eine zu- 
nehmende Streuung der Fähigkeiten tendenziell für einen höheren Grenzsteuer- 
satz sprechen, so lassen sich weder Umverteilungsprozesse noch ein gefordertes 
hohes Steueraufkommen realisieren, wenn es als Folge der Steuererhebung zu 
bedeutenden Arbeitsangebotsreduktionen kommt, die zu einem geringeren 
Steueraufkommen und damit insgesamt zu einer Verkleinerung der zur Umver- 
teilung vorgesehenen Manövriermasse führen. Hier zeigt sich in den Simula- 
tionsresultaten der theoretisch abgeleitete und in den Modellen des Abschnitts 
5.2 und 5.3 ausbalancierte "trade off" zwischen Effizienz und Verteilung, der der 
OT ja zugrundeliegt. Die Resultate machen insbesondere die ausgeprägte Ab- 
hängigkeit staatlicher Steuerpolitik von den Reaktionen des privaten Sektors 
bewußt. 


An dieser Stelle sei allerdings bereits darauf hingewiesen, daß die Einkommens- 
besteuerung nicht allein als Determinante für das Arbeitsangebotsverhalten ei- 
nes Individuums angesehen werden darf, da insbesondere bei Beziehern höherer 
Einkommen qualitative Aspekte der Arbeit (Selbstverwirklichung, Beförde- 


42 Vgl. dazu Mirrlees (1976, S. 44). 
43 Vgl. Mirrlees (1971). 
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rungsaussicht, höheres Ansehen) zunehmend neben materiellen Interessen tre- 
ten, wodurch der möglicherweise auftretende negative Aufkommenseffekt abge- 
schwächt bzw. im Extremfall sogar kompensiert werden kann.** Diese qualita- 
tiven Faktoren sind indes schwer zu quantifizieren, so daß sich die empirische 
Analyse auf die Berechnung von Lohn- und Einkommenselastizitäten be- 
schränkt, wobei diese allerdings unter letztgenanntem Vorbehalt zu interpretie- 
ren sind. 


44 Vgl. Mirrlees (1976, S. 45). 


45 Vgl. zu weiteren Problemen bei der Bestimmung der Substitutionselastizitat Kapitel 10.2 dieser Arbeit. 
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Kapitel 6: Optimale direkte und indirekte Steuern 
6.1. Problemstellung 


Das Verhältnis und die Tarifstruktur von direkten und indirekten Steuern ist be- 
züglich der optimalen Gesamtstruktur des Steuersystems von großem Interesse 
und bewegt die Finanzwissenschaft seit langem. Die anhaltende Diskussion um 
die Vor- und Nachteile direkter und indirekter Formen der Besteuerung ist da- 
bei auch vor dem Hintergrund der aktuellen finanzpolitischen Kontroverse um 
die Steuerreform 1990 und ihrer Finanzierung über Verbrauchsteuern zu sehen. 
Unter Hinweis auf 


- die simultan mit einem Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge erhöhte 
"Merklichkeit" der Abgabenbelastung, 


- die mit einer hohen Grenzbelastung der Einkommen verbundene Einschrän- 
kung der Leistungsbereitschaft der Zensiten, 


- die "kalte" Progression (inflationsbedingtes Mehraufkommen der Einkom- 
mensteuer), 


- die Auswirkungen einer Besteuerung der Zinseinkommen auf das private 
Sparangebot und das gesamtwirtschaftliche Wachstum und 


- die aus der negativen Anreizwirkung der progressiven Lohn-/Einkommen- 
steuer auf das Arbeitsangebot resultierende Abwanderung ökonomischer Ak- 
tivitäten in die Schattenwirtschaft 


wird vorwiegend eine Verschiebung der Steuerlast von den direkten zu den indi- 
rekten Steuern gefordert. | Unter Ausnutzung der "indirekten Steuerillusion" 
hofft man das Ausgabenniveau aufrechterhalten zu können, ohne daß 
"disincentives" der direkten Besteuerung auftreten.” Damit verbunden wird im 
Sinne einer "Leistung muß sich wieder lohnen"-Philosophie die Forderung nach 


1 Vgl. etwa Hansmeyer (1979, S. 64, 81), Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (versch. Jg.) und Bundesministerium der Finanzen (versch. Jg.). 


2 Haller (1981, S. 193f) - wieder stellvertretend für die traditionelle Finanzwissenschaft - führt dazu folgendes 
aus: "Die heute erforderliche hohe Steuerbelastung läßt sich nur erzielen und halten, wenn man sie in ihrem 
ganzen Umfang gar nicht sichtbar werden läßt. Man kann dieses Sichtbarwerden insbesondere dadurch ver- 
meiden, daß man indirekt besteuert ..., weil bei dieser Besteuerungsform die Steuerlast in kleinen Dosen - im 
Zuge der Einkommensverwendung - auferlegt wird, und zwar so, daß man sich ihrer in der Regel gar nicht 
bewußt wird: man zahlt zwar höhere Güterpreise, macht sich aber nicht klar, inwieweit in diesen Preisen 
Steuerzuschläge enthalten sind. ... Als Konsequenz ... ergibt sich also eine starke Heranziehung der indirek- 
ten Besteuerung." 
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einer deutlichen und nachhaltigen Senkung des leistungshemmenden Anstiegs 
der Grenzbelastung in der Progressionszone. Diese Vorschläge haben sich in der 
Steuerpolitik der Bundesrepublik mehrfach niedergeschlagen? und sind sicher- 
lich auch Vorbild für die aktuelle Steuerpolitik in der Bundesrepublik. 


Nun kann auch die OT selbstverständlich keine endgültige Antwort auf die 
"richtige" Steuerstruktur geben. Sie kann aber sehr wohl zu einer Präzisierung 
der Ziel-Mittel-Relation und der funktionalen Wirkungszusammenhänge zwi- 
schen Zielen, Instrumenten und Präferenzstrukturen der Zensiten beitragen. 
Mit Hilfe der OT versucht dieses Kapitel 


- die Kontroverse "direkte contra indirekte Steuern" modelltheoretisch zu 
systematisieren, 


- die Determinanten und die Bedingungen für eine allokativ und distributiv 
optimale Relation und Tarifstruktur der beiden Steuerarten abzuleiten, 


- einen Beitrag zur Diskussion um die zieladäquate Steuerbemessungsgrund- 
lage "Konsum oder Einkommen" zu leisten und 


- das Argument von der unterschiedlichen "Merklichkeit" der Steuerarten 
(traditionelle Position) gegen das ihrer Äquivalenz (Position der neueren 
Finanztheorie) zu stellen und daraus Reformvorschläge für die aktuelle Steu- 
erpolitik abzuleiten. 


Ob direkte oder indirekte Steuern zur Finanzierung der staatlichen Ausgaben 
herangezogen werden sollten, hängt dabei wesentlich von den Zielsetzungen der 
Finanzpolitik ab. Danach ergibt sich je nach Modellvariante eine unter- 
schiedliche Zuordnung der Steuerarten zum Effizienz- bzw. Distributionsziel des 
Staates und eine unterschiedliche Tarifstruktur der beiden Steuerarten. Zur 
Strukturierung der Problemlösung sollen daher wieder zunächst nur die reinen 
Effizienzüberlegungen betrachtet werden (Abschnitt 6.2). Dabei sollen Kopf- 
steuern bzw. Transferzahlungen zunächst als Lösungsmöglichkeit ausgeschlos- 
sen, dann jedoch explizit zugelassen werden. In Abschnitt 6.3 werden die 
Verteilungsüberlegungen miteinbezogen. Abschnitt 6.4 berücksichtigt die Mög- 
lichkeit der Ersparnisbildung. Abschnitt 6.5 zieht die wichtigsten Konsequenzen 
aus der Analyse. 


3 Vgl. die Darstellung und Kritik der wichtigsten Steuerreformen im Bereich der Einkommensteuer, 
Mehrwertsteuer und der spezifischen Verbrauchsteuern bei Petersen (1982, S. 386f; 1984, S. 175ff). 
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6.2. Das Modell bei allokativer Zielsetzung 
6.2.1. Modellannahmen 


Das Modell geht von den gleichen Prämissen wie das Standardmodell der 
Optimalsteuertheorie (Ramsey-Modell aus Abschnitt 4.1) aus. Einzige Aus- 
nahme bildet die Einbeziehung direkter Steuern als staatliches Einnahmeinstru- 
ment. Zur Realisierung des Steueraufkommens kann der Staat also alternativ 
eine Mengensteuer auf alle Konsumgüter (mit Ausnahme des Gutes "Freizeit") 
mit einem Steuersatz t; pro Einheit der vom Haushalt erworbenen Konsumgi- 
termenge x; oder einen (in Abschnitt 6.2 als konstant angenommenen) Grenz- 
steuersatz t‘ erheben. 


6.2.2. Modellösung bei Ausschluß von Kopfsteuern 


Das Ziel des Staates besteht nun darin, die Verbrauchsteuersätze t; (i = 1, ..., n) 
bzw. den Grenzsteuersatz* t‘ so festzulegen, daß die Nutzenfunktion des re- 
präsentativen Individuums 


(6-1) u = u(xXy, way Xn: 1) 


unter der Steueraufkommensrestriktion des Staates maximiert wird. Die Lösung 
dieses Problems ist an anderer Stelle bereits explizit hergeleitet worden.’ 


Die Optimalbedingungen zeigen dabei, daß die Wahl zwischen einer einheitli- 
chen und einer differenzierten Steuer von den kompensierten Elastizitäten der 
Güternachfrage und des Arbeitsangebots abhängt. Dabei läßt sich nachweisen, 
daß unter Effizienzaspekten einheitliche Steuern optimal sind, wenn das Ar- 
beitsangebot des sich nicht verschuldenden und nicht sparenden Haushalts voll- 
kommen preisunelastisch ist. 


Da Ersparnisse ausgeschlossen werden, kann eine einheitliche Steuer auf die ge- 
samten Ausgaben als eine proportionale direkte (Ausgaben-)Steuer interpretiert 
werden: Wird in die Budgetbeschränkung 


(6-2) 2:PiX; = wl 


der konstante Einkommensteuersatz t‘ eingeführt, ergibt sich die modifizierte 
Restriktion 


4 Da von einem Freibetrag abgesehen wird, fällt in diesem Abschnitt der Grenz- mit dem Durchschnittsteuer- 
satz zusammen. 


5 Vgl. Abschnitt 4.1.2. 


6 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 425). Dies entspricht also der persönlichen Ausgabensteuer im Sinne von 
Kaldor (1955). 
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(6-3) 2:P;X; = (1 - t‘)wil. 


Eine proportionale Besteuerung des Einkommens ist aber unter den gegebenen 
Bedingungen ökonomisch einer Besteuerung aller Konsumgüter (Erhöhung der 
Konsumentenpreise) äquivalent. Division von (6-3) durch (1 - t‘) ergibt 


(6-4) 2;P;}‘Xj = wl 


mit p; ` = p;/(1 - t`) und 


ti. = pj; 1= ja + ti)/(1 - er] -1 = (t; + t*)/(1 - t`). 


In Gleichung (6-4) werden nur die Güter besteuert, die Einkommen aber nicht. 
Die Steuereinnahmen bleiben dabei gleich, da bei Wegfall der Einkommen- 
steuereinnahmen durch den Übergang von (6-3) nach (6-4) die 
Verbrauchsteuersätze von t; auf t;" erhöht werden: 


(6-5) Z;t;x; + twl = ziti + t`(1 + ti)/(1 = ex; = 2;t,'x;. 


Somit gilt®: Bildet das Arbeitseinkommen die einzige Einkommensquelle des re- 
präsentativen Haushalts, kann die einheitliche Verbrauchsteuer als Besteuerung 
des Produktionsfaktors Arbeit interpretiert werden. Direkte und indirekte 
Steuer sind in diesem Fall äquivalent. Die OT sagt hier aus, daß eine direkte 
Steuer nur dann optimal ist, wenn das Arbeitsangebot des sich nicht ver- 
schuldenden und nicht sparenden Haushalts vollkommen preisunelastisch ist. 
Eine solche allokativ optimale direkte Besteuerung läßt sich entsprechend als 
eine einheitliche indirekte Steuer interpretieren. 


Daraus folgt, daß im gegebenen Modellrahmen eine direkte Steuer immer zu 
größeren Wohlfahrtsverlusten führt als eine indirekte Steuer, wenn das Ar- 
beitsangebot reagiert. Dann führt eine direkte Besteuerung deshalb zu größerer 
Mehrbelastung, weil die allokativ optimale Ramsey-Regel durch die direkte Be- 
steuerung nicht mehr eingehalten werden kann, während innerhalb der 
Verbrauchsbesteuerung spezifische Steuersätze zur Einhaltung dieser Regel 
auferlegt werden können. Dies impliziert, daß auf eine lineare Einkommen- 
steuer verzichtet werden kann (Dominanz der indirekten Besteuerung). 


7 Vegi. Biene (1985, S. 211), Atkinson (1981, S. 99) und Atkinson/Stiglitz (1980, S. 371f). 


8 Vgl. auch Sadka (1977, S. 387), Atkinson/Stiglitz (1980, S. 378), Wiegard (1976, S. 212f), Sandmo (1981, S. 
79%), Lau (1978, S. 337ff) und Helpman (1977, S. 128ff). 
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Regel 1 "Optimale direkte und indirekte Besteuerung": 


Werden Kopfsteuerelemente ausgeschlossen und sind alle Zensiten identisch, 
dann kann auf eine lineare Einkommensteuer verzichtet werden. Bei vollständig 
unelastischem Arbeitsangebot sind einheitliche Steuersätze allokativ optimal, 
andernfalls ist eine differenzierte Steuerstruktur nach Maßgabe der kompen- 
sierten Preiselastizitäten der Nachfrage nach den verschiedenen Güter(grup- 
pen) zur Minimierung der "excess burden" erforderlich. 


6.2.3. Modellösung bei Zulassung von Kopfsteuerelementen 


Die Einführung von Kopfsteuern verändert die Budgetrestriktion des repräsen- 
tativen Konsumenten, so daß obige Ergebnisse nicht mehr gelten. Interpretiert 
man die Kopfsteuer als negative Transferzahlung ("grant") g (g > 0 = Transfer; 
g < 0 = Kopfsteuer), so wird die individuelle Budgetbeschränkung (6-2) zu 


(6-6) 2:PiXj = wl + g. 


Als Lagrangeansatz für das Optimierungsproblem des Staates erhält man folglich 
die Gleichung 


(6-7) L = ulx], see, Xn; 1) + ulzitix; - To - 9]. 


Neben den schon aus der Theorie allokativ optimaler indirekter Steuern be- 
kannten k Bedingungen 1. Ordnung fiir die Steuerstruktur (k = 1, ..., n) 


(6-8) 2; (6u/ 8x3) (6x5 / Sty) +(Su/ 61) (61/ Sty) +H | + ziti (5x4/6t,) |= 0 
erhält man zusätzlich die Bedingung für das optimale Kopfsteuerelement g 
(6-9) Zs (Su/5x;) (6x;/5g) + (6u/61) (51/59) +u [Ziti (x3 /69) = 1|- 0. 


Bei der Fixierung der optimalen Verbrauchsteuersätze und des optimalen Kopf- 
steuerelements hat der Staat neben seiner Aufkommensrestriktion auch die 
individuellen Nutzenmaximierungen zu berücksichtigen (Problem der indirekten 
Kontrolle). Die Bedingungen für das Haushaltsoptimum ändern sich durch die 
Einführung von Kopfsteuern nicht und ergeben die aus der Mikroökonomie be- 
kannten Ergebnisse der Proportionalität zwischen dem Grenznutzen des Kon- 
sumgutes und dem Preis dieses Gutes (su;/6x; = ap;) bzw. der Proportionalität 
zwischen dem Grenzleid der Arbeit und dem Lohnsatz (su/sl = -aw) mit a als 
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Grenznutzen des individuellen Einkommens (Lagrangeparameter des individu- 
ellen Optimierungsproblems). 


Die Ergebnisse der individuellen Nutzenmaximierung dienen zur weiteren Um- 
formung der Optimalbedingungen (6-8) und (6-9) für die Steuerstruktur und das 
"Jump sum"-Element. 


6.2.3.1. Optimale Steuerstruktur 


Setzt man die Bedingungen 1. Ordnung der individuellen Nutzenmaximierung in 
(6-8) ein und beachtet, daß sx;/stk = 5x;/s5p, sowie 51/st, = sl/spg gilt, erhält 
man für k = 1, ..., n 


(6-10) a 25D; (6x5 /8Py) = w(51/8Px) | + 1 | x, + ziti (5x; /5P,) | = 0. 


Die Differentiation der individuellen Budgetbeschränkung (6-6) nach pg ergibt 
(6-11) x + 2;P; (5x; / Spy) - w(61/6p,) = 0, 


so daß sich (6-10) zu 
(6-12) - aX, + 1] x, + ziti (5x; /6Py.) | = 0 


vereinfacht. Daraus folgt unmittelbar 

(6-13) 2;t;(8x,/8pK) = (a/b - 1)% = - (1 - a/u)xg- 

Die Verwendung der Slutsky-Gleichung 

(6-14) §x;/d5p, = Sip ~ xX, (6x;/6g) 

mit Sj; als Substitutions- und - x,(6x;/6g) als Einkommenseffekt ergibt 
(6-15) Z;t;S;x = - (1 - 2it;,(8x,/69) - a/u)x,. 


Unter Beachtung der Symmetrie der Substitutionseffekte gelangt man somit zur 
bekannten Ramsey-Regel 


(6-16) 2;t;5;,x = - (1 - 2;t;(öx,/ög) - a/u)X, = - Ox,. 
6.2.3.2. Optimales Kopfsteuerelement 


Werden die Bedingungen 1. Ordnung der individuellen Nutzenmaximierung in 
(6-9) eingesetzt, erhalt man 
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(6-17) Ziap, (6x; /6g) - aw(öl/ög) + ulzit; (5x,/59) = 1| = 0. 


Ausklammern von a fiihrt zu 
(6-18) al2;p; (8x;/69) - w(61/69) | + u[2it; (x5 /69) - 1| = 0. 


Differentiation der individuellen Budgetrestriktion (6-6) nach g ergibt 


(6-19) Zap; (6x;/6g) = w(6l/ög) + 1. 


iPi 
Berücksichtigung von (6-18) und Division durch y ergibt 

(6-20) a/u + Zit;(6x;/ög) = 1. 

Setzt man diesen Term in (6-16) ein, erhält man als Gesamtergebnis 
(6-21) 2;t;5.; = 0. 

6.2.3.3. Gesamtergebnis 


Da die Slutsky-Matrix negativ semidefinit ist, ist ihre Determinante ungleich null. 
Daraus folgt, daß die Steuersätze t; gleich null sind. Es wird dann für den Staat 
optimal, das notwendige Steueraufkommen durch entsprechende Variationen 
des "lump sum"-Elements (mögliche Ausgestaltung als Transfer- bzw. Kopf- 
steuerelement) aufzubringen, da im Fall identischer Individuen nur Effizienz- 
aspekte relevant sind. Durch Erhebung der allokationsneutralen Kopfsteuer (g 
< 0) können Gütersteuern immer so gesenkt werden, daß sich die Wohlfahrt er- 
höht. Damit ist in diesem Modell die direkte Steuer der indirekten überlegen. 


Regel 2 "Optimale direkte und indirekte Besteuerung": 


Sind alle Zensiten identisch und sind Kopfsteuerelemente als Besteuerungs- 
form zugelassen, dann sollten im Optimum keine indirekten Steuern einge- 
setzt, sondern das erforderliche Steueraufkommen durch Kopfsteuern gedeckt 
werden. 


Dieses Ergebnis wurde schon in Abschnitt 4.1.3.5 plausibel begründet und be- 
darf daher hier keiner weiteren Erläuterung. Es folgt unmittelbar aus dem zwei- 
ten Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie und stellt ein "first best" dar. 
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6.3. Das Modell bei Einbeziehung von Verteilungsüberlegungen 
6.3.1. Die Integration von Verbrauch- und linearer Einkommensteuer 
6.3.1.1. Modellmodifikationen 


Die Steuererhebung soll im folgenden sowohl den Effizienz- als auch den 
Verteilungskriterien genügen. Die Berücksichtigung distributiver Ziele erfolgt 
durch die Annahme, daß sich die Individuen in ihren Fähigkeiten, nicht jedoch 
in ihren Präferenzen unterscheiden.” Damit fallen individueller und gesellschaft- 
licher Maximand auseinander: Während der Haushalt h (h = 1, ..., H) die 
Nutzenfunktion 


(6-1) uP Sa Gay. <., Xp l) 

bezüglich der Budgetrestriktion 

(6-22) £;p,x,2 = Wi + g 

maximiert, versucht der Staat eine soziale Wohlfahrtsfunktion 
(6-23) W = W(ul,..., uP) 

unter seiner Steueraufkommensrestriktion 

(6-24) To = EjtjEpX%įľ - Zug = EjtiEpX;® - Hg 


zu optimieren, wobei er die individuelle Nutzenmaximierung zu beachten hat. 
Die soziale Wohlfahrtsfunktion fungiert hier nicht als Aggregationsprinzip, son- 
dern als finanzpolitische Entscheidungsfunktion, die nur durch das paretianische 
Werturteil beschränkt ist, daß die nutzenmäßige Besserstellung irgendeines 
Haushalts vom Finanzpolitiker nicht negativ beurteilt wird (das heißt sW/suP > 
0). Vorweggenommen sei hier schon, daß die nachfolgend abgeleiteten Ergeb- 
nisse nicht von einer speziellen Form der paretianischen Wohlfahrtsfunktion 
und damit von einer gezielten Verteilungsnorm des Fiskus abhängen. 


Außer diesem Übergang zur Mehr-Personen-Wirtschaft und der daraus resultie- 
renden Verwendung sozialer Wohlfahrtsfunktionen bleiben die Modellannah- 
men des Abschnitts 6.2 gültig. 


6.3.1.2. Modellösung 


Im folgenden wird davon ausgegangen, daß der Staat neben Gütersteuern auf 
eine lineare Einkommensteuer mit einem Freibetrag g (Kopfsteuerelement, falls 


9 Vgl. Atkinson (1981, S. 104) und Atkinson/Stiglitz (1980, S. 430ff). 
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g < 0) und einem - in dem Abschnitt 6.3 - konstanten Grenzsteuersatz t‘ auf das 
Arbeitseinkommen zurückgreifen kann (indirekt progressive bzw. indirekt re- 
gressive Lohnsteuer: Grenz- und Durschschnittssteuersatz fallen also auseinan- 
der). Da die Arbeitslöhne das einzige Faktoreinkommen sind, ist der konstante 
Grenzsteuersatz auf Arbeit einer gleichförmigen Güterbesteuerung und einer 
adäquaten Anpassung des Kopfsteuerelements äquivalent: 10 Da 


h_ h_ h 
(6-25) 2;pX = 2, (1 + tt); = (2 - tyw +g 
gleichbedeutend ist mit 


(6-26) Z; (1 + t;Y)x;P = wtih + gt, wobei 


t; =p; 1 = [a + ti)/(1 - te] -1 = (tj +t`)/(1 - t`) und 


g‘ = g/(1 - t‘), kann in der folgenden Modellösung also auf den expliziten Einbau 
des linearen Einkommensteuersatzes verzichtet werden. 


Für einen im Sinne der Neoklassik rational handelnden Haushalt ist es demnach 
äquivalent, ob sein Arbeitseinkommen einer Einkommensbesteuerung mit kon- 
stanter Marginalbelastung t‘ und Freibetrag g unterliegt oder ob sein Konsum 
mit einem einheitlichen Verbrauchsteuersatz t; = t‘/(1 - t‘) bei entsprechender 
Anpassung des Freibetrags besteuert wird. Wegen der Steueraufkommensneu- 
tralität in beiden Fällen! liegt auch Indifferenz des Staates gegenüber den Al- 
ternativen vor. Als Lagrange-Ansatz ergibt sich also 


(6-27) L = Wut, ..., uP) + west seyrs” - Hg - ae 


Als Bedingungen 1. Ordnung für die Steuersätze bzw. das Kopfsteuerelement 
ergeben sich die k+1 Gleichungen (k = 1, ..., n) 


h 


wesuh sxi” éwoguhs h 8X: 


(6-28) Fe Pen het, + hehe hee, + ean + ce rem | = 0 
bzw. 

swRsuß 5x, wh subs h sx” 
(6-29) rer + "noe sil go + wleqtsey = | = 0. 


10 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 425f). 
11 Bei Berücksichtigung der individuellen Budgetrestriktion gilt nämlich 
t*(1 + t;) 


2;t;x, + t‘wl - Hg = 2x; |t; + were |- Hg = 2;t,'x;- Hg. 
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Diese Optimalbedingungen für Steuerstruktur und "lump sum"-Element lassen 
sich weiter umformen. 


6.3.1.2.1. Optimale Steuerstruktur 


Die k Optimalbedingungen für die Verbrauchsteuersätze lassen sich durch 
Definition ökonomisch sinnvoll zu interpretierender Größen modifizieren zu 
h 
2,t; ES; 
(6-30) “i-i “hik = -= zy |1 -b- Bay] 
H 


bzw. 
(6-31) Ejt;EpSik?/Zixķ = be, - (1 - 5), 


wobei Sik’ die Substitutionseffekte des h-ten Haushalts zwischen den Gütern i 
und k, 5 den durchschnittlichen sozialen Nettogrenznutzen des individuellen 
Einkommens und x die normierte Kovarianz zwischen dem Konsum des k-ten 
Gutes und dem sozialen Nettogrenznutzen des individuellen Einkommens be- 
zeichnen.12 


Die Einführung einer linearen Einkommensteuer in das Grundmodell optimaler 
Besteuerung modifiziert also die bekannten Zusammenhänge lediglich durch die 
Gleichung (6-29), was allerdings weitreichende Konsequenzen hat. 


6.3.1.2.2. Optimales Kopfsteuerelement 


Gleichung (6-29) läßt sich umformen durch Berücksichtigung der nach g 
differenzierten individuellen Budgetrestriktion (6-22), woraus folgt 


(6-32) 54p;(6x;"/6g) - wWRlsıfysg) = 1. 
Setzt man die bekannten Bedingungen für die Nutzenmaximierung des Haus- 
halts h (su/ 6x;h = ap.) und (su/sih = -aPwħ) in (6-29) ein, folgt daraus 

swh &x,2  gwh 


h i 
(6-33) È l —a 2. p; 
2 ŝu! m. ög sun 


gin 5x” 
awa + wirt; — - H) | = 0. 
ôg ôg 


Ausklammern von zp(s WY suß)ah und Einsetzen der Gleichung (6-32) in (6-33) 
führt zu 
h gh 5x; R 
= ww + n(Z;t; at ie H) | = 
sg 6g ôg 


SWP 


h 
(6-34) 2 | ——e [z;p; 
h syn iti 


8X; 


12 Die einzelnen Analyseschritte entsprechen dabei exakt dem Vorgehen in Abschnitt 4.2.3.2: Gleichung (6-30) 
entspricht Gleichung (4-45); vgl. auch Kaiser (1986b, S. 17f). 
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Daraus folgt unmittelbar unter Verwendung der Definition von bh als sozialem 
Nettogrenznutzen des individuellen Einkommens! 


(6-35) Epb? = H 
bzw. 


(6-36) =,b0/H = b = 1. 


Die beiden Optimalbedingungen (6-31) und (6-36) führen dann zusammen zum 
Gesamtergebnis 


(6-37) EjtiEpSik Va = 8. 
6.3.1.2.3. Gesamtergebnis 


Vergleicht man (6-37) mit (6-31), so fällt auf, daß die Effizienzkomponente 
(1 - b)14 in der Formel für die optimale Verbrauchsteuer verschwindet und le- 
diglich der Gerechtigkeitsterm #, auftaucht. Dies impliziert, daß die Verbrauch- 
steuern zur Realisierung des Distributionsziels verwendet werden, während das 
Allokationsziel über das Kopfsteuerelement der (indirekt regressiven) Lohn- 
steuer realisiert wird.ID Durch die Berücksichtigung von Verteilungsüberle- 
gungen und der Einbeziehung linearer Einkommensteuern ist es folglich nicht 
mehr optimal, auf die Besteuerung von Gütern zu verzichten, es sei denn, ph 
ware für alle Haushalte gleich b und x somit gleich null.16 Somit gilt 


Regel 3 "Optimale direkte und indirekte Besteuerung": 


Differieren die Individuen im Hinblick auf ihre Fähigkeiten (Lohnsätze) und 
sind sowohl Gütersteuern als auch Kopfsteuerelemente der direkten Steuer zu- 
gelassen, dann werden beide Steuerarten erhoben, wobei die Kopfsteuerele- 
mente dem Effizienz- und die Gütersteuern dem Verteilungsziel zugeordnet 
sind. 


13 h swogh sx; P 
b“ = + Et: 
sun -< ôg 


; vgl. Abschnitt 4.2.3.2. 


14 Zur Interpretation des Terms 1 - b als Effizienzkomponente vgl. Abschnitt 4.2.3.3. 
15 Vgl. Atkinson (1981, S. 108) und Atkinson/Stiglitz (1980, S. 432f). 


16 Das heißt der Finanzpolitiker ist indifferent gegenüber dem Empfänger einer zusätzlichen DM Transferein- 
kommen. 
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Hervorzuheben ist, daß in diesen Modellen indirekte Steuern zur Finanzierung 
der "lump sum"-Elemente der direkten Steuer erhoben werden. Sie dienen also 
dem Redistributionsziel - in der Ein-Personen-Ökonomie werden nur Kopfsteu- 
ern erhoben. 


Die Zuordnung der indirekten Steuer zum Verteilungsziel bedeutet dabei jedoch 
nicht - wie man intuitiv meinen könnte - eine relativ höhere Besteuerung der Lu- 
xusgüter, weil eine solche Verbrauchsteuer zwei gegenläufige Effekte hat:17 


Einerseits wird das Steuersystem bei einer höheren Besteuerung der Luxusgüter 
progressiver, so daß die mit der Erhebung der Kopfsteuer verbundene Verlet- 
zung des Distributionsziels ausgeglichen werden kann. Andererseits erzielt der 
Staat dadurch höhere Steuereinnahmen, was ein absolut geringeres Kopfsteuer- 
element und damit eine geringere Verletzung des Verteilungsziels impliziert. 


Bei vorgegebenem Steueraufkommen müssen also wegen der höheren Steuer- 
einnahmen aus der Luxusgüterbesteuerung zur Kompensation die Kopfsteuern 
reduziert bzw. sogar in Transferzahlungen modifiziert werden. Ist letzteres der 
Fall, treten statt der regressiven Wirkung der Kopfsteuer progressive Vertei- 
lungswirkungen des Kopftransfers auf. Da die Gütersteuern jetzt die allokativen 
Verzerrungen minimieren müssen, sind Luxusgüter tendenziell geringer zu be- 
steuern. Bei Übergang des Kopfsteuer- in ein Transferelement sind die in- 
direkten Steuern also dem Effizienzziel zuzuordnen und die abgeleiteten Regeln 
der allokativ indirekten Besteuerung besitzen weiterhin ihre Gültigkeit. 


Diese Konsequenz aus der dargestellten Analyse wird von den meisten Autoren 
der OT vernachlässigt. 18 Vielmehr wird das abgeleitete "target-instrument-as- 
signment" der indirekten Steuer zum Verteilungs- und der direkten Steuer zum 
Effizienzziel als überraschend und als Relativierung der vorherrschenden Mei- 
nung über die Ziel-Mittel-Zuordnung der Steuerarten bezeichnet.’ Letzteres 
ist zwar richtig, gilt aber nur bei einer tariflichen Ausgestaltung der linearen 
Lohnsteuer als indirekt regressiv. Nur dann weist diese überhaupt ein "lump sum 
tax"-Element auf, das die allokative Funktion übernehmen kann. 


Da die polit-6konomische Akzeptanz einer indirekt regressiv ausgestalteten di- 
rekten Steuer als eher gering betrachtet werden muB29, erscheint die praktische 
Anwendung der Regel 3 äußerst begrenzt. Die innerhalb der optimal taxation 


17 Vgl. Atkinson (1981, S. 108), Atkinson/Stiglitz (1980, S. 432f) und Stern (1984, S. 363). 
18 Eine Ausnahme stellt lediglich Stern (1987b, S. 44f, 1987c, S. 44f) dar. 
19 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 432). 


20 Eine solche Steuer würde unter anderem implizieren, daß jemand, der kein Einkommen hat, dennoch Steu- 
ern zahlen müßte! 
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betonte hohe Bedeutung dieses Ergebnisses ist daher eher zu relativieren. Geht 
man nämlich von dem realistischeren Typ einer indirekt progressiven Lohn- 
steuer aus, ist g als Kopftransfer ausgestaltet und das traditionelle Rollenspiel 
von Verbrauch- und Einkommensteuer bleibt erhalten. Neben der Bedingung 3 
gilt daher die allgemeinere 


Regel 4 "Optimale direkte und indirekte Besteuerung": 


Je nach der tariflichen Ausgestaltung der linearen Lohnsteuer als indirekt re- 
gressiv (g < 0) oder indirekt progressiv (g > 0) ergibt sich eine unterschiedliche 
Ziel-Mittel-Zuordnung der Steuerarten und damit auch eine unterschiedliche 
Struktur der Verbrauchsteuersätze (bei g > 0 tendenziell höhere Besteuerung 
lebensnotwendiger Güter gemäß den Allokationsregeln der optimal indirect ta- 
xation, bei g < 0 tendenziell höhere Besteuerung von Luxusgütern entgegen die- 
sen Regeln). 


Dieses Ergebnis läßt sich darauf zurückführen, daß die Höhe des "lump sum"- 
Elements und damit seine Ausgestaltung als "lump sum tax" oder als "lump sum 
grant" und die Struktur der indirekten Steuersätze bei gegebenem Steuerauf- 
kommen in der beschriebenen Weise interdependent sind. 


Das optimale Steuersystem gleicht die beiden Wirkungen der indirekten Steuern 
auf das Steueraufkommen aus. In bestimmten Fällen führt diese Kompensation 
zu einem System mit gleichförmigen Gütersteuern. So läßt sich zeigen? , daß bei 
schwacher Separabilität der Nutzenfunktionen zwischen dem Arbeitsangebot 
(bzw. Freizeit) und der Nachfrage nach den Konsumgitern sowie bei linearen 
Engelkurven2+ ein einheitlicher Steuersatz optimal ist. 


Bei Vernachlässigung der Ersparnis entspricht dies jedoch einer proportionalen 
Steuer auf das Arbeitseinkommen, da - wie gezeigt - die lineare Einkommen- 
steuer gleichbedeutend ist mit einer Veränderung der Gütersteuern und des 
Transfer- bzw. Kopfsteuerelements. Man könnte dann unter Effizienz- und 
Distributionsaspekten auf eine Güterbesteuerung ganz verzichten und sich auf 
eine lineare Einkommensteuer beschränken. Damit gilt als Spezialfall in diesem 
Modellrahmen neben obiger Bedingung 4 folgende 


Regel 5 "Optimale direkte und indirekte Besteuerung": 


Kann der Staat auf eine lineare Einkommensteuer und Kopfsteuerelemente 
zurückgreifen, sind einheitliche Verbrauchsteuersätze dann optimal, falls 


21 Vgl. Deaton (1979, S. 357ff). 
22 Zur schwachen Separabilitat und linearen Engelkurven vgl. Abschnitt 4.1.3. 
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schwache Separabilität der Nutzenfunktionen und Linearität der Engelkurven 
vorliegen. 


Diese restriktiven Eigenschaften besitzt das in empirischen Arbeiten häufig ver- 
wendete lineare Ausgabensystem (Linear Expenditure System = LES).23 Beim 
LES gleichen sich die beiden obigen Effekte aus und ein einheitlicher Ver- 
brauchsteuersatz ist optimal; es kann auf eine indirekte Besteuerung verzichtet 
werden, wie von Atkinson2* aufgezeigt wurde. 


Deaton (1979) konnte darüber hinaus zeigen, daß auch schwach separable Sub- 
gruppen von Konsumgütern, für die die Engel-Kurven linear verlaufen, ein- 
heitlich besteuert werden sollten. Deaton/Stern (1986) verallgemeinern die Re- 
gel 5 für den Fall, daß die Präferenzen zwischen den Individuen in der Form va- 
riieren, daß sich die Schnittpunkte der linear parallelen Engel-Kurven für die 
Konsumgüter zwischen den Haushalten unterscheiden. Die Schnittpunkte sind 
dabei von der Haushaltsstruktur linear abhängig und besitzen einen Zufallsterm, 
der je nach Haushalt differiert. Deaton/Stern zeigen nun, daß bei einem optimal 
ausgestalteten Kopfsteuer(transfer-)element, das in linearer Beziehung zur 
Haushaltsstruktur steht, und bei einem nicht mit dem sozialen Nettogrenznutzen 
des individuellen Einkommens korrelierten Zufallsterm, die indirekten Steuern 
mit einem einheitlichen Satz zu erheben sind. 


6.3.2. Die Integration von Verbrauch- und nicht-linearer Einkommensteuer 
6.3.2.1. Modellmodifikation 


Die bisher betrachteten Formen der direkten Steuer weisen die denkbar 
einfachsten Strukturen auf (Kopfsteuer bzw. indirekt progressive/regressive 
Einkommensteuer). In diesem Abschnitt soll das Verhältnis zwischen den Steu- 
erarten im Fall einer direkt progressiven Lohnsteuer (variierender Grenzsteuer- 
satz) analysiert werden.2> Die Problemlösung wird hier dadurch erschwert, daß 
man als Ergebnis nicht ein optimales "lump sum"-Element oder optimale 
Grenzsteuersätze auf das Lohneinkommen bzw. optimale Verbrauchsteuersätze 
direkt erhält, sondern ganze Tariffunktionen über die volle Einkommensskala 
gesucht werden. Die Lösung dieses Problems erfolgt mit Hilfe des Maximum- 
prinzips von Pontryagin als eine mögliche Variante der optimalen Kontrolltheo- 
rie.20 Auf diese Methode wird weiter unten kurz eingegangen. 


23 Die Eigenschaften des LES werden in Kapitel 10.1 beschrieben. 


24 Vgl. die formale Analyse von Atkinson (1981, S. 109, 122f) und Atkinson/Stiglitz (1980, S. 433f); vgl. auch 
Stern (1987b, S. 55f). 


25 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 435). 
26 Vgl. dazu Intriligator (1971, S. 344) sowie die dort angegebene weiterführende Literatur. 
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Die Einführung der nicht-linearen Steuer begründet den Übergang zum Konti- 
nuum: "With nonlinear taxation, the government can, in effect, impose any bud- 
get constraint it wishes on the members of population, the only restriction being 
that the constraint is the same for everyone. When policy options are extended 
in this way, it is best to consider a continuum population of households."27 


Die Individuen unterscheiden sich wie in Abschnitt 6.3.1 durch ihre spezifischen 
Fähigkeiten, die individuellen (Brutto-)Lohnsätzen wp! entsprechen. Die Fähig- 
keitsverteilung der einzelnen Zensiten kann somit durch eine Dichtefunktion 
f(wp) der Bruttolöhne abgebildet werden, von der Stetigkeit angenommen wird. 


Gilt wh € (Wp, Wp) mit 0 < Wh < Wp < © und normiert man, so erhält man28 
Wp Wp 
=e Yb 

mit F(w,) als Verteilungsfunktion der Bruttolohnsätze. 


Die Individuen maximieren ihre Nutzenfunktion (6-1) bezüglich der exogen 
vorgebenen nicht-linearen Einkommensteuerfunktion und unter der Budgetre- 
striktion 


(6-39) 2;P;iX; = Wpl - t (wp) 


mit t = 5t(Wpl)/é(wpl) als variablem Grenzsteuersatz. Für die optimale Konsum- 
und Arbeitsangebotsentscheidung erhalt man dann den Lagrangeansatz 


(6-40) L = u(X;, I) = K(Z;PiX; = Wpl + t(w,1) 14 
woraus die Bedingungen 1. Ordnung (fiir eine innere Lésung)2? resultieren: 
(6-41) 6L/5x, = 6u/é6x, - UP, = 0 


und 


(6-42) 6L/61 = Su/sl + pw, - u| St (v2) 75 1) | wp = 0. 


Daraus folgt nach Eliminierung des Lagrangeparameters und Berücksichtigung 


27 Mirrlees (1976, S. 333). 
28 Vgl. Mirrlees (1976, S. 333ff). 
29 Eine innere Lösung liegt vor, falls I(w) > 0 für alle w; vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 435). 


Optimale direkte und indirekte Steuern 93 


der Definition des Grenzsteuersatzes t‘ = st(wpl)/s(wp]) 


su Pk su (1 +t,) ŝu 
(6-43) — = ————_ |- — | Zu = |- == ]- 
6X; (1 g t*)w, 6l (1 u t*) Wy 61 


Der Staat legt die individuellen Steuerleistungen taxih bzw. t(wp ih) so fest, daB 
die soziale Wohlfahrtsfunktion 


Wp 
(6-44) | W(u)dF (wp) 
Yb 
maximiert wird unter Berücksichtigung der individuellen Nutzenmaximierung 
(Gleichung (6-43)) und der Steueraufkommensrestriktion 
Wp 
(6-45) | [zitix; + t (Wp) Jar = To. 
2b 


Wegen der Beziehung p; = 1 + t; läßt sich die individuelle Budgetbeschrankung 
auch schreiben als 


(6-46) 2:PiXj = 2; (1 + t,)x; = ZiX; + 2;t;x; = Wpl = t(w pl) 
bzw. 
(6-47) 2;t;%; + t(wp1) = Wpl = 2;X;- 


Damit modifiziert sich (6-45) zu 
Wp 

(6-48) | [wo = 2%, - | AF = 0. 
Yb 

6.3.2.2. Modellösung 


Das Entscheidungsproblem des Staates (Maximierung von (6-44) unter den 
Nebenbedingungen (6-43) und (6-48)) kann mit Hilfe des Maximumprinzips von 
Pontryagin gelöst werden.” Dieses Prinzip kann als Übertragung der Lagrange- 
Methode auf dynamische Optimierungsprobleme angesehen werden. Dabei wird 


30 Vgl. Intriligator (1971, S. 344ff) und Bronstein/Semendjajew (1983, S. 402, 412). 
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erneut eine Zielfunktion unter Nebenbedingungen maximiert, wobei die Restrik- 
tionen aus Differentialgleichungen bestehen. Analog den Lagrange-Multiplika- 
toren werden für jede Differentialgleichung dynamische Multiplikatoren ein- 
geführt, die als Kontrollvariablen (hier: die Nachfragemengen und das Ar- 
beitsangebot der Haushalte, beeinflußt durch indirekte und direkte Steuern) be- 
zeichnet werden und die Zustandsvariablen (hier: die Nutzenniveaus der Haus- 
halte und damit auch die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt) bestimmen. 


Analog zur Lagrangefunktion im statischen Ansatz wird die Hamiltonfunktion 
eingeführt, die die Zielfunktion mit den Nebenbedingungen verknüpft. Die 
Hamiltonfunktion ist dabei definiert als die Summe des Integrals der Zielfunk- 
tion und dem inneren Produkt des Vektors der Kontrollvariablen mit dem der 
Zustandsvariablen. Diese Funktion wird maximiert durch die Wahl der Kon- 
trollvariablen (hier: durch die über die Steuerbelastung beeinflußbare Nachfrage 
und das Arbeitsangebot der Agenten), die wiederum die Zustandsvariablen des 
optimalen Kontrollproblems bestimmen. 


Für das Optimierungskalkül faßt man entsprechend die individuelle Nutzenfunk- 
tion u als Zustandsvariable und x7,...x,, sowie | als Kontrollvariable auf: 
(6-49) u(w,) = u(x, (Wp), ee Xn (Wp). 1(w,))- 
Dabei wird ausgenutzt, daß x; von u, x9 ... x, und | abhängt: 
(6-50) x, = X] (X37... Xprł:u). 
Differenziert man (6-49) nach wy total, ergibt sich?! 
(6-51) du/dw, = - (6u/61)/(61/éw,). 
Gemäß dem Maximumprinzip von Pontryagin>2 erhält man als Optimierungsan- 
satz die Hamiltonfunktion?> 
o(w,)du 


(6-52) æ = [w + ulwpl -2įx; - To) |£ (wp) on 
dw), 


31 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 415, 436). 


32 Vgl. zur Anwendung dieses Prinzips in der mathematischen Wirtschaftstheorie auch Arrow/Kurz (1970, S 
26ff) und Dorfman (1969, S. 817ff) . 


33 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 436; 1976, S. 68), Cooter (1978, S. 758), Mirrlees (1976, S. 336) und Biene 
(1985, S. 219ff). 
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wobei f(w,) die Dichtefunktion von wp und o(wp) die Multiplikatorfunktion ist, 
die der Differentialgleichung (6-51) zugeordnet ist. Die notwendigen Bedingun- 
gen für ein Maximum der Hamiltonfunktion ergeben 

ôx 


1 
(6-53) -u| —|_ 
SX, u 


_ + 
u 616XxX) 


= 0. 


o(w.)lr 62u 6x 2u 
| i | 


Modifikation der Bedingung für die individuelle Nutzenmaximierung (6-43) 
führt zur Gleichung 


6x su su (1 + t}) 
(6-54) —|_ = - — — -= - : 

x, | U óX% 6X4 (1 + tı) 
Wird (6-54) in (6-53) eingesetzt, ergibt sich 

1+t o(W,)1(6u/6x,) p din (6u/6x,) /(6u/sx,) 
(6-55) 1, 2 | — TE |. 


Nach Normierung von t4 auf 0 erhält man nach Umformungen die Optimalbe- 
dingungen>> 


tk o (Wp) la din (du/dx,) /(du/6x,) 
(6-56) = | Í 


1 + ty uwpf al 


Danach lassen sich folgende Ergebnisse ableiten: 


Erstens: Da der Term vor dem Klammerausdruck von (6-56) nur aus Konstan- 
ten besteht und damit als Proportionalitätsfaktor interpretiert werden kann, wird 
die relative Struktur der Verbrauchsteuersätze allein bestimmt durch die 
potentiellen Änderungen der Grenzrate der Substitution zwischen den Gütern k 
und dem Gut. 1 (din (sw/sxg)/(su/8x])), bei einer möglichen Variation des Ar- 
beitseinsatzes (dl). Die relativen Verbrauchsteuersätze hängen also davon ab, 
wie sehr das Konsumverhalten durch das Arbeitsangebot des jeweiligen Haus- 
halts beeinflußt wird. 


Ist die Grenzrate der Substitution zwischen je zwei beliebigen Gütern i und j un- 
abhängig von der angebotenen Arbeitszeit für alle i und j (mit anderen Worten: 
Ist die Nutzenfunktion schwach separabel zwischen der Gesamtheit der Kon- 
sumgüter und Arbeit), dann sind die rechte Seite der Gleichung (6-56) und da- 
mit die indirekten Steuersätze gleich null. Wenn eine Variation des Arbeitsein- 
satzes die Grenzrate der Substitution unverändert läßt, dann sollen diese Güter 


34 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 436). Für die folgenden Ableitungen dieses Abschnitts läuft der Index k von 
2 bis n (k = 2....,n). 


35 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 436; 1976, S. 68). 
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nicht besteuert werden. Es gilt somit als das zentrale Ergebnis der Kontroverse 
direkter contra indirekter Besteuerung in der Optimalsteuertheorie das Theo- 
rem von Atkinson/Stiglitz>© in Form der 


Regel 6 "Optimale direkte und indirekte Besteuerung": 


Unterscheiden sich die Individuen in ihren Fähigkeiten (Lohnsätzen) und kann 
der Fiskus sowohl differenzierte Umsatzsteuern als auch nicht-lineare Einkom- 
mensteuern erheben, kann bei schwacher Separabilität der individuellen Nut- 
zenfunktionen zwischen Arbeit (Freizeit) und den Konsumgütern im Optimum 
auf eine indirekte Steuer verzichtet werden; das heißt, einheitliche Verbrauch- 
steuersätze sind optimal. 


Die finanzpolitischen Ziele der allokativen Effizienz und der Verteilungsgerech- 
tigkeit lassen sich dann allein durch Erhebung einer optimal ausgestalteten 
nicht-linearen Einkommensteuer realisieren. Dieser Sachverhalt kann bei Auf- 
hebung der Normierung t; = 0 dahingehend verallgemeinert werden, daß alle 
Güter bzw. Gütergruppen, für die die oben definierte Separabilitat gilt, zu einem 
einheitlichen Steuersatz besteuert werden sollten.>/ 


Regel 6 hat weitreichende Konsequenzen für das Verhältnis zwischen indirekten 
und direkten Besteuerungsformen: Kann der Grenzsteuertarif der nicht-linearen 
Einkommensteuer vollständig kontrolliert und damit optimal im Sinne des Kapi- 
tels 5 ausgestaltet werden und ist der Arbeitsmarkt von allen anderen Märkten 
in dem Sinne unabhängig, daß Variationen des Arbeitseinsatzes die Struktur der 
Konsumausgaben unverzerrt lassen, so kann auf eine ergänzende Besteuerung 
der Konsumgüter verzichtet werden, da eine solche dann nicht zur Kompensa- 
tion der durch die Einkommensbesteuerung bedingten Wohlfahrtsverluste bei- 
tragen kann. Die Besteuerung von Konsumausgaben ist nicht erforderlich, weil 
das Verteilungsproblem voll durch passende Tarifierung der Einkommensteuer 
lösbar ist und das Effizienzproblem ohnehin durch identische Pauschsteuern 
gemäß Regel 2 dieses Abschnitts gelöst wird. 


Zweitens: Liegt dagegen keine schwache Separabilität vor, so muß auf die indi- 
rekte Besteuerung zurückgegriffen werden, wobei neben der optimal ausgestal- 
teten Einkommensteuer differenzierte Gütersteuern verwendet werden. Die re- 
lativen Steuersätze werden dann durch die Beziehung bestimmt, die zwischen 
der Grenzrate der Substitution der besteuerten Güter sowie der Arbeit (Frei- 
zeit) besteht. 


36 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 436; 1976, S. 68); Siehe auch Deaton (1981). 
37 Vgl. Deaton (1979, S. 360f). 
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Dabei zeigen Christiansen? - für die Einführung marginaler Verbrauchsteuern - 
und Mirrlees2 - für bereits vorhandene Verbrauchsteuern -, daß Güter, die in 
negativer (positiver) Relation zur Arbeit stehen, besteuert (subventioniert) wer- 
den sollten. Güter, die typischerweise stärker (geringer) nachgefragt werden bei 
höherem Freizeitangebot und Konstanz des Einkommens sollten also besteuert 
(subventioniert) werden. Unter Verwendung des Hicksschen Elastizitätenkon- 
zepts bedeutet dies eine Bestätigung der Freizeitabhängigkeitsregel, nach der 
freizeitkomplementäre Güter tendenziell relativ stärker besteuert, Freizeitsubsti- 
tute subventioniert werden sollten. 


Welche Aussagen lassen sich hier über die Verteilungswirkungen der indirekten 
Steuer ableiten? Ein Konsumgut steht dann in negativer Relation zur Arbeit, 
wenn bei Einkommenskonstanz die Einschränkung des Arbeitsangebots zu einer 
steigenden Nachfrage nach diesem Gut führt.#1 Die Konstanz des Einkommens 
ist bei gleichzeitigem Rückgang des Arbeitsangebots nur durch die höheren Fä- 
higkeiten der Zensiten erklärbar. Nur dadurch ist das Individuum in der Lage, 
die gleiche Leistung in weniger Arbeitszeit zu erbringen. Damit gilt also, "that 
commodity taxes should bear more heavily on the commodities high-n individuals 
have relatively strongest tastes for (n bezeichnet das Fähigkeitsniveau; d. 
Verf.)."42 


Da auch im Mirrlees-Modell der Fähigkeitsverteilung eine (Brutto-)Lohndich- 
tefunktion entspricht, impliziert diese Erkenntnis eine Empfehlung fir eine pro- 
gressive Verbrauchsbesteuerung in Form einer stärkeren Besteuerung von 
Luxusgütern. Zu diesem Ergebnis kommt auch Deaton: "Indeed, it is not implau- 
sible to suppose that, in general, relative luxuries are also relatively complemen- 
tary with leisure. In this case, (the result; d. Verf.) would produce a progressive 
commodity tax structure."43 An anderer Stelle führt Deaton aus: "As has been 
much commented upon, (24) ((24) bei Deaton entspricht hier (6-56); d. Verf.) 
implies that, under weak separability, no discrimination is required so that, in the 


38 Vgl. Christiansen (1984, S. 208ff). 
39 Vgl. Mirrlees (1976, S. 346f). 


40 Zu genau umgekehrten Ergebnissen kommen Biene und Windisch, die sich auf Atkinson und Stiglitz bezie- 
hen und deren Ergebnisse bzw. Interpretation übernommen haben. Für eine relativ stärkere Besteuerung ar- 
beitskomplementärer Güter wird bei diesen Autoren aber weder eine mathematische Ableitung noch eine 
ökonomische Begründung geliefert; vgl. Windisch (1981a, S. 214), Biene (1985, S. 223) und Atkinson/Stiglitz 
(1976, S. 68). Im Gegensatz dazu leiten Christiansen und Mirrlees die Bestätigung der Corlett-Hague-Regel 
explizit ab. Atkinson/Stiglitz scheinen von ihrer früher eingenommen Position in jüngerer Vergangenheit 
abzurücken, denn in ihrem Lehrbuch findet sich in dem gegebenen Modellrahmen keine Aussage hinsicht- 
lich einer stärkeren Besteuerung arbeitskomplementärer Güter; vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 437). 


41 Ygl. Pollak (1969, S. 60ff). 
42 Mirrlees (1976, S. 347). 
43 Deaton (1981, S. 1251). 
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presence of an optimal nonlinear income tax, commodity taxation is unnecessary. 
However, if instead leisure is implicitly separable from goods, ... progressive 
(nonlinear) commodity taxation is desirable." 


Das Resultat der Progressivität indirekter Steuern und damit die Zuordnung der 
Verbrauchsteuern zum Verteilungsziel kann aber auch hier nicht überraschen: 
Unabhängig davon, ob die Nutzenfunktion schwach separabel ist oder nicht, ist 
die direkte Steuer dann dem Effizienzziel zuzuordnen, wenn sie die Form der 
"Jump-sum"-Steuer annimmt. Dies zeigen Atkinson und Stiglitz tatsächlich nur 
für den Fall der linearen Lohnsteuer“ (vgl. Abschnitt 6.3.1.), doch ist es evi- 
dent, daß diese Ziel-Mittel-Zuordnung auch für den Fall der nicht-linearen di- 
rekten Steuer gilt, da diese ja den linearen Tarif mit "lump-sum"-Element als 
Spezialfall enthält. Entsprechend übernehmen die Verbrauchsteuern die Reali- 
sierung des Verteilungsziels. Die Ausführungen zur Regel 4 gelten folglich auch 
hier. 


Drittens: Das oben abgeleitete Theorem ist unabhängig von der zugrunde- 
liegenden paretianischen SWF und besitzt daher im gegebenen Modellrahmen 
allgemeingültigen Charakter. Die relativen Verbrauchsteuersätze gemäß (6-56) 
können dann als Bedingung für die beschränkte Pareto-Optimalität bzw. als Lö- 
sung des "second best"-Problems angesehen werden.* 


Viertens: Für eine bestimmte Klasse von Nachfrage- und Arbeitsange- 
botssystemen kann zur Realisierung des allokativen und distributiven Optimums 
auf indirekte Steuern verzichtet werden.*7 Wenn indirekte Steuern demnach - 
zum Beispiel wegen der (modellexogenen) Begründung geringerer administrati- 
ver Steuererhebungskosten - auferlegt werden sollten, dann sollten sie mit ein- 
heitlichem Satz erhoben werden - bei entsprechender Senkung des Grenzsteuer- 
satzes des Einkommensteuertarifs bzw. Ausgestaltung von "lump-sum"-Elemen- 
ten. 


44 Deaton (1981, S. 1252). 

45 Insofern ist die Analyse von Atkinson/Stiglitz modellsystematisch nicht konsistent; vgl. dazu auch Auerbach 
(1979, S. 52) und King/Sandmo (1977, S. 1009ff). 

46 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 437) und Mirrlees (1976). 


47 Diese umfassen alle Systeme mit der Hypothese der schwachen Separabilität zwischen der Gesamtheit der 
Konsumgüter und Arbeit. Dazu gehört insbesondere das LES. Die Ausführungen zu der Regel 5 gelten also 
hier entsprechend. 
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6.4. Die Integration von Ersparnissen 
6.4.1. Problemstellung 


Die Diskussion um den Platz der direkten und indirekten Besteuerung im Steu- 
ersystem erfolgte bisher ohne die Berücksichtigung von Ersparnissen, so daß 
Einkommen und Konsum in jeder Periode identisch waren. Nur unter dieser 
Prämisse sind direkte und indirekte Steuern bei adäquater Tarifausgestaltung 
äquivalent. 


Bei Existenz eines Öffentlichen und privaten Kapitalstocks kann durch die Bil- 
dung von Ersparnissen Konsum auf zukünftige Perioden transferiert werden. 
Obige Äquivalenz der Steuerarten ist nur dann aufrechtzuerhalten, wenn die 
Zinseinkünfte aus Ersparnis nicht besteuert werden. Während bisher Einkom- 
men und Konsum äquivalente Steuerbemessungsgrundlagen waren, stellt sich 
nun das Problem der Wahl einer zieladäquaten Steuerbemessungsgrundlage. 


Die prinzipielle Frage lautet also, ob die Optimalität der Einkommensbesteue- 
rung eine von den sonstigen Einkommen differenzierte Behandlung von Kapi- 
taleinkommen bzw. Ersparnissen erfordert oder nicht. Eine volle Ausnahme der 
Besteuerung von Ersparnissen ist mit einer Besteuerung der Konsumausgaben 
(allgemeine Verbrauchsteuer) identisch. Zwischen dieser Extremform und der 
Gleichbehandlung sämtlicher Einkommen, das heißt der Besteuerung des "vollen 
Einkommens" gemäß dem Haig-Simons-Konzept, liegen die verschiedenen mög- 
lichen Kombinationen von Einkommen- und Kapitalertragsteuer der realen 
Steuersysteme. 


Die OT leistet hier einen analytischen Beitrag nicht nur zur Diskussion über 
optimale Tarifstrukturen und optimale Ziel-Mittel-Zuordnungen sondern auch 
über optimale Besteuerungsbasen. Unter Verwendung eines neoklassischen 
Zwei-Perioden-Lebenszyklusmodells mit überlappenden Generationen in An- 
lehnung an Ordover/Phelps (1979), Diamond (1973) und Pestieau (1974) syste- 
matisieren Atkinson/Sandmo (1980) und King (1980) die Auseinandersetzung 
um die Vorteilhaftigkeit einer Besteuerung der Konsumausgaben privater Haus- 
halte gegenüber einer Besteuerung des Einkommens, wie sie in den USA®, 
England 9 und der BRD” von der traditionellen Finanzwissenschaft postuliert 
wird. 


48 Vgl. beispielsweise Bradford (1980b). 
49 Vgl. Meade (1978). 


50 Vgl. Krause-Junk (1977, S. 341), Peffekoven (1979, S. 148ff; 1980, S. 417ff), Schmidt (1980, S. 154; 1986), 
Mitschke (1980, S. 274ff; 1985), Naust (1983, S. 63) und Schlicht (1984, S. 327). 
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6.4.2. Modellannahmen 


Zur Modellanalyse wird auf ein Zwei-Perioden-Modell zurückgegriffen, das ur- 
sprünglich von Samuelson (1958) konzipiert und dann von Diamond (1965) auf 
finanzwissenschaftliche Fragestellungen angewandt wurde. 


Es wird angenommen, die Haushalte seien vollkommen homogen und lebten 
zwei Perioden, wobei sie nur in der ersten Periode arbeiten. Der Konsum der 
zweiten Periode wird aus den Ersparnissen der ersten finanziert. Das Modell ist 
deterministisch, da alle Individuen ihren einheitlichen Lohnsatz sowie die Ent- 
wicklung des Preisniveaus und des Zinssatzes exakt kennen. Die gleiche perfekte 
Voraussicht besitzen die Produzenten, die abweichend von der Annahme der 
vorangegangenen Abschnitte, zur Produktion von Gütern neben dem Faktor Ar- 
beit auch Kapital einsetzen. Berücksichtigt man Verteilungs- und Effizienz- 
aspekte, dann hat der Staat die Aufgabe, durch Wahl eines geeigneten Steuersy- 
stems und durch Schuldaufnahme die diskontierte Summe der Periodennutzen 
eines repräsentativen Individuums für einen unbegrenzten Planungshorizont zu 
maximieren. Es gilt darüber hinaus, daß der Finanzbedarf des Staates exogen für 
jede Periode vorgegeben ist. 


Zu beachten ist, daß in diesem Modell ein variables Arbeitsangebot unterstellt 
werden muß. Andernfalls ist die Ermittlung eines allokativ optimalen Steuersy- 
stems trivial: eine die private Ersparnis nicht besteuernde und das Preisver- 
hältnis zwischen den Konsumgütern nicht verzerrende proportionale indirekte 
Steuer wirkt dann wie eine "lump sum"-Steuer und ist unter allokativen Aspek- 
ten jeder - die Entscheidung zwischen Ersparnis und Konsum verzerrenden - di- 
rekten Steuer vorzuziehen. Eine Zinseinkommensteuer sollte dann nicht erho- 
ben werden.>! 


Wichtig für die Modellergebnisse ist ferner, daß in diesem Modell die Effizienz- 
wirkungen einer staatlichen Verschuldungspolitik denen einer “lump sum"- 
Steuer entspricht, da von beiden Einnahmeinstrumenten keinerlei Substitutions- 
effekte induziert werden. 


Einschränkend sei darauf hingewiesen, daß im folgenden von der Gleichheit ei- 
ner Konsumsteuer und einer Lohneinkommensteuer ausgegangen wird. Wie sich 
zeigen 1äßt>Z, entspricht die Konsumsteuer dann einer Einkommensteuer, wel- 
che die Zinseinkommen steuerfrei läßt, wenn 


- proportionale Steuern vorliegen, 


51 Vgl. Sandmo (1985, S. 291f). 
52 Vgl. Graetz (1980, S. 172f). 
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- perfekte Kapitalmärkte existieren und 
- zu Lebensbeginn und -ende kein Vermögen existiert. 


In dem hier unterstellten überlappenden Generationenmodell sind diese Bedin- 
gungen erfüllt. Wird also im folgenden auf einen optimalen Zinssteuersatz von 
null und die alleinige Besteuerung des Lohneinkommens geschlossen, impliziert 
dies die Überlegenheit einer Konsumsteuer. 


6.4.3. Modellergebnisse 


Für die sehr komplexe und umfangreiche Lösung des staatlichen Optimierungs- 
problems sei auf die einschlägige Literatur verwiesen.” Vielmehr sollen die 
wichtigsten Ergebnisse eines solchen intertemporalen Modells aufgezeigt und 
einer ökonomischen Interpretation zugänglich gemacht werden. 


In der Regel wird die Analyse der Optimalbedingungen in mehreren Rechen- 
schritten einhergehend mit einer Variation der Modellannahmen vollzogen. 
Verändert werden dabei einerseits die Einsatzmöglichkeiten von "lump sum"- 
Steuern und der Staatsverschuldung und andererseits die zugrundegelegten ge- 
sellschaftlichen Zielfunktionen. So können prinzipiell folgende Fälle betrachtet 
werden: 


- variable Staatsverschuldung und variable "lump sum"-Steuern, 

- variable Staatsverschuldung und Ausschlu8 von "lump sum"-Steuern, 

- konstante Staatsverschuldung und Ausschluß von "lump sum"-Steuern und 
- alternative Zielfunktionen (Verteilung und Effizienz). 


Aufgrund des schon in Kapitel 3 beschriebenen mangelnden Realitatsgehaltes 
wird von dem Fall der variablen Staatsverschuldung mit der Verfügbarkeit von 
Pauschsteuern abgesehen. 


6.4.3.1. Optimale Besteuerung der Ersparnis unter Effizienzaspekten bei 
variabler Staatsverschuldung 


Unter Zugrundelegung des skizzierten intertemporalen Modells zeigt die OT, 
daß eine ausschließliche Besteuerung der Konsumausgaben - also eine Freistel- 
lung der Zinseinkommen von der Besteuerung - unter Effizienzaspekten genau 
dann optimal ist, wenn 


53 Vgl. Atkinson/Sandmo (1980, S. 533ff), Atkinson/Stiglitz (1980, S. 442ff), Rose/Wiegard (1983, S. 94ff und S. 
146ff), Ramser (1982, S. 199ff) und Wiegard (1987a, S. 77ff). 
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- sich der Staat in erforderlichem Umfang verschulden kann, und so eine effizi- 
ente Allokation zwischen Öffentlichen und privaten Investitionen sicherstellt 
(keine Beschränkung der öffentlichen Verschuldungspolitik) und 


- die kompensierten Nachfrageelastizitäten in bezug auf den Lohnsatz für die 
in den einzelnen Lebensabschnitten einer Generation konsumierten Güter 
gleich sind. Diese Bedingung ist dann erfüllt, wenn die intertemporalen 
Nutzenfunktionen des repräsentativen Konsumenten einer Generation 
schwach separabel zwischen Arbeit und den in beiden Lebensabschnitten 
konsumierten Gütermengen sowie homothetisch in den letzteren sind. 


Dies entspricht der Bedingung für einheitliche Steuersätze im Standardmodell 
der optimal indirect taxation (vgl. die Regel 2 des Abschnitts 4.1.3.3). Diese Pa- 
rallelität der Ergebnisse ist nicht zufällig: Bradford/Rosen (1976, S. 96) und 
Feldstein (1978, S. 33) leiten die Bedingungen für die effizienztheoretische 
Überlegenheit aus den Optimalbedingungen des Standardmodells der indirekten 
Besteuerung ab, indem sie die Güter 1 und 2 als Konsum des gleichen Gutes in 
unterschiedlichen Perioden interpretieren. Allerdings ist für die Äquivalenz der 
Modelle die Annahme einer variablen Staatsverschuldung konstitutiv, die eine 
effiziente Allokation zwischen öffentlichem und privatem Kapitalstock herstellt. 


Die Bedingungen für die allokative Überlegenheit der Ausgabensteuer über die 
Einkommensteuer sind sehr restriktiv: die Einkommenselastizitäten der Gü- 
ternachfrage müssen in allen Perioden den gleichen Wert annehmen. So urteilen 
Atkinson/Sandmo (1980, S. 530): "This assumption of uniform expenditure elasti- 
cities would (...) justifying the expenditure tax, but there is no strong reason to 
believe that it is valid." Sind die genannten Voraussetzungen aber nicht gültig, 
sind neben den Konsumausgaben auch die Zinseinkommen zu besteuern. 


Die Modellanalyse zeigt weiterhin“, daß die durch die Besteuerung bewirkte 
Veränderung der privaten Ersparnisse das optimale Verhältnis zwischen direk- 
ten und indirekten Steuern nicht beeinflußt. Der Grund hierfür liegt darin, daß 
Variationen der privaten Ersparnisbildung durch gegengerichtete Anpassungen 
der staatlichen Nettokreditaufnahme kompensiert werden können. Der im Zeit- 
ablauf gewünschte Wachstumspfad kann also durch eine adäquate Anpassung 
der öffentlichen Verschuldungspolitik realisiert werden, ohne daß das Steuersy- 
stem hierauf zu achten hätte. 


Konstitutiv für dieses Resultat ist aber die volle Variabilität der staatlichen Net- 
tokreditaufnahme. 


54 Vgl. Wiegard (1982a, S. 163f, 1982b, S. 435; 1987a, S. 82ff). 
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6.4.3.2. Optimale Besteuerung der Ersparnis unter Effizienzaspekten bei 
konstanter Staatsverschuldung 


Steht die staatliche Neuverschuldung als Einnahmeinstrument nicht zur Verfü- 
gung, muß die Realisierung des gesellschaftlich gewünschten Wachstumspfades 
von dem Steuersystem übernommen werden. Intuitiv naheliegend bietet sich 
hierzu die Kapitaleinkommensteuer an, da sie direkt auf den Kapitalmarkt zielt. 


Nun kann die OT aufzeigen, daß gerade durch eine stärkere Besteuerung der 
Zinseinkommen ein höherer Kapitalstock verwirklicht werden kann. Die Funk- 
tion der Zinseinkommensteuer besteht also darin, über eine Beeinflußung der 
relativen Preise für den gegenwärtigen und zukünftigen Konsum die für die Re- 
alisierung des optimalen Wachstumspfades notwendige Ersparnisbildung sicher- 
zustellen. Der Grund für dieses scheinbar paradoxe Ergebnis liegt in der Struk- 
tur des überlappenden Generationenmodells: Eine verstärkte Besteuerung der 
Zinseinkommen verschiebt die Steuerschuld jeder Generation in spätere Le- 
bensabschnitte. Daher muß jede Generation in den Anfangsphasen zusätzliche 
Ersparnisse bilden, um die später anfallende Steuerschuld begleichen zu können. 


Eine solche Situation demonstrieren Atkinson/Sandmo (1980, S. 459) an einem 
Beispiel mit Cobb-Douglas-Nutzen- und Cobb-Douglas-Produktionsfunktionen. 
Der Staat ersetzt die Lohnsteuer zum Teil durch eine aufkommensgleiche Zins- 
steuer. Dabei wird zunächst von einem gleichbleibendem Verhalten der Zensi- 
ten ausgegangen. Die in der ersten Lebensphase zu zahlende Lohnsteuer geht 
zurück, wofür der Steuerzahler in Lebensabschnitt 2 Zinssteuern mit dem glei- 
chen Gegenwartswert zahlen muß. De facto erhält der Steuerzahler in Lebens- 
phase 1 einen Kredit, den er nach Beendigung seiner Erwerbsphase zurückzah- 
len muß. Um in Lebensphase 2 die Zinssteuern zahlen zu können, muß er den 
im ersten Lebensabschnitt erhaltenen Kredit sparen, das heißt der private Kapi- 
talstock erhöht sich. Der Grund für diese Erhöhung der privaten Ersparnisse 
liegt in der veränderten zeitlichen Abfolge der Steuerzahlungen. Durch die Um- 
stellung der Besteuerung von den Lohn- zu den Zinseinkommen (bei gleichem 
Gegenwartswert) wird der Lohnsteuerbetrag in Periode 1 gespart, um in Periode 
2 die höheren Zinssteuern bezahlen zu können. Das Ausmaß dieser Erhöhung 
hängt von der unkompensierten Zinselastizität des Sparens ab. 


Allerdings ist damit zu rechnen, daß die Individuen infolge der Veränderung des 
Preisverhältnisses zwischen Gegenwarts- und Zukunftskonsum ihr Verhalten 
anpassen, das heißt, es werden Substitutionseffekte zwischen diesen Größen 
induziert. Je nach Ausmaß des Substitutionseffektes wird es zu einer stärkeren 
oder geringeren Erhöhung des privaten Kapitalstocks kommen. Erst wenn der 
Substitutionseffekt so stark ist, daß der Zensit den gesamten Kredit zuzüglich 
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einen Teil der ursprünglichen Ersparnisse in Lebensphase 1 konsumtiv verwen- 
det, reduziert sich der Kapitalstock. 


Aufgrund des zu erwartenden Substitutionseffektes zwischen Konsum und Er- 
sparnis kann demnach die Besteuerung der Zinseinkommen keine Zunahme des 
privaten Kapitalstocks bis zum pareto-optimalen Niveau bewirken, jedoch ist 
das hier wesentliche Ergebnis darin zu sehen, daß überhaupt die private Kapi- 
talbildung durch eine Besteuerung der Zinseinkommen gefördert werden kann. 
Dieses Resultat ist insofern interessant, als es im Widerspruch zu der vielfach 
vertretenen Meinung steht, daß mit einer Freistellung der Ersparnisse von der 
Besteuerung die geplanten privaten Ersparnisse angeregt und eine Erhöhung 
des privaten Kapitalstocks bewirkt werden kann. 


Atkinson/Sandmo gelangen weiter zu der - allerdings nicht besonders überra- 
schenden - Erkenntnis, daß es bei unelastischem Arbeitsangebot stets optimal 
ist, nur das Arbeitseinkommen zu besteuern, das heißt eine Konsumsteuer zu 
verwenden. Wenn dagegen der Konsum völlig unelastisch ist, ist eine Be- 
schränkung auf die Kapitalertragsteuer optimal. So zeigen Atkinson/Sandmo 
(1980, S. 539), daß "the tax on savings is more likely to raise welfare the larger is 
the compensated elasticity of labour supply ... relative to that of future consump- 
tion.” Sie konstatieren allerdings skeptisch, "... that it is difficult to make a strong 
case for the Zune tax or for taxing interest income at the same rate as 
wage income."> 


Bedeutung, Tarifstruktur und Funktion von direkten und indirekten Steuern 
werden also von zwei zentralen Elastizitäten determiniert. Die einkommens- 
kompensierten Nachfrageelastizitäten in bezug auf den Lohnsatz sind entschei- 
dend für die Effizienzverluste bei der Wahl zwischen gegenwärtigem und zu- 
künftigem Konsum. Kann der Staat seine Verschuldungspolitik nicht varriieren, 
kommt der Zinseinkommensteuer darüber hinaus die Aufgabe zu, die Ökonomie 
durch Beeinflußung der privaten Sparquote an den optimalen Wachstumspfad 
heranzuführen. Ob und in welchem Ausmaß dies gelingt, wird von der unkom- 
pensierten Zinselastiztität der privaten Ersparnis bestimmt. 


55 Hier kommt zur Geltung, daß die Zinseinkommensteuer die Staatsverschuldung in bezug auf ihre Effizienz- 
wirkung nicht perfekt ersetzen kann (Staatsverschuldung verursacht hier keine "excess burden"). 


56 Insofern sprechen Effizienzaspekte für eine Beibehaltung von Konsum- und Einkommensteuer. Dabei ist 
die konkrete Ausgestaltung der Konsumsteuer als direkte Ausgaben- oder indirekte Mehrwertsteuer uner- 
heblich. Zur Forderung nach der Aufrechterhaltung und gegenseitigen Kontrolle der Bemessungsgrundla- 
gen vgl. auch Spahn (1989). 
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6.4.3.3. Optimale Besteuerung der Ersparnis unter Effizienz- und 
Verteilungsaspekten 


Berücksichtigt man neben den Effizienz- auch die Verteilungswirkungen der Be- 
steuerung und nimmt an, daß sich die einzelnen Individuen nur bezüglich ihrer 
Fähigkeiten bzw. Bruttolohnsätze unterscheiden, kann gezeigt werden, daß die 
Ersparnisse bzw. Zinseinkünfte nicht besteuert werden sollten, wenn 


- eine staatliche Neuverschuldung im gewünschten Umfang möglich ist, 


- der Tarif einer nicht-linearen Lohneinkommensteuer optimal gewählt wurde 
und 


- die Nutzenfunktionen aller Individuen schwach separabel zwischen Arbeit 
und Konsumgütern sind. 


Zwar kann aus diesen Ergebnissen keine eindeutige Aussage zugunsten einer 
bestimmten Steuer abgeleitet werden; aber sie zeigen, welche grundsätzlichen 
Überlegungen bei der Entscheidung über "Konsum- contra Einkommensteuern" 
anzustellen sind und welcher Art der für die praktische Finanzpolitik erforderli- 
che empirische Informationsbedarf ist. Insbesondere zeigt die OT erneut auf, 
daß eine allokative Dominanz der Konsumsteuer gegenüber einer Einkommen- 
steuer nur unter vergleichsweise restriktiven Bedingungen begründbar ist. Ent- 
scheidend sind wiederum Informationen über die einkommenskompensierten 
Nachfrageelastizitäten bezüglich des Lohnsatzes. 


Ohne hier eine umfassende Kritik an dem Modell vornehmen zu wollen, sei ab- 
schließend betont, daß die Modellergebnisse unter zum Teil sehr restriktiven 
Annahmen abgeleitet werden. Verwiesen sei dabei auf die unterstellte Gleich- 
heit zwischen Lohn- und Konsumsteuer. In der Realität ist weder mit perfekten 
Kapitalmärkten, dem Fehlen von Vermögen zum Lebensanfang und Lebens- 
ende, noch mit proportionalen Steuern zu rechnen. So ist es denkbar, daß bei 
Zugrundelegung alternativer Bedingungen ganz andere Ergebnisse zustande 
kommen. Dennoch kann nicht bestritten werden, daß die OT, etwa mit dem 
Hinweis auf die Rolle variabler Staatsverschuldung, neue bedeutende Aspekte 
hinsichtlich der Effizienz der Konsumbesteuerung aufgeworfen hat. 


106 Kapitel 6 


6.5. Schlußfolgerungen aus der Analyse 


6.5.1. Zur Ziel-Mittel-Zuordnung von direkten und indirekten Steuern und zur 
Optimalität eines einheitlichen Steuersatzes 


Halten wir fest: Allgemeingültige Aussagen sind weder über das optimale Ver- 
hältnis von direkten und indirekten Steuern noch über die jeweiligen Tarifver- 
läufe möglich. Die Ergebnisse - formuliert in den Regeln 1 bis 6 "Optimale di- 
rekte und indirekte Besteuerung" - hängen von den jeweiligen Modellannahmen 
ab.’ Das Hauptverdienst der OT besteht dabei darin, die Sensitivität der 
Ergebnisse von alternativen Modellprämissen - hier im wesentlichen von der 
Präferenzstruktur, der staatlichen Zielsetzung und des steuerpolitischen Instru- 
mentariums - zu erfassen und ökonomisch erklären zu können. Im einzelnen 
konnten folgende wichtige Erkenntnisse abgeleitet werden: 


Erstens: Unter den prinzipiell - das heißt bei Vorliegen geeigneter Daten - em- 
pirisch testbaren und je nach Tariftyp der Einkommensteuer variierenden Be- 
dingungen der schwachen Separabilität zwischen Arbeit (Freizeit) und den 
Konsumgütern und gegebenenfalls linearen Engel-Kurven (Homothezität bzw. 
Quasihomothezität der Nutzenfunktionen) können Allokations- und Vertei- 
lungszielsetzung mit tariflich optimal ausgestalteten linearen oder nicht-linearen 
Einkommensteuern realisiert werden, ohne daß indirekte Steuern eingesetzt 
werden müssen. Entscheidend für die optimale Ziel-Instrumenten-Zuordnung 
sind also die individuellen Präferenzstrukturen, der Zielkatalog des Fiskus (Ef- 
fizienz und/oder Distribution) und der Tarif seiner Einkommensteuer. 


Je weniger Beschränkungen der Tariftyp der direkten Steuer dabei unterliegt, 
desto schwächere Annahmen sind erforderlich, um in der Mehr-Personen-Öko- 
nomie auf die indirekte Besteuerung verzichten bzw. - damit äquivalent - die Op- 
timalität einheitlicher Verbrauchsteuersätze nachweisen zu können. So gilt ge- 
mäß den abgeleiteten Regeln dieses Abschnitts für die Mehr-Personen-Wirt- 
schaft: 


- Besteht schwache Separabilität der Nutzenfunktionen zwischen den Konsum- 
gütern und Arbeit, so kann auf eine Verbrauchsbesteuerung verzichtet wer- 
den, wenn eine direkt progressive Einkommensteuer erhoben werden kann. 


- Kann lediglich auf eine indirekt progressive Einkommensteuer zurückgegrif- 
fen werden, muß die Bedingung der schwachen Separabilität um die der Li- 


57 So konstatieren Atkinson/Stiglitz (1980, S. 424): "... the results may depend sensitively on the range of in- 
struments assumed to be available to the government.” 


58 Vel. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 424) und Stern (1987b, S. 46). 
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nearität der Engelkurven ergänzt werden, um weiterhin eine Verbrauchsbe- 
steuerung überflüssig zu machen. 


- Steht nur eine proportionale Einkommensteuer zur Verfügung, müssen bei 
Verzicht auf Erhebung einer Verbrauchsteuer die Nutzenfunktionen homo- 
thetisch in den Konsumgütern sowie für alle Haushalte identisch und schwach 
separabel zwischen Arbeit (Freizeit) und den Konsumgütern sein. 


Übersicht 6.1: Optimalität einheitlicher Verbrauchsteuer- 
sätze in der Mehr-Personen-Modellökonomie 


Ausgestaltung geforderte Bedingungen für die 
der optimalen Optimalität einheitlicher Ver- 
Einkommensteuer | brauchsteuersätze 


proportional homothetische, identische und schwach 
separable Nutzenfunktionen 


indirekt schwache Separabilität der Nutzenfunk- 
progressiv tion und Linearität der Engelkurven 


direkt schwache Separabilität der Nutzenfunk- 
progresiv tion 


Ist eine dieser Voraussetzungen erfüllt und unterliegt der Finanzpolitiker keiner 
Beschränkung hinsichtlich des Tarifs der Einkommensteuer, so lassen sich indi- 
rekte Steuern nur dann rechtfertigen, wenn diese einheitlich erhoben werden 
und mit einer gleichzeitigen Senkung des Einkommensteuersatzes oder der 
Einführung von "lump sum"-Transfers einhergehen.” 


Zweitens: Sind die oben genannten Restriktionen an die individuellen Präferen- 
zen für die Optimalität der Einkommensteuer in der Realität nicht gegeben, ist 
zusätzlich auf eine nach Gütern (Gütergruppen) differenzierte indirekte Be- 
steuerung zurückzugreifen. Der Einsatz der differenzierten Verbrauchsbesteue- 
rung ist dabei entgegen der traditionellen Zuweisung an der Realisierung des 
Verteilungsziels orientiert, falls ein Kopfsteuerelement in den Tarif der (dann 
indirekt regressiv ausgestalteten) linearen Einkommensteuer eingebaut werden 
kann. 


Diese Konsequenz gilt allerdings nur bei Vorliegen eines Kopfsteuerelements in- 
nerhalb der Einkommensteuer, während dessen Transformation in einen "lump 
sum"-Transfer das traditionelle Rollenspiel der Steuerarten und die Gültigkeit 


59 Spezielle Verbrauchsteuern erscheinen allerdings dann sinnvoll, wenn mit ihrer Erhebung etwa 
umweltpolitische Zielsetzungen verfolgt, oder aber durch die Steuerbelastung bewußt Substitutionseffekte 
induziert werden sollen (zum Beispiel Steuer auf Einwegflaschen, Tabak-, Mineralöl- oder Branntwein- 
steuer). 
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der Regeln der allokativ optimalen indirekten Besteuerung bestätigt. Stellt der 
Staat ohnehin nur auf Effizienzaspekte (Ein-Personen-Ökonomie) ab, ist die 
einfachste Form der direkten Steuer, nämlich die "lump sum"-Steuer, zu erheben 
und indirekte Besteuerungsformen sind überflüssig. 


Die OT zeigt somit auf, daß direkte und indirekte Steuern bei entsprechender 
Tarifgestaltung gleichermaßen dem Erreichen des Effizienz- und Distributions- 
ziels dienen können. Die Leistungsfähigkeit der OT bezüglich der Kontroverse 
"direkte contra indirekte Besteuerung" ist darüber hinaus darin zu sehen, 


- daß der empirische Informationsbedarf konkretisiert wird, der für eine Re- 
form des aktuellen Steuersystems relevant ist, 


- daß die Funktion von Verbrauch- und Einkommensteuer in einem allokativ 
und (re-)distributiv optimalen Steuersystem präziser erfaßt wird und 


- daß die Abhängigkeit optimaler Steuersystemstrukturen von den einsetzbaren 
Steuerarten sowie der Struktur der individuellen Präferenzordnungen deut- 
lich wird. 


Wie sind nun angesichts dieser Ergebnisse die abgeleiteten Regeln der optima- 
len Verbrauchsbesteuerung aus Kapitel 4, insbesondere die Regeln für die Op- 
timalität einheitlicher Steuersätze zu bewerten? 


Gemäß der Ramsey-Regel für die Mehr-Personen-Wirtschaft sollte der kompen- 
sierte Nachfragerückgang aufgrund der Besteuerung für solche Güter größer 
ausfallen, die von Haushalten mit einem geringeren sozialen Grenznutzen nach- 
gefragt werden (vgl. Abschnitt 4.2.3.3). Diese Regel ist zu modifizieren, wenn in- 
direkte Steuern zur Finanzierung von "lump sum"-Elementen der direkten Be- 
steuerung eingesetzt werden können - Allokations- und Distributionsterm glei- 
chen sich dann aus (einheitliche Steuern sind optimal), wenn schwache Separa- 
bilität zwischen Arbeit und den besteuerten Konsumgütern vorliegt und die En- 
gel-Kurven linear verlaufen. Bei Verfügbarkeit einer optimal ausgestalteten 
nicht-linearen Einkommensteuer kann die Bedingung linearer Engel-Kurven 
wegfallen. 


Aus der OT-Analyse wird somit klar, welche Faktoren die Antwort auf die Frage 
"Einheitliche oder differenzierte Verbrauchsbesteuerung?" bestimmen. Neben 
der Existenz eines funktionierenden "lump sum"-Transfersystems und der Form 
der Engel-Kurven sind dies die Interdependenzen zwischen Einkommen, 
Verbrauchsstruktur und die Separabilitätseigenschaften der besteuerten Kon- 
sumgüter im Vergleich zum Gut Arbeit (Freizeit). So faßt Stern (1987a, S. 18f.) 
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zusammen: "Whilst it might be hard to provide convincing empirical refutation of 
separability, the analysis of data on demand should be able to tell us how the 
consumption patterns of rich and poor differ, including the identification of dif- 
ferences in marginal propensities to consume. And it should be possible to form 
a judgement on how well the income support system is working and whether it is 
reasonable to regard an appropriate system of household transfers to be in ope- 
ration. Where consumption patterns vary sharply across the income spectrum 
and where the income support system is weak or omits certain poor groups, then 
the distributional arguments for differentiated taxation will be strong." Hierauf 
wird in Kapitel 13 noch zurückzukommen sein. 


6.5.2. Zur Diskussion um die geeignete Bemessungsgrundlage 


Bei einer ausschließlich am Kriterium der ökonomischen Effizienz orientierten 
Betrachtungsweise wird die Frage Konsum- contra Einkommensteuer von der fi- 
nanzwissenschaftlichen Literatur überwiegend mit der Überlegenheit der Kon- 
sumbesteuerung beantwortet. Die effizienztheoretische Dominanz einer per- 
sönlichen Ausgabensteuer im Sinne von Kaldor über eine allgemeine Einkom- 
mensteuer wird damit offensichtlich aus der Tatsache abgeleitet, daß zwar beide 
Besteuerungsformen wohlfahrtsmindernde Substitutionseffekte bei der Wahl 
zwischen Freizeit und Arbeit verursachen, daß eine Besteuerung der Zinsein- 
kommen im Rahmen der Einkommensteuer aber zusätzliche Substitu- 
tionseffekte bei den Konsum-Ersparnis-Entscheidungen bewirkt, während die 
Konsumsteuer in dieser Hinsicht allokationsneutral ist. Danach führt eine sich 
auf Lohn- und Zinseinkünfte beziehende Einkommensteuer also zu allokativen 
Störungen auf dem Arbeits- und Kapitalmarkt, eine allgemeine Konsumsteuer 
dagegen nur auf dem erstgenannten. 


Sind die zu Substitutionseffekten zwischen Freizeit und Arbeit führenden Allo- 
kationsverzerrungen der Einkommen- und Konsumsteuer nicht zu verhindern, 
so besagt die OT als Spezialfall der "second best"- Theorie aber gerade, daß eine 
Bewertung der finanzpolitischen Maßnahmen allein durch Vergleich der Anzahl 
der Bereiche oder Sektoren, in denen es zu induzierten Effizienzstörungen 
kommt, nicht sinnvoll ist. Vielmehr können die durch die Ka- 
pitaleinkommensteuer induzierten Substitutionseffekte zwischen Gegenwarts- 
und Zukunftskonsum intendiert sein, um die aus der Besteuerung der Konsum- 
ausgaben resultierenden Störungen zu verringern. 


Die OT hat entsprechend aufgezeigt, unter welchen Bedingungen auf eine Be- 
steuerung der Zinseinkommen verzichtet werden sollte bzw. - damit äquivalent - 


60 Vgl. dazu die Literaturhinweise in Abschnitt 6.4.1. 
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unter denen die allgemeine Konsum- der allgemeinen Einkommensteuer überle- 
gen ist. Diese bestehen in den Annahmen der schwachen Separabilität der 
Nutzenfunktionen zwischen Arbeit und der Gesamtheit der Konsumgüter, dem 
Vorliegen einer tariflich optimal ausgestalteten nicht-linearen Lohnsteuer sowie 
in der Möglichkeit unbegrenzter staatlicher Neuverschuldung. Insgesamt dürfte 
der Gültigkeitsbereich der traditionellen Argumentation damit eher einge- 
schränkt sein.01 Diese Konsequenz bedarf aber der empirischen Überprü- 
fung.62 Auch hier zeigt sich wieder, wie die OT 


- durch Anwendung der Erkenntnisse der Theorie des Zweitbesten und durch 
die Berücksichtigung des allgemeinen Systemzusammenhangs zu qualitativ 
anderen Resultaten kommen kann als die traditionelle Besteuerungstheorie 
und wie sie 


- den empirischen Informationsbedarf für die Wahl der optimalen Besteue- 
rungsgrundlage konkretisiert. 


6.5.3. Äquivalenz contra unterschiedliche Merklichkeit der Steuerarten und 
Implikationen für die Steuerreformdiskussion 


Die OT zeigt, daß bei Abstraktion von Ersparnissen/Verschulden die quantita- 
tive, zahlenmäßige Fixierung der Relation von direkter und indirekter Steuer 
bezüglich der ökonomischen Wirkung irrelevant ist. Vielmehr kann jede allge- 
meine oder differenzierte Verbrauchsteuer durch adäquate Umformung in den 
Tarif einer Einkommensteuer transferiert werden.03 Sowohl ein im Sinne der 
Neoklassik rational agierender Haushalt als auch der Staat sind den Besteue- 
rungsaktivitäten gegenüber indifferent, da sich sein Nutzenmaximum bzw. sein 
Steueraufkommen nicht verändert. 


Aus obiger Äquivalenz indirekter und direkter Besteuerung - bei adäquater 
Adjustierung der Tarifformen und Abstraktion von Ersparnis/Verschulden - 


61 Anderer Meinung ist Bradford (1980a, 1980b), der die im Fall der effizienztheoretischen Überlegenheit der 
Konsumsteuer erforderlichen Bedingungen der schwachen Separabilität und Homothezität der Nutzenfunk- 
tionen für durchaus realistisch hält. Danach sei es denkbar, daß bei einer Einkommenserhöhung der reprä- 
sentative Konsument seine Ausgaben prozentual gleich auf den Gegenwartskonsum, die Ersparnis und die 
Freizeit alloziert. Ob diese Vermutung tatsächlich zutrifft, ist letztlich eine empirische Frage. 


62 Voraussetzung hierfür ist eine konsistente Zeitreihen-Querschnittsdatei, die über mehrere Perioden 
Einkommensentstehungs- und -verwendungsseite detailliert abbildet. In der BRD wurde 1984 erstmals mit 
Unterstützung der Deutschen Forschungsgemeinschaft vom Sonderforschungsbereich 3 ein sozio-6konomi- 
sches Panel durchgeführt. Darauf gründete die Hoffnung des Autors, nach mehreren Wellen dieses Panels 
eine solch qualitativ höchsten Ansprüchen genügende Datenbasis zur Verfügung zu haben. Diese Erwartung 
wurde jedoch nicht erfüllt, da weder im Haushalts- noch im Personalfragebogen des Panels die Einkom- 
mensverwendungseite erfaßt wurde/wird. 


63 Vgl. Wiegard (1982b, S. 437), Atkinson/Stiglitz (1980, S. 425), Stern (1983, S. 96f) und exemplarisch die 
Äquivalenzen der Steuerarten in den Abschnitten 6.2.2 und 6.3.2. 
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folgt unmittelbar, daß die negativen Anreizwirkungen der Einkommensteuer 
nicht dadurch vermieden werden können, daß eine Verschiebung der Steuerla- 
sten zu den indirekten Steuern erfolgt.64 Rational agierende Zensiten werden 
ihre Angebots- und Nachfrageentscheidungen nicht ändern. Eine auf solchen 
Umstrukturierungen basierende Steuerpolitik läuft (un-)bewußt darauf hinaus, 
daß sich der Geldillusion unterliegende Zensiten durch die Verschiebung nut- 
zenmäßig verschlechtern, ohne daß sich ein anderes Individuum im Sinne des 
Pareto-Kriteriums verbessert.0S 


Der Grad der indirekten Steuerillusion wird jedoch mit zunehmender Steuerlast 
und steigender indirekter Steuerbelastung abnehmen: Analog zu der mit stei- 
gender Inflationsrate abnehmenden Geldillusion kann von einer mit steigender 
indirekter Steuerbelastung abnehmenden Steuerillusion ausgegangen werden. 
Es ist demnach falsch, von einer solchen Verlagerung der Steuerlast die Kaschie- 
rung der Abgabenbelastung und damit eine Reduzierung/Beseitigung der 
"disincentives" zu erwarten. Entscheidend dafür ist allein die durch die Tarif- 
struktur direkter und indirekter Steuern bestimmte effektive Marginalbelastung 
der Haushalte.6© 


Darüber hinaus zeigt die OT, daß die Steuerpolitik der gegenwärtigen Bundesre- 
gierung, die Struktur des bundesdeutschen Steuersystems langfristig durch eine 
stärkere Akzentuierung der indirekten Steuern zu verändern, unter bestimmten 
Annahmen weder unter Effizienz- noch unter Verteilungsaspekten zu rechtferti- 
gen ist. Vielmehr spezifizieren die abgeleiteten Regeln die Bedingungen, unter 
denen auf eine indirekte Besteuerung ganz verzichtet werden kann. 


Im Zusammenhang mit der finanzpolitischen Diskussion um die anreizschädi- 
genden Wirkungen der Besteuerung kommt es also auf die effektive Grenzbela- 
stung durch das gesamte öffentliche Steuer- und Transfersystem an. Für das 
zahlenmäßige Verhältnis von indirekten und direkten Steuern ergibt sich daraus 
eine Bestätigung seiner Irrelevanz und eine Ablehnung des "Un- 
merklichkeitsarguments":07 


64 Vgl. Wiegard (1982b, S. 438). 
65 Vgl. ebd. 


66 Vgl. zu einer Abschätzung dieser Marginalbelastung des gesamten Steuer- und Transfersystems für die BRD 
Karrenberg/Kitterer (1979, S. 130), Karrenberg/Fritsche/Kitterer/Münch/Schulz-Overthun (1980) und für 
Österreich und die BRD Brunner/Petersen (1985, S 3ff). Allerdings zeigen diese Studien die Belastung für so 
genannte typische Haushalte auf, sie sind also keinesfalls repräsentativ für die jeweiligen Länder und von ei- 
ner auf der Wohlfahrtstheorie basierenden mikroöknometrischen Simulationsanalyse im Sinne der vorlie- 
genden Arbeit weit entfernt. 


67 Vgl. Wiegard (1984, S. 196f). Forderungen wie diejenige Neumarks (1970, S. 393), daß der Anteil der 
Umsatzsteuer am Gesamtsteueraufkommen nicht weniger als ein Drittel, aber nicht mehr als 40 % ausma- 
chen sollte, lassen sich unter ausschließlicher Zugrundelegung von Effizienz- und Verteilungsurteilen theo- 
retisch nicht begründen. 
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Das mit der Erhebung einer allgemeinen Konsumausgabensteuer (Mehrwert- 
steuer) im Vergleich zur progressiven Einkommensteuer zu erwartende höhere 
kompensierte Arbeitsangebot hat seinen Grund nicht in der "Unmerklichkeit" 
dieser Steuer, sondern in der im Durchschnitt geringeren Marginalbelastung und 
den dadurch induzierten geringeren Substitutionseffekten. Bei einer indirekt 
oder direkt progressiven Einkommensteuer liegen die Marginalsteuersätze über 
den entsprechenden Durchschnittssätzen der allgemeinen Ausgabensteuer, wäh- 
rend beide Steuersätze bei dieser übereinstimmen. Eine Verschiebung der Steu- 
erlast von der Einkommensteuer zur Verbrauchsteuer wird also zu einer Verrin- 
gerung der Gesamtgrenzbelastung führen und daher "disincentives" abbauen. 


Diese leistungsfördernden Wirkungen auf das einkommenskompensierte Ar- 
beitsangebot lassen sich jedoch auch durch eine geeignete Reform des Grenz- 
steuersatzes der Einkommensteuer (hier: durch Übergang zu einem proportio- 
nalen Tarif) erreichen. Die auf die "Unmerklichkeit" der indirekten Steuer ab- 
zielenden Reformvorschläge ignorieren die Ursache der "disincentives", für de- 
ren Höhe die Marginalbelastung des gesamten Steuersystems entscheidend ist. 
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Kapitel 7: Theorie der wohlfahrtsoptimalen Steuerreform 


Die bisher dargestellte Lehre von der optimalen Besteuerung kann innerhalb 
des zugrundeliegenden Modellrahmens Antwort auf die Frage nach der op- 
timalen Gestaltung eines Steuersystems geben; das heißt es wird davon ausge- 
gangen, "that the tax laws are being written de novo on a clean sheet of paper." 
Der Statusquo bleibt also unberücksichtigt. 


Da sich der Finanzpolitiker in der Praxis allerdings keineswegs mit einem sol- 
chen "guide for tax policy in the Garden of Eden" konfrontiert sieht, ist die 
Herausarbeitung der Relevanz der OT für Reformüberlegungen Zielsetzung 
dieses Kapitels. 


Die Tatsache, daß das existierende Steuersystem als Ausgangspunkt der Analyse 
gewählt werden muß und man sich daher nicht direkt auf den von der OT de- 
terminierten Zustand des "second best" hinbewegen kann,> wirft die Frage nach 
der Richtung auf, in welche sich die Steuerpolitik zum Erreichen des skizzierten 
Optimums bewegen muß; die Diskussion dieser Problematik wird in der 
einschlägigen Literatur unter dem Stichwort "welfare improving tax reform" ge- 
führt.* Die Theorie der wohlfahrtsoptimalen Steuerreform fragt entsprechend 
danach, wie man sich dem Optimum durch strukturelle Änderungen des histo- 
risch gewachsenen Steuersystems Schritt für Schritt annähern kann.> 


Zielsetzung der Steuereformtheorie ist also die Herleitung einer allgemeinen 
Steuerreformregel, die angibt, welche marginalen Änderungen der Steuersätze 
zu einer Erhöhung der Wohlfahrt im Sinne des Pareto-Kriteriums führen. Die 
Bedingungen und Richtungen für diese pareto-verbessernden Reformen ("pa- 
reto improving directions"- PID) werden im folgenden aufgezeigt. Ob dem "tax 
reform"-Ansatz gegenüber dem "tax design"-Problem der OT tatsächlich größere 
finanzpolitische Relevanz zukommt, sei dahingestellt. Einerseits lassen sich 
administrative und politische Restriktionen in die Reformansätze leichter inte- 
grieren als in die OT-Modelle,® andererseits vollziehen sich Umgestaltungen des 
Systems direkter und indirekter Steuern nicht gleichmäßig und in kleinen (mar- 
ginalen) Schritten, sondern eher in größeren Schüben. Bezogen auf die Bundes- 
republik denke man etwa an die Einkommensteuerreformen, Reform der Kör- 


Feldstein (1976, S. 77). 

ebd. (S. 77). 

So Feldstein (1976, S. 91): "Optimal Taxation depends on the historical context". 

Vgl. vor allem Guesnerie (1977) und Ahmad/Stern (1984, 1987). 

Zum Erkenntnisgegenstand und -inhalt der Theorie der Steuerreform vgl. Feldstein (1976, S. 77ff). 
Vgl. etwa Ahmad/Stern (1987, S. 306f); s. für die OT-Modelle aber auch Heller/Shell (1974, S. 338ff). 
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perschaftsteuer, Einführung der Nettoumsatzsteuer oder an die Diskussion um 
die Abschaffung von Gewerbe- und Börsenumsatzsteuer. ’ 


Das Kapitel gliedert sich wie folgt: Abschnitt 7.1 stellt das grundlegende Modell 
der schrittweise wohlfahrtserhöhenden Steuerreform dar. In den Abschnitten 7.2 
und 7.3 werden die Reformkriterien für eine Verbrauchsteuer in der Ein- und 
Mehr-Personen-Ökonomie hergeleitet. Abschnitt 7.4 enthält einige Anmerkun- 
gen zur Voraussetzung wohlfahrtsoptimaler Verbrauchsteuerreformen und Ab- 
schnitt 7.5 zur Optimalität der Harmonsierung von Mehrwertsteuersätzen. Ab- 
schnitt 7.5 zeigt die Herleitung eines wohlfahrtserhöhenden Reformkriteriums 
für die Einkommensteuer. 


7.1. Herleitung eines allgemeinen Steuerreformkriteriums 


Generell läßt sich eine Steuerreform als eine Veränderung des gegebenen 
Statusquo interpretieren, welche sich durch ein bestimmtes steuerliches Instru- 
mentarium (t) und das daraus resultierende soziale Wohlfahrts- [W(t)] und 
Steueraufkommensniveau [T(t)] determinieren 146.8 


Betrachtet sei nun die Variation einer Steuer, die ausreichend ist, um eine Ein- 
heit mehr an Steueraufkommen zu erbringen.? Die daraus resultierende Ände- 
rung des Steueraufkommens ist sT/dt;, während sich die Wohlfahrtsänderung als 
sW/st; darstellen läßt. Setzt man letztgenannte Größen in Beziehung zueinander 


ow ôT 


so ist u; Ausdruck für die mit der marginalen Erhöhung der Steuer t; verbun- 
denen marginalen Kosten (gemessen in Einheiten sozialer Wohlfahrt). 


Übersteigen nun die Grenzkosten für die Steuer (i) diejenigen der Steuer (j), das 
heißt u; > „;, so kann bei einer Verlagerung der Steuerlast von Gut i nach Gut j 
eine Wohlfahrtsverbesserung in der Höhe (u; - Hj) erreicht werden, indem nun 
eine Besteuerung des Gutes i eine Einheit weniger und eine Besteuerung des 
Gutes j eine Einheit mehr als bisher zum Steueraufkommen beitragt. 


7 Zur Skepsis gegenüber dem Feldstein-Ansatz vgl. auch Wiegard (1988, S. 121) und Deaton (1987, S. 112). 


8 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Stern (1984, S. 372f; ders., 1987a, S. 52ff, 77ff) und Ahmad/Stern (1984, 
S. 259ff; 1987, S. 290ff). 


9 Im folgenden werden nur marginale Änderungen betrachtet. 
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Reformkriterium: 


Resultiert aus einer Änderung des Steuersystems (st) eine Erhöhung der Wohl- 
fahrt (sW > 0) und ist damit keine Reduktion des Steueraufkommens verbun- 
den (dT > 0), so ist diese Reform unter Allokations- und Distributionsaspekten 
zu befürworten. 


Eine hinreichende Bedingung für eine Wohlfahrtsverbesserung durch eine mar- 
ginale Umschichtung der Steuerbelastung zwischen den Gütern i und j ist folg- 
lich die Ungleichung 


(7-2) ui F hj: 
das heißt als Reformkriterium gilt die Aussage 


(7-3) u; > Hy > Sty < 0, dt, > 0. 


Als Umkehrschluß läßt sich demnach folgern, daß ein bestehendes Steuersystem 

dann als optimal angesehen werden kann, wenn die Grenzkosten („;) für alle 

Steuern identisch sind, das heißt u; = Hy = gilt. Damit kann (7-1) zu Gleichung 
SW ôT 

+ H = 0 

i i 


(7-4) 


umgeformt werden. Diese Gleichung entspricht genau der Bedingung erster 
Ordnung im Ramsey-Modell der Mehr-Personen-Wirtschaft (Diamond-Mirr- 
lees-Modell), welche als notwendige Voraussetzung zur Lösung des aus der 
Optimalsteuertheorie bekannten Optimierungsproblems (Maximiere W unter 
der Nebenbedingung T > To mit u als Lagrangeparameter, der sich als Grenz- 
nutzen des öffentlichen Budgets interpretieren läßt) angesehen werden kann 
(vgl. Kapitel 4.2). 


Dies bedeutet, daß die Regeln der Optimalbesteuerung für die praktische Re- 
form indirekter Steuern als "guideline" hohe Relevanz besitzen: Im Optimum ist 
keine Wohlfahrtsverbesserung mehr möglich! Hier wird der enge Zusammen- 
hang zwischen der OT und dem PID-Reformansatz deutlich. 10 


10 Vgl. auch Stern (1987a, S. 53; 1987c, S. 22ff). 
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> ti 


Abbildung 7.1: Wohlfahrtsverbessernde Steuerreformprogramme 


Die Richtung möglicher wohlfahrtsverbessernder Steuerreformen gemäß dem 
Kriterium (7-3) läßt sich graphisch durch die Überschneidung der zwei Halb- 
räume 


(7-5) AW = w dt > 0 mit w, = SW/öt, und 


(7-6) dT 


rdt 20 mit t; = ST/öt, 


darstellen.!! Für den Fall zweier Steuersätze resultiert daraus in Schaubild 7.1 
die Fläche ABO der wohlfahrtserhöhenden Kombinationen marginaler Ände- 
rungen der Steuersätze t4 und t2, wobei die Geraden AA’ bzw. BB’ die steuer- 
aufkommensneutralen (dT = 0) bzw. wohlfahrtsneutralen (dW = 0) Kombina- 
tionen der Steuersätze t4 und ty und O den Anfangszustand bezeichnen. Zu be- 
achten ist, daß die beiden Geraden im Optimum parallel verlaufen, sich also 
nicht schneiden und es folglich keine Verbesserung gibt. 


Im folgenden soll das Reformkriterium (7-3) auf die Ein- und Mehr-Personen- 
Wirtschaft angewendet werden. 


7.2. Reform im Ramsey-Modell 


Da im Ein-Personen-Modell, also bei rein allokativer Zielsetzung, individueller 
und gesellschaftlicher Maximand zusammenfallen, ergibt sich als Reformkrite- 
rium direkt die Gleichung 


11 Vgl. auch Rose/Wenzel/Wiegard (1981, S. 116ff), Rose/Wiegard (1983, S. 27ff) und Ahmad/Stern (1984, S. 
264). 
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Z; (8U/6x,) (6x, /dt;) E 2; (6U/56x;) (6x; /5p;) 


Xi + 24 ty (6x5 /5t;) x, + Zj ty (6xj/6pi) 


Hieraus lassen sich - analog zu Abschnitt 4.1 - durch Umformungen (Einbau der 
Bedingungen individueller Nutzenmaximierung, der Definition der Preiselastizi- 
tät der Nachfrage etc.) Bedingungen ableiten, wonach eine Umstrukturierung 
der Verbrauchsteuersätze in Richtung der Freizeitabhängigkeitsregel eine 
Wohlfahrtsverbesserung bewirkt, 2 das heißt, marginale Änderungen der 
Steuersätze nach Maßgabe ihrer verschiedenen kompensierten Kreuzpreiselasti- 
zitäten bezüglich Freizeit sind einheitlichen Änderungen überlegen. Aussagen - 
etwa von Hatta (1986) oder Hatta/Haltiwanger (1986) -, Bewegungen der Steu- 
ersätze in Richtung "Harmonisierung" verbesserten die Wohlfahrt, treffen nur 
dann zu, falls diese Reformempfehlung für die Veränderung aller Steuersätze in 
ein und dieselbe Richtung gilt, das heißt, das sukzessiv zu approximierende Op- 
timum entspricht einer einheitlichen Steuerstruktur. Dies ist aber nur - vgl. Re- 
gel 2 für einheitliche Steuersätze im Ramsey-Modell (Abschnitt 4.1.3.3) - bei 
Homothetie und schwacher Separabilität der Nutzenfunktion des repräsenta- 
tiven Konsumenten (oder anders formuliert: bei Gleichheit der kompensierten 
Kreuzpreiselastizitäten der besteuerten Konsumgüter bezüglich Freizeit) der 
Fall, also bei Annahmen, die empirisch kaum vorliegen dürften. 


Unabhängig von diesen Erkenntnissen sei betont, daß sich gemäß dem zweiten 
Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie bzw. Regel 2 des Kapitels 6 ein Reform- 
bedarf indirekter Steuern in der Ein-Personen-Wirtschaft nicht stellt - was von 
vielen Autoren der Steuerreformtheorie übersehen wird.13 Falls die Annahmen 
der Ein-Personen-Ökonomie tatsächlich zutreffen, sind Kopfsteuern/-transfers 
optimal und auf eine Verbrauchsbesteuerung kann verzichtet werden. Befindet 
man sich aber in der Mehr-Personen-Wirtschaft, muß das Reformkriterium (7-5) 
verändert werden. 


7.3. Reform im Diamond-Mirrlees-Modell 


Der mit einer Steuersatzvariation des Gutes i verbundene Wohlfahrtseffekt er- 
gibt sich im Mehr-Personen-Fall gemäß den Gleichungen (4-32) bis (4-34) als 


12 Vgl. Rose/Wenzel/Wiegard (1981, S. 116ff), Wiegard (1980, S. 1ff) und Rose/Wiegard (1983, S. 27ff). 


13 Exemplarisch sei hier die Arbeit von Fukushima/Hatta (1987) genannt, die für den Ein-Personen-Fall die 
Wohlfahrtseffekte optimaler und einheitlicher Steuersätze vergleichen. Ihr Resultat, daß die Differenz der 
Wohlfahrtsniveaus beider Steuerregime umso höher ist, je elastischer das Arbeitsangebot des repräsenta- 
tiven Haushalts reagiert, kann aber angesichts der Resultate des Abschnitts 4.1 nicht überraschen: Bei unela- 
stischem Arbeitsangebot sind in der Ein-Personen-Ökonomie einheitliche Steuersätze optimal! 
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6w 
(7-8) 


= -= Rog A 
= Zn B Xi 


Sty 


und resultiert daraus, daB die mit einer veranderten steuerlichen Belastung des 
Gutes i einhergehende Anderung der Nachfragemenge des Haushalts h mit des- 
sen jeweiligem sozialen Grenznutzen gh gewichtet wird. 


Die Anderung des Steueraufkommens 


ôT n 6x5" 6X, 6X, 
= 2uXi + 2.1.2, = X; + 2,t, = X; + zit, 


I) I) J-J 
i öt; bts sp; 


(7-9) 


läßt sich zerlegen in einen direkten Effekt (Einfluß der Steueränderung auf die 
aggregierte Nachfrage X; ( = zpxjľ aller Haushalte h nach Gut i) und in eine in- 
direkte Komponente, welche den Einfluß der Steuersatzvariation auf die Nach- 
frage nach den anderen Gütern erfaßt. 


Durch Division von (7-8) durch (7-9) erhält man die mit einer Steueränderung 
auf das Gut i verbundenen sozialen Grenzkosten (u;), die das Steuerreformkri- 
terum (7-3) in Verbindung mit Gleichung (7-1) für den Mehr-Personen-Fall dar- 
stellen: 
= phy P = p: BPx, P 

(7-10) u; = zu ih eS Ze ee; 

Xi + 2, ty (6X5 / 6p; ) PiXi + 2j (C5 /P5) P5X5€ 55 
mit €;; als unkompensierte Kreuzpreiselastizität der aggregierten Nachfrage nach 
Gut j bezüglich des Preises des Konsumgutes 1. 


Eine Reform ist dann zu befiirworten, wenn dieses Kriterium fiir verschiedene 
Giiter differiert (u; + Hj). 


Um eine wohlfahrtsverbessernde Reform des Steuersystems nach den Gleichun- 
gen (7-3) und (7-10) überprüfen zu können, benötigt man offenbar Informatio- 
nen über die Wohlfahrtsgewichte gh, über die Konsumausgaben der Haushalte 
x; (und damit den gesamten Konsumvektor X;) und über die effektiven Steuer- 
sätze auf die Konsumgüter t;. Des weiteren sind Daten über die aggregierte 
Nachfragereaktion nach den Gütern j (X;) bei der marginalen Änderung einer 
Steuer auf Gut i erforderlich (sX;/st;). Wie diese Informationen gewonnen wer- 
den können, wird detailliert in Teil III, Kapitel 13 der Arbeit gezeigt. 
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Vor der Kalkulation des Steuerreformkriteriums sollte zunächst nach der prinzi- 
piellen Möglichkeit von pareto-verbessernden Reformen der Verbrauchsteuer- 
sätze gesucht werden. Die Existenz solcher Verbesserung kann durch Lösung 
des inversen Optimumproblems aufgezeigt werden. 


7.4. Das inverse Optimumproblem und die Möglichkeit von 
Pareto-Verbesserungen 


Aus (7-4) und (7-6) folgt mit r; = sT/st; und Division von (7-6) durch u 
h 
(7-11) 2 Ben EN 
h 1 l * 
m 


Mit » = 1 läßt sich (7-11) in Vektor- bzw. Matrix-Form schreiben als 
(7-12) B'X = T', 


wobei x die Konsummatrix mit H Haushalten und N Gütern bezeichnet. Das in- 
verse Optimumproblem von (7-4) besteht dann darin, den Vektor 8 zu finden, so 
daß Gleichung (7-12) gilt, das heißt bei entsprechender Gruppierung der Haus- 
halte (H = N) und Invertierbarkeit der Matrix x muß für B gelten 


(7-13) Bf = txt. 


Gesucht sind also diejenigen Wohlfahrtsgewichte des Staates, die sich aus dem 
Modellansatz ergeben würden, wenn das existierende Verbrauchsteuersystem 
optimal ausgestaltet wäre. Diese Wohlfahrtsgewichte werden auch als implizite 
soziale Präferenzen des Staates (Christiansen/Jansen, 1978) bezeichnet. 


Die Möglichkeit einer pareto-verbessernden Steuerreform liegt im gegebenen 
Modellansatz dann vor, wenn das Steueraufkommen erhöht werden kann, ohne 
daß sich ein Haushalt nutzenmäßig verschlechtert. Die Verbindung möglicher 
Pareto-Verbesserungen mit dem inversen Optimumproblem (7-13) ergibt sich 
aus dem Hilfssatz von Minkowski/Farkas!4 . Dieser besagt, daB entweder eine 
Pareto-Verbesserung möglich ist oder eine Lösung zum inversen Optimierungs- 
problem derart besteht, daß die Wohlfahrtsgewichte Bh für alle h = 1,...,H nicht 
negativ sind. 


Durch Lösung des inversen Optimumproblems läßt sich also prinzipiell die Mög- 
lichkeit von Pareto-Verbesserungen durch marginale Steuersatzänderungen 
überprüfen. Sollte eine wohlfahrtsverbessernde Reform möglich sein, so gibt das 
Kriterium (7-10) die wohlfahrtsverbessernde Richtung der Steuerreform an. 


14 Vgl. Ahmad/Stern (1984, S. 272f). 
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7.5. Theorie der Steuerreform und Harmonisierung der Verbrauchsteuersätze 


Die Ausführungen über die Optimalität einheitlicher und differenzierter Ver- 
brauchsbesteuerung konnten dahingehend zusammengefaßt werden, daß die 
einbezogene Zielsetzung, das verfügbare steuerpolitische Instrumentarium und 
die Präferenzstruktur der Haushalte die optimale Verbrauchsteuerstruktur be- 
stimmen. Obwohl die theoretischen Anforderungen an eine allokative und distri- 
butive Optimalität der einheitlichen Verbrauchsteuern mit der Variabilität des 
Einkommensteuertyps schwächer werden, spricht vieles! für eine differenzierte 
Verbrauchsbesteuerung nach der Ramsey-Regel in der Ein-Personen-Ökonomie 
(bei rein allokativer Zielsetzung) und nach der Ramsey-Regel in der Mehr-Per- 
sonen-Ökonomie (bei allokativer und distributiver Intention der Steuerpolitik). 


Dabei sind jedoch die Regeln 4 bis 6 des Kapitels 6 zu beachten, das heißt die 
Zuordnung der indirekten Besteuerung zum Allokations- und Verteilungsziel 
und die damit verbundene tarifliche Ausgestaltung hängt entscheidend davon 
ab, ob sie zur Finanzierung von “lump sum"-Transfers der direkten Steuer 
herangezogen wird oder nicht. 


In diesem Abschnitt soll nun untersucht werden, ob auch die Theorie der 
Steuerreform die Skepsis gegenüber der Optimalität der Harmonisierung von 
Mehrwertsteuersätzen bestätigen kann.!© Geht man im Mehr-Personen-Fall als 
Statusquo von einheitlichen Steuersätzen aus, lassen sich die Steuersätze wegen 
pi = (1 + k)q; schreiben als 


(7-14) ti = kg; = k/(1 + k)p;- 


Fixe Produzentenpreise implizieren wegen st; = 6p; 


8X. k 5X 
(7-15) Date = Ë 


33 i 
é6t; 1+k sp; 


Da für jeden Haushalt h das Produkt p’xh konstant ist und keine Änderung der 
"lump sum"-Einkommen erfolgen, gilt darüber hinaus 


= .p. Js oy, 
(7-16) 25P5 Kas 


Setzt man (7-16) unter Berücksichtigung der Beziehung X; = syxjh in (7-15) ein, 
erhalt man 


15 So etwa ungleiche-kompensierte Kreuzpreiselastizitäten der besteuerten Konsumgüter bezüglich Freizeit, 
ungleiche Einkommenselastizitäten, nicht separable Nutzenfunktionen oder ein elastisches Arbeitsangebot. 


16 Vgl. zum folgenden Stern (1987a, S. 85f; 1987c, S. 22f). 
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6xj 8 


dt; 1+k 


(7-17) Zits 


1’ 


Wendet man (7-17) auf das Steuerreformkriterium (7-10) an, gelangt man zur 
Gleichung 


h,.h 


(7-18) u; = 


1+k X; 


Danach verhält sich „; proportional zur Verteilungscharakteristik zpßPx;b/X; 
und ist für verschiedene Güter nur dann gleich (das heißt man befindet sich nur 
dann in einem Optimum), wenn die Verteilungsgewichte BP übereinstimmen. 
Diese Identität impliziert, daß einheitliche Steuersätze als Ausgangspunkt nur 
dann optimal sind bzw. eine Harmonisierung differenzierter Steuersätze nur 
dann aus distributiven und allokativen Argumenten erfolgen sollte, wenn der 
Fiskus im gegebenen Modell keine (Um-)Verteilungspräferenzen besitzt. Daraus 
ergibt sich direkt die Forderung von Stern (1987a, S. 85f): "Thus from uniform 
taxes we would in general want to increase taxes on goods with low distributional 
characteristics and decrease these on goals with high distributional characteris- 
tics. If we are not concerned about distribution, or if we have levied optimal 
lump-sum taxes ... so that BP is the same for all h, then ... it would not be 
desirable to move from uniform taxes." 


Aus den OT und den PID-Ansätzen folgt also, daß man aktuelle Trends in Rich- 
tung Harmonisierung von Mehrwertsteuersätzen in der Europäischen Gemein- 
schaft aus wohlfahrtstheoretischer Sicht nicht begründen kann. 


7.6. Die Theorie der Einkommensteuerreform 


Die Analyse einer wohlfahrtsverbessernden Reform der Einkommensteuer 
knüpft an dem allgemeinen Ansatz des Abschnitts 7.1 an. Erneut wird die durch 
eine marginale Reform bedingte Änderung der Wohlfahrt dW in Beziehung zur 
Veränderung des Steueraufkommens dT gesetzt und das Steuerreformkriterium 
nach Gleichung (7-1) berechnet und gemäß (7-3) angewandt. 


Bei exogenen Faktoreinkommen (konstante Bruttoeinkommensverteilung bzw. 
konstantes Arbeitsangebot) verursacht eine Reform der Einkommensteuer eine 
Änderung des Haushaltsnettoeinkommen yh in Höhe von dy}, Als Wohl- 
fahrtsänderung resultiert daraus direkt 


(7-19) dw = 5,8Pay®, 
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wobei die Aggregation über die Haushalte wieder die Verteilungsgewichte (so- 
ziale Grenznutzen des Haushaltseinkommens) berücksichtigt. 


Die Veränderung des Steueraufkommens dT setzt sich zunächst einmal aus dem 
Term - zpdy” zusammen, aber darüber hinaus muß auch der Effekt der Ein- 
kommensänderung auf die private Konsumnachfrage und damit auch auf das 
Steueraufkommen aus indirekten Steuern berücksichtigt werden. Bezeichnet 
man wieder mit t; die Verbrauchsteuersätze auf die Konsumgüter x; und mit pj 
den Konsumentenpreis, ergibt sich als dT Gleichung 
h 
(7-20) aT = - day + 2, ri = seit Ms ay", 

Pi ôy 
ake ist tip; das Verhältnis von Steuer und Konsumentenpreis und 
s(pjx;h yisyh der marginale Budgetanteil des Gutes i. Das Produkt aus den bei- 
den Termen läßt sich als marginale Neigung des Haushalts h zur Zahlung von 
indirekten Steuern interpretieren. 


Als Kriterium für eine die Wohlfahrt erhöhende Einkommensteuerreform ergibt 
sich also 


aw =), BRay® 
(7-21) bp = — u. 
aT h t; 6 (pix; ) h 
zdy? + 5, — 5, ———— ay 
h 1 h h 
Pi oy 


Die Verteilungsgewichte BP werden wie schon bei Gleichung (7-10) exogen 
spezifiziert und aus einer Te sozialen Wohlfahrtsfunktion abgeleitet. 
Die Reaktionsterme 6(p;x; hy syh können prinzipiell aus Schätzungen eines 
Güternachfragesystems (zum Beis oa aus geschätzten Einkommenselastizitäten) 
gewonnen werden. Die Werte dy” bezeichnen die Veränderung der Haushalts- 
nettoeinkommen nach der Einkommensteuerreform. Diese lassen sich aus Si- 
mulationsrechnungen gewinnen. In jedem Fall wird deutlich, daß die Anforde- 
rungen an eine empirische Berechnung von (7-21) bei komplexen Einkommen- 
steuerreformen ungleich größer sind als an die von (7-10). Neben einer Schät- 
zung eines Nachfragesystems tritt bei (7-21) noch die Notwendigkeit der Be- 
rechnung der dy, das heißt es wird darüber hinaus ein akzeptables Simulati- 
onsmodell zur Erfassung der Einkommensteuerreform erforderlich. 


Hebt man die Annahme eines fixen Arbeitsangebots auf, benötigt man zusätzlich 
Schätzungen eines vollständigen Güternachfrage- und Arbeitsangebotssystems, 
um die Reaktionen der betrachteten Reform auf Konsumnachfrage und Ar- 
beitsangebot erfassen zu können. Falls die Änderung des unkompensierten Ar- 
beitsangebots in negativer Beziehung zur Änderung der Grenzsteuersätze steht, 
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wird in (7-20) der Anstieg des Steueraufkommens dT bei einer Erhöhung der 
Grenzsteuersätze überzeichnet und entsprechend die marginale Wohlfahrtsver- 
schlechterung - dW/dT pro 1 DM Steueraufkommen unterschätzt. 


Hat man die genannten Informationen zur Verfügung, ist das Kriterium (7-21) in 
Verbindung mit (7-3) empirisch gehaltvoll und auf die betrachteten Einkommen- 
steuerreformen direkt anwendbar. Insbesondere lassen sich dann auch nicht auf- 
kommensneutrale Einkommensteuerreformen unter dem Aspekt ihrer potenti- 
ellen Wohlfahrtsverbesserung miteinander vergleichen. 


Neben den schon theoretisch abgeleiteten Aussagen über die Optimalität der 
Harmonisierung von Verbrauchsteuern ist der hier dargestellte Ansatz der 
Steuerreformtheorie also auch empirisch anwendbar. Dies wird in Kapitel 13 
noch detailliert gezeigt. 
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TEIL I: EMPIRISCHE UNTERSUCHUNGSKONZEPTION 


Ausgangspunkt der empirischen Konzeption zur Umsetzung der theoretischen 
Aussagen aus Teil I der Arbeit ist die - auch der Theorie der Mehrbelastung und 
der OT zugrundeliegende - neoklassische Haushaltstheorie. Danach maximiert 
der Haushalt eine wohldefinierte neoklassische Nutzenfunktion als Funktion des 
Konsums mehrerer Güter sowie der Freizeit unter der Restriktion, daß das 
Haushaltsnettoeinkommen auf den mit den Preisen bewerteten Konsum der ein- 
zelnen Nachfragegüter alloziert wird. 


Die Nutzenmaximierungsbedingungen des restringierten Allokationsproblems 
konstituieren dann ein System von Nachfragefunktionen für Konsum und Frei- 
zeit als Funktion der Lohnsätze, der Preise und. des Transfereinkommens. Diese 
Funktionen sind auf Basis beobachtbarer Marktdaten schätzbar. Durch be- 
kannte duale Zusammenhänge kann von diesen Funktionen auf die Ausgaben- 
funktion und damit auf die Äquivalenzvariation (ÄV) und Zusatzlasten der Be- 
steuerung geschlossen werden. 


Die Optimalitätsbedingungen für ein Nutzenmaximum der Haushalte unter Be- 
achtung ihrer Budgetrestriktion erlauben ferner die Formulierung einer Matrix- 
gleichung, die die Auswirkungen von Preis- und Einkommensänderungen im Op- 
timum erfaßt und als "fundamentale Gleichung der Nachfragetheorie" bezeich- 
net wird. Aus der Lösung dieser Matrixgleichung lassen sich die vier Slutsky-Be- 
dingungen (Symmetrie, Additivität, Homogenität, Negativität) ableiten, in- 
nerhalb derer sich die empirische Schätzung von Nachfrage- und Angebotssyste- 
men bewegen sollte. 


Die aus dieser Matrixgleichung ableitbaren Einkommens- und Substitutionsef- 
fekte sind die Determinanten der kompensierten Preis- und Einkommenselastizi- 
täten der Güternachfrage bzw. der kompensierten Lohnsatzelastizitat der 
Freizeitnachfrage. Diese Größen bilden ihrerseits wiederum die zentralen 
Bestimmungsfaktoren, an denen sich eine die Allokationsverzerrungen minimie- 
rende Steuerstruktur orientieren muß (vgl. Kapitel 4 bis 6). 


Durch die Äquivalenz der Ergebnisse für die restringierte Maximierung einer 
Nutzenfunktion mit den Ergebnissen für die Nachfragefunktionen für Güter und 
Freizeit ist demnach eine empirische Überprüfung der Aussagen der Theorie 
der Mehrbelastung und der neuen Finanztheorie möglich, obwohl sich diese auf 
in der Realität nicht beobachtbare Nutzenfunktionen beziehen. Dies wird in 
Kapitel 8 aufgezeigt. 
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Neben den von der Theorie vorgegebenen Restriktionen wird die Auswahl unter 
den konsistenten kompletten Güternachfragesystemen für die empirische Unter- 
suchung entscheidend von der verfügbaren Datenbasis bestimmt. Die zur Ver- 
fügung stehenden disaggregierten Querschnittsdaten im Rahmen von Haushalts- 
stichproben und Personenbefragungen werden in den Abschnitten 1 und 2 des 
Kapitels 9 dargestellt. 


Die Quantifizierung der allokativen und distributiven Wirkungen indirekter und 
direkter Besteuerungsformen und die Schätzung eines die Einkommensteuer- 
progression berücksichtigenden Arbeitsangebotsmodells erfordern die Vorgabe 
eines Simulationsmodells, das die Änderungen in der Steuerstruktur abbilden 
kann. Das entsprechende Modell für die indirekte und direkte Besteuerung wird 
in Abschnitt 3 des Kapitels 9 vorgestellt. 


Die verfügbaren Daten engen die Selektion unter den Modellen und damit die 
empirischen Überprüfungsmöglichkeiten der OT-Aussagen stark ein. Es wird 
deutlich werden, daß eine empirische Analyse der in Kapitel 6 gemachten Aus- 
sagen unmöglich wird, weil eine Querschnittsdatenbasis, die Informationen 
sowohl über Konsumausgaben als auch über Lohnsätze (bzw. Arbeitszeiten) 
enthält, nicht vorhanden ist und dadurch eine simultane Überprüfung direkter 
und indirekter Besteuerungsformen ausgeschlossen ist. Die Analyse indirekter 
und direkter Steuern erfolgt entsprechend auf Basis eines getrennt geschätzten 
Nachfragesystems - beschrieben in Kapitel 10.1 - einerseits und eines Arbeitsan- 
gebotsmodells - dargestellt in Kapitel 10.2 - andererseits. 
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Kapitel 8: Operationalisierung der Zusatzlastmaße und der OT 
8.1. Dualitätstheorie, Integrabilitätsproblem und theoretische Restriktionen 


Die empirische Berechnung der ÄV und der Zusatzlasten der Besteuerung bzw. 
der kompensierten Preiselastizitäten der Güternachfrage und des Arbeitsange- 
bots erfordert die Kenntnis der Ausgabenfunktion der Haushalte bzw. ihrer 
kompensierten Nachfragefunktionen. Diese lassen sich durch Anwendung der 
dualen Zusammenhänge in der Haushaltstheorie aus beobachtbaren Marktda- 
ten wie folgt herleiten. 


Die Maximierung einer sich wohlverhaltenden? direkten Nutzenfunktion u(x,]) 
unter der Budgetrestriktion zjpjxj = 3) führt zu einem System von Marshallschen 
Nachfragegleichungen Xj = Xj (Py) Die Substitution dieser Nachfragefunktion 
in die direkte Nutzenfunktion ergibt die indirekte Nutzenfunktion v = v(y,p). 
Das duale Problem zur Nutzenmaximierung unter einer Budgetbedingung be- 
steht dann in der Minimierung der Ausgaben z;p;x; bei Realisierung eines vor- 
gegebenen Nutzenniveaus u(x,l) = ug. Das Resultat dieser Optimierung ist die 
kostenminimierende Nachfragefunktion, kurz Ausgaben- oder Kostenfunktion 
genannt: 


(8-1) e(p,u) = min, (2;P;X; 7 u(x,1) = Uo). 


Aus der zweimal differenzierbaren Ausgabenfunktion läßt sich mit Hilfe von 
Shepards Lemma‘ die Hickssche Nachfragefunktion x; (PU) herleiten, die sich 
als partielle Ableitungen der Ausgabenfunktion nach an Güterpreisen schrei- 
ben läßt: 


(8-2) Se(p,u)/öp; = xj(p,u). 


Die Inverse der Ausgabenfunktion ist dabei gleich der indirekten Nutzenfunk- 
tion und die Substitution der indirekten Nutzenfunktion in die Hickssche Nach- 
frage ergibt dann wieder die Marshallsche Nachfrage. Die Übersicht 8.1 verdeut- 
licht diese Zusammenhänge”. 


1 Vgl. zur Dualitätstheorie Diewert (1974, 1982). Didaktisch bessere Darstellungen finden sich bei Dea- 
ton/Muellbauer (1980b, S. 37ff), Varian (1985, S. 126ff), Phlips (1983, S. 132ff), Boadway/Bruce (1984, S. 
31ff) und Deaton (1986, S. 1772ff). 


2 Das heißt die Nutzenfunktion ist streng quasi-konkav, zweimal stetig differenzierbar und bis auf eine stetige, 
streng monoton zunehmende Transformation bestimmt. Dies ist dann der Fall, wenn die der Nutzenfunktion 
zugrundeliegende vollständige Präferenzordnung reflexiv, transitiv, stetig, streng monoton, streng konvex 
und "glatt” ist; vgl. Alheim/Rose (1984, S. 278ff) und Alheim/Wagenhals (1988). 


3 Die Arbeitsangebotsfunktion ergibt sich dabei implizit aus der Freizeitnachfragefunktion und wird im fol- 
genden deshalb nicht explizit ausgewiesen. 


4 Vgl. Shepard (1953, wiederabgedruckt in 1981). 
Vgl. Deaton/Muellbauer (1980b, S. 38). Geht man alternativ von einkommensnormierten Güterpreisen aus, 
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max u(x,1) Dualität min 25P5%5 
< > 

s.t. y= 2;PJX; s.t. u(x,1) = Up 

Lösung Lösung 
Marshallsche Hickssche 
Nachfragefunktion Nachfragefunktion 
X- = xj (P: Y) 
Roy sti- 

tution pard tution 

Indirekte Inversion Ausgabenfunktion 
Nutzenfunktion ee 


x = e(u,p)= e(v,p) 


v = v(x,p) = v(y,P) 


Übersicht 8.1: Duale Zusammenhänge der Mikrotheorie 


Nach der mikroökonomischen Theorie des Haushalts kann aus der Präferenz- 
ordnung des Konsumenten und ihrer Darstellung durch die behandelten Funk- 
tionen auf das Marktverhalten des Agenten geschlossen werden, das sich durch 
die verschiedenen Arten der Nachfragefunktion (Marshall-, Hicks-Version) for- 
mulieren läßt. Die Methodik der empirischen Messung von Wohlfahrtseffekten 
der Besteuerung geht jedoch genau den umgekehrten Weg. Basierend auf dem 
beobachtbaren Marktverhalten des Konsumenten wird das vollständige System 
seiner direkten (Marshallschen) Nachfragefunktionen geschätzt und es wird ver- 
sucht, von diesen auf seine Präferenzordnung bzw. auf die Ausgabenfunktion zu 
schließen. Diese Schlußfolgerung, das heißt die Lösung des sogenannten Inte- 
grabilitätsproblems, ist jedoch nur dann möglich, wenn die Slutsky-Matrix des 
geschätzten Nachfragesystems symmetrisch ist (sogenannte mathematische 
Integrabilitätsbedingung)®. Um ökonomisch gehaltvolle und (im Sinne der 
mikroökonomischen Haushaltstheorie) konsistente empirische Ergebnisse lie- 
fern zu können, muß dieses System darüber hinaus den anderen drei Slutsky- 


läßt sich die Präferenzordnung des Konsumenten darüber hinaus durch die Distanzfunktion darstellen. 
Diese kann als Pendant der Ausgabenfunktion im normierten Preisraum interpretiert werden, wobei die Gü- 
terpreise mit dem Nettoeinkommen normiert werden. Ausgaben- und Distanzfunktion stehen damit in glei- 
cher Dualitätsbeziehung zueinander wie die indirekte und die direkte Nutzenfunktion. Die Distanzfunktion 
wird daher auch als indirekte Ausgabenfunktion bezeichnet; vgl. etwa Genser (1984, S. 121ff; 1985, S. 105ff). 
Gemäß dem Shepard-Hanoch-Lemma ist der Gradient dieser Funktion an einer beliebigen Stelle gleich dem 
Vektor der einkommensnormierten inversen Hicksschen Nachfragefunktion; vgl. Shepard (1981) und Ha- 
noch (1978). 


6 Die Symmetrie der Slutsky-Matrix garantiert also, daß sich die Nachfragefunktionen integrieren lassen, um 
eine Ausgabenfunktion zu finden, die wiederum zur Konstruktion einer konsistenten Nutzenfunktion ge- 
eignet ist: Dies folgt aus dem Satz von Frobenius; zum Integrabilitätsproblem vgl. Hurwicz/Uzawa (1971), 
Chipman/Moore (1980, S. 935f), Weymark (1985), Varian (1985, S. 141f) und Stern (1986). 
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Bedingungen ("Adding-up", Homogenität in Preisen und Einkommen vom 
Grade null und Negativität der Slutsky-Matrix’) gentigen. Die Notwendigkeit 
der Beachtung dieser vier Restriktionen bei der Vorgabe der Strukturform des 
Systems ergibt sich aus der Auflösung der fundamentalen Gleichung der Nach- 
fragetheorie, die sich aus den Optimalitätsbedingungen für ein Nutzenmaximum 
unter Beachtung der individuellen Budgetrestriktionen herleiten 146.8 


Damit wird klar, da8 zur Bestimmung der individuellen und gesellschaftlichen 
Wohlfahrtsänderung die in den Marshallschen Nachfragefunktionen enthalte- 
nen Informationen völlig ausreichen. Diese Erkenntnis - in der Nachfragetheorie 
schon seit Hicks (1939) und Roy (1942) bekannt, in der normativen Finanzwis- 
senschaft aber erst durch Diamond/McFadden (1974) "wiederentdeckt" - hat 
wichtige Implikationen für die Diskussion um die exakte Messung der Wohl- 
fahrtseffekte der Besteuerung: 


- Die Messung der Fläche unter der Marshallschen Nachfrage und damit des 
Gewinns bzw. Verlustes an Konsumentenrente durch das Steuersystem hat in 
der Form, wie sie etwa für Besteuerungsprobleme durch Harberger (1971, 
wiederabgedruckt 1974) durchgeführt wurde, keine große Relevanz. Das in 
diesem Zusammenhang oft geäußerte "Argument", der Vorteil der Verwen- 
dung beobachtbarer Marshallscher Nachfragefunktionen dominiere die durch 
die Pfadabhängigkeit dieses Maßes, durch die lineare Approximation und 
durch die Variabilität des Grenznutzen des Einkommens verursachte Unge- 
nauigkeit, erweist sich als überholt.’ 


- Approximationen der Fläche unter der Hicksschen Nachfrage 19 in Form der 
Ableitung von Grenznutzen für die prozentuale Differenz zwischen dem 
Marshall- und dem Hicks-Maß (Burns, 1973; Willig, 1976, 1979; Seade, 1978; 
Dixit/Weller, 1979; Sudgen, 1979) sind ebenso redundant wie die Arbeiten zur 
Überwindung des "Problems" der Pfadabhangigkeit. 11 


7 Die Anforderung an die Negativität der Slutsky-Matrix wird auch als ökonomische Integrabilitätsbedingung 
bezeichnet. 


8 Vgl. dazu detailliert Kaiser (1986c, S. 10ff) und die dort zitierte Literatur. 


9 Soauch McKenzie (1979), Hausman (1981b, S. 662ff), Alheim/Rose (1984, S. 297) und Alheim/Wagenhals 
(1988). 

10 Zur Mathematik der approximativen Verfahren zur Bestimmung der AV und deren Kritik vgl. McKenzie 
(1983, Kapitel 6), Alheim/Rose (1984, S. 330ff) und Hanusch (1987, S. 47ff). 


11 Entsprechend urteilt King (1983a, S. 191): "Since the estimated demand functions can be integrated to ob- 
tain the underlying utility function, there is no reason to use an approximation when an exact measure can be 
computed.” 
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- Feststellungen der Art, die Hicksschen Maße seien unbrauchbar, da nicht 
beobachtbar, verkennen die dargestellten Zusammenhänge. Vielmehr gilt: "If 
the functional forms for these (the Marshallian demand functions; d. Verf.) 
are known, and if homogeneity, symmetry and negativity are satisfied, the cost 
function can be obtained by solving the partial differential equations ... so that 
complete knowledge of the Marshallian demands is equivalent to complete 
knowledge of consumer surplus."1? 


8.2. Verfahren zur Lösung des Integrabilitätsproblems 
8.2.1. Systematisierung der Verfahren 


Zur Lösung des beschriebenen Integrabilitätsproblems (Ableitung der Ausga- 
benfunktion aus beobachteten Marktdaten) existieren in der Literatur zwei ex- 
akte Verfahren, die sich lediglich durch die a-priori-Spezifikation der den Daten 
zugrundeliegenden individuellen Präferenzordnungen unterscheiden.!3 Diese 
lassen sich durch die Vorgabe einer Nutzenfunktion oder einer (Marshall’schen) 
Nachfrage- bzw. Angebotsfunktion erfassen. 


Die dargestellten Wohlfahrtsmaße lassen sich mathematisch exakt durch fol- 
gende Analyseschritte berechnen, die sich auf diese zwei Alternativen beziehen: 


1) Vorgabe einer spezifischen (in-)direkten Nutzen-, Ausgaben- oder 
Distanzfunktion 


- Spezifikation der algebraischen Form der (in-)direkten Nutzenfunktion, 
der Ausgabenfunktion oder der Distanzfunktion; 


- Ableitung des korrespondierenden Nachfragesystems; 
- Ableitung der Wohlfahrtsmaße für dieses System; 

- Schätzung der Koeffizienten des Nachfragesystems; 

- Berechnung der Koeffizienten des Wohlfahrtsmaßes; 


- Ermittlung der Werte für den Wohlfahrtsindikator auf der Basis 
alternativer Preis-Einkommens-Vektoren. 


12 Deaton (1986, S. 1828). Bei diesem Zitat setzt Deaton die Gültigkeit der "Adding-up"-Restriktion implizit 
voraus. 


13 Daneben werden Approximationen der ÄV durch Taylor-Reihen vorgeschlagen (vgl. McKenzie (1983, S. 
52ff), McKenzie/Pearce (1976, 1982) und Auerbach (1985); Übersicht bei Hanusch (1987, S. 48ff)). Auf diese 
nicht exakten Verfahren braucht man aus den oben genannten Gründen jedoch nicht zurückzugreifen. 
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2) Vorgabe einer Nachfrage-/Angebotsfunktion 


- Spezifikation der algebraischen Struktur der Nachfrage- bzw. 
Angebotsfunktion; 


- Schätzung ihrer Koeffizienten; 


- Konstruktion einer indirekten Nutzenfunktion durch Lösung eines 
Systems von gewöhnlichen Differentialgleichungen erster Ordnung; 


- Herleitung der Ausgabenfunktion durch Inversion der indirekten 
Nutzenfunktion; 


- Berechnung der Wohlfahrtsmaße aus der Ausgabenfunktion für 
alternative Preis-Einkommens-Vektoren. 


Da die "wahre" Nutzen- bzw. Nachfragefunktion nicht aus den Daten gewonnen 
werden kann, besteht bei beiden Verfahren das Risiko, daß die geschätzten 
Nachfragegleichungen - und damit auch die Präferenzordnungen - "falsch" sein 
können (Spezifikationsfehler). Es gibt kein vollständig exaktes Verfahren, das 
die "richtige" Präferenzordnung aus dem Datenmaterial herausfiltert.1* Hier 
helfen nur Sensitivitätsanalysen, statistische Tests und Abschätzungen der Stan- 
dardfehler der berechneten Wohlfahrtsmaße weiter. 1? 


Beide Verfahren sind also nur in dem Sinn exakt, als "aus den wie auch immer 
ermittelten - empirisch aufgefüllten - normalen Nachfragefunktionen die zu den 
jeweiligen Preis-Einkommens- oder Gütervektoren korrespondierenden Werte 
der entsprechenden Wohlfahrts- bzw. Steuerlastmaße mathematisch fehlerfrei 
berechnet werden können."10 Für die verschiedenen Vorgehensweisen sollen im 
folgenden die wichtigsten ökonometrisch schätzbaren Güternachfrage- und Ar- 
beitsangebotsfunktionen aufgeführt werden, die die Berechnung der darge- 
stellten exakten Wohlfahrtsmaße ermöglichen. 


8.2.2. Wahl der Funktionsform 
8.2.2.1. Vorgabe einer (in-)direkten Nutzenfunktion bzw. Ausgabenfunktion 


Hierzu bemerkt Deaton (1978, S. 525): "If utility is written as a function of quan- 
tities consumed, and if the utility function is strictly quasi-concave, monotone 
increasing and differentiable, empirical demand functions can be derived from 
the first-order conditions of utility maximisation. This is much more easily said 
than done; these conditions frequently cannot be solved explicitly for the de- 
mand functions, and when they can, the resulting equations may be difficult or 


14 Vgl. auch Morey (1984, S. 168), Alheim/Rose (1984, S. 337ff) und Alheim/Wagenhals (1988). 
15 Vgl. dazu King (1983a, S. 210ff; 1983b, S. 27ff) und Baccouche/Laisney (1988b). 
16 Alheim/Rose (1984, S. 338). 
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impossible to estimate." Daher werden bei der vorher spezifizierten direkten 
Nutzenfunktion nur solche Funktionsformen angewandt, deren budget- 
beschränkte Maximierung analytisch "handhabbar" ist. Hierzu gehören etwa die 
Cobb-Douglas-, die CES-, die Addilog-, die quadratische, die logarithmische und 
die Stone-Geary-Nutzenfunktion. 


Will man sich die Maximierung einer direkten Nutzenfuktion unter der 
Budgetrestriktion ersparen, kann man alternativ eine indirekte Nutzenfunktion 
oder eine Ausgabenfunktion vorgeben und dann die Roysche Identität oder das 
Shepard-Lemma anwenden, um auf das System Marshallscher Nachfrage- und 
Angebotsfunktionen zu gelangen: Nach der Dualitat läßt sich bei Vorgabe einer 
Ausgabenfunktion (bzw. damit äquivalent einer indirekten Nutzenfunktion) die 
Nachfrage nach einem Gut i (x;) aus der Ableitung der Ausgabenfunktion e 
nach dem Preis für das Gut i (p;) berechnen.17 


Als Spezifikation der indirekten Nutzenfunktion bedient man sich der quadra- 
tisch indirekten, der addilog indirekten, der translog indirekten und der Klasse 
indirekter Nutzenfunktionen der Gorman Polar Form (GPF). Geht man von der 
Ausgabenfunktion aus - was zur Herleitung der ÄV naheliegt -, werden entwe- 
der "price independent generalised linear" (PIGL) Ausgabenfunktionen oder 
"price independent generalised logarithmic" (PIGLOG) Ausgabenfunktionen18 
oder Ausgabenfunktionen der "Gorman Polar Form" (GPF)19 verwendet. Je 
nach Spezifikation der Subfunktionen in diesen Ausgabenfunktionen lassen sich 
dann prinzipiell beliebig viele Giiternachfrage- und Arbeitsangebotssysteme ab- 
leiten. Die Anwendung der Dualitätstheorie zur Herleitung von Nachfragesy- 
stemen wird daher auch als Ansatz der "flexible functional form" bezeichnet, um 
auszudrücken, daß durch Integration beliebiger Parameter in die Ausgabenfunk- 
tion die "wahre" Nachfragefunktion approximiert bzw. die Ausgabenfunktion 
flexibel formuliert werden kann.2V 


Zu den Nachfrage- und Arbeitsangebotssystemen, die sich durch Vorgabe einer 
(in)direkten Nutzenfunktion oder Ausgabenfunktion ableiten lassen, gehören 
unter anderem 


17 Daher wird vor allem dieser Ansatz in jüngster Zeit verwendet, vgl. zum Beispiel Woodland (1984, S. 98ff). 
18 Vgl. Muellbauer (1976) und Deaton (1978). 


19 Vgl. zur GPF-Ausgabenfunktion Gorman (1961), Blackorby/Boyce/Russell (1978) und Deaton/Muellbauer 
(1980b, S. 144ff.). 


20 Vgl. Phlips (1983, S. 136ff), Deaton/Muellbauer (1980b, S. 73ff) und Deaton (1986, S. 1788ff). 
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- das lineare Ausgabensystem ("Linear Expenditure System" - LES) von Stone 
(1954); 

- das Rotterdamer Modell von Theil (1967); 

- das quadratische Ausgabensystem von Pollak/Wales (1978, 1980); 

- das direkte/indirekte Addilog-Modell von Houthakker (1960); 

- das verallgemeinerte lineare Ausgabensystem ("Generalized linear expendi- 
ture system" - GLES) von Gamaletsos (1973) und Carlevaro (1976); 

- das nichtadditive Ausgabensystem ("Simple Nonadditive Model" - SNAM) 
von Deaton (1976); 

- das Translog-Modell von Christensen/Jorgenson/Lau (1975); 

- das "Almost Ideal Demand System" (AIDS) von Deaton/Muellbauer (1980a); 

- die aktivitätsanalytische Interpretation des Nachfrage- und Angebotsverhal- 
tens unter Zeitrestriktion von Atkinson/Stern/Gomulka (1980, 1981) in An- 
lehnung an Becker (1965) und Lancaster (1966) und 

- das nicht-lineare Präferenzsystem ("Non linear preference system" - NLPS") 
von Blundell/Ray (1982, 1984). 


Die Unterschiede dieser Systeme ergeben sich aus dem jeweils unterstellten Prä- 
ferenzsystem für einen repräsentativen Konsumenten. Dabei können 
unterschiedliche Annahmen bezüglich der Preisrelationen durch bestimmte Se- 
parabilitätsannahmen und Prämissen über die Einkommenselastizitat durch be- 
stimmte Arten homothetischer Präferenzen beschrieben werden. Eine Dar- 
stellung all dieser Funktionen mit ihren Vor- und Nachteilen würde den Rah- 
men dieser Arbeit sprengen - zumal bereits Surveys über diese Funktionen und 
die ihnen zugrundeliegenden Nachfrage- und Angebotssysteme in der einschlägi- 
gen Literatur vorzufinden sind.21 


8.2.2.2. Vorgabe einer Nachfrage-/Angebotsfunktion 


Bei Anwendung des zweiten Weges - Vorgabe einer Nachfrage-/Angebotsfunk- 
tion - läßt sich die Ausgabenfunktion gemäß dem Shepard-Lemma über die Lö- 
sung gewöhnlicher Differentialgleichungen erster Ordnung bestimmen. Als a 
priori Spezifikation der Funktionsform wird vorwiegend mit vier Typen gearbei- 
tet: der linearen, der quadratischen, der log-linearen und der semi-logarithmi- 
schen Form. Darüber hinaus findet man in Budgetanteilen lineare/quadratische 
Funktionen vor. 


21 Für eine systematische Darstellung ausgewählter "Systems of consumer demand and labour supply functions” 
sei verwiesen auf Goldberger (1967), Brown/Deaton (1972), Powell (1974), Bonus (1975), Abbott/Ashen- 
felter (1976), Theil (1976), Barten (1977), Lau (1977), Blackorby/Primont/Russell (1978), Deaton/Muell- 
bauer (1980b), Barnettt (1981), Klevmarken (1981), Phlips (1983), Johnson/Hassan/Green (1984), Varian 
(1985, S. 188ff), Deaton (1986), Stern (1986), Kaiser (1986c), Laisney/Wagenhals (1988), Baccouche/Laisney 
(1988a) und Blundell (1988). 
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8.2.2.3. Selektionskriterien 


Die konkrete Auswahl unter den Ansätzen und den Funktionsformen für die 
Zwecke der empirischen Besteuerungsanalyse hängt vor allem von der verfügba- 
ren Datenbasis ab. 


So setzt die Mikrosimulation von Allokations- und Verteilungswirkungen staatli- 
cher Projekte implizit eine Datenbasis voraus, die Informationen über jeden 
einzelnen Haushalt hinsichtlich Einkommensentstehung und -verwendung, 
Größe, Altersstruktur, sozialem Status, Wohnverhältnissen, Vermögensbestand 
etc. enthält. Diese Eigenschaften weisen aber nur disaggregierte Daten auf. Die 
fehlende Information über Variation der Konsumgüterpreise bei Querschnitts- 
daten ohne Kenntnis über die Lohnsätze der Befragten - wie etwa bei den Ein- 
kommens- und Verbrauchsstichproben des Statistischen Bundesamtes der Bun- 
desrepublik Deutschland - bedingt a priori den Ausschluß solcher Systeme, de- 
ren Anwendung die Kenntnis von Preisen (Preisvariationen) bzw. die Aufspal- 
tung der Konsumausgaben in Gütermengen und Preise voraussetzen. 


Hat man in einer Verbrauchsstichprobe dagegen Informationen über Lohnsätze 
- wie etwa bei dem "Family Expenditure Survey" im Vereinigten Königreich, in 
dem Brookings MERGE-File oder in der Panel Study of Income Dynamics in 
den USA - lassen sich prinzipiell die Nachfrage- und Angebotssysteme der GPF- 
Klasse schätzen. Bezüglich der im Vergleich zu Frankreich, dem Vereinigten 
Königreich und den Vereinigten Staaten eher bescheidenen Verfügbarkeit von 
Querschnitts- und Paneldaten für die Bundesrepublik Deutschland darf man in 
diesem Zusammenhang die Hoffnung von Pollak (1985, S. 603) teilen, daß "in 
the long run, data availability is endogenous". 


Neben der verfiigbaren Datenbasis bestimmen vor allem andere pragmatische 
Kriterien - wie etwa Schwierigkeitsgrad der Schätzung, Bestimmung der Ausga- 
benfunktion, Umwandlung der Schätzparameter in ökonomisch aussagekräftige 
Strukturparameter, Flexibilität des Schätzansatzes - die Auswahl unter den kon- 
sistenten Ansätzen.2? Besonderer Bedeutung kommt dabei in Bezug auf die OT 


22 Daher werden solche Systeme (Rotterdamer Modell, Addilog-Modell, Translog-Modell und Almost Ideal 
Demand System) ausschließlich in Form von Zeitreihenanalysen oder gepoolten Zeitreihen-Querschnitts- 
analysen geschätzt; vgl. zu einer Übersicht über die Zeitreihenanalysen etwa Brown/Deaton (1972, S. 1188ff), 
Bonus (1975, S. 12ff), Powell (1974, S. 81ff) und Deaton (1986, S. 1787ff); vgl. detailliert für das Rotterdamer 
Modell Böhm (1980, S. 7ff). Da diese Studien mit aggregierten Daten aus der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung arbeiten und die Theorie sich mit individuellem Verhalten beschäftigt, werden die aggregierten 
Daten durch Division durch die Gesamtbevölkerung auf ein theoretisch individuelles Niveau gebracht. Zu 
beachten ist dabei, daß die abgeleiteten Aussagen in diesen Arbeiten sich daher nur auf das durchschnittliche 
individuelle Verhalten beziehen können. 


23 Vgl. dazu Kaiser (1986c), Stern (1986), Blundell/Meghir (1986) und Laisney/Wagenhals (1988). 
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den Eigenschaften der Additivität, Homothezität und der schwachen Se- 
parabilität zu. 


8.3. Operationalisierung der OT 


Durch Anwendung eines der in Abschnitt 8.2 aufgezeigten Wege lassen sich 
prinzipiell die (un-)kompensierten Preiselastizitäten der Güternachfrage und des 
Arbeitsangebots als zentrale Bestimmungsfaktoren für die allokativen Effekte 
eines Steuersystems bestimmen sowie Tests auf Additivität, Homothezität und 
schwache Separabilität durchführen. Neben den schon erwähnten Auswahlkrite- 
rien ist dabei zu beachten, daß die Vorgabe der algebraischen Struktur der Nut- 
zen- bzw. Nachfragefunktion des repräsentativen Haushalts hinsichtlich der zu- 
grundeliegenden Präferenzordnung eine Restriktion darstellt, denn "the alge- 
braic form of the demand equations determines the form of the utility function 
up to a monotonic transformation."24 Damit einher gehen "a priori restrictions 
on the preference orderings. This deficiency cannot be avoided, or said diffe- 
rently, we cannot estimate a perfectly flexible system of demand equations with 
market data."2> 


Der möglichen Antizipation von Schätzergebnissen durch die Vorgabe einer 
Funktionsform kommt dabei bezüglich der Regeln der OT besonders hohe Be- 
deutung zu. Insbesondere im Zusammenhang mit der Kontroverse "direkte 
contra indirekte Besteuerung" läßt sich zeigen, daß additive Systeme die empiri- 
schen Resultate unter bestimmten Voraussetzungen vollständig antizipieren.2 
So sind die LES-Systeme und ihre Varianten?” für die empirische OT-Analyse 
völlig unbrauchbar, falls der Fiskus auf eine optimale lineare Einkommensteuer 
zurückgreifen kann, denn für diesen Fall sagt uns die OT direkt, daß einheitliche 
Verbrauchsteuersätze optimal sind (Regeln 4 und 5 in Kapitel 6). Voraussetzung 
für die vollständige Antizipation der Schätzergebnisse im LES-Fall ist aber die 
optimale Ausgestaltung einer zur Verfügung stehenden linearen Einkommen- 
steuer. 


Diese Antizipation liegt insbesondere dann vor, wenn in empirischen Analysen 
von einem konstanten Arbeitsangebot ausgegangen wird. Dann ist in additiven 
Systemen sowohl in der Ein- als auch in der Mehr-Personen-Wirtschaft ein ein- 
heitlicher Steuersatz optimal - es sei denn, jegliche Form der direkten Besteue- 
rung, also auch die "lump sum"-Steuer, ist - wie in Kapitel 4 angenommen - als 


24 Morey (1984, S. 168). 

25 Morey (1984, S. 168); vgl. auch Alheim/Rose (1984, S. 168). 

26 Vgl. Atkinson (1977), Deaton (1979, 1981, 1987) und Stern (1987b). 
27 Vgl. dazu etwa Merz (1980) und Kaiser (1986c). 
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Lösung ausgeschlossen. 2d In der Ein-Personen-Ökonomie ist unabhängig von 
jedem Nachfragesystem gemäß Regel 2 aus Kapitel 6 die "lump sum"-Steuer op- 
timal, da Verteilungsaspekte definitionsgemäß ausgeschlossen sind. Bei linearen 
Engel-Kurven und schwacher Separabilität ist im Fall des konstanten Arbeitsan- 
gebots auch in der Mehr-Personen-Ökonomie ein einheitlicher Verbrauchsteu- 
ersatz optimal, wenn der Staat über einen optimalen Freibetrag einer linearen 
Einkommensteuer verfügt. 


Der von einigen Autoren gezogenen Schlußfolgerung, daß die empirische Schät- 
zung additiver Systemansätze keinen Beitrag zur Lösung der Fragestellung der 
Optimalsteuertheorie leistet, 2 kann hier allerdings aus mehreren Gründen 
nicht gefolgt werden: 


Erstens ist darauf hinzuweisen, daß das LES bei isolierter Betrachtung der 
Nachfragesysteme und der indirekten Besteuerung - das heißt bei Ausschluß 
jeglicher Form der direkten Besteuerung - nach wie vor empirische Relevanz be- 
sitzt. Die aus diesem System abgeleiteten Strukturparameter bilden entspre- 
chend den Erkenntnissen der optimalen Verbrauchsbesteuerung die zentralen 
Determinanten für "second best"-Steuersätze. Die Schätzergebnisse gestatten 
somit erste wichtige Einblicke in die Struktur allokativ optimaler Verbrauch- 
steuersätze. > Entsprechend arbeiten Atkinson und Stiglitz (1972), Harris und 
MacKinnon (1979), Deaton (1977), Dodgson (1983), Ahmad und Stern (1984) 
und Ray (1986) mit dem linearen Ausgabensystem zur Ableitung quasi-optimaler 
Steuersätze bzw. zur Herleitung von Kriterien der Reform indirekter Steuern. Es 
gilt somit nach wie vor, daß das LES "could be beneficial if we could be sure, 
measurement errors apart, that the additivity assumption was a valid one."31 
Entsprechend urteilt Bonus (1975, S. 14), daß das LES zufriedenstellende Resul- 
tate liefert, wenn der empirischen Analyse genügend grobe Güterkategorien zu- 
grundegelegt werden. 


28 Dann wissen wir gemäß Abschnitt 4.2.4, daß einheitliche Steuersätze bei für jedermann identischen schwach 
separablen und homothetischen Nutzenfunktionen optimal sind. Ein auf Cobb-Douglas-Nutzenfunktionen 
beruhendes Nachfragesystem ist also für empirische OT-Analysen völlig gehaltlos. 


29 So Atkinson/Stern/Gomulka (1980, S. 199): "Thus the assumption of an LES specification would impose an 
answer to the question posed here. The empirical results themselves would contribute nothing." Ähnlich ur- 
teilt Deaton (1974a, S. 338ff, 1981, S. 1250ff). Die Skepsis von Deaton gegenüber der Additivitätshypothese 
basiert auf ihrer empirischen Falsifikation, die er in Zeitreihenanalysen ermittelte; vgl. dazu Deaton (1975a, 
1975b, 1974b, 1978). Für die BRD kann dieser Position nicht a priori gefolgt werden, da das LES/ELES im 
deutschsprachigen Raum erstmals von Berkele (1978) (Zeitreihenanalyse für Konsumdaten aus der vGR in 
Österreich), Giersch (1980) (Zeitreihenanalyse für die Nachfrage nach Textilprodukten) und Merz (1980) 
(Querschnittsanalyse mit der EVS 1969) geschätzt wurde und die Güte der Ergebnisse zufriedenstellend wa- 
ren. 


30 Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980, S. 437), die im Fall des LES von einem "useful benchmark" sprechen. 
33 Brown/Deaton (1972, S. 1197). 
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Zweitens wird oft übersehen, daß gerade die Schätzung solcher Systeme einen 
empirischen Test der Hypothese der Additivität gestattet. Durch die t- und F- 
Statistiken der Ergebnisse der Ordinary-Least-Squares-(OLS)-Schätzung des 
LES können - bei Erweiterung des linearen Nachfragesystems um das Arbeitsan- 
gebot (Abbott/Ashenfelter (1976), Rosen (1978), Atkinson/Stern/Gomulka 
(1980, 1981), Deaton (1987)) - die zentralen Theoreme der Optimalsteuer- 
theorie hinsichtlich der Kontroverse zwischen direkten und indirekten Be- 
steuerungsformen empirisch überprüft werden. 


Drittens ist zu erwähnen, daß das klassische OT-Resultat der Optimalität ein- 
heitlicher Steuersätze im LES-Fall (Atkinson (1977)) dann nicht gilt, wenn die 
Konsumenten unterschiedliche Präferenzen haben oder der Fiskus die optimale 
lineare Einkommensteuer nicht kontrollieren kann, weil ihm zum Beispiel kein 
optimales "lump sum"-Transferelement zur Verfügung steht (Deaton/Stern 
(1986), Ebrahimi/Heady (1987)). 


Viertens argumentieren Ahmad und Stern (1984, 1987), daß bei Vorliegen 
einheitlicher Steuersätze im Statusquo der wohlfahrtsverbessernde Effekt einer 
marginalen Reform der Verbrauchsteuersätze nur von den Distributionsgewich- 
ten der besteuerten Konsumgüter abhängt (vgl. Abschnitt 7.5). Diese Vertei- 
lungsparameter sind im Regelfall nicht identisch für alle Konsumgüter und ste- 
hen insbesondere in keiner Beziehung zur Funktionsform des zu schätzenden 
Systems. Für die Theorie der Steuerreform sind also auch additive Nachfragesy- 
steme von Relevanz. 


Unabhängig von diesen Überlegungen muß man die konkrete Wahl des Nach- 
frage- und Arbeitsangebotssystems von den verfügbaren Daten abhängig ma- 
chen. Entsprechend lassen sich gemäß Deaton (1987, S. 96ff) "demand functions 
when data are scare" und "demand functions with plentiful data" unterscheiden. 
Im ersten Fall ist man gezwungen - will man überhaupt empirisch arbeiten -, mit 
additiven Systemen zu rechnen, falls in der zur Verfügung stehenden Quer- 
schnittsdatei keine Informationen über Arbeitszeiten enthalten sind. Im letzten 
Fall können die flexiblen Funktionsformen angewandt werden. Die in dieser Ar- 
beit benutzten Datenbasen und die daraus folgende Selektion der Schätzmo- 
delle ist Gegenstand der nun folgenden Kapitel 9 und 10. 
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Kapitel 9: Mikrodaten und Simulationsmodell 


Die in dieser Studie verwendeten Datensätze bestehen zum einen aus der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statistischen Bundesamtes 
aus dem Jahre 1978 und zum anderen aus der ersten Welle des Sozio-ökonomi- 
schen Panels (SÖP) des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und des 
Sonderforschungsbereichs 3 aus dem Jahre 1984. Leider muß hier schon festge- 
stellt werden, daß sich diese - für die Bundesrepublik Deutschland isoliert gese- 
hen sicherlich reichhaltigen Informationen - nur bedingt für eine Umsetzung der 
Zielsetzung unserer Untersuchung eignen. So kann auf Basis dieser Daten ins- 
besondere die Kontroverse zwischen den Besteuerungsformen nicht entschieden 
werden, da die EVS keine Lohnsätze und das SÖP keine Ausgabeninformatio- 
nen enthält. 


Dementsprechend wird die EVS als Datenbasis für die Analyse der allokativen 
und distributiven Wirkungen der gegenwärtigen und der auf Basis der OT ab- 
geleiteten Mehrwertsteuersätze verwendet. Auch die Ableitung wohlfahrtsopti- 
maler Verbrauchsteuerreformen erfolgt mit Hilfe dieser Daten. Analog dient 
das SÖP als Grundlage für die empirische Untersuchung des Zusammenhangs 
zwischen Arbeitsangebot und Einkommensbesteuerung und der daraus resultie- 
renden Konsequenzen für einen optimalen Einkommensteuertarif. 


Die eingeschränkte Möglichkeit der empirischen Überprüfung der OT-Aussagen 
und der wohlfahrtsoptimalen Einkommensteuerreform durch die separaten Da- 
tenbasen hat zur Folge, daß die Aussagen des Kapitels 6 - und hier insbesondere 
der Test auf Separabilität und die Ableitung quasi-optimaler Steuersätze gemäß 
der Freizeitkomplementäritätsregel - ebensowenig umgesetzt werden können 
wie das Reformkriterium der wohlfahrtsoptimalen Einkommensbesteuerung aus 
Abschnitt 7.6. Darüber hinaus wirkt sich das Nichtvorhandensein einer Quer- 
schnittsdatenbasis sowohl mit Lohn- als auch mit Ausgabeinformationen auf die 
Selektion der Funktionalansätze für die Schätzgleichungen aus. | 


1 Um die Anforderungen an das Datenmaterial langfristig erfüllen zu können, ist aus diesen vorhandenen 
Datenbeständen die Konstruktion eines Mikrodatenfiles durch die Technik des Mergens beabsichtigt. Hier- 
durch werden Daten erzeugt, die die ökonomischen Entscheidungen hinsichtlich der Einkommensentste- 
hung und -verwendung der Zensiten betreffen, indem ausführliche Angaben über die Nachfragestruktur der 
Wirtschaftssubjekte, die geleistete Arbeitszeit sowie über sozio-demographische Charakteristika zusammen- 
gefaßt werden. Mit Hilfe dieses noch zu konstruierenden Files erscheint die Realisierung der genannten em- 
pirischen Ziele in vollem Umfang möglich. Zu einer Verknüpfung der Paneldaten mit Steuerveranlagungs- 
daten vgl. Kassella (1988). Diese Merge-Datei hilft uns für unsere Fragestellungen jedoch nicht weiter, weil 
nach wie vor die Konsumangaben fehlen. 
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9.1. Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1978 


Die der empirischen Untersuchung alternativer Umsatzsteuersysteme zugrunde- 
liegende Datenbasis ist die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1978 (im 
folgenden als EVS bezeichnet). Diese Querschnittsdatei umfaßt unter anderem 
Informationen über die Einkommensverwendung von 46068 Haushalten. Die 
Datei enthält die Ausgaben für nichtdauerhafte Konsumgüter, Angaben über 
das Haushaltsnettoeinkommen und eine Vielzahl von sozioökonomischen Vari- 
ablen. Für die empirische Umsetzung der dargestellten Untersuchungs- 
konzeption bildet die EVS eine geeignete Datenbasis, da 


- die große Anzahl der Haushalte Schätzungen vollständiger Güternachfrage- 
systeme ermöglicht; 


- die Ausgaben der Haushalte in solchen Güterkategorien zusammengefaßt 
sind, die untereinander vorwiegend substitutive Beziehungen aufweisen, so 
daß sich auch die Annahme der Additivität für einen Schätzansatz auf- 
rechterhalten läßt; 


- die Befragung der Haushalte freiwillig ist und sehr detailliert Einnahmen der 
Haushalte nach Quellen, private Ausgaben nach Verwendungszwecken sowie 
Steuern und Abgaben erfaßt; 


- und die EVS die dem Verfasser zum Analysezeitpunkt aktuellste zur Verfü- 
gung stehende Querschnittsdatei mit Individualdaten ist, die Informationen 
über die Einkommensverwendung bereitstellt. 


Im einzelnen erfolgen Aufzeichnungen des privaten Verbrauchs für folgende 
Gütergruppen:? 


1 Nahrungsmittel 

2 Genußmittel 

3 Mahlzeiten außer Haus 

4 Kleidung und Schuhe 

5 | Wohnungsmieten u.ä. 

6 Energie (Elektrizität, Gas, Brennstoffe) 


2 Zur ausführlichen Beschreibung der EVS 1978 des Statistischen Bundesamtes sei auf die entsprechende Do- 
kumentation des Sonderforschungsbereichs 3 (Roth, 1987) und die Publikationen des Statistischen Bundes- 
amtes (1982, 1983) in der Fachserie 15, Hefte 4 und 5 sowie auf Euler (1977, 1983) verwiesen. 


3 Die hier festgelegte Numerierung für die Gütergruppen wird im folgenden beibehalten. Zu einer umfassen- 
den Kritik der Konzeption der Einkommens- und Verbrauchstichproben des Statistischen Bundesamtes vgl. 
Kitterer (1986, S. 25ff). 
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7 Ubrige Güter für die Haushaltsführung 
8  Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
9 __Körper- und Gesundheitspflege 

10 Bildung und Unterhaltung 

11 Persönliche Ausstattung 

12 Andere sonstige Ausgaben 

13 Privater Verbrauch (= z 1-12) 


Eine detaillierte Auflistung der in diesen Kategorien enthaltenen Güter findet 
sich in Tabelle A.1 im Anhang. Tabelle A.2 des Anhangs gibt die wichtigsten de- 
skriptiven Statistiken der Konsumdaten wieder. 


Für die Realisierung des Untersuchungsziels ist es obligatorisch, diese originären 
Daten um die gezahlten Steuern zu bereinigen. Angesichts der dargestellten Gü- 
terkategorien ist es allerdings nicht möglich, den Anteil der spezifischen Ver- 
brauchsteuern (vor allem Mineralöl- und Kfz-Steuer4) an den Ausgaben zu be- 
stimmen. Die "Bereinigung" beschränkt sich daher auf eine formalrechtliche 
Veranlagung des privaten Verbrauchs der Haushalte nach Maßgabe der 1978 
gültigen Mehrwertsteuersätze (6 % auf Lebensmittel, Personennahverkehr, Bü- 
cher/Zeitungen, Kunstgegenstände, 12 % für die übrigen Güter). Tabelle A.3 
des Anhangs gibt das so berechnete Mehrwertsteueraufkommen bzw. den um 
die Mehrwertsteuer bereinigten Konsum der Haushalte nach Gütergruppen 
wieder. Der Betrag von ca. 108 Millionen DM dient als Referenzhöhe für die 
Aufkommensneutralität von alternativen Reformen. 


Tabelle A.4 im Anhang gibt die Hochrechnung der Stichprobenergebnisse auf 
die Grundgesamtheit und die tatsächlichen Werte für 1978 aus der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung (vGR) wieder. Die Divergenz des hochgerechne- 
ten Mehrwertsteueraufkommens von 56.8 Mrd. DM zu dem tatsächlichen Mehr- 
wertsteueraufkommen des Jahres 1978 (74.6 Mrd. DM)® läßt sich neben Erfas- 
sungsfehlern bei der Stichprobenerhebung darauf zurückzuführen, daß in der 
EVS 


- eine Zurechnung des Aufkommens aus der Besteuerung des unterneh- 
merischen Selbstverbrauchs nicht erfolgt; 


- die Vorleistungskäufe des Staates nicht berücksichtigt werden; 


4 Der Anteil der Mineralölsteuer bzw. der Kfz-Steuer am Gesamtsteueraufkommen des Jahres 1978 (ca. 320 
Mrd. DM) betrug 6,4 bzw. 2,0 %; vgl. Bundesministerium der Finanzen (1980, S. 28ff). 


5 Vegi. detailliert Bundesministerium der Finanzen (1979, S. 119ff). 


6 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (1980, S. 28, 31). Der Anteil der Mehrwertsteuer am 
Gesamtsteueraufkommen 1978 betrug damit 23.4 %. 
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- und daß die EVS, abweichend von der vGR, einige Ausgaben nicht als Kon- 
sum erfaßt, die sowohl konsumtheoretisch als auch im Sinne der Belastung 
mit indirekten Steuern de facto Konsum sind. Hierzu sind die Instandset- 
zungskosten von Gebäuden, die Ausgaben für den privaten Häuserbau’ und 
die laufenden Unterhaltungskosten für eigene Häuser usw. zu rechnen. Da 
diese Ausgaben vorwiegend von Haushalten oberer Einkommensklassen getä- 
tigt werden, führt ihre Vernachlässigung tendenziell zur Überschätzung der 
Regressivität der Umsatzbesteuerung. Dies ist bei der Interpretation der 
Belastungsrechnung in Kapitel 12 zu beachten. 


Insgesamt bleibt festzuhalten, daß die Ergebnisse die EVS 1978 als die umfas- 
sendste repräsentative und zum Analysezeitpunkt aktuellste Informationsbasis 
der Einkommensverwendung der privaten Haushalte in der Bundesrepublik aus- 
weisen. 


9.2. Die erste Welle des Sozio-ökonomischen Panels 


Die Analyse distributiver und allokativer Wirkungen der Einkommensteuer stellt 
ungleich höhere Anforderungen an das Datenmaterial. Läßt sich die Veranla- 
gung der privaten Konsumausgaben mit Hilfe der Annahme der vollständigen 
Inzidenz der Mehrwertsteuer sehr leicht abbilden, so erfordert die formalrechtli- 
che Veranlagung zur Lohn- und Einkommensteuer sowohl eine für die Bundes- 
republik Deutschland repräsentative Mikrodatenbasis als auch ein auf diesen 
Daten fußendes Mikrosimulationsmodell, mit dessen Hilfe es im Rahmen von Si- 
mulationen möglich wird, Quasi-Veranlagungen der in der Stichprobe enthalte- 
nen Steuerpflichtigen nach dem jeweils gewählten Einkommensteuerrecht (etwa 
tatsächlicher Tarif oder "optimaler" Tarif) durchzuführen. 


Mit der ersten Welle des Sozio-6konomischen Panels (SÖP)® des Sonderfor- 
schungsbereichs 3 der Deutschen Forschungsgemeinschaft und des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung, Berlin aus dem Jahre 1984 liegt eine solche 
Datenbasis vor. Das SÖP ist nicht nur repräsentativ, was Grundvoraussetzung 
für eine korrekte Abschätzung der distributiven und allokativen Effekte der 
Einkommensbesteuerung sowie der Höhe des Steueraufkommens auf Bundes- 
ebene ist, es enthält auch sehr differenzierte Daten über die Art der Einnahmen 
und über die persönlichen Lebensumstände der Steuerpflichtigen - also 


7 Genauer: der Leistungsverzehr von dauerhaften Gebrauchsgütern, soweit sie nicht bereits als Ausgaben im 
Konsum erfaßt werden. 


8 Vgl. Hanefeld (1984, 1987). 
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Informationen, die für eine Simulation der Veranlagung zur Einkommentsteuer 
erforderlich sind. 


Mit dem SÖP werden erstmals in der Bundesrepublik Deutschland repräsenta- 
tive Verlaufsdaten für Personen, Familien und Haushalte gewonnen. Erhebungs- 
schwerpunkte liegen bei den Themenkomplexen Veränderung der Haushaltszu- 
sammensetzung, Gesundheit, Erwerbsbeteiligung, Zeitverwendung, Einkommen 
und Transferzahlungen, Wohnsituation sowie berufliche und regionale Mobili- 
tät. Für die Verteilungsanalyse ist das Panel deshalb besonders geeignet, weil es 
eine Vielzahl persönlicher und sozio-ökonomischer Daten für den Haushalts- 
vorstand und weitere Haushaltsmitglieder zur Verfügung stellt. Die Angaben 
über die tarifliche und tatsächliche Arbeitszeit und über die personen- und 
haushaltsbezogenen Transfers erlauben die Analyse des Zusammenhangs zwi- 
schen Arbeitsangebots und Einkommensteuer. Auch eröffnet das SÖP mittel- 
fristig die Möglichkeit, repräsentative Längsschnittuntersuchungen vorzuneh- 
men. 


Die erfragten Einkommen beziehen sich auf das Jahr 1983. Der Mikrodatensatz 
umfaßt ca. 6000 (4500 deutsche, 1500 ausländische) Haushalte mit ca. 12000 
befragten Personen aus der Wohnbevölkerung der BRD einschließlich West- 
Berlin. Die Befragungen erfolgen in jährlichem Abstand und beziehen sich auf 
Deutsche, Ausländer und die Anstaltsbevölkerung. Befragt wurden alle Haus- 
haltsmitglieder (insgesamt 16250) im Alter von 16 Jahren und älter. Die Zahl der 
personenbezogenen Variablen beträgt 1044, die der haushaltsbezogenen Vari- 
ablen 160. Bestandteile des Personenfragebogens sind auch eine Biographie und 
ein Kalendarium, in dem die Erwerbspartizipation und der Erwerbszeitraum für 
jeden Monat des Jahres erfaßt werden. 


Auf die Beschreibung der Datenbasis, die Analyse der Einkommensangaben und 
ihre Repräsentativität kann hier nur kurz eingegangen werden. Ein Vergleich 10 
der Zahl der Steuerpflichtigen und der Einkünfte im Panel mit der amtlichen 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1983 ergibt eine sehr gute Übereinstim- 
mung im Bereich der Einkommen unter 250000 DM. Die Nachweisquoten für 
Bruttolohn und Lohnsteuerpflichtige auch nach sozio-ökonomischen Charakte- 
ristika (insbesondere Kinderzahl) lassen ebenfalls erkennen, daß die einzelnen 


9 Nur die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe enthält eine ähnlich große Zahl relevanter Variablen für 
den Bereich der Bundesrepublik Deutschland. Der Vorteil des Panels liegt im Vergleich hierzu in der größe- 
ren Aktualität der verfügbaren Daten und in der Erfragung der Arbeitszeiten - Voraussetzung für eine Ana- 
lyse der allokativen Wirkungen der direkten Besteuerung. 


10 Zur Untersuchung der Einkommensangaben in der ersten Welle des SÖP und ihre Relevanz für steuerpoli- 
tische Simulationen vgl. van Essen/Kassella (1988, S. 133ff). 
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Gruppen hinreichend korrekt abgebildet wurden.11 Für höhere Einkommen ist 
das Panel weniger repräsentativ, da es keinen ausreichenden Nachweis von 
Steuerpflichtigen mit einem Gesamtbetrag der Einkünfte über 250000 DM ent- 
hält.12 Probleme wegen Antwortverweigerungen tauchen auch bei den Einkünf- 
ten aus Kapitalvermögen und aus Vermietung und Verpachtung auf. Dennoch 
kann das SÖP summa summarum als geeignete Mikrodatenbasis für eine Wohl- 
fahrtsanalyse der direkten Besteuerung angesehen werden. 13 


9.3. Das Mikrosimulationsmodell 


Die Notwendigkeit der Existenz eines Mikrosimulationsmodells der Einkom- 
mensbesteuerung ist oben schon angesprochen worden. Der Vorteil der Mikro- 
simulation!4 alternativer Einkommen- und Verbrauchsteuerregime besteht in 
der möglichen Berücksichtigung komplizierter institutioneller Regelungen des 
jeweiligen Steuerrechts. So kann durch die Übersetzung des Mehrwert- und 
Einkommensteuerrechts in einen Algorithmus die Einbeziehung des komplexen 
Steuersystems in das Simulationsmodell ermöglicht werden. Liegen alle zur Be- 
rechnung der Steuer notwendigen individuellen Charakteristika vor - wie das für 
die Mehrwertsteuer bei der EVS und der Lohn- und Einkommensteuer beim 
SOP der Fall ist!’ -, so kann die Ermittlung der individuellen Steuerschuld 
durch die selben Programme erfolgen, die von der Finanzverwaltung verwendet 
werden. Voraussetzung hierfür ist die genaue Abbildung dieser Programme 
durch das Simulationsmodell. 


Das hier verwendete Simulationsmodell bildet die Regelungen des deutschen 
Einkommensteuergesetzes sehr genau ab und ermöglicht dadurch die Berech- 
nung der Steuerbelastung auf der Ebene von Steuereinheiten.10 Durch die 
mikroökonometrische Schätzung von Arbeitsangebotsfunktionen auf Basis der 


11 Vgl. van Essen/Kassella (1988, S. 150). 
12 Bezieher von Einkünften über 250000 DM wurden daher aus der Analyse des Teils III ausgeklammert. 
13 Vgl. auch die SchluBfolgerung von van Essen/Kassella (1988, S. 164f). 


14 Die verschiedenen Formen der Mikrosimulation (statisch contra dynamisch, Mikro- contra Gruppenanalyse, 
ohne contra mit Verhaltensanpassung) können in unserer Studie nicht behandelt werden. Der interessierte 
Leser sei auf die einschlägige Literatur verwiesen, so etwa auf die Beiträge in den Sammelbänden von Or- 
cutt/Caldwell/Wertheimer (1974), Pfaff (1978), Haveman/Hollenbeck (1980), Orcutt/Quinke/Merz (1986) 
und Atkinson/Sutherland (1988) sowie auf die Arbeiten von Haveman (1978), Krupp/Wagner (1982) und 
Merz (1988). 


15 Fehlende Informationen im SÖP für die Quasi-Veranlagung (Werbungskosten, Kirchensteuer) wurden aus 
der Lohn- und Einkommensteuerstatistik des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre 1983 als zusätzliche 
Variablen in das Modell aufgenommen; vgl. Statistisches Bundesamt (1986, 1987). 


16 Das Modell wurde von der Forschergruppe, der der Autor angehörte, entwickelt, und hat sich in der Vergan- 
genheit bereits bei der Analyse der Verteilungs- und Allokationswirkungen der Einkommensteuerreformen 
1986 bis 1990 bewährt; vgl. dazu van Essen/Kaiser/Spahn (1988, 1989) und Kaiser/van Essen/Spahn (1989). 
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ersten Welle des SOP wurde die Grundversion des Modells!’ um die Berück- 
sichtigung von Verhaltensanpassungen des individuellen Arbeitsangebots erwei- 
tert. Übersicht 9.1 gibt die Struktur des Gesamtmodells wieder. 


Es sei an dieser Stelle erlaubt, darauf hinzuweisen, daß das hier benutzte Modell 
das einzige Mikrosimulationsmodell für die Einkommensbesteuerung auf der 
Basis einer für die Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik Deutschland reprä- 
sentativen Stichprobenerhebung darstellt, das neben Verteilungsanalysen auch 
die Untersuchung der Veränderung der Mehrbelastung der Einkommensteuer 
erlaubt. Selbst das Einkommensteuermodell des Bundesministeriums der Finan- 
zen verwendet keine Mikrodaten, sondern basiert auf gruppierten Daten der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik. Lietmeyer!8 berichtet allerdings tiber Ar- 
beiten an einer für die Einkommensteuerpflichtigen repräsentativen Stichprobe 
von Echtdaten aus der Einkommensteuerveranlagung. Eine solche Datenbasis 
ermöglicht allerdings nur die Simulation von Reformvorschlägen, bei denen der 
Kreis der Steuerpflichtigen nicht erweitert wird. 


Auf Basis unseres Modells können die Steueraufkommensänderungen, Vertei- 
lungs- und Wohlfahrtswirkungen für verschiedene Reformvorschläge der Lohn- 
und Einkommensteuer sowie der Mehrwertsteuer - wenn auch leider nur separat 
- abgeschätzt werden. Dabei handelt es sich um eine Partialanalyse bezogen auf 
den Haushaltssektor, wobei auf die Verteilung der zu leistenden Steuerzahlun- 
gen und der Wohlfahrtsgewinne in Form einer Absenkung der Mehrbelastung 
abgestellt werden kann. 


Ein Vergleich der simulierten Lohn- und Einkommensteuer auf der Grundlage 
der Paneldaten mit den Ergebnissen der Lohn- und Einkommensteuerstatistiken 
des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre 1983 belegt, daß das Modell in der 
Lage ist, die Steuerschuld für eine Basisperiode recht gut zu approximieren.1? 
Dabei zeigt sich eine weitgehende Übereinstimmung von simulierter und stati- 
stisch ausgewiesener Lohnsteuer für das Jahr 1983 - besonders in den stark 
besetzten mittleren Bruttolohnklassen. Im unteren Einkommensbereich wird das 
Steueraufkommen überschätzt, was damit zusammenhängen dürfte, daß hier 
häufig die Pauschalierung der Lohnsteuer für Teilzeitbeschäftigte zum Tragen 
kommt und dieser Teil der Lohnsteuer in der Statistik nicht nachgewiesen wird. 
Darüber hinaus ist zu vermuten, daß die Steuerpflichtigen mit niedrigen Löhnen 
überdurchschnittlich häufig keinen Lohnsteuerjahresausgleich durchführen las- 
sen und somit statistisch nicht erfaßt werden. Eine Abweichung in umgekehrter 


17 Vgl. dazu van Essen/Kassella/Landua (1986). 
18 Vgl. Lietmeyer (1983, 1986). 
19 Vgl. detailliert van Essen, Kaiser und Spahn (1988, S. 68ff). 
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Richtung ergibt sich für Löhne im oberen Bereich. Dies ist jedoch weniger auf 
das Simulationsmodell als vielmehr auf die nicht vollständige Erfassung der 
Löhne dieser Klassen im Panel zurückzuführen. 


Ein ähnliches Bild ergibt sich für die Einkommensteuer aller Lohn- und Einkom- 
mensteuerpflichtigen. Auch hier ist die Übereinstimmung zwischen der Statistik 
und simulierten Ergebnissen recht out 20. 


Insgesamt läßt sich konstatieren, daß es die zur Verfügung stehenden Da- 
tenbasen und das Simulationsmodell der direkten Besteuerung sowie die An- 
nahme der formalen Überwälzung der Mehrwertsteuer ermöglichen, Vertei- 
lungs- und Allokationswirkungen der wichtigsten Einzelsteuern der BRD sepa- 
rat zu erfassen und die Wohlfahrtswirkungen ihrer Reformen - abgeleitet aus 
der Theorie optimaler Besteuerung und der Theorie der Steuerreform - zu ana- 
lysieren. Voraussetzung für die Wohlfahrtsanalyse ist allerdings - wie schon in 
Übersicht 9.1 eingetragen - die Schätzung einer Arbeitsangebotsfunktion und 
eines Güternachfragesystems. Hierauf wird nun eingegangen. 


20 Vgl. van Essen, Kaiser und Spahn (1988, S. 69). Allerdings ist die Überschätzung der Steuerschuld im Be- 
reich der Einkünfte zwischen 60000 und 100000 DM auffällig. Diese könnte dadurch erklärt werden, daß die 
erhöhten Absetzungen für Wohneigentum ($ 7b EStG), die gerade für diese Einkommensgruppen relevant 
sein dürften, im Modell ohne Rückgriff auf Mikrodaten für Steuerpflichtige nicht erfaßt werden können. 
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Kapitel 10: Güternachfrage- und Arbeitsangebotssystem 
10.1. Das Ausgabensystem 
10.1.1. Funktionsform 


Die dargestellte Analysekonzeption beeinflußt die Selektion zwischen den in der 
Nachfragetheorie vorhandenen konsistenten Ansätzen. Da bei einer Quer- 
schnittsdatei keine Informationen über Preisvariationen vorliegen, ist es nicht 
möglich, zwischen Preis- und Mengenkomponenten zu differenzieren. Daher 
müssen solche Modelle ausgewählt werden, die die indirekte Berechnung der 
Preiselastizitäten über den Systemzusammenhang des Modells erlauben. Zu die- 
sen Modellen zählt das dieser Analyse zugrundeliegende lineare Ausgabensy- 
stem ("linear expenditure system" - LES) von Stone (1954), das im folgenden 
kurz dargestellt werden soll. 1 


Für die empirische Schätzung besitzt die Linearität dieses Mehrgleichungs- 
modells große Vorteile. Seine algebraische Form lautet: 


(10-1) a; = pix; = pjo; + Bs (Y = 2;P;07) = p,0; + 8; (a = 2;P;0;). 


Die Parameter des LES können folgendermaßen interpretiert werden: Die Aus- 
gaben p;x; eines Haushalts für das nichtdauerhafte Gut i werden zunächst auf 
die Mindestausgaben p;o; alloziert, um den realen Minimalkonsum dieses Gutes 
o; realisieren zu können. Danach teilt der Haushalt das verbleibende Einkom- 
men y - 2;p:o: vollständig auf die n Güter gemäß den marginalen Konsumquoten 
B; (i = 1,... n; 2;8; = 1) auf. Entsprechend bezeichnen o; den Mindestverbrauch 
und zipjo; das Existenzminimum (in monetären Einheiten). Die Summe aller 
Ausgaben a = zjaj entspricht im LES dem Haushaltsnettoeinkommen y, die Ein- 
kommensänderung wird vollständig auf die Güter verteilt (x;8; = 1). 


Das LES ist das einzige Ausgabensystem mit linearer Spezifikation, das den vier 
Slutsky-Bedingungen der Nachfragetheorie genügt und damit konsistent mit den 
theoretischen Vorstellungen über die Konsumentennachfrage ist.2 Darüber hin- 
aus berücksichtigt dieses System die Verbrauchsstruktur: die Nachfrage nach ei- 
nem Gut i ist von den Nachfragemengen nach den restlichen Gütern des Waren- 
korbes abhängig. 


1 Vgl. ausführlich Merz (1980, S. 28ff), Steinpaß (1982, S. 53ff) und Kaiser (1986c, S. 21ff). 
2 Vgl. Goldberger (1967, S. 50ff) und zum formalen Beweis ausführlich Kaiser (1986c, S. 21 - 24). 
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10.1.2. Elastizitäten im LES 


Eine detaillierte Ableitung der Elastizitäten im LES findet sich unter anderem 
bei Kaiser (1986c, S. 27 - 30). Daher sollen die Formeln hier nur in Form der fol- 
genden Übersicht 10.1 wiedergegeben werden. 


Eigen- Kreuz- 


preiselastizität preiselastizität 


unkompensiert 


kompensiert 


Substitutions- 


elastizität 


Einkommens- 
(Ausgaben-) 
elastizität 


Übersicht 10.1: Elastizitäten im LES 


Die wichtigsten Eigenschaften des LES bestehen darin, daß es auf einer direkt 
additiven (Stone-Geary-)Nutzenfunktion basiert, Substitutionsgüter im Hicks- 
Allen-Sinn” ausschließt (positive kompensierte Kreuzpreiselastizitaten) und 
inferiore Güter vernachlässigt (positive Einkommenselastizität). Die Additivität 
des LES bedingt dabei, daß die Präferenzen für die einzelnen Güter voneinan- 
der unabhängig sind. Diese Unabhängigkeit erscheint nur dann gerechtfertigt, 
wenn die einzelnen Güter vorwiegend nur jeweils einem Verwendungszweck 
dienen, dessen Nutzen von anderen eingegrenzten Güter(-gruppen) unabhängig 
ist. 


Bei der empirischen Anwendung des LES sind die Güter(-gruppen) also so ab- 
zugrenzen, daß in einer Gruppe nur Güter enthalten sind, die - zumindest vor- 
wiegend - jeweils nur einer Verwendung dienen, so daß tatsächlich eine additive 
Nutzenfunktion unterstellt werden kann. 


3 Vgl. Hicks/Allen (1934, S. 65) und Stone (1954, S. 515). Demnach stehen die Güter zwar über die relativen 
Preise in einer Substitutionsbeziehung - quasi in Konkurrenz um den Budgetanteil -, der Nutzen aber, der 
aus dem Konsum eines Gutes resultiert, ist völlig unabhängig von der konsumierten Menge anderer Güter. 
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Wie in Abschnitt 9.1 gezeigt wurde, ist diese Forderung bei der EVS 1978 annä- 
hernd erfüllt, so daß sich die Anwendung des LES rechtfertigen läßt, zumal der 
Ausschluß inferiorer Güter nicht gravierend erscheint. 


10.1.3. Wohlfahrtsmaße innerhalb des LES? 


Gemäß der Royschen Identität lautet die dem LES zugrundeliegende indirekte 
Nutzenfunktion 


B: 
1 
(10-2) v = (Y  Z3P5j0;)/MjPi : 
woraus durch Inversion die Ausgabenfunktion 


ß: 
1 
(10-3) y = e(p,v) = vı;p; + 24P405 


folgt. Wendet man die Definition der Kompensations- bzw. Aquivalenzvariation 
gemäß (2-9) bzw. (2-10) auf (10-3) an, ergeben sich für die Wohlfahrtsmaße im 
LES-Fall die Gleichungen 

(10-4) KV = e(p,,V1) - €(P1,Vo) 


B; B; 
= VımiPı; + 25P1595 7 VoTjPıi 7 24P1595 


Bi 
= iPaq (Vı T Vo) 


bzw. 
(10-5) AV = e(Pog,Yı) = e(Po: Vo) 


Bi Bi 
= ViMiPoi + 25P9595 7 VoTiPoi ~ #jPojfj 
Bi 
= njPoi (V1 T Vo)- 


Setzt man nun (10-2) in (10-4) bzw. (10-5) ein, erhält man 


B, ß; 
1 1 
(10-6) KV = y - 2;P]505 - (Y - £59305) [mPa l 21Poi | 
und 
Bi Bi 
(10-7) ÄV = (y - 2;P1;05) or / TIPO | - y +ł 2;/P0j0j- 


4 Zur Verwendung des LES in der empirischen Nachfrageanalyse im allgemeinen und in der Optimalsteuer- 
theorie im besonderen vgl. Kaiser (1986c, S. 21ff, 54ff). 


5 Vel. auch Dodgson (1983, S. 60f). 
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Mit den Vor- und Nachsteuerpreisvektoren po; und pj; sowie den - nach der 
Schätzung bekannten - LES-Parametern 8; und p;o; lassen sich dann bei gege- 
benem y aus der Stichprobe die exakten Wohlfahrtsmaße empirisch ableiten. 


10.1.4. Stochastische Spezifikation des LES auf Basis von 
Querschnittsinformationen 


Die skizzierte Problemstellung impliziert, daß für Zwecke der empirischen Über- 
prüfung der Optimalsteuertheorie eine Querschnittsinformationsbasis vorhan- 
den sein muß. Bei der Querschnittsanalyse nimmt man an, daß sich alle Haus- 
halte den gleichen konstanten Preisen für den Untersuchungszeitpunkt gegen- 
übersehen. Es gilt somit 


(10-8) p;? = Pj 
mit i als Güterindex (i = 1, ..., n) und h als Haushaltsindex (h = 1, ..., H). 


Ausgangspunkt für die Spezifikation des Schätzmodells für das LES ist das Sy- 
stem von Nachfragegleichungen (10-1) auf Basis von Querschnittsinforma- 
tionen, woraus direkt das LES für Querschnittsanalysen folgt: 


h — h _ h _ i 
(10-9) a, = PįiXį = pic, + B; (a 2;Pj0;) 


= * h _ * 
=o; + Bi(a 2505 )« 


Zu schätzende Parameter sind der mit konstanten Preisen bewertete Minimal- 
konsum of und die marginalen Konsumquoten 8;, wobei die a) die Gesamtaus- 
gaben des Haushalts h bezeichnen. Die Zusammenfassung der konstanten 
Terme ergibt die reduzierte Form des LES® 


(10-10) a." = a; 


hu m * * 
i i + Bya mit a; =o B.L:0: . 


i 17°) 
Daraus folgt das stochastische LES für Querschnittsanalysen unter der An- 
nahme der Normalverteilung der Störterme uA 


= h _ h h 
(10-11) a, = aj + Bia + uy 


mit E(u”) = 0 und konstanter Varianz, wobei i = 1, ..., n die Güter(gruppen) 
und h = 1, ..., H die Haushalte (Beobachtungseinheiten) bezeichnen. 


Um den Systemcharakter von (10-11) zu berücksichtigen, muß bei der Schätzung 
die Budgetrestriktion (z;8; = 1) beachtet werden, was aber zu der singulären 
n x n Varianz-Kovarianz-Matrix der nicht autokorrelierten Störterme uA aller 


6 Vgl. Liuch/Powell/Williams (1977, S. 26ff) und Merz (1980, S. 50). 
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Systemgleichungen mit Rang n-1 führt. Die Inverse dieser Matrix existiert in die- 
sem Fall nicht, so daß der OLS-Schätzer nicht definiert ist. Dieses Problem läßt 
sich dadurch lösen, daß das Einkommen an die Stelle der Gesamtausgaben tritt, 
so daß das zu schätzende Nachfragesystem ohne Ersparnis ein Subsystem der 
Güternachfrage darstellt. Die Integration der n-ten "Ausgabenkategorie" Er- 
sparnis führt dann zum erweiterten linearen Ausgabensystem ("extended linear 
expenditure system" - ELES) von Lluch (1973) und garantiert die Erfüllung der 
Budgetrestriktion (Nettoeinkommen = Ausgaben + Ersparnis). 


Das ELES auf Basis von Querschnittsinformationen ergibt sich als 
h- hee ae ee 
(10-12) a, = Pix; = pj0; + B; (Y 2JP;0;) 


* 


2 * „N _ 2.0.* 
=o; + Bi (Y 2405 ). 


Zu schatzen sind - analog zum LES - die Parameter o und Bi. Die reduzierte 
Form des ELES 


h _ * h : = KL or. k 
(10-13) aa” = a; + B, y’ mit aj = oj Bi Ejoj und B; = Ejßj*B; 


stellt dabei ein System linearer Engelkurven dar.’ Die stochastisierte Ausgaben- 
funktion auf Basis des ELES ergibt sich also als 


* 
(10-14) ajľ = a; + B;*y® + uP 


mit E(u!) = 0 und konstanter Varianz, wobei i= 1, ..., n die Güter(gruppen), h 
= 1, ..., H die Haushalte (Beobachtungseinheiten) bezeichnen und die n x n 
Varianz-Kovarianz-Matrix der nicht autokorrelierten Fehlerterme aller 
Systemgleichungen regulär ist. 


Das System (10-14) ist nun ein System identischer Regressionsgleichungen, in 
dem jede Ausgabenkategorie durch die gleichen Variablen erklärt wird. Die 
ökonometrische Literatur zeigt dabei, daß eine getrennte OLS-Schätzung ein- 
zeln für jede Gleichung äquivalent zu einer System-ML-Schätzung ist, falls die 
Störvariablen - wie oben angenommen - normalverteilt sind.d Die OLS-Schät- 
zung von (10-14) liefert entsprechend die geschätzten Werte a; und B; für die 
Größen a; und B”. 


7 Vgl. Lluch/Powell/Williams (1977, S. 33). Auf makroökonomischer Ebene entspricht das Aggregat (über 
Güter und Haushalte) dieser Engel-Funktionen der Keynesschen Konsumfunktion. 


8  vgletwa Goldberger (1964, S. 207ff), Lluch/Powell/Williams (1977, S. 32). 


9 Zu einem Überblick bisher erfolgter Schätzungen des ELES auf Querschnittsinformationsbasis vgl. Howe 
(1977, S. 143ff) und Lluch/Powell/Williams (1977, S. 97ff). 
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10.1.5. Herleitung der Strukturparameter des LES 


Aus dem Systemzusammenhang von LES und ELES lassen sich mit den Ergeb- 
nissen der OLS-Schätzung des ELES die relevanten Strukturparameter des LES 
in Form der Mindestausgaben, marginalen Budgetanteile und der aggregierten 
marginalen Konsumquoten berechnen. So gelten entsprechend den bisherigen 
Ausführungen die Zusammenhänge! 


A A * A k 
(10-15) B; = B; /2;B5 und 
A A A =a 
(10-16) o,* = a, + 8,* 24. 
1 - zB, 


Mit diesen Gleichungen sind aber auch alle beschriebenen Preis- und Einkom- 
menselastizitaten des LES und damit die im theoretischen Teil herausgearbeite- 
ten Größen für die empirische Umsetzung der Theorie der Mehrbelastung und 
der optimalen Verbrauchsbesteuerung berechenbar. 


10.2. Das Arbeitsangebotsmodell 


Wie in Kapitel 8 dargelegt wurde, ist für die empirische Operationalisierung der 
Zusatzlastmaße und der OT die Schätzung eines aus der Nutzentheorie abgelei- 
teten Arbeitsangebotsmodells erforderlich. Generell lassen sich Arbeitsan- 
gebotsmodelle mit Killingsworth (1981, 1983) in Modelle der ersten und zweiten 
Generation unterscheiden. 


Bei Arbeiten der ersten Generation!! handelt es sich im wesentlichen um die 
Vorgabe von ad hoc-Arbeitsangebotsfunktionen, deren Funktionsform üblicher- 
weise nicht aus der budgetbeschränkten Nutzenmaximierung innerhalb der neo- 
klassischen Haushaltstheorie hergeleitet werden kann. Die Schätzung der Para- 
meter dieser Modelle erfolgt dabei durch die OLS-Methode, wobei entweder die 
Nichterwerbstätigen direkt ausgeschlossen werden oder - bei deren Ein- 
beziehung in die Schätzung - die Tatsache unberücksichtigt bleibt, daß für diese 
Gruppe keine Lohninformationen zur Verfügung stehen. Aus diesem Vorgehen 
resultieren Verzerrungen der geschätzten Parameter in Form des "sample selec- 
tion bias" (im ersten Faıl)12 bzw. des "sample truncation bias" (im zweiten 


10 Vgl. auch Merz (1980, S. 51f). 


11 Einen Überblick über die Arbeiten der ersten Generation geben Cain/Watts (1973), Borjas/Heckman (1979) 
und Killingsworth (1981, 1983). 


12 Die Beschränkung der Stichprobe auf Erwerbstätige bezieht sich auf eine Selektion von Personen mit einem 
höheren Erwartungswert der Fehlerterme als dem für die gesamte Stichprobe. Die Präferenzen für Arbeit, 
die in die Störterme eingehen, sind bei den erwerbstätigen Personen jedoch höher als in der gesamten Stich- 
probe. Die Störterme sind daher in der Stichprobe der Erwerbstätigen nicht mehr normalverteilt. Dies ist die 
intuitive Erklärung des "sample selection bias"; vgl. dazu detailliert Heckman (1976, 1980). 
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Fall).13 Darüber hinaus wird in diesen Arbeiten vom Steuer- und Transfersy- 
stem abstrahiert.1* 


Empirische Ansätze der zweiten Generation!> gehen in den drei Punkten Spezi- 
fikation, Schätzung und Berücksichtigung von Steuern über diese Modelle hin- 
aus: Sie leiten sich aus einem formalen Nutzenmaximierungsansatz unter explizit 
vorgegebenen Nebenbedingungen ab. Ebenso wird den zentralen Problemen der 
Schätzung von Arbeitsangebotsfunktionen adäquat Rechnung getragen, indem 
die verwendeten ökonometrischen Modelle auf die Theorie beschränkt abhängi- 
ger Variabler zurückgeführt werden. Schließlich werden auch progressive Ein- 
kommensteuersysteme und Transfers durch die Aufspaltung der individuellen 
Budgetrestriktion in lineare Segmente berücksichtigt. 


In der vorliegenden Studie wird ein Arbeitsangebotsmodell der zweiten Genera- 
tion verwendet. 


10.2.1. Theoretisches Modell 


Ausgangspunkt für die theoretische Herleitung der aus der Haushaltstheorie fol- 
genden Nachfrage- und Angebotsgleichungen ist wiederum eine "sich wohlver- 
haltende" Nutzenfunktion 


(10-17) u = uU(lX1, cee, Xn-10 f), 


wobei x; den Konsum des i-ten Gutes (i = 1, ..., n-1) und f die Freizeit (n-tes 
Gut) bezeichnet. Diese wird maximiert hinsichtlich der Budgetrestriktion ohne 
Steuern 


(10-18) 2;P;iX; = Wpl + Mp, 


mit pj als Preis des Gutes i (i = 1, ..., n-1), Wp als Bruttolohnsatz und my als 
Brutto-Nichtarbeitseinkommen.1 Als Bedingungen erster Ordnung für ein Nut- 
zenmaximum erhält man neben der Budgetrestriktion ohne Steuern die bekann- 
ten Beziehungen 


13 Der "sample truncation bias" resultiert aus der Tatsache, daß die Löhne der erwerbstätigen Personen in der 
Tendenz höher sind als die nicht akzeptierten Lohnangebote der Nichterwerbstätigen: Der Instrumentvaria- 
bienschätzer für den Lohnsatz, der aus der Teilstichprobe der Erwerbstätigen ermittelt und für Nichter- 
werbstätige extrapoliert wird, ist somit verzerrt; vgl. etwa Zweimüller (1985, S. 13ff) und Franz (1981, S. 
95ff). 


14 Ausnahmen bilden die Arbeiten von Kosters (1969) und Hall (1973). 


15 Eine Übersicht zu den Ansätzen der zweiten Generation geben beispielsweise Heckman/Killingsworth/Ma- 
Curdy (1981) und Killingsworth (1983) sowie Zweimüller (1985). 


16 Da von Ersparnisbildung in diesem Model abstrahiert wird, entspricht der Konsum dem verfügbaren 
Einkommen. 
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(10-19) Su/éx; = ap; und 
(10-20) Su/öf = aw, = - 6u/él. 


Diese n-Gleichungen können zusammen mit der Budgetrestriktion durch Elimi- 
nierung des Lagrangeparameters a als Grenznutzen des individuellen Einkom- 
mens gelöst werden und ergeben die n-1 Nachfragefunktionen für die Konsum- 
güter 


(10-21) x; = X; (Wp, Pir +--+ Pn-1: Mp) i = 1, ..., n-1 
und die Arbeitsangebotsfunktion 
(10-22) 1 = 1(WpPi’ -+ ,Pn-1,Mp)- 


Die Fxistenz der progressiven Einkommensteuer führt nun zu einer Verände- 
rung von (10-18) nach 


(10-23) 2;p;%; = whl + mp ~ t(wWpl + mp) = wl + m, - t(z). 


Die Steuerfunktion t(.) ist häufig nicht-linear. Daraus resultiert eine nicht-li- 
neare Budgetrestriktion. Diese läßt sich jedoch für beliebig kleine Teilabschnitte 
auf der Einkommensachse wie folgt linearisieren: 


Als marginaler Nettostundenlohn ergibt sich durch die Besteuerung 


S(Wpl) st  6(wpl) st 5 (Wp1) | 
6(Wp1) ôl 
= Wẹ ~ t'wẹp = (1 - t’) Wp =W 
mit t’ als Grenzsteuersatz. Der marginale Nettolohn entspricht der Steigung der 


linearisierten Budgetrestriktion für die jeweiligen individuellen Arbeitsange- 
botsoptima. 


Um die Position der linearisierten Budgetrestriktion zu bestimmen, ist dasjenige 
fiktive Nichterwerbseinkommen zu berechnen, das der betrachtete Agent zur 
Verfügung hätte, wenn er sich einem konstanten Grenzsteuersatz gegenüber- 
sehen würde. Dieses korrigierte Netto-Nichterwerbseinkommen m ergibt sich 
implizit aus der Budgetrestriktion mit Steuern 


(10-25) 2:P;Xj = wl +m. 


Ersetzt man z;p;x; durch Verwendung von (10-23), ergibt sich für m 


17 Vgl. dazu Killingsworth (1983, S. 331ff). 
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(10-26) m = Wpl + mp 7 t(z) - wl. 

Da wegen (10-24) w = (1 - t’)wp gilt, folgt daraus 

(10-27) m = mp - (t(z) - t’wpl). 

Als Budgetrestriktion mit Steuern ergibt sich also 

(10-28) 2;p;x; = wl + m= (1 ~ t’)wpl + mp ~ (t(z) - twl). 


Somit läßt sich durch die Definition des marginalen Nettolohnsatzes w = (1 - 
t’)wp und eines korrigierten Netto-Nichterwerbseinkommens m = mp - (t(z) - 
twp!) die Budgetrestriktion lokal linear approximieren.1 


Die Lésung der Maximierung von (10-17) unter der linearisierten Budgetrestrik- 
tion (10-28) ergibt die Arbeitsangebotsfunktion unter Berücksichtigung des 
Steuersystems bei Normierung der Güterpreise auf eins in Form der Gleichung 


(10-29) 1 = 1(w,m). 


In Abbildung 10.1 ist die Wahl des optimalen Arbeitsangebots dargestellt. 


18 Der "linearized budget constraint-approach’ (lbc) zur Erfassung von Steuern im neoklassischen Arbeitsange- 
botsmodell wurde erstmals von Hall (1973) und danach unter anderem von Rosen (1976), Layard/Bar- 
ton/Zabalza (1980), Brown/Levin/Ulph (1976) und Brown (1981b) angewandt. Dieser Ansatz kann immer 
dann verwendet werden, wenn die Budgetrestriktion konkav verläuft, das heißt die Grenzsteuersatzfunktion 
eine im zu versteuernden Einkommen monoton ansteigende Funktion ist. Dies ist für die Bundesrepublik 
der Fall. Bei nichtkonvexen Budgetmengen muß dagegen der "complete budget constraint-approach" (cbc) 
verwendet werden, um multiple Gleichgewichte unterscheiden zu können. In diesem Fall kann das nutzen- 
maximale Arbeitsangebot erst nach Bewertung der verschiedenen lokalen Optima für die einzelnen Bud- 
getsegmente ermittelt werden, daher auch die Bezeichnung. Der cbc-Ansatz geht zurück auf die Arbeiten 
von Burtiess/Hausman (1978) sowie Hausman (1979, 1981a, 1983 und 1985a,b) und wurde unter anderem 
auch von Ashworth/Ulph (1981), Ruffell(1981), Wales/Woodland (1979), Blomquist (1983), Na- 
kamura/Nakamura (1981) und Blundell/Meghir/Symons/Walker (1986, 1988) verwendet. Zu einer Darstel- 
lung des lbc- und des cbc-Ansatzes vgl. Zweimüller (1985, S. 51ff); zur Notwendigkeit der exakten Erfassung 
des progressiven Einkommensteuersystems bei der Arbeitsangebotsschätzung vgl. auch Blomquist (1988). 
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IN A 


Abbildung 10.1: Wahl des optimalen Arbeitsangebots 


Eingezeichnet sind die beiden Indifferenzkurven ug und uj sowie die beiden 
Budgetrestriktionen ohne und mit Steuern. Im Falle der Budgetrestriktion ohne 
Steuern yomo mit der Steigung - wg und Ordinatenabschnitt mg erhalten wir das 
Gleichgewicht mit positivem Arbeitsangebot im Punkt lp. Bei progressiver 
Einkommensbesteuerung ist die Budgetgerade yımj nicht linear (vier Segmente 
in Abbildung 2 mit den Steigungen - wı, - w2, - w3 und - w4). Liegt das neue 
gleichgewichtige Arbeitsangebot nach der Steuerreform im zweiten Segment 
dieser Budgetrestriktion, ergibt sich dadurch ein korrigiertes Nichterwerbsein- 
kommen m als Lage- und ein marginaler Nettolohn -w> als Steigungsparameter. 
Die aus der Einführung der Steuern resultierende Senkung des Lohnsatzes führt 
in Abbildung 10.1 zu einem geringeren Arbeitsangebot, da hier der positive 
Substitutionseffekt den negativen Einkommenseffekt dominiert. 
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Bietet das betrachtete Individuum keine Arbeit an, befindet es sich in einem 
Randoptimum. Hier ist der marginale Nettolohnsatz kleiner als der Reserva- 
tionslohnsatz w,, der definiert ist als die Grenzrate der Substitution zwischen 
Freizeit und Arbeit, bei der gerade keine Arbeit angeboten wird. 


10.2.2. Ökonometrisches Modell 


Der Übergang von diesem theoretischen zu einem empirisch schätzbaren Modell 
erfolgt durch 


- eine geeignete Spezifikation der Arbeitsangebotsfunktion; 

- die Wahl einer den ökonometrischen Problemen Rechnung tragenden 
Schätzmethode und durch 

- die Messung der ökonomischen Variablen in dem Schätzansatz. 


10.2.2.1. Wahl der Funktionsform 


Die prinzipiellen Probleme bei der Wahl der Funktionsform wurden schon in 
Abschnitt 8.3 ausführlich behandelt. Die prinzipielle Schätzbarkeit auf Quer- 
schnittsdatenbasis, die Handhabbarkeit der Schätzung selbst und die Möglich- 
keit des Rückschlusses auf die ÄV - und damit auf die Zusatzlasten der direkten 
Besteuerung - führen dazu, daß in dieser Arbeit die lineare Arbeitsangebots- 
funktion in der Spezifikation von Hausman (1980, 1981a,b, 1983, 1985a,b) ver- 
wendet wird.18 Für diesen Ansatz zeigt Übersicht 10.2 die Funktionsform und 
die entsprechenden Nutzen- und Ausgabenfunktionen sowie die Berechnung 
der ÄV und der für die OT relevanten Elastizitäten auf.1? 


18 Hausman/Poterba (1987), Blomquist (1983), Moffitt (1984) und Atkinson/King/Sutherland (1983) verwen- 
den ebenfalls diese Funktion für die empirische Wohlfahrtsmessung. 


19 Die Schätzungen der quadratischen, der log-linearen, der semi-logarithmischen, der quadratisch-log- 
arithmischen und der AIDS-Arbeitsstundenfunktion sowie der Stone-Geary- und der CES-Nutzenfunktion 
brachten entweder keine signifikanten bzw. signifikanteren Ergebnisse oder konvergierten nicht. Auf eine 
Wiedergabe der Schätzergebnisse wurde daher verzichtet. 
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Arbeitsangebotsfunktion: 
l = aw + Bm + ôz mit 1 Arbeitsstunden 
w = marginaler Nettolohn 
m = korrigiertes Nettonichterwerbs- 
einkommen 
zZ:= sozioökonomische Variablen 
Q . = zu schätzende Parameter. 


Direkte Nutzenfunktion: 
a a 
[a - B(x + — - =) {== 1) | 
a B B B 


u(l,x) = (l - -)e 
B 


1 
B 


mit x als "Composite Commodity". 


Indirekte Nutzenfunktion: 
Bw a a ô 
v(w,m,Z) (m +t- w- = + = 2) 
B 


Äquivalente Variation: 

er B(w: = Wo) a 

AV =e (ms + = Wy = 
B 


Kompensierte Lohnsatzelastizität (Substitutionseffekt) : 
ôl w 


€ = = € - € 
l,w Sw i u=ug l,w l,m 


Übersicht 10.2: Die lineare Arbeitsangebotsfunktion 


Nach der Schätzung der Koeffizienten a, 8 und 6 sowie den Vor- und Nachsteu- 
ervektoren wq und wg bzw. mı und mg sind die drei Effekte (Gesamt-, Substitu- 
tions- und Einkommenseffekt) und die AV - also auch die Veränderung der Zu- 
satzlasten der direkten Besteuerung - für jeden Haushalt berechenbar. 


10.2.2.2. Mikroökonometrische Formulierung für die lineare 
Arbeitsangebotsfunktion 


Zur ökonometrischen Spezifikation des Modells wird die Heterogenität der Prä- 
ferenzen zwischen den Individuuen durch die Einbeziehung von sozioöokonomi- 
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schen Variablen berücksichtigt. Für die lineare Arbeitsangebotsfunktion stellt 

Gleichung (10-30) daher die angebotenen Arbeitsstunden als lineare Funktion 

des marginalen Nettolohns w, des steuerkorrigierten Nichterwerbseinkommens 

m, der v-2 Präferenzvariablen x;; (Anzahl der Kinder, Alter, Gesundheit etc.) 

und einer Störvariablen uj; dar, die die nicht beobachtbaren Präferenzvariablen 
repräsentiert: Ü 

v 

l: da + dw: + dom; + 5 dıx:: + U., Ws > Wa, 

(10-30) i 0 1’i 271 j=3 74 li i ri 

1 


= 0, wi 


< Wri? 


wobei w,; der Reservationslohn ist. Dabei wird unterstellt, daß die Störvariable 
mit Erwartungswert null und Varianz g2 normal verteilt ist. Ein von null ver- 
schiedenes l; wird jedoch nur für die erwerbstätigen Individuen beobachtet. Für 
die Nichterwerbstätigen ist 1; = 0. Wie das Modell zeigt, läßt sich diese Bedin- 
gung als Funktion des Nettolohnsatzes darstellen: Das Arbeitsangebot ist posi- 
tiv, wenn w größer als der Reservationslohn w, ist, bei welchem das Individuum i 
zwischen Arbeit und Freizeit indifferent ist. Ist diese Ungleichung nicht erfüllt, 
ist das Arbeitsangebot null. 


Da der marginale Nettolohn nur für die Arbeitenden zu beobachten ist, muß das 
Modell um eine Gleichung für w ergänzt werden. In Anlehnung an die Human- 
kapitaltheorie von Mincer (1974), nach welcher der Lohnsatz als Funktion der 
formalen Ausbildungsjahre und der Berufserfahrung begriffen werden kann, er- 
gibt sich daraus für w 
p 

(10-31) Wi = bo +2 b;Zji + Use Wi > Wr: 

Das Modell wird durch eine Gleichung fiir den Reservationslohn geschlossen, 
der als eine positive Funktion des Nichterwerbseinkommens und beobachtbarer 
Variablen Xi und nicht-beobachtbarer Präferenzvariablen u,,,; gesehen wird: 

Vv 


= Co + Cım, + 2 Caxa; + Uyri‘ 


(10-32) w 
j=2 J J 


ri 
Die Koeffizienten dieser Gleichung können jedoch nur bis auf eine Proportiona- 
litätskonstante anhand der Dummyvariable I; = 1 (erwerbstätig) oder I; = 0 
(nichterwerbstätig) geschätzt werden: 


20 Vgl. zu den folgenden Ausführungen auch Leu/Kugler (1986, S. 216ff), Zweimüller (1985, S. 15ff) und Merz 
(1987a). Abweichend von der bisherigen Notation wird der Index i in diesem Abschnitt nicht als Güter-, son- 
dern als Personenindex verwendet. 
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p v 
I;=1, für bo = Co +2 D525 4 - cym; + E C5X54 + Uys Uy, 
j=1 j=2 i 
(10-33) 
p Vv 
I;=0, für bo - Cg "yeu = cm; Pe x54 + Uys "er, 5 0 


Geht man davon aus, daß die Störterme der Marktlohn- und Reservationslohn- 
gleichung mit Erwartungswert 0 und konstanter Kovarianzmatrix unabhängig 
normalverteilt sind, handelt es sich bei (10-33) um eine Probit-Gleichung. 


Das beschriebene Modell kann mit verschiedenen Methoden geschätzt werden. 
Der einfachste Ansatz, (10-30) mittels OLS zu schätzen, führt im allgemeinen zu 
starken Verzerrungen, da die Störterme der Arbeitsstunden- und der Nettolohn- 
satzgleichung in der Regel positiv korreliert sind 21 ("sample truncation bias") 
und die verwendete Stichprobe durch eine endogene Selektion gewonnen wurde 
("sample selection bias"). 


Diese beiden Aspekte können im Rahmen der ökonometrischen Arbeitsange- 
botsmodelle der zweiten Generation auf verschiedene Arten berücksichtigt wer- 
den.22 Die Schätzverfahren können die Partizipations-, Arbeitsstunden- und 
Marktlohnfunktion so schätzen, daß die genannten Verzerrungen in den Para- 
metern nicht auftreten. Die Partizipationsfunktion wird mit dem Logit- oder 
dem Probit-Verfahren geschätzt. 2? Bei der Schätzung der Arbeitsstunden- und 
Marktlohnfunktion sind zwei Arten von ökonometrischen Modellen zu unter- 
scheiden: in Tobit-Modellen wird die gesamte Stichprobe erwerbstätiger und 
nichterwerbstätiger Personen herangezogen, so daß sich auch Aussagen über die 
Partizipationswahrscheinlichkeit machen lassen. In selektionskorrigierten Re- 
gressionsmodellen wird sowohl die Arbeitsstunden- als auch die Marktlohnfunk- 
tion aus der Teilstichprobe der erwerbstätigen Personen geschätzt, so daß die 
zusätzliche Schätzung der Partizipationsfunktion zur Ermittlung der Selektions- 
korrekturvariablen erforderlich ist. 


Für eine Darstellung der entsprechenden Likelihoodfunktionen dieser Modelle, 
die Behandlung der Eigenschaften der geschätzten Parameter und die Erläu- 
terung der numerischen Techniken, mit denen diese Verfahren empirisch umge- 


21 Faktoren, die den Marktlohn beeinflussen (Geschicklichkeit, Produktivität), werden mit Einflußgrößen des 
Arbeitsangebots (Arbeitsmotivation) positiv korrelieren. Für beide Gruppen von Faktoren liegen häufig 
keine Daten vor. 


22 Vgl. detailliert Killingsworth (1983, S. 135ff), Wales/Woodland (1980), Smith (1980) und Merz (1987a). 


23 Das Probit-Verfahren beruht auf der Normalverteilung, das Logit-Verfahren auf einer logistischen Vertei- 
lung. Mit Ausnahme ihrer linken und rechten Extremwerte unterscheiden sich die Dichtefunktionen beider 
Verteilungen nur unwesentlich, so daß die Schätzergebnisse bei den Methoden in der Regel nur unwesent- 
lich differieren; vgl. etwa Zweimüller (1986, S. 13ff). 
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setzt werden, sei auf die einschlägige ökonometrische Literatur verwiesen. 24 
Hier seien nur die Grundprinzipien vorgestellt. 25 


10.2.2.2.1. Das selektionskorrigierte Regressionsmodell von Heckman 


Das Wesentliche dieses Ansatzes ist die Transformation des Problems der 
fehlenden Daten (Arbeitsstunden und Lohnsätze der Nichterwerbstätigen) in 
ein Problem weggelassener Variablen. Der auf Heckman (1976) zurückgehende 
selektionskorrigierte Regressionsansatz gliedert sich in 3 Schritte: 


- Schätzung der Probit-Gleichung (10-33) mit der Maximum-Likelihood-Me- 
thode für das gesamte Sample. Daraus ergibt sich eine Schätzung für die 
Wahrscheinlichkeit der Erwerbsbeteiligung bzw. der Nichterwerbsbeteiligung, 
woraus sich wiederum die Selektionskorrekturvariable nach Heckman - auch 
als "Hazard-rate" oder Inverse des "Mill’s Ratio" bezeichnet - ermitteln läßt. 


- OLS-Schätzung der um die Selektionskorrekturvariable erweiterten Lohn- 
satzgleichung (10-31) nur für die Erwerbstätigen. 


- OLS-Schätzung der um die Selektionskorrekturvariable erweiterten Arbeits- 
stundenfunktion (10-30) nur für die Erwerbstätigen. 


10.2.2.2.2. Das erweiterte TOBIT-Modell 


Hier wird eine reduzierte Form der Arbeitsangebotsfunktion (10-30) mit der To- 
bit-Methode® für alle Stichprobenpersonen geschätzt, wobei die Marktlohn- 
sätze für nichterwerbstätige Personen - zur Identifikation der Parameter der 
Strukturformen - unter Berücksichtigung des Stichprobenselektionsproblems ge- 
schätzt werden: 


- Durchführung der Stufen 1 und 2 gemäß dem Heckman-Ansatz. 


- TOBIT-Maximum-Likelihood-Schätzung der Arbeitsangebotsfunktion (10- 
30) unter Einbezug der Nichterwerbstätigen und deren unverzerrt geschätz- 
ten Lohnsätze. 


24 Vgl. beispielsweise Amemiya (1981, 1984), Hübler (1983), Zweimüller (1985, S. 28ff) sowie Maddala (1983) 
und Judge/Griffiths/Hill/Lütkepohl/Lee (1985). 


Die entsprechenden PROBIT- und TOBIT-Programmpakete wurden von Merz (1987a,b) zur Verfügung ge- 
stellt. 


26 Vgl. dazu Tobin (1958) und Amemiya (1973). 


2 


an 
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10.2.2.3. Definition und Messung der ökonomischen Variablen 


Vor Anwendung dieser Schätzverfahren muß geklärt werden, wie das Arbeits- 
angebot und seine erklärenden Variablen gemessen werden sollen. Dabei gilt es 
3 Probleme zu klären: die geeignete Auswahl der Variablen, ihre Dimensionie- 
rung und mögliche Endogenitätsprobleme. 


Die zentralen Variablen der Arbeitsangebotsfunktion (10-30) sind die geleiste- 
ten Arbeitsstunden l, der marginale Nettolohnsatz w und das linearisierte Nicht- 
erwerbseinkommen m. 


10.2.2.3.1. Messung des Arbeitsangebots 


Als Arbeitsangebot fungieren die Jahresarbeitsstunden 1.27 Die Variable wird 
durch Multiplikation der erfragten Wochenarbeitsstunden mit der Zahl der Jah- 
reswochen ermittelt. Die Dimensionierung auf das Jahr ermöglicht die Einbe- 
ziehung von Urlaubsgeld, 13. und 14. Monatsgehalts etc. in die Berechnung des 
marginalen Nettolohns. 


10.2.2.3.2. Messung des marginalen Nettolohns 


Ausgangspunkt für die Bestimmung des marginalen Nettolohns ist der durch- 
schnittliche Bruttostundenlohnsatz wp, der sich durch Division des Brutto- 
Erwerbseinkommens z im untersuchten Jahr durch die Jahresarbeitstunden | 


(10-34) Wy = 2 / 1 


ergibt. Aus diesem Vorgehen resultieren folgende Probleme:28 


- Die Variablen | und wp sind nicht unabhängig voneinander. Beide werden auf 
Basis der erfragten wöchentlichen Arbeitszeit h berechnet. MeBfehler von h 
wirken sich daher sowohl auf | als auch auf wy, aus, so daß sich zwischen | und 
Wp eine Scheinkorrelation ergeben kann, die nur auf den Meßfehler von h 
zurückzuführen ist.2? 


- Die für die Ermittlung von w, benutzten Variablen beziehen sich auf unter- 
schiedliche Zeitperioden: y auf das ganze Jahr, h auf die "durchschnittliche" 
Arbeitswoche. Die Ermittlung ist daher nur korrekt, wenn die in der Survey- 


27 Zur Rechtfertigung der Wahl der Jahresarbeitsstunden als geeignete Dimensionierung bei der 
Arbeitsangebotsschätzung - vor allem im Gegensatz zu den Wochenarbeitsstunden - vgl. Keeley (1981) und 
Killingsworth (1983). 


28 Vgl. Leu/Kugler (1986, S. 225), Killingsworth (1983, S. 88ff) und Keeley (1981, S. 85ff). 
29 Vgl. Borjas (1980) und Hall (1973). 
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Woche (nicht)erwerbstätige Person auch im ganzen Berichtsjahr (nicht)er- 
werbstätig gewesen ist. 


Für die Nichterwerbstätigen sind keine Lohninformationen bekannt. Sowohl 
die Einbeziehung dieser Stichprobe in die Schätzung von (10-30) als auch ihr 
Ausschluß würde wegen des "sample truncation bias" bzw. infolge des "sample 
selection bias" zur Verzerrung der Ergebnisse führen. 


Der Lohnsatz hängt von den Präferenzen für Arbeit, also von dem Störterm 
der Arbeitsangebotsfunktion (10-30) uj; ab: Determinanten des Lohnsatzes, 
wie etwa Ausbildungsjahre und Berufserfahrung, bestimmen auch die Präfe- 
renz für oder gegen Arbeit. Der Lohnsatz ist also endogen. 


Die Endogenität des durchschnittlichen Bruttolohns wird beim Übergang 
zum marginalen Nettolohn noch verstärkt. Dieser ergibt sich gemäß (10-24) 
als w = (1 - t’) wp. Der marginale Steuersatz resultiert aus der individuellen 
Quasi-Veranlagung der Befragten innerhalb des Simulationsmodells. Der 
Grenzsteuersatz, dem sich der jeweilige Zensit gegenübersieht, ist aber auf- 
grund des progressiven Tarifs vom Arbeitsangebot selbst abhängig. Hieraus 
resultiert die zweite Endogenitätskomponente des marginalen Nettolohns. 


Zur Vermeidung dieser Probleme wird der sogenannte Instrument-Variablen- 
Ansatz vorgeschlagen. > Danach wird der marginale Nettolohnsatz gemäß (10- 
31) in Abhängigkeit von Variablen wie Berufserfahrung, Alter, Ausbildung etc. 
unter Berücksichtigung der Selektionskorrektur geschätzt. Der so gewonnene 
"imputed wage" geht dann als Regressor in die Arbeitsangebotsfunktion (10-30) 
ein. 


Dieses Verfahren weist jedoch zwei entscheidende Nachteile auf: 


30 


Gehen Variablen in die Lohnfunktion ein, die sowohl Einfluß auf den Lohn- 
satz als auch auf das Arbeitsangebot haben, sind die 8-Parameter des An- 
satzes (10-30) wegen Multikollinearität verzerrt. Werden nur Variablen mit 
alleinigem Einfluß auf den Lohnsatz in die Lohnsatzregression einbezogen 
und die anderen Regressoren eliminiert, sind die 8-Koeffizienten aufgrund 
des "omitted-variable-bias" verzerrt. 


Das größere Problem besteht jedoch darin, daß der marginale Nettolohnsatz 
durch die aus der Humankapitaltheorie abgeleiteten Determinanten nur sehr 


Vgl. Hall (1973), Layard/Barton/Zabalza (1980), Johnson/Pencavel (1982) und Killingsworth (1983, Kap. 3 
und 6). 
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unzureichend approximiert wird. Mögen diese Variablen auf den durch- 
schnittlichen Bruttostundenlohn noch signifikanten Einfluß ausüben, hin- 
sichtlich des marginalen Nettostundenlohns erscheint dieser jedoch zwei- 
felhaft. Die Varianz innerhalb der tatsächlich beobachtbaren Bruttolöhne 
geht in den meisten empirischen Studien daher größtenteils verloren.>1 


In der vorliegenden Arbeit wurde sowohl mit den tatsächlichen marginalen 
Nettolohnsätzen als auch mit den "imputed marginal wage rates" gearbeitet.>2 


10.2.2.3.3. Messung des linearisierten Netto-Nichterwerbseinkommens 


Das Brutto-Nichterwerbseinkommen ergibt sich als Summe aus den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung, aus den Einkünften aus Kapitalvermögen 
und den haushalts- sowie personenbezogenen Transferzahlungen. 


Je nach unterstelltem Familienzusammenhang beim individuellen Arbeitsange- 
bot wird das Erwerbseinkommen des Ehepartners der Stichprobenperson formal 
wie ein anderes ertragbringendes Vermögensobjekt behandelt oder nicht.33 In 
der Literatur findet sich als Spezialfall des ersten Ansatzes das sogenannte "male 
chauvinist"-Modell, bei dem das Erwerbseinkommen des Partners bei der Schät- 
zung von Arbeitsangebotsfunktionen für verheiratete Frauen als Vermögens- 
einkommen betrachtet, also zum Brutto-Nichterwerbseinkommen des Eheman- 
nes addiert wird, während das Erwerbseinkommen der weiblichen Partner für 
das Arbeitsangebot der Männer überhaupt keine Rolle spielt.24 Dieses Modell 
kann als recht gute Approximation an die traditionelle Entscheidungsfindung 
über das Arbeitsangebot eines Haushalts angesehen werden. 


Die Berechnung des korrigierten Netto-Nichterwerbseinkommens über eine 
linearisierte Budgetrestriktion mit Hilfe des marginalen Steuersatzes t’ ist bereits 
in Gleichung (10-27) dargestellt worden. Die Grenzsteuersätze ergeben sich 
wiederum aus dem Veranlagungsmodell des Abschnitts 9.3. 


31 Vgl. dazu ausführlich DaVanzo/DeTray/Greenberg (1973, S. 64ff), DaVanzo (1976), Keeley (1981, S. 88f) 
und Brown (1983, S. 105ff). 


32 In der Praxis dominiert der Ansatz mit tatsächlichen Werten; vgl. beispielsweise Boskin (1973), Leuthold 
(1979), Rosen (1976, 1978) und Wales/Woodland (1976). 


33 Vel. Killingsworth (1983, S. 30ff), Renaud/Siegers (1984) und Zweimüller (1985, S. 61ff). Zu einem Über- 
blick über die Modellierung unterschiedlichen Familienverhaltens vgl. auch Feenberg/Rosen (1983) und 
Hagenaars (1988). 


34 Für empirische Analysen dieses Modells vgl. beispielsweise Leu/Kugler (1986), Merz (1987a,b) und Dags- 
vik/Holst/Strom/Wagenhals/Ostervald (1988). Erfolgen dagegen die individuellen Arbeitsangebotsentschei- 
dungen auch unter expliziter Einbeziehung des Marktlohnsatzes des Ehepartners, spricht man entweder vom 
"family-utility-family-budget"-Modell (Maximierung des Familiennutzens unter der Familienbudgetrestrik- 
tion) oder vom "individual-utility-family-budget"-Modell (Maximierung der individuellen Nutzen unter einer 
Familienbudgetrestriktion). Bei diesen Modellen werden die Interaktionen der Entscheidungen einzelner 
Familienmitglieder explizit berücksichtigt. 
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Ähnlich wie beim marginalen Nettolohn resultieren aus dieser Bestimmung des 
Nichterwerbseinkommens folgende Probleme: 


- Das Nichterwerbseinkommen ist endogen: Einzelne Komponenten des Brut- 
to-Nichterwerbseinkommens, wie etwa die Einkünfte aus Kapitalvermögen, 
hängen von der Ersparnis ab. Letztere wird jedoch erst dann möglich, wenn in 
der Vergangenheit Einkünfte aus Erwerbstätigkeit erzielt wurden: Personen, 
die mehr arbeiten, haben in der Regel auch mehr Vermögen. In der Regres- 
sion von (10-30) ergibt sich somit ein überzeichneter ß-Koeffizient für das 
Netto-Nichterwerbseinkommen. 


- Aufgrund der Linearisierung der Budgetsegmente ergibt sich eine Abhängig- 
keit zwischen dem marginalen Nettolohn und dem virtuellen Netto-Nicht- 
erwerbseinkommen derart, daß es zu jedem marginalen Nettolohn (= Stei- 
gung des jeweiligen Budgetsegments) ein korrigiertes Nicht-Erwerbsein- 
kommen gibt (= Ordinatenabschnitt des verlängerten Budgetsegmentes). 
Dabei gilt: Je kleiner w, desto höher m (s. Abbildung 10.1). 


Als "Lösung" dieses Endogenitäts- und Multikollinearitätsproblems wird in der 
Literatur ein Instrumentvariablenschätzer für das Netto-Nichterwerbseinkom- 
men vorgeschlagen. Neben den schon oben genannten Einwänden gegen einen 
IV-Schätzer für w kommt in diesem Zusammenhang noch ein Gegenargument 
hinzu: Es gibt kaum theoretische Ansatzpunkte für eine geeignete Auswahl von 
Regressoren für einen IV-Schätzer von m. Daher wird - in weitgehender Über- 
einstimmung mit der Literatur?’ - von einem solchen Vorgehen abgesehen und 
trotz der ausgesprochenen Bedenken das tatsächliche korrigierte Netto-Nichter- 
werbseinkommen verwendet. 


10.2.2.3.4. Sonstige Variablen 


Die individuellen Nutzenvorstellungen werden einerseits über beobachtbare so- 
zio-demographische Variablen (wie Geschlecht, Alter, Anzahl der Kinder, Ge- 
sundheitszustand etc.), andererseits durch nicht beobachtbare Variablen in 
Form des Fehlerterms uj; erfaßt. Wie Beziehung (10-30) zeigt, gehen sie als 
Präferenzfaktoren über die Gleichung für den Reservationslohn in die Arbeits- 
angebotsfunktion ein. 


Mit diesen Ausführungen wird das Arbeitsangebotsmodell (10-30) bis (10-33) 
empirisch gehaltvoll. Es gestattet sowohl die Operationalisierung der Zusatz- 
lastmaße als auch die Schätzung der für die optimale direkte Besteuerung rele- 


35 Eine Ausnahme bildet Pencavel (1982). 
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vanten kompensierten Lohnsatzelastizität des marginalen Nettolohns (vgl. Ab- 
schnitt 5.3). 


Zusammengefaßt läßt sich somit konstatieren, daß die empirische Unter- 
suchungskonzeption der vorliegenden Studie aus drei zentralen Elementen be- 
steht. Aus den Mikrodatenbasen (EVS und SÖP, ergänzt um Angaben aus der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik), aus dem Mikrosimulationsmodell der 
Mehrwert- und Einkommensbesteuerung und aus den Schätzmodellen für das 
Nachfrage- und Arbeitsangebotssystem. Die Kombination dieser 3 Elemente mit 
den dualitätstheoretischen Zusammenhängen der neoklassischen Haushalts- 
theorie erlaubt die Operationalisierung der Zusatzlasten genauso wie die der 
OT und der Theorie der Steuerreform. Die empirischen Ergebnisse dieser 
Umsetzung werden in dem nun folgenden Teil III der Arbeit dargestellt. 
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TEIL III: EMPIRISCHE ERGEBNISSE 


Im folgenden werden die empirischen Schätz- und Simulationsergebnisse vorge- 
stellt, die mit den beschriebenen Datensätzen und dem darauf beruhenden Mi- 
krosimulationsmodell erzielt wurden. 


Kapitel 11 enthält die Schätzresultate für das gewählte Nachfrage- und Ange- 
botssystem. In Kapitel 12 werden die Distributions- und Allokationswirkungen 
der bundesdeutschen Mehrwertsteuer untersucht. Diese Simulationsergebnisse 
werden den Wohlfahrtswirkungen der geschätzten quasi-optimalen Verbrauch- 
steuersätze in Kapitel 13 gegenübergestellt. Kapitel 13 beschäftigt sich auch mit 
der Berechnung des Steuerreformkriteriums für eine wohlfahrtsoptimale 
Verbrauchsteuerreform. Kapitel 14 untersucht die Effekte des bundesdeutschen 
Einkommensteuersystem auf distributive und allokative Prozesse. Die Ableitung 
eines auf der OT beruhenden Designs für einen quasi-optimalen Grenzsteuer- 
satz erfolgt in Kapitel 15. Kapitel 16 beendet die Arbeit mit einer Gegenüber- 
stellung der erzielten Ergebnisse mit traditionellen Vorstellungen der 
Finanzwissenschaft und versucht, den aus unserer Analyse resultierenden Re- 
formbedarf zu konkretisieren. 
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Kapitel 11: Schätzergebnisse für das Ausgabe- und Arbeitsangebotssystem 
11.1. Ergebnisse für das Ausgabensystem 


Die bereinigten Konsumdaten der EVS dienen als Datenbasis für die Schätzung 
des LES/ELES. Als Regressor fungiert dabei das verfügbare Haushaltseinkom- 
men, dessen Berechnungsweise in Tabelle 11.1 aufgezeigt ist (vereinfacht: Brut- 
toeinkommen - Abzüge + Transfers). 


Tabelle 11.1: Berechnung des verfügbaren Einkommens 


Le Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

2, Bruttoeinkommen aus Unternehnertätigkeit 

3. Bruttoeinkommen aus Vermögen 

4. Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 

5. Renten der gesetzlichen Unfallversicherung 

6. Renten der Zusatzversorgungskassen des öffentlichen Dienstes 

Te Krankengeld und ähnliches der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

8. Laufende Übertragungen aus der Arbeitslosenversicherung 

9. Laufende Übertragungen der Gebietskörperschaften 

10. Werkspensionen, Werksrenten und ähnliches 

11. Krankengeld und Renten der privaten Kranken-, Unfall- und 
Schadenversicherung 

12. Streikunterstützung 

13. Sonstige laufende Übertragungen von Organisationen ohne 
Erwerbscharakter (Kirchen, Gewerkschaften und ähnliches) 

14. Laufende Übertragungen von anderen privaten Haushalten 

15. Einnahmen aus Untervermietung 

16. Einmalige Übertragungen unter 1000 DM 


D4-16 = Haushaltsbruttoeinkommen 


17. Abzüge 
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
Lohnsteuer 
Einkommensteuer 
Kirchensteuer 
Vermögensteuer 


Haushaltsbruttoeinkommen - 17 = Haushaltsnettoeinkommen 
18. Sonstige Einnahmen 
19. Einmalige Vermögensübertragungen 


Haushaltsnettoeinkommen + 18 + 19 = verfügbares Haushaltseinkom 
men 


Quelle: Roth (1987) 
* ist ex post gleich der Summe aus privaten Ausgaben und 
privater Ersparnis 


Die wichtigsten Schätzergebnisse der stochastisierten Form des ELES (Glei- 
chung 10-14) zeigt Tabelle 11.2. Die Koeffizienten Qi und ß; sind dabei hoch- 
signifikant (Signifikanzniveau 99 %; theoretischer t-Wert 2.576; empirische t- 
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Werte in Klammern), die Vorzeichen sind alle positiv und der lineare Schätzan- 
satz kann durch den F-Test nicht falsifiziert werden (theoretischer F-Wert 6.63; 
empirische F-Werte in Spalte 2). Das zum Teil geringe korrigierte Bestimmt- 
heitsmaß (korrigiertes R^) für die einzelnen Gütergruppen ist auf die große 
Streuung des privaten Verbrauchs innerhalb der Stichprobe - reflektiert durch 
die hohen Standardabweichungen in Tabelle 9.2 - zurückzuführen. Sie korres- 
pondieren durchaus mit anderen Schätzungen von Nachfragesystemen auf der 
Basis von Querschnittsinformationen.! Der Schätzansatz ist insgesamt als zufrie- 
denstellend zu beurteilen. 


Tabelle 11.2: OLS-Schätzergebnisse der Ausgaben für den privaten 
Verbrauch in der EVS 1978 


Korri-|empi- A A Durch- 
gjert. rischer a: Bi schnitts- 
R F-Wert (in DM) (in %) |konsum 
Nahrungsmittel 16.5 9078 2969 4.4 
(165.7) (95.3) 
Genussmittel 5.0 2441 785 1.2 1188 
(82.3) (49.4) 
Mahlzeiten außer 3251 514 2.7 1683 
Haus (28.2) (57.0) 
Kleidung und 15283 995 4.5 2471 
Schuhe (71.7) (123.6) 
Mieten u.ä. 25.4 15707 2649 5.6 4490 
(153.5) (125.3) 
Elektrizität, Gas 15.0 8109 1067 1,3 1484 
und Brennstoffe (197.7) (90.1) 
Übrige Waren- und | 14.1 7591 764 6.9 3064 
Dienstleistg. (25.1) (87.1) 
Verkehr und Nach- 15.8 8655 989 10.4 4498 
richten (23.0) (93.0) 
Körper und Gesund- 5084 203 343 1327 
heitspflege (11.5) (71.3) 
Bildung und Unter-| 16.7 9250 527 5.0 2188 
haltung (26.1) (96.2) 
Persönliche Aus- 10.6 5470 190 3.0 1393 
stattung etc. (12.0) (74.0) 
Quelle: Kaiser (1987a, S. 45). 
Empirische t-Werte in Klammern. 


Alle Koeffizienten sind signifikant bei einem 
Signifikanzniveau von 99 %. 


Gütergruppe 


1 Vgl. dazu etwa die Hinweise in Kaiser (1986c). 
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Die gemäß Abschnitt 10.1.5 aus der reduzierten Form des Schätzansatzes 
berechneten Strukturparameter des LES sind - zusammen mit den Einkommens- 
elastizitäten des ELES - in Tabelle 11.3 wiedergegeben. Die Summe der margi- 
nalen Konsumquoten ist dabei gleich eins, so daß die Budgetrestriktion tatsäch- 
lich erfüllt ist. 


Tabelle 11.3: Strukturparameter des LES und 
Einkommenselastizitäten 


Gütergruppe j j Einkom- Ausgabe- 
mensela- elasti- 
stizitä- zitäten 
ten im im LES 
ELES 


Mahlzeiten außer 1123 
Haus 


[kieidung und schuhe | 2009 beard a 


Elektrizitat, Gas, 1360 2.7 0.50 
Brennstoffe 

Übrige Waren- und 2320 14.3 1.53 1.29 
Dienstleistg. 

Verkehr und Nach- 3334 21.5 1.57 1.32 
richten 

Körper und Gesund- 947 1.69 1.42 
heitspflege 

Bildung und Unter- 1654 10.4 1.56 1.31 
haltung 

Persönliche Ausstat- 

a etc. 


K Eigene Berechnungen 


Aus den LES-Strukturparametern und dem durchschnittlichen Konsum lassen 
sich gemäß Übersicht 10.1 die - hypothetischen - Eigen- bzw. Kreuzpreiselastizi- 
täten der (un-)kompensierten Nachfrage sowie die Einkommenselastizitäten der 
Nachfrage berechnen. Diese finden sich in den Tabellen 11.3 bis 11.5. 
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Tabelle 11.4: Unkompensierte Preiselastizitäten im LES 


1 2 3 4 5 6 
1 -.1866 -.0217 -.0231 -.0414 -.0805 -.0280 
2 -.0828 -.1340 -.0235 -.0420 -.0818 -.0284 
3 =.1316 -.0350 -.3699 -.0667 =.1299 -.0452 
4 -.1494 -.0398 -.0423 -.2627 -.1475 -.0513 
5 -.1023 -.0272 -.0290 -.0519 -.2299 =,0351 
6 -.0718 -.0191 -.0204 -.0364 -.0709 -.1082 
7 -.1847 -.0492 -.0524 -.0937 -.1824 -.0634 
8 -.1896 -.0505 -.0538 -.0962 -.1872 -.0651 
9 -.2039 -.0543 -.0578 -.1034 -.2014 -.0700 
10 -.1874 -.0499 -,0531 -.0951 ~.1851 -.0643 
11 -.1766 -.0470 -.0501 -.0896 -.1744 -.0606 
7 8 9 10 11 

1 -.0477 -.0686 =,0 195 -.0340 -.0178 

2 -.0485 -.0697 -.0198 -.0346 -.0181 

3 -.0770 -.1107 -.0314 -.0549 -.0288 

4 -.0875 =,1257 —. 0357 —. 0624 ~. 0327 

5 -.0599 -.0861 -.0244 ~.0427 -.0224 

6 -.0421 -.0605 -.0172 -.0300 -.0157 

7 -.3511 -.1554 -.0441 ~.0771 -.0404 

8 -.1110 -.4184 ~.0453 ~.0792 -.0415 

9 -.1194 -.1716 =,3355 -.0852 -.0446 

10 -.1097 ~.1577 -.0448 3222 -.0410 

11 -.1034 ~.1486 ~.0422 -.0738 -.4168 


Quelle: Kaiser (1987a, S. 47). 
Die Reihenfolge der Numerierung entspricht der der 
Güterkategorien in Tabelle 11.3. 


Gemäß den theoretischen Eigenschaften des LES ist die eigene kompensierte 
Preiselastizität für alle Gütergruppen negativ und es existieren nur Substitutions- 
güter in dem Sinn, daß die kompensierten Kreuzpreiselastizitäten positive Vor- 
zeichen aufweisen: die Vorzeichen der Diagonalelemente in Matrixtabelle 11.5 
sind negativ, alle übrigen Elemente tragen positive Vorzeichen. Inferiore Güter 
sind ausgeschlossen: es gibt nur positive Einkommens- und Ausgabeelastizitäten 
in Spalte 3 und 4 von Tabelle 11.3. 
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Tabelle 11.5: Kompensierte Preiselastizitäten im LES 


1 2 3 4 5 6 
1 -.0955 - 0027 -0115 -0095 -0119 - 0026 
2 -0097 -.1091 .0117 - 0097 .0121 - 0026 
3 .0154 -0044 -.3140 -0153 -0192 -0041 
4 .0175 .0050 .0211 -.1695 .0218 -0047 
5 -0120 -0034 -0145 .0119 -.1140 . 0032 
6 -0084 .0024 -0102 -0084 -0105 -.0813 
7 -0217 «0062 .0261 .0215 .0270 -0058 
8 .0223 - 0064 - 0268 .0221 .0277 .0059 
9 .0239 - 0068 . 0288 -0238 .0298 - 0064 
10 - 0220 - 0063 - 0265 .0219 .0274 .0059 
11 -0207 «0059 .0250 -0206 .0258 «0055 
7 8 9 10 11 
1 .0153 .0240 «0078 .0110 -0108 
2 -0156 .0244 . 0080 .0112 -0110 
3 ~0247 - 0387 «0126 -0177 «0175 
4 -0281 .0439 «0143 -0201 -0199 
5 -0192 .0301 .0098 -0138 - 0136 
6 .0135 .0211 - 0069 - 0097 - 0096 
7 -.2082 «0543 «0177 .0249 .0246 
8 .0356 -.2031 .0182 .0255 .0252 
9 .0383 «0599 -.2671 -0275 .0271 
10 .0352 .0551 «0180 -.2187 .0249 
11 -0332 .0519 -0170 - 0238 -.3547 


Quelle: Kaiser (1987a, S. 48). 
Die Reihenfolge der Numerierung entspricht der der 
Güterkategorien in Tabelle 11.3. 


Mit diesen Schätzergebnissen können sowohl die Zusatzlasten verschiedener 
Mehrwertsteuersätze als auch allokativ optimale Steuersätze gemäß den inver- 
sen Elastizitätenregeln berechnet werden. Dies erfolgt in Kapitel 12. 


11.2. Empirische Ergebnisse der Arbeitsangebotsschätzung 
11.2.1. Auswahl der Stichprobe 


Als Datenbasis für die Analyse des Zusammenhangs zwischen Einkommensbe- 
steuerung und Arbeitsangebot dient ein Subsample der 1. Welle des Sozio-öko- 
nomischen Panels. Aus dieser mikroökonomischen Querschnittsdatei mit 5921 
Haushalten und 12246 Personen wurden Landwirte, Selbständige und Alters- 
rentner ausgeschlossen, da für diese Gruppen der Bruttostundenlohnsatz nicht 
definiert ist. Aus dem gleichen Grund wurden nichtselbständige Erwerbstätige 
mit Einkünften aus selbständiger Arbeit aus der Stichprobe eliminiert. 


Die verbliebene Stichprobe wurde in die drei Kategorien verheiratete Männer, 
verheiratete Frauen und Ledige unterteilt, um sowohl den unterschiedlichen 
Motiven des Erwerbsverhaltens von Frauen und Männern als auch dem Split- 
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tingverfahren der deutschen Einkommensteuer adäquat Rechnung zu tragen. 
Von den 3321 (3360) verheirateten Männern (Frauen) waren 2382 (1076) im 
Referenzjahr 1983 ganzjährig beschäftigt, was einer Erwerbsquote von 71.7 % 
(32.0 %) entspricht; bei den Ledigen ergab sich eine Fallzahl von 3511 Personen, 
von denen 1539 (oder 43 %) im ganzen Jahr unselbständig erwerbstätig waren.? 
Tabelle 11.6 zeigt für die ganzjährig Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen die 
für die Arbeitsangebotsschätzungen verwendeten Variablen nach Geschlecht 
und Familienstand auf. Die Daten werden in ungewichteter Form für die Schät- 
zung der Arbeitsangebotsfunktion (10-30) und die Berechnung der Substitu- 
tions- und Einkommenselastizitäten des Arbeitsangebots verwendet. 


2 Alle Personen, die einen oder mehrere Monate arbeitslos waren, sind somit nicht in der ausgewählten Stich- 
probe enthalten. Die geringe Erwerbsquote bei den Alleinstehenden resultiert aus dem hohen Anteil von 
Schülern, Auszubildenden und Studenten. 
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Tabelle 11.6: Definition und Deskription der Variablen für die 
Arbeitsangebotsschätzungen 


Ehefrauen |Getrennt 
Veranlagte 


Fallzahl 2382 1076 1539 
(3321) (3360) (3511) 

Z Mittelwert Mittelwert Mittelwert 

Arbeitsstunden 1983 2212 1681 2104 
(1692) (622) (1106) 

Marginaler Nettolohn 1983 14.15 10.03 9.21 

in DM pro Stunde (10.76) (3.55) (4.93) 

Korrigiertes Nichter- 6831 38616** 5892 

werbseinkommen in DM (8832) (37896) (5186) 

Anzahl der Kinder 1.30 1.01 0.12 

unter 18 Jahren (1.18) (1.18) (0.11) 

Partner erwerbstätig 0.45 0.88 

(0 = nein; 1 = ja) (0.42) (0.83) 

nn 0.65 0.63 0.71 

(0 = Ausld. Deutsche) (0.68) (0.68) (0.74) 

AE con (1 = Volks-; 1.06 0.95 1.22 

= Hochschule) (1.09) (0.95) (1.28) 

Alter in Jahren 42.40 39.8 31.2 

(44.93) (41.7) (31.2) 
Grad der Schwerbehinderung 2.06 1.80 0.27 
(0 bis 100 $) (6.57) (3.36) (1.96) 

Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 25). 

* Zahlen ohne Klammern: ganzjährig erwerbstätige Personen. 
Zahlen mit Klammern: inklusive nicht-erwerbstätige 
Personen. 

** Dieser Wert erklärt sich durch die Anwendung des "male 

chauvinist"-Modells. 


Für Nichterwerbstätige wurden beim Lohnsatz und bei den 
Arbeitsstunden der Wert 0 eingesetzt. 


Ehemänner 


Mit diesen Daten wurde das in Abschnitt 10.2 beschriebene mikroökonometri- 
sche Arbeitsangebotsmodell separat für die drei Gruppen geschätzt. 


11.2.2. Ergebnisse 


Wie im theoretischen Teil begründet, besteht das Arbeitsangebotsmodell aus 
den Gleichungen zur Bestimmung der Erwerbsbeteiligung, des endogenen 
Marktlohnsatzes und der angebotenen Arbeitsstunden. Die Partizipations- 
schätzung liefert die Heckman-Korrekturvariable, die es ermöglicht, den Markt- 
lohn für alle Personen sowie das positive Arbeitsangebot auf der Basis nur der 
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arbeitenden Personen unverzerrt zu schätzen (Probit/COLS-Methode). Nach 
Vorstellung der Schätzergebnisse für diesen Ansatz wird auf die Resultate der 
erweiterten Tobit-Schätzung eingegangen, die simultan Erwerbswahrschein- 
lichkeit und angebotene Arbeitsstunden unverzerrt schätzt. 


11.2.2.1. Probit/COLS-Ansatz 


Tabelle 11.7 gibt die Ergebnisse der ML-Schätzung des Probit-Modells für die 
Erwerbsbeteiligung wieder. Danach zeigen die Variablen Alter, Grad der 
Schwerbehinderung, Zahl der Kinder und Staatsangehörigkeit für die drei 
Gruppen die erwarteten Vorzeichen. Die Wahrscheinlichkeit der Partizipation 
für alle drei Gruppen nimmt mit zunehmendem Alter und schlechterem Ge- 
sundheitszustand für die drei Stichproben ab. Mit steigender Kinderzahl erhöht 
sich die Wahrscheinlichkeit der Erwerbsbeteiligung bei den Ehemännern, wäh- 
rend sie sich bei ihren Partnern reduziert. Ausländische verheiratete Frauen und 
ausländische Alleinstehende neigen eher dazu, zu arbeiten als deutsche. Ist bei 
den Verheirateten der Partner erwerbstätig, wächst auch die Wahrscheinlich- 
keit, daß die betreffende Stichprobenperson selbst arbeitet. Das korrigierte 
Nichterwerbseinkommen senkt erwartungsgemäß die Partizipationswahrschein- 
lichkeit bei den Ehemännern, während es bei den Alleinstehenden das theore- 
tisch nicht erwartete Vorzeichen aufweist. Bei den Ehefrauen ist der Koeffizient 
statistisch nicht signifikant. Die Schulbildung übt für alle drei Gruppen keinen 
signifikant von null verschiedenen Einfluß auf die Erwerbsneigung aus. 
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Tabelle 11.7: Maximum-Likelihood-Schätzung des Probit-Modells für 
die Erwerbsbeteiligung (Partizipation) 
k 
Pr(I, = 1) = @(dg +d 
j=1 


4743) i= l, zu; N 


Regressor Zj Ehemänner Ehefrauen Getrennt 
Veranlagte 
Konstante 1.54* 0.15 - 0.74*10”2 
(12.25) (1.09) (- 0.12) 
Korrigiertes Nichter- | - 0.22*1074* 0.17*107> 0.33*1074* 
werbseinkommen in DM (- 8.18) (1.25) (7.55) 
Anzahl der Kinder 0.87x10”1*| - 0.23* 0.80*10”2 
unter 18 Jahren (3.61) (- 9.82) (0.16) 
Partner erwerbstätig 0.13* 0.28* 
(0 = nein; 1 = ja) (2.43) (3.82) 
Staatsangehörigkeit 0.77*10”2 - 0.28* - 0.15” 
(0 = Ausld.; 1 = Dt.) (0.11) (- 4.14) (- 2.54) 
Schulbildung (1 = 0.28*10”1 0.49*10”1 | - 0.33*1072 
Volks-;4 = Hochschule) (0.96) (1.44) (- 1.54) 
Grad der Schwerbehin- | - 0.12*10"1*| - 0.65*10”2*| - 0.79%1072* 
derung (0 bis 100 %) |(- 9.83) (- 3.39) (- 5.38) 
Alter in Jahren - 0.18*1072*} - 0.12x10”1*| - 0.48%1072* 
(- 7.87) (- 5.26) (- 2.86) 
Fallzahl 3321 3360 3511 
S. 26). 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, 
t-Werte in Klammern. 
* Signifikanzniveau 1 %. 


Aus der Probit-Schätzung läßt sich für jede Stichprobenperson die Selektions- 
korrekturvariable nach Heckman zur Ausschaltung des "sample selection bias" 
gewinnen, die in die korrigierten Regressionsansätze für den marginalen Netto- 
lohn und die Arbeitsstunden eingeht. Wie im theoretischen Teil der Arbeit 
schon erwähnt, wird die Arbeitsstundengleichung sowohl mit dem tatsächlichen 
als auch mit dem "imputed" Grenznettolohnsatz geschätzt. 


Bei der COLS-Schätzung der Arbeitsangebotsfunktion in Tabelle 11.8 ergibt sich 
für alle drei Gruppen ein signifikant negativer unkompensierter Lohnsatzeffekt. 
Der Schätzkoeffizient für das virtuelle Netto-Nichterwerbseinkommen zeigt für 
die verheirateten Männer das theoretisch nicht erwartete Vorzeichen, während 
für die Alleinstehenden Freizeit ein normales Gut darstellt. Für die verheirate- 
ten Frauen ist der Koeffizient nicht signifikant. Die Kinderzahl hat für alle drei 
Gruppen ein stark signifikantes negatives Vorzeichen. Ehemänner und Allein- 
stehende mit körperlichen Beeinträchtigungen arbeiten mehr als gesunde. Die 
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Signifikanz und die Vorzeichen der übrigen Präferenzvariablen sind für die 
betrachteten Kategorien unterschiedlich. Interessanterweise ist die Selektions- 
korrekturvariable für die Ehemänner und die Alleinstehenden gesichert von null 
verschieden, für die Ehefrauen dagegen nicht - ein Ergebnis, das besonders für 
die verheirateten Männer überrascht. Allerdings ergibt sich durch die gewählte 
Abgrenzung des Samples auch nur eine Erwerbsbeteiligung von 71 % für diese 
Gruppe. 


Tabelle 11.8: OLS-Schätzung der Arbeitsstundengleichung mit 
Selektionskorrekturvariable 


m 
l; = ao +2 a;Xjj + apy i=1, ..., N 
J=1 
Regressor Xj Ehemänner Ehefrauen Getrennt 
Veranlagte 


Konstante 2440.09* 777.45 3976.82” 
(57.30) (0.56) (10.45) 
Marginaler Nettolohn - 13.90* | - 13.98” - 21.50* 
in DM (= 90.27) | (= 11.07) (- 23.29) 
Korrigiertes Nichter- 0.04” 0.002 - 0.022” 
werbseinkommen in DM (10.01) (0.63) (- 2.41) 
Anzahl der Kinder > 60.24" |=.610.58°* | = 122.75" 
unter 18 Jahren (- 4.35) (- 1.89) (- 4.63) 
Partner erwerbstatig - 98.54” 569.83 
(0 = nein; 1 = ja) (- 4.54) (1.36) 
Staatsangehörigkeit 88.51* |- 960.17” 274.32" 
(0 = Ausld.; 1 = Dt.) (4.19) | (- 2.40) (4.88) 
Schulbildung (1 = = 34.91" 110.26 14.68 
Volks-;4 = Hochschule) (- 2.36) (1.52) (0.91) 
Grad der Schwerbehin- 14.07* | - 12.75 10.26* 
derung (0 bis 100 %) (6.90) (- 1.30) (3.65) 
Alter in Jahren 13.79* | - 35.82** 5.51* 
(5.76) | (- 2.15) (3.36) 
Selektionskorrekturva-|- 2081.72* | 2852.83 - 2184.46" 
riable nach Heckman u (- 7.34) (1.44) (- 4.65) 
Fallzahl 2382 1076 1539 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 28). 
t-Werte in Klammern. 
* Signifikanzniveau 1 %. 
x Signifikanzniveau 5 % 
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Tabelle 11.9 enthält die Ergebnisse der Schätzung für den "imputed marginal net 
wage". Der IV-Schätzer für den marginalen Nettolohn resultiert dabei aus einer 
selektionskorrigierten OLS-Schätzung mit den Variablen Schulbildung, Gesund- 
heitszustand, Alter und der Heckman-Variablen als Regressoren.? Die schon im 
theoretischen Teil geäußerte Skepsis gegenüber der Verwendung von IV-Schät- 
zern wird durch Tabelle 11.9 bestätigt. Will man Multikollinearität zwischen den 
Regressoren vermeiden, muß man eine deutliche Abnahme der Varianz der 
marginalen Nettostundenlöhne in Kauf nehmen. Zudem muß der theoretische 
Ansatz der Humankapitaltheorie für die Erklärung des Nettostundenlohnes be- 
zweifelt werden. Für die Verheirateten ist lediglich die Variable Schulbildung 
statistisch gesichert von null verschieden und weist das erwartete Vorzeichen 
auf. 

Tabelle 11.9: IV-Schätzer für den marginalen Nettostundenlohn 


(OLS-Schätzung der Nettolohnsatzgleichung mit 
Selektionskorrekturvariable) 


Wi = ba + 2 bz 


yi + bp+1#i i = Ly esey N 


= II 
Zj Ehemänner |Ehefrauen |Getrennt 
Veranlagte 
Konstante 21.46" 710" 13,93” 
(6.16) (2.97) (6.34) 

, * * * 
Schulbildung (1 = 1.89 1.97 0.88 
Volks; 4 = Hochschule) (5.36) (5.14) (3.30) 
Grad der Schwerbehin- - 0.004 - 0.009 0.05 
derung (0 bis 100 %) (- 0.13) (- 0.22) (1.72) 
Alter in Jahren 0.04 0.02 0.14” 

(0.99) (0.47) (5.75) 

Selektionskorrekturva-| - 1.69 0.47 - 11.58” 

riable nach Heckman u | (- 0.88) (0.25) (- 4.90) 
0.02 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 29) 
t-Werte in Klammern. 
* Signifikanzniveau 1 %. 
** Signifikanzniveau 5 %. 


Oo , 
J 
Regressor 


3 In vergleichbaren Studien findet sich darüber hinaus häufig die erklärende Variable Berufserfahrung. Im 
Panel gibt es hierüber jedoch keine konkrete Angabe. Dem traditionellen Vorgehen, eine hypothetische 
Berufserfahrung aus den Angaben über Alter, Schuljahre und Kinderzahl zu berechnen (vgl. etwa Zweimül- 
ler (1986, S. 13)) wurde aus Gründen der Multikollinearität nicht gefolgt. 
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Dennoch wurde aus ökonometrischen Gründen die Arbeitsstundenfunktion un- 
ter Verwendung des IV-Schätzers geschatzt.4 Die Resultate finden sich in Ta- 
belle 11.10. Lediglich die Schätzung für die Ehefrauen bringt dabei gegenüber 
Tabelle 11.8 Fortschritte. Allerdings ist auch bei diesem Ansatz der unkompen- 
sierte Lohnsatzkoeffizient stark negativ. Die übrigen Vorzeichen der signifikant 
getesteten Schätzkoeffizienten sind jedoch plausibel, insbesondere stellt Freizeit 
ein normales Gut dar. Die Heckman-Variable ist für diese Spezifikation erwar- 
tungsgemäß gesichert von null verschieden. Für die Ehemänner und Al- 
leinstehenden ist der Schätzansatz aus Tabelle 11.8 zu präferieren. 

Tabelle 11.10: OLS-Schätzung der Arbeitsstundengleichung mit 


Selektionskorrekturvariable und Instrument- 
variablenschätzer für den marginalen Nettolohn 


m 
l; = ao +2 25°31 + a;ıkı 1 = L; e.s. yp N 
J=1 
Regressor Xj Ehemänner Ehefrauen Getrennt 
Veranlagte 


Konstante 2232.15* 3400.55* 2508.13* 
(27.64) (12.78) (18.69) 
IV-Schätzer für den - 5.86 - 30.91" - 14.08* 
marginalen Nettolohn (- 1.03) (= 2,23) (- 2.01) 
Korrigiertes Nichter- 0.012” - 0.004* 0.006 
werbseinkommen in DM (7.87) (- 3.30) (1.71) 
Anzahl der Kinder 9.66 10.87 - 101.43* 
unter 18 Jahren (1.03) (0.33) (- 3.36) 
Partner erwerbstätig 9.05 - 179,11” 
(0 = nein; 1 = ja) (0.48) (- 2.21) 
Staatsangehörigkeit 105.05* |- 152.81” 77.08" 
(0 = Ausld.; 1 = Dt.) (4.25) (- 2.35) (2.23) 
Selektionskorrekturva-|- 251.07* - 953,51* - 388.55* 
riable nach Heckman u (- 3.94) (- 5.27) (- 2.49) 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 30). 
t-Werte in Klammern. 
* Signifikanzniveau 1 %. 


Aus den in den Tabellen 11.8 bis 11.10 dargestellten Ergebnissen resultiert ein 
für alle drei Gruppen negatives Vorzeichen für den Koeffizienten des Grenznet- 
tolohnsatzes, während der Koeffizient des Nichterwerbseinkommens für die 


4 Fir den Tobit-Ansatz muß der "imputed wage" für die Nichterwerbstätigen ohnehin berechnet werden. 
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Ehefrauen und die Alleinstehenden das theoretisch erwartete negative Vorzei- 
chen (Freizeit als normales Gut) und für die Ehemänner ein positives Vorzei- 
chen aufweist (Freizeit als inferiores Gut). Während also der Gesamteffekt einer 
Lohnsatzänderung auf das Arbeitsangebot bei den Ehefrauen und den Allein- 
stehenden unbestimmt ist, ist bei den verheirateten Männern das Vorzeichen 
des Substitutions- und des Einkommenseffektes genau umgekehrt zur Theorie - 
ein Ergebnis, das wegen des rationierten Arbeitsplatzangebots für diese Gruppe 
sowie wegen der im Hinblick auf die Arbeitszeit typisierten Arbeitsverträge nicht 
besonders überrascht und durchaus mit vergleichbaren internationalen Studien 
über das Arbeitsangebot von "prime age males" kompatibel ist. Dies ist auch 
der Grund, warum sich jüngere empirische Untersuchungen über das Arbeitsan- 
gebot fast nur noch auf Frauen konzentrieren. 


11.2.2.2. Erweiterter Tobit-Ansatz 


Da die Probit/COLS-Methode in der ökonometrischen Literatur nicht ohne Kri- 
tik geblieben ist”, wurde als Alternative das erweiterte Tobit-Verfahren ange- 
wandt. Tabelle 11.11 zeigt die mit dieser Methode erzielten Resultate fiir die 
Verheirateten. Fiir die Ehefrauen sind diese sowohl beziiglich der theoretischen 
Erwartungen als auch im Vergleich mit alternativen (inter-)nationalen Studien 
plausibel. Der unkompensierte Lohnsatzkoeffizient ist stark positiv und das vir- 
tuelle Nichterwerbseinkommen weist das theoretisch postulierte negative 
Vorzeichen auf. Auch die Präferenzvariablen zeigen für die Staatsangehörigkeit 
und die Kinderzahl das erwartete Vorzeichen. 


5 Vgl. dazu etwa den Survey von Pencavel (1986) sowie die Zusammenstellung von Schätzergebnissen in 
Killingsworth (1983, S. 193ff), Keeley (1981, S. 98ff), Brown (1981a, S. 136) und Brown (1983, Kapitel 5). 


6 Vgl. dazu beispielsweise den Survey von Killingsworth/Heckman (1986) sowie die Sammelbände von Smith 
(1980) und Blundell/Walker (1986b). 


7 Die asymptotische Effizienz der Methode kann je nach Parameterkonstellation gering sein, da die Verwen- 
dung von geschätzten Selektionskorrekturvariablen Heteroskedastie erzeugt (Wales/Woodland (1980), Nel- 
son (1984)). Zudem ist dieses Verfahren wenig robust gegenüber Verletzung der Normalverteilungsan- 
nahme (Paarsch (1984)); vgl. auch Hübler (1983, S. 16ff, 36ff). 
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Tabelle 11.11: Maximum-Likelihood-Schätzung des Tobit-Modells für 
die Arbeitsstunden 


Konstante 1397.29* - 439.99* 
(7.76) (- 3.18) 
IV-Schätzer für den - 0.57 64.21 ” 
marginalen Nettolohn (- 0.04) (4.29) 
Korrigiertes Nichter- - 0.20*10”1* - 0.28*1072* 
werbseinkommen in DM |(- 11.32) (- 2.37) 
Anzahl der Kinder 223.90” - 264.08* 
unter 18 Jahren (11.31) (- 13.61) 
Partner erwerbstätig 657.33* 737.00” 
(0 = nein; 1 = ja) (12.80) (12.08) 
Staatsangehörigkeit 25.06 - 626.20" 
(0 = Ausld.; 1 = Dt.) (0.41) (- 10.56) 
Fallzahl 3321 3360 
31). 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 
t-Werte in Klammern. 
* Signifikanzniveau 1 3%. 


Demgegenüber liefert die Tobit-Schatzung für die Ehemänner keine Verbesse- 
rung gegenüber den Probit/COLS-Ergebnissen in den Tabellen 11.8 und 11.10. 
Zwar ist laut Tabelle 11.11 Freizeit für die verheirateten Männer statistisch 
signifikant ein normales Gut, der Einfluß des marginalen Nettolohnsatzes ist je- 
doch nicht gesichert von null verschieden, das Vorzeichen weiterhin negativ. 


Zusammenfassend kann konstatiert werden, daß für die verheirateten Männer 
und die Alleinstehenden das selektionskorrigierte Modell von Heckman mit den 
tatsächlichen Nettolöhnen zu den besten Schätzergebnissen geführt hat, wäh- 
rend für die Ehefrauen das Tobit-Verfahren zu präferieren ist. Für die weitere 
Auswertung und für die Beurteilung der Ergebnisse aus Sicht der Steuerpolitik 
werden daher im folgenden nur noch die Koeffizienten der Tabelle 11.8 für die 
Ehemänner und die Alleinstehenden sowie die Schätzresultate der Tabelle 11.11 
für die Ehefrauen herangezogen. 


11.2.2.3. Elastizitaten 


Tabelle 11.12 zeigt die Aufspaltung des geschätzten unkompensierten Lohnsatz- 
effektes in den Einkommens- und Substitutionseffekt. Die Berechnung der 
entsprechenden Elastizitäten erfolgte auf Basis der Formeln in Übersicht 10.2 
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für die lineare Arbeitsangebotsfunktion und auf der Grundlage der Stich- 
probenmittelwerte für die Arbeitszeit und den Lohnsatz (s. Tabelle 11.6). Wie 
schon angedeutet, weisen Substitutions- und Einkommenselastizitat bei den 
Männern theoretisch "falsche" Vorzeichen auf. Die negative kompensierte 
Lohnsatzelastizität widerspricht der neoklassischen Annahme. Das statische 
neoklassische Arbeitsangebotsmodell in der gewählten Spezifikation muß also 
für die Ehemänner zurückgewiesen werden.d 


Tabelle 11.12: Geschätzte Einkommens- und Substitutionselastizitä- 
ten für die lineare Arbeitsstundenfunktion 


Unkompensierte |Substitutions-|Totale Ein- 


Lohnsatzela- elastizität kommenselasti- 
stizität (kompensierte 
Lohnsatzela- 


stizität) 


Getr. Veranlagte” 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 32). 

Berechnungen mit dem arithmetischen Mittel der 

Arbeitsstunden und des korrigierten Nichterwerbs- 

einkommens (s. Tabelle 11.6). 

* auf Basis der Koeffizienten der Probit/COLS-Schätzung 
mit den tatsächlichen marginalen Nettolöhnen 
(Tabelle 11.8, Spalten 1 und 3) 

** auf Basis der Koeffizienten der Tobit-Schätzung 
(Tabelle 11.11, Spalte 2). 


Dagegen sind die Substitutions- bzw. Einkommenseffekte einer Lohnsatzände- 
rung für die verheirateten Frauen und die Alleinstehenden im Einklang mit der 
Theorie positiv bzw. negativ. Die negative totale Einkommenselastizität impli- 
ziert, daß in der Bundesrepublik für diese Gruppen Freizeit ein normales Gut 
ist. Das Arbeitsangebot der Frauen reagiert deutlich stärker auf Lohnsatzände- 
rungen als das der anderen Gruppen. Die geschätzten Elastizitäten für die 


8 Dies impliziert natürlich nicht die Falsifikation des neoklassischen Modells allgemein. Vielmehr muß das ge- 
wählte Modell um Rationierungsaspekte erweitert werden (Killingsworth, 1983, S. 127ff). Gerade für verhei- 
ratete Männer liegen oft institutionelle Beschränkungen (40-Stunden-Woche, obligatorische Überstunden, 
Kurzarbeit etc.) vor, die eine Gleichsetzung von nutzenmaximalen mit beobachteten Arbeitsstunden nicht 
zulassen. Zu Erweiterungen des neoklassischen Arbeitsangebotsmodells um diese Faktoren vgl. unter an- 
derem Ham (1982), Rosen/Quandt (1978), Eaton/Quandt (1983), Moffitt (1982), Dickens/Lundberg (1985) 
und unter Einbeziehung der Konsumnachfrage Ashenfelter (1980), Deaton/Muellbauer (1981) und Koore- 
man/Kapteyn (1986). 
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Ehefrauen entsprechen ziemlich genau denjenigen von Franz (1981, S. 105), 
Franz/Kawasaki (1981, S. 141) und Dagsvik/Holst/Strom/Wagenhals/Ostervald 
(1988, S. 44) für die BRD sowie von Leu/Kugler (1986, S. 243) für die Schweiz.? 


Die vor allem fiir die Ehefrauen hohe Substitutionselastizitat deutet darauf hin, 
daß durch die Einkommensbesteuerung hohe Wohlfahrtskosten auftreten kön- 
nen. Diese werden zusammen mit den Distributionswirkungen des progressiven 
Einkommensteuersystems in Kapitel 13 analysiert. 


11.3. Zusammenfassung und Würdigung der Schätzergebnisse der 
Arbeitsangebotsfunktion 


Die in diesem Abschnitt erzielten Ergebnisse haben hohe Relevanz für die 
Mehrbelastung der Einkommensteuer und die Ableitung quasi-optimaler Grenz- 
steuersätze und sollen deshalb kurz zusammengefaßt werden: 


- Für die verheirateten Männer mußte der gewählte Ansatz zurückgewiesen 
werden, da die berechnete Substitutionselastizität ein negatives Vorzeichen 
aufweist, was eine der Slutsky-Bedingungen des neoklassischen Arbeitsange- 
botsmodells verletzt. Entsprechend ist auch eine der Integrabilitätsbedin- 
gungen nicht erfüllt, so daß für diese Gruppe keine Wohlfahrtsmessung erfol- 
gen kann. Dieses Ergebnis findet sich in Einklang mit alternativen Studien 
und spricht für die These, daß das Arbeitsangebot verheirateter Männer ra- 
tioniert ist. 


- Die verheirateten Frauen reagieren signifikant auf eine Lohnsatzänderung 
und weisen sehr hohe kompensierte Lohnsatzelastizitäten auf. Die geschätz- 
ten Elastizitäten liegen in ähnlicher Größenordnung wie sie vergleichbare 
nationale und internationale Arbeiten ausweisen. 


9 Weitere Vergleiche mit internationalen Studien aus den USA und England würden den Rahmen der Arbeit 
sprengen; vgl. aber beispielsweise die Surveys von Pencavel (1986) und Killingsworth/Heckman (1986). Ge- 
nerell läßt sich sagen, daß derartige Vergleiche höchst problematisch sind, da die verglichenen Elastizitäten 
auf Basis des Durchschnitts der Variablen in der jeweiligen Stichprobe berechnet werden. Zudem variieren 
Funktionsform der Arbeitsstundengleichung sowie Definition und Messung der ökonomischen Variablen 
zwischen den einzelnen Studien sehr stark - von der unzureichenden Abbildung des Einkommensteuersy- 
stems in den meisten Arbeiten einmal abgesehen. 


Neben diesen Faktoren spielt die a priori Auferiegung von bestimmten Restriktionen über die gewählte 
Funktionsform hinaus eine wichtige Bedeutung bei einem Elastizitätenvergleich. So werden positive 
Substitutionseffekte häufig dadurch erzielt, daß der Schätzkoeffizient für das virtuelle Nichtarbeitseinkom- 
men nicht negativ werden darf. Ein Beispiel für dieses zweifelhafte Vorgehen bilden die Arbeiten von 
Hausman (1981a, 1983, 1985a), die zum Teil recht scharf kritisiert wurden (vgl. Heckman (1983), 
Burtless/Haveman (1987) und Zweimüller (1985, S. 60ff)), da es die zu testende Hypothese antizipiert. 
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- Bei den Alleinstehenden ergeben sich ebenfalls positive kompensierte Lohn- 
satzeffekte, die aber erwartungsgemäß geringer ausfallen als bei den Ehe- 
frauen. 


- Für die letzten beiden Gruppen ist Freizeit ein normales Gut, da die geschätz- 
ten totalen Einkommenselastizitäten in beiden Fällen negativ sind. Der Ein- 
kommenseffekt wirkt sich also bei einer Erhöhung der marginalen Steuerbela- 
stung in Richtung auf eine Zunahme und bei einer Absenkung der margina- 
len Steuersätze umgekehrt in Richtung auf eine Reduktion des Arbeitsange- 
bots für diese Gruppen aus. Substitutions- und Einkommenseffekt haben hier 
entgegengesetzte Vorzeichen. Dies ist auch der Grund, warum von einer 
bloßen Zunahme des Arbeitsangebots aufgrund der Absenkung von Grenz- 
steuersätzen allein noch nicht auf positive Wohlfahrtseffekte geschlossen 
werden kann, und umgekehrt eine Erhöhung der Wohlfahrt nicht mit einer 
Erhöhung des Arbeitsangebots einhergehen muß. 


Einige Vorbehalte bei der Interpretation der Ergebnisse sind jedoch angebracht. 
Neben den schon angesprochenen Problemen bei der Spezifikation des Arbeits- 
angebotsmodells und der Messung der ökonomischen Variablen sind sicherlich 3 
Punkte zu erwähnen, die die Resultate relativieren: 


Erstens ist das Modell vollständig statisch. Das Arbeitsangebot wird nur vom 
laufenden Nettolohnsatz und vom laufenden Nichterwerbseinkommen determi- 
niert. In der Realität wird das aktuelle Arbeitsangebot aber darüber hinaus von 
vergangenen und für die Zukunft erwarteten Grenznettolohnsätzen beeinflußt. 
Daher erfordert die Analyse des Arbeitsangebots die Formulierung und Schät- 
zung dynamischer Lebenszyklusmodelle. Diese sind prinzipiell auch auf Quer- 
schnittsdatenbasis 19 schätzbar, jedoch eröffnet die Verfügbarkeit von Panelda- 
ten hier eine Vielzahl weiterer Möglichkeiten. 11 


Zweitens vernachlässigt das Modell Rationierungsphänomene: Es wird ange- 
nommen, daß zum herrschenden Marktlohnsatz die angebotene Zahl von Ar- 
beitsstunden auch tatsächlich nachgefragt wird. Zwar ist diese Annahme für Jah- 
resarbeitsstunden nicht so restriktiv, zumal in den Schätzungen auf die tatsächli- 
che Arbeitszeit und nicht die tarifliche abgestellt wurde, 12 dennoch ist es sicher- 


10 Dies erfolgt dadurch, daß Querschnittsinformationen von Individuen, die sich in verschiedenen Phasen des 
Lebenszyklus befinden, auf den Lebenszyklusverlauf jedes einzelnen Individuums übertragen werden; vgl. 
dazu etwa MaCurdy (1985), Blundell/Walker (19862), Blundell (1986) und Kugler/Schwendener (1988). 


11 Vgl. dazu MaCurdy (1981, 1983), Browning/Deaton/Irish (1985) und Heckman/Singer (1985). 


12 Im Panel werden beide Variablen abgefragt. 
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lich interessant, auf mikroökonomischer Ebene zu klären, ob das Verhalten der 
Arbeitsanbieter entscheidend durch Restriktionen seitens der Nachfrageseite 
beschränkt war. Eine entsprechende Analyse erfordert die Schätzung von Ra- 
tionierungsmodellen auf Querschnittsdatenbasis - ohne und mit Einbeziehung 
der Konsumausgaben. 


Drittens wurden die Ergebnisse im Rahmen einer Partialanalyse für den Haus- 
haltssektor gewonnen. Weder die Verwendung der Steuereinnahmen (Ausga- 
benseite) noch kreislaufmäßige Rückwirkungen der durch die Steuerreform ver- 
änderten Preise und Einkommen können dabei berücksichtigt werden. Von den 
geschätzten Elastizitäten und den berechneten Wohlfahrtsgewinnen kann also 
nicht auf die gesamtwirtschaftliche Auswirkung einer Veränderung der margi- 
nalen Einkommensteuersätze geschlossen werden. Außerdem handelt es sich bei 
den ermittelten Elastizitäten um kurzfristige Größen, die in der langen Frist 
durchaus höhere Werte annehmen können. 


Obwohl die Ermittlung von Arbeitsangebotsfunktionen also mit einigen Proble- 
men behaftet ist und es sich um eine statische Analyse handelt, scheint eine Aus- 
sage - auch im Vergleich mit anderen Studien - allgemeingültigen Charakter zu 
besitzen: "... Most of the available evidence suggests that female labor supply, 
measured either as labor force partizipation or as hours of work, is considerably 
more wage and property income elastic than male labor supply."13 


Auf die daraus resultierenden Implikationen für die Steuerpolitik wird in Kapitel 
15 eingegangen. 


13 Killingsworth (1983, S. 432). 
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Kapitel 12: Distributions- und Allokationswirkungen der Mehrwertsteuer 


Ein Rückblick auf bisherige Studien für die Bundesrepublik Deutschland zeigt, 
daß die Diskussion über die Distributionswirkungen der Mehrwertbesteuerung 
kontrovers geführt wurde: Der klassischen Regressivitätsthese, die Mehrwert- 
steuer belaste die niedrigen Einkommen relativ stärker als die höheren Einkom- 
mensbezieher!, steht die These eines gleichmäßigen Belastungsverlaufs der Um- 
satzsteuer gegenüber, wie sie insbesondere vom Deutschen Institut für Wirt- 
schaftsforschung (DIW), aber auch anderen Autoren? vertreten wird. 


Ausgehend von dieser Kontroverse wird in diesem Kapitel* auf Basis der EVS 
1978 des Statistischen Bundesamtes untersucht, 


- ob die Mehrwertsteuer regressiv oder proportional wirkt, das heißt die durch- 
schnittliche Steuerbelastung mit zunehmendem Einkommen durchgehend ab- 
nimmt oder ob sie konstant bleibt, und 


- ob sich durch einen intertemporalen Vergleich der Ergebnisse mit anderen 
nationalen Inzidenzanalysen zur indirekten Besteuerung eine Bestätigung der 
DIW-Position abzeichnet bzw. auf welche Faktoren sich die kontroversen 
Belastungsergebnisse der oben genannten Studien zurückführen lassen.> 


12.1. Inzidenzkonzept 


Wie schon bei der Darstellung des Mikrosimulationsmodells in Abschnitt 9.3 
kurz angerissen, wird in der vorliegenden Studie das spezifische Inzidenzkonzept 
bei formalrechtlicher Veranlagung der privaten Konsumausgaben mit den Mehr- 
wertsteuersätzen des Jahres 1978 unter der Annahme der vollständigen Vorwäl- 
zung auf den Endverbraucher verwendet. Diese Überwälzungshypothese ist für 
die Mehrwertsteuer auf längere Sicht wohl zutreffend®. So urteilt Kitterer (1978, 
S. 264) hierzu: "Die Überwälzung indirekter Steuern auf die Endnachfrage hängt 
sowohl von der jeweiligen konjunkturellen Situation als auch von den speziellen 


1 Diese These wird vertreten von Hake (1972, S. 177), Huppertz/Wartenberg (1978, S. 399), vom Rheinisch- 
Westfälischen Institut für Wirtschaftsforschung (RWI, Kitterer (1978)), Dennerlein (1982, S. 100ff) und von 
Kitterer/Fronia (1981, S. 156). 


2 Vgl. dazu die Arbeiten von Bedau/Göseke (1972, 1977), Göseke/Zavlaris (1969), Göseke (1978), Teich- 
mann/Zwiener (1987) und Bedau/Teichmann/Zwiener (1987). 


3 Vgl. beispielsweise Zimmermann/Henke (1985, S. 2098). 
4 Dieses Kapitel folgt weitgehend Kaiser (1989a). 


5 Die Mehrwertsteuerbelastung privater Haushalte in Abhängigkeit von Kinderzahl, Haushaltsgröße, Alter 
und beruflicher Stellung ist vom Autor an anderer Stelle untersucht worden; vgl. Kaiser (1989a, S. 28ff). 


6 Vgl. Brümmerhoff (1987, S. 325), Göseke (1978, S. 80), Pechman/Okner (1974, S. 31), Hake (1972, S. 177), 
Heilmann (1976, S. 20) und Cnossen (1977, S. 40f). 
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Angebots- und Nachfragebedingungen auf einzelnen Märkten ab. Unabhängig 
vom Angebots- und Nachfrageverhalten der von den indirekten Steuern betrof- 
fenen Unternehmen und privaten Haushalte kann man aber nach Ablauf einer 
bestimmten Periode davon ausgehen, daß die von den Unternehmen an den Fis- 
kus abgeführten indirekten Steuern in den Preisen und Umsätzen enthalten ge- 
wesen sein müssen, die die Nachfrager für die jeweiligen Güter und Dienstlei- 
stungen zu zahlen bereit waren."? 


Dieses von Hicks (1946) so genannte "formale Inzidenzkonzept" orientiert sich 
ausschließlich an der empirisch-statistisch zu ermittelnden "Realität" im Sinne 
von ex post feststellbaren Steuerzahlungen, Umsätzen, Preisen, Einkommen usw. 
und liegt auch den oben genannten alternativen Analysen zugrunde. Auch we- 
gen der beabsichtigten Vergleichbarkeit mit den genannten Arbeiten wurde am 
formalen Inzidenzkonzept festgehalten. Die von einem Haushalt entrichtete 
Mehrwertsteuer wird somit anhand der Ausgaben für die besteuerten Güter un- 
ter Zugrundelegung der formalrechtlichen Steuersätze des Jahres 1978 ermit- 
telt®. Damit wird die Umsatzsteuer als Preisbestandteil interpretiert, den die pri- 
vaten Verbraucher voll zu tragen haben. 


12.2. Bezugsbasis 


Unabhängig von konzeptionellen Überlegungen zur Wahl der "richtigen" Be- 
zugsgröße? muß die der Messung der Steuerlastverteilung zugrundeliegende Be- 
zugsbasis aus der Primärstatistik abgeleitet werden. Als Bezugsgröße können das 
Haushaltsbrutto-, das Haushaltsnettoeinkommen, das ausgabefähige Ein- 
kommen und der private Konsum fungieren. Die Wahl der Bezugsgröße ist ne- 
ben der unterschiedlichen Verbrauchsstruktur der entscheidende Erklärungs- 
faktor für die verschiedenen Inzidenzergebnisse (Transfer-Enquéte-Kommission, 
1980, S. 36ff). Der Zusammenhang der vier genannten Bezugsgrößen ist bereits 
in Tabelle 11.1 ausführlich dargestellt worden und ist deshalb in Übersicht 12.1 
nur sehr oberflächlich wiedergegeben. 


7 Vgl. auch Zeitel (1959, S. 12). Diese Position wird auch durch empirische Berechnungen bestätigt. So kom- 
men etwa Teichmann/Zwiener (1987, S. 139£.) mit Hilfe einer Box-Jenkins-Analyse zu dem Ergebnis, daß 
beispielsweise die Mehrwertsteuererhöhung des Jahres 1978 über einen Zeitraum von 2 bis 3 Jahren voll auf 
den Endverbraucher überwälzt wurde. Die von Kitterer/Fronia (1981, S. 95ff) durchgeführten makroökono- 
metrischen Simulationen der Umsatzsteuererhöhungen von 1978 und 1979 kommen ebenfalls zu dem Resul- 
tat, daß Mehrwertsteuererhöhungen grundsätzlich auf die privaten Haushalte überwälzt werden. 


8 Steuerbefreiung für Wohnungsmieten u.ä., Dienstleistungen für Gesundheitspflege; 6 vH auf Lebensmittel, 
Personennahverkehr, Bücher/Zeitungen, Kunstgegenstände; 12 vH auf die übrigen Güter. Die formalrechtli- 
che Veranlagung der Haushalte in Höhe dieser Steuersätze impliziert die Abstraktion von der Möglichkeit 
des Vorsteuerabzugs. 


9 Vgl. dazu etwa Kitterer (1981, S. 323ff) und Kitterer/Fronia (1981, S. 54ff, 70ff). 
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Übersicht 12.1: Bezugsgrößen der Mehrwertsteuerbelastung 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 

+ Einnahmen aus Vermögen 

+ Öffentliche Renten und Pensionen 

+ sonstige laufende Übertragungen 


= Haushaltsbruttoeinkommen 


- Lohn- und Einkommensteuer 

- Vermögensteuer 

- Kirchensteuer 

- Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 


= Haushaltsnettoeinkommen 

+ Einnahmen aus dem Verkauf gebrauchter Waren 
+ einmalige Vermögensübertragungen 

= ausgabefähiges Haushaltseinkommen 


- Ersparnis 
= privater Konsum 


Um der Gefahr der Beeinflussung der Analyseergebnisse durch die Wahl einer 
"geeigneten" Bezugsgröße zu begegnen, wurden das Brutto-, das Nettoeinkom- 
men und der private Konsum gleichermaßen als Bezugsgrößen herangezogen. 10 
Dies geschah, 


- weil der private Verbrauch durch die Mehrwertsteuer nach dem Willen des 
Gesetzgebers belastet werden soll; 


- weil das Haushaltsnettoeinkommen Bezugsbasis in anderen empirischen In- 
zidenzanalysen ist und bei einem Vergleich der Studien daher auf diese 
Größe abzustellen ist. Nach Auffassung von Euler (1977, S. 151) und Den- 
nerlein (1982, S. 65) approximiert das Haushaltsnettoeinkommen darüber 
hinaus die Verfügbarkeit von Gütern und Diensten des privaten Verbrauchs. 
Da in dieser Größe die laufenden und kalkulierbaren Einnahmen der Haus- 
halte erfaßt sind, stellt das Haushaltsnettoeinkommen eine geeignete Bezugs- 
größe für die Belastungsrechnung dar; und 


- weil das Haushaltsbruttoeinkommen das umfassendste Einkommenskonzept 
darstellt, das vor Abzug der Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung die 


10 Da das Nettoeinkommen und das ausgabefähige Einkommen für den Großteil der 46068 Haushalte in der 
EVS 1978 übereinstimmen, wurde auf eine explizite Inzidenzanalyse für das ausgabefähige Einkommen ver- 
zichtet. 
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nun der Steuerlastverteilung im Rahmen des Gesamtsteuersystems er- 
möglicht. 1 


Entsprechend wird die Mehrwertsteuerbelastung der privaten Haushalte durch 
folgende Verhältniszahlen ausgewiesen: 


- Anteil der Mehrwertsteuer an den Ausgaben für den privaten Verbrauch; 
- Anteil der Mehrwertsteuer am Haushaltsnettoeinkommen und 
- Anteil der Mehrwertsteuer am Haushaltsbruttoeinkommen. 


12.3. Verteilungswirkungen der Mehrwertsteuer 


Im Fall der formalrechtlichen Vorwälzung auf den Endverbraucher wird die 
Mehrwertsteuerbelastung einzelner privater Haushalte einmal durch deren je- 
weilige Ausgabenstruktur bestimmt, weil das Umsatzsteuerrecht zwei Mehrwert- 
steuersätze vorsieht und die Verwendungsstruktur mit der Einkommenshöhe va- 
riiert. Zum anderen hängt die einkommensbezogene Belastungsquote von dem 
jeweiligen Anteil der Ersparnis ab, da lediglich die Verbrauchsausgaben, aber 
nicht die Ersparnis von der indirekten Besteuerung erfaßt werden. Je mehr Ein- 
kommensanteile zum Kauf von Gütern anstelle zur Bildung umsatzsteuerbefrei- 
ten Geldvermögens verwendet werden, desto höher fällt die auf eine Einkom- 
mensgröße bezogene Steuerlast aus. Wird das Bruttoeinkommen als Bezugs- 
größe verwendet, bestimmt darüber hinaus auch die Nettoeinkommensquote 
(Verhältnis des Haushaltsnetto- zum Haushaltsbruttoeinkommen) die Inzidenz. 


Der aus Konsumquote, Ausgabenstruktur und Nettoeinkommensquote zusam- 
mengefügte Lastverteilungseffekt ist damit theoretisch nicht eindeutig be- 
stimmbar. Der relativ geringen Belastung der Grundbedürfnisse von Haushalten 
mit niedrigen Einkommen bzw. der überdurchschnittlichen Belastung von Gü- 
tern, die mit steigendem Einkommen verstärkt nachgefragt werden, steht die 
Nichtbesteuerung der stark progressiven Ersparnis gegenüber. Der Saldo dieser 
konterkarierenden Effekte bestimmt die formale Inzidenz der Mehrwertsteuer. 
Die erwähnte These des DIW impliziert die völlige Saldierung dieser Effekte, die 
dagegenstehende Regressivitätsthese die Dominanz der mit steigendem Ein- 
kommen abnehmenden Konsumquote über die progressive Belastung des priva- 
ten Konsums. Welche These für die EVS 1978 Gültigkeit besitzt, zeigt Tabelle 
12.1. 


Für das Jahr 1978 ergibt die formale Inzidenzanalyse einen durchschnittlichen 
jährlichen Mehrwertsteuerzahlbetrag von 2343 DM pro Haushalt, was einer 
Belastung des Haushaltsbruttoeinkommens von 5.4 vH, des Haushaltsnettoein- 


11 Vgl. Kitterer/Fronia (1981, S. 72). 


Tabelle 12.1: 


Struktur der Einkommensverwendung, Nettoeinkommensquote und Belastung der privaten Haushalte in der EVS 1978 mit 
der Mehrwertsteuer nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens 
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kommens von 6.5 vH und des privaten Konsums von 7.6 vH entspricht. Ent- 
scheidend für die Verteilungswirkungen der Mehrwertsteuer sind die erwähnten 
Inzidenzeffekte. 


Einerseits sinkt die Haushaltskonsumquote mit zunehmendem Haushaltsnetto- 
einkommen durchgehend von 100 vH für die niedrigsten Einkommen bis auf 40 
vH für die höchste Einkommensklasse. Andererseits nimmt der Anteil der voll 
mehrwertsteuerpflichtigen Güter zu und der Prozentsatz für umsatzsteuerer- 
mäßigte Güter (vor allem Nahrungs- und Genußmittel) und steuerbefreite Güter 
(Mietausgaben) ab. So sinken die relativen Ausgaben für steuerermäßigte Güter 
von 30.5 vH (für die Einkommensklasse < 1000 DM Haushaltsnettoeinkommen) 
durchgehend bis auf 17.9 vH (> 10000 DM), was sich darauf zurückführen läßt, 
daß der Nahrungsmittelanteil in einkommensschwachen Haushalten überpro- 
portional hoch ist. Demgegenüber verringert sich der Prozentsatz der steuerbe- 
freiten Güter am Gesamtkonsum mit steigendem Nettoeinkommen nicht so stark 
und erreicht schon bei der mittleren Einkommmensklasse (2500 - 3000 DM) mit 
15.8 vH ein geringes Niveau, das danach nur geringfügig unterschritten wird. 


Fügt man die kontroversen Inzidenzeffekte zu einem Gesamteffekt zusammen 
und schichtet die privaten Haushalte nach dem Haushaltsnettoeinkommen, er- 
gibt sich der in Tabelle 12.1 ausgedrückte Belastungsverlauf. Danach läßt sich 
bis zu einem Haushaltsnettoeinkommen von 3000 DM eine in etwa proportio- 
nale Belastung des Haushaltsnettoeinkommens konstatieren und die DIW- 
These wird bis zu diesem Einkommensbereich bestätigt. Oberhalb dieses Nive- 
aus sinkt die relative Steuerbelastung allerdings mit steigendem Einkommen 
stärker ab und von einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen in Höhe von 
5000 DM an ist die regressive Wirkung der Mehrwertsteuer klar zu erkennen. 


Es ist demnach festzustellen, daß sich der mit zunehmendem Einkommen hö- 
here Anteil der voll steuerpflichtigen Konsumgüter und die daraus resultierende 
progressive Belastung des privaten Verbrauchs einerseits und die Abnahme der 
Konsumquote andererseits bis zu den mittleren Einkommensklassen kompensie- 
ren.12 Oberhalb eines Nettoeinkommens von 3000 DM dominiert dann die stark 
abnehmende Konsumquote den steigenden Anteil der Ausgaben für voll um- 
satzsteuerpflichtige Güter. Von dieser Einkommensklasse an entspricht der Be- 
lastungsverlauf der Regressivitätsthese. Die Belastung des privaten Verbrauchs 
nimmt dann schwächer zu, als die Konsumquote mit steigendem Netto- 
einkommen abnimmt. 


12 Das durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen in der EVS 1978 beträgt monatlich 3113 DM. 
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Dies wird ebenfalls aus Tabelle 12.1 deutlich, wonach sich für die Belastung des 
privaten Verbrauchs zwar ein kontinuierlich progressiver Verlauf ergibt, dieser 
sich jedoch von der Einkommensklasse 2000 - 2500 DM an merklich abschwächt 
und danach nahezu proportional verläuft. Die relativ schwache Progression (von 
6.9 vH in der untersten bis 8.2 vH in der obersten Einkommensklasse) ist darauf 
zurückzuführen, daß der Anteil der voll besteuerten Ausgabearten mit steigen- 
dem Einkommen zu- und der der steuerermäßigten abnimmt. 


Der durchgehend regressive Belastungsverlauf des Haushaltsbruttoeinkom- 
mens - von 6.7 vH in der untersten Einkommensschicht bis 2.5 vH für die 
höchsten Einkommensbezieher - erklärt sich dadurch, daß 


- die progressive Belastung des privaten Konsums - wie beim Haushaltsnetto- 
einkommen - durch die mit steigendem Einkommen abnehmende Konsum- 
quote kompensiert wird und daß 


- mit zunehmendem Einkommen die Nettoeinkommensquote der Haushalte - 
mit Ausnahme der Einkommensklassen 4000 - 4500 und 4500 - 5000 DM - im- 
mer geringer wird (von 98.5 vH auf 74.7 vH). 


12.4. Einordnung der Belastungsanalyse in die DIW-RWI-Kontroverse 


Ein direkter Vergleich der Ergebnisse mit den anderen Analysen ist nicht mög- 
lich, da den einzelnen Untersuchungen unterschiediiche Abgrenzungen hin- 
sichtlich Einkommensklassen, Verbrauchsschichtungen, Verwendungsstruktur 
des Einkommens und Umfang der indirekten Steuern zugrunde liegen. 13 In er- 
ster Linie interessiert der Vergleich der Studien bezüglich der Mehrwertsteuer- 
belastung des Nettoeinkommens der privaten Haushalte. 14 


Bei der Gegenüberstellung der Inzidenzanalysen muß insbesondere beachtet 
werden, daß sich frühere Studien des DIW (Göseke/Bedau) wie auch das RWI 
(Kitterer) und Dennerlein auf die gesamten indirekten Steuern beziehen, wobei 
nur die letzte Arbeit zwischen Mehrwertsteuer und den übrigen indirekten Steu- 
ern unterscheidet.1> Angesichts des großen Anteils der Umsatzsteuer am 


13 Vgl. dazu ausführlich Transfer-Enquéte-Kommission (1980, S. 20ff). 


14 Ein Vergleich zwischen den auch auf die übrigen Merkmale abstelienden Lastverteilungen findet sich bei 
Kaiser (1989a, S. 40ff). 


15 Die Veranlagung der privaten Haushalte zu den übrigen indirekten Steuern in den genannten Arbeiten er- 
folgt methodisch durch drei Schritte: Die indirekten Steuern werden auf die Endnachfragekomponenten 
über einen Input-Output-Block zugerechnet. Die aus den inversen Input-Output-Koeffizienten gewonn- 
nenen, in den Lieferungen der einzelnen Wirtschaftszweige an den privaten Verbrauch entnaltenen indirek- 
ten Steuern werden danach durch eine Wirtschaftszweig-Ausgabeart-Matrix in Steuerbeiastungsbeträge nach 
den einzelnen Ausgabexategorien umgerechnet. Die Zuordnung der steuerlichen Beiasiung der einzelnen 
Verbrauchsbereiche zu den Haushalten erfolgt dann über den Haushalts-Ausgaben-Block (in allen Studien 
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Gesamtaufkommen an indirekten Steuern in der Bundesrepublik (1978: 
60vH)16 erscheint dennoch ein intertemporaler Vergleich sinnvoll, zumal das 
DIW die Ergebnisse zum Teil ebenfalls nur auf die Mehrwertsteuer bezieht!” 
und die vorliegende Arbeit sich methodisch an Huppertz/Wartenberg (1978), 
Dennerlein (1982) und Kitterer/Fronia (1981) orientiert. 


Die auf Basis der EVS 1978 berechnete Lastverteilung der Mehrwertsteuer kann 
der früheren DIW-These von der gleichmäßigen Belastung der Haushaltsnetto- 
einkommen aller privaten Haushalte durch die Umsatzsteuer für eine große 
Einkommensskala entsprechen: Die Behauptung von Bedau/Göseke (1977, S. 
384), eine Mehrwertsteuererhöhung treffe "die privaten Haushalte aller Ein- 
kommensschichten relativ gleichmäßig" gilt bis zu einem monatlichen Haushalts- 
nettoeinkommen von 3000 DM. Von dieser Einkommensklasse an ist jedoch 
eine sinkende Steuerlast zu verzeichnen, wobei von einem Einkommen in Höhe 
von 5000 DM an die Regressivitätswirkung der Mehrwertsteuer deutlich hervor- 
tritt - ein Belastungsverlauf, der sich auch in den neuesten DIW-Studien!8 fin- 
det. 


Damit wird die Position von Huppertz/Wartenberg (1978), Dennerlein (1982) 
und Kitterer/Fronia (1981) nur für höhere Einkommen bestätigt: die Regressivi- 
tätswirkung der Mehrwertsteuer ist erst von einem Einkommensniveau von 3000 
DM an zu erkennen und tritt besonders deutlich ab 5000 DM in Erscheinung. 
Letztgenannte Arbeiten kamen dagegen auf Basis der EVS 1969 (Dennerlein) 
bzw. der EVS 1973 (Huppertz/Wartenberg, Kitterer/Fronia) zu dem Ergebnis, 
daß die Regressionswirkung schon in unteren Einkommensbereichen!? einsetzt, 
obwohl hier die "Sozialtarifierung" von Grundnahrungsmitteln noch wirken 
sollte. 


Für den gesamten Bereich der indirekten Besteuerung kommt Kitterer (1978, S. 
272f) zu einem noch eindrucksvolleren Ergebnis. Danach fällt die relative Bela- 


den einzelnen Ausgabekategorien umgerechnet. Die Zuordnung der steuerlichen Belastung der einzelnen 
Verbrauchsbereiche zu den Haushalten erfolgt dann über den Haushalts-Ausgaben-Block (in allen Studien 
die EVS). Entsprechendes Datenmaterial für das Jahr 1978 lagen dem Autor nicht vor. 


16 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (1980, S. 31). 


17 Vgl. Bedau/Göseke (1977, S. 384), Teichmann/Zwiener (1987, S. 144) und Bedau/Teichmann/Zwiener (1987, 
S. 95 ff). 


18 Vgl. Teichmann/Zwiener (1987, S. 144f) und Bedau/Teichmann/Zwiener (1987, S. 95ff). Insofern ergibt sich 
in neueren DIW-Studien eine Relativierung der Proportionalitatsthese fir hOhere Einkommen: Zwar zeigen 
alle erwähnten Arbeiten den DIW-typischen bogenförmigen Belastungsverlauf, doch während von Be- 
dau/Göseke (1977, S. 384) und Göseke (1978, S. 91) gleiche Belastungsquoten für niedrige und höhere Ein- 
kommen ausgewiesen werden, kommen Teichmann/Zwiener (1987, S. 144) und Bedau/Teichmann/Zwiener 
(1987, S. 95ff) zu dem Ergebnis, daß die Belastungsquote für höhere Einkommen gegenüber der für niedri- 
gere und mittlere Einkommen deutlich sinkt - die Regressivitätsthese für die höheren Einkommen also gilt. 


19 1100 DM bei Dennerlein nach einem anfänglich progressiven Effekt der Mehrwertbesteuerung, 1800 DM 
bei Huppertz/Wartenberg und Kitterer/Fronia. 
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stung der Haushaltsnettoeinkommen kontinuierlich von 17.5 vH (600 DM) auf 
12.9 vH (2500-5000 DM) und sinkt bis zur obersten Einkommensklasse (10000- 
15000 DM) sogar auf 5.7 vH ab. Kitterer führt diesen durchgehend regressiven 
Belastungseffekt auf die Dominanz der mit zunehmenden Einkommen stark ab- 
nehmenden Konsumquote über die Sozialtarifierung durch Aufspaltung der 
Mehrwertsteuersätze zurück. 


Wegen der Gefahr der Überschätzung der Regressivitätswirkung infolge der 
EVS-Verbrauchsschichtung (Untererfassung des privaten Verbrauchs; s. Ab- 
schnitt 9.1) lassen die Ergebnisse unserer Studie infolge der deutlich regressiven 
Zone nur für höhere Einkommensbezieher dagegen den Schluß zu, daß die klas- 
sische Auffassung einer unsozialen Verteilungswirkung der Mehrwertsteuer für 
einen weiten Einkommensbereich modifiziert werden muß und sich ihre regres- 
sive Wirkung nicht über die gesamte Einkommensskala hinweg erstreckt. 20 


Insgesamt kann die vorliegende Arbeit die DIW-Belastungskurve der Haushalts- 
nettoeinkommen in den älteren Studien von Bedau/Göseke (1977) und Göseke 
(1978) für den unteren und mittleren Einkommensbereich bestätigen. Berück- 
sichtigt man die Studien des DIW aus dem Jahre 1987 von Teichmann/Zwiener 
und Bedau/Teichmann/Zwiener, läßt sich sogar eine nahezu vollständige Über- 
einstimmung der Belastungsverläufe konstatieren. Dagegen trifft die von Den- 
nerlein (1982), Huppertz/Wartenberg (1978), Kitterer/Fronia (1981) und Kitte- 
rer (1978) ermittelte Lastverteilung der Mehrwertsteuer im Berichtsjahr für die 
oberen Einkommensklassen zu. 


Bezieht man die Ergebnisse auf den privaten Konsum, erhält man parallele 
Ergebnisse zwischen dieser Arbeit und Dennerlein (1982) sowie Kitterer/Fronia 
(1981) - im Durchschnitt leicht progressiver Belastungsverlauf -, während Kit- 
terer - unter Einbeziehung der übrigen indirekten Besteuerungsformen - einen 
mit steigendem Einkommen durchgehend proportionalen Belastungsverlauf und 
das en (Göseke (1978, S. 95)) eine durchgehend starke Progression ermit- 
teln. 


Der regressive Verlauf der Bruttobelastungsquote bei Huppertz/Wartenberg 
(1978, S. 396) und Kitterer/Fronia (1981, S. 156) wird in der vorliegenden Studie 
voll bestätigt. 


20 Vgl. auch Bedau/Teichmann/Zwiener (1987, S. 95ff). 


21 Der Hauptgrund für die abweichenden DIW-Ergebnisse liegt in der vom DIW selbst erstellten Einkom- 
mens- und Verbrauchsschichtung, die nicht der der EVS entspricht und sich vor allem in der unterschiedli- 
chen Entwicklung der Sparquote (Anstieg von 8.6 vH bis auf 22.1 vH beim DIW, von 0 bis fast 60 vH bei der 
EVS 1978) niederschlägt. Für Details über die DIW-Schichtung vgl. Transfer-Enquéte-Kommission (1980, 
S. 11ff) und Göseke/Bedau (1978, S. 68ff) sowie Lindner (1986, S. 141ff). 
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Das Verteilungsergebnis nimmt somit eine "mittlere" Position in der DIW-RWI- 
Kontroverse ein.22 Unterstellt man die vollständige Überwälzung der Steu- 
erschuld auf den Endverbraucher, dann resultiert eine von den unteren zu den 
mittleren Einkommensklassen proportionale, in den oberen Einkommensklas- 
sen jedoch stark abnehmende Mehrwertsteuerbelastung der Haushaltsnettoein- 
kommen. Berücksichtigt man die durch das DIW in den letzten Studien zur 
Mehrwertsteuerbelastung erfolgte Relativierung der Proportionalitätsthese für 
die höheren Einkommen, wird der bogenförmige Belastungsverlauf dieser Stu- 
dien voll bestätigt. Bezüglich des Bruttoeinkommens verläuft die Umsatz- 
steuerbelastung über alle Einkommensschichten hinweg regressiv. 


12.5. Die Zusatzlast der Mehrwertsteuer 


Die Zusatzlast der Mehrwertsteuer 1978 ist - der Theorie der Mehrbelastung 
(Kapitel 2) entsprechend - auf Basis der Gleichungen (2-11), (2-12) und (2-5) 
mit Hilfe der drei dargestellten Wohlfahrtsmaße (Kompensations- und Äquiva- 
lenzvariation, Harberger-Maß) berechnet worden. Mit den geschätzten LES-Pa- 
A 

rametern o; und 8;, dem bekannten Haushaltsnettoeinkommen y als Regressor 
und den Vor- und Nachsteuerpreisvektoren pg; und pı; gemäß den for- 
malrechtlichen Steuersätzen aus der Tabelle 9.3 läßt sich die Mehrbelastung für 
die drei Mehrwertsteuersätze des Jahres 1978 (0, 6, 12 %) bestimmen. Die 
Ergebnisse zeigt Tabelle 12.2. 23 


22 Somit bestätigt die Arbeit die intuitive Position von Pohmer (1981, S. 93), der bezügiich der DIW-RWI- 
Kontroverse ausführt: "The truth probably lies in the middle; exemptions and reduced rates assure propor- 
tionality or even progressivity in the lower income ranges, but the decline in the fraction of income consu- 
med assures regressivity with respect to income in the upper ranges."; vgl. auch Pohmer (1983a, S. 253f). Im 
Rahmen eines internationalen Vergleichs kommt Cnossen (1977, S. 46) fiir die Industrielander zum Resul- 
tat: "Taken together, traditional excises are moderately progressive in lower-income classes, then proportio- 
nate, and sharply regressive in higer-income ranges." Kitterer/Fronia (1981, S. 203ff) zeigen in diesem Zu- 
sammenhang, daß der private Verbrauch in fast allen EG-Ländern mit der Umsatzsieuer schwach progressiv 
oder proportional und das Haushaltsnettoeinkommen in der Regel regressiv belastet wird. Der Aussagewert 
eines solchen internationalen Vergleichs ist allerdings durch die unterschiedlichen Steuersysteme (Cnossen, 
1975, S. 177ff.) und die verschiedenen Datenbasen in den EG-Ländern stark eingeschränkt. 


23 Dabei resultieren die Vorzeichen für die Wohlfahrtsmaße und die Zusatziasten aus den entsprechenden 
Definitionen des Abschnitts 2.3. 
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Tabelle 12.2: 
Wohlfahrtseffekte der Mehrwertsteuer bei gleichem 
Steueraufkommen im LES auf Basis der EVS 1978 


KV (in Mio. DM) A 
ÄV (in Mio. DM) - 131.5 
AT (in Mio. DM) - 107.9 
j 3 
j 1 


ea om | a 


Hochgerechnete Zu- 
satzlast nach der AV 
(in Mrd. DM) 


Quelle: Kaiser (1987a, S. 50). 
Zur Notation vgl. Kapitel 2 und das Symbolverzeichnis. 


Danach führt die Mehrwertsteuer nach allen drei Wohlfahrtsmaßen zu er- 
heblichen Wohlfahrtsverlusten. Die Zusatzlast nach der äquivalenten Variation 
beträgt dabei 21.8 % des realisierten Steueraufkommens. Dem entspricht eine 
hochgerechnete Mehrbelastung von 12.4 Mrd. DM. Weiter fällt auf, daß die in 
Abschnitt 2.3 theoretisch abgeleitete Rangfolge der Wohlfahrtskonzepte 
(IKV|>|HA|>|ÄV|) bestätigt wird. Gleichzeitig wird deutlich, daß die Hicks- 
schen Maße als exakte Maße die doch beträchtlichen Ungenauigkeiten des Har- 
berger Dreiecks korrigieren. 


Bei der Interpretation der Ergebnisse muß jedoch darauf hingewiesen werden, 
daß die Ergebnisse stark von den Annahmen abhängen. Da die Wohlfahrtsmaße 
zudem auf den geschätzten LES-Parametern basieren, unterliegen auch sie einer 
großen Varianz. Dennoch kann konstatiert werden, daß von der Struktur der 
Mehrwertsteuersätze 1978 beträchtliche Zusatzlasten ausgehen. 


Den in diesem Kapitel aufgezeigten Distributions- und Allokationswirkungen 
der Mehrwertsteuer sollen im folgenden Abschnitt die Verteilungs- und Effi- 
zienzeffekte der aus der OT abgeleiteten optimalen Verbrauchsteuersätze ge- 
genüber gestellt werden. 
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Kapitel 13: Simulationsergebnisse für die optimale Verbrauchsbesteuerung 
13.1. Berechnung optimaler Verbrauchsteuersätze 
13.1.1. Optimale Verbrauchsteuersätze in der Ein-Personen-Ökonomie 


Auf die LES-Schätzergebnisse in Abschnitt 10.1 lassen sich die Regeln der opti- 
malen Verbrauchsbesteuerung - mit Ausnahme der Freizeitabhangigkeitsregel! - 
direkt anwenden. Die "second best"-Steuersätze gemäß der Preiselastizitäten- 
und Einkommenselastizitätenregel sind dabei an das aufkommensneutrale Ni- 
veau in der Stichprobe (Mehrwertsteueraufkommen in Höhe von 108 Millionen 
DM) anzupassen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Mietausgaben innerhalb 
des Systems der indirekten Besteuerung in der BRD 1978 nicht erfaßt werden. 
Tabelle 13.1: Einkommenselastizitäten und aufkommensneutrale 


"second best"-Steuersätze auf Basis der inver- 
sen Preis- und Einkommenselastizitätenregeln 


kompensier-| Einkommens |Optimal-|Optimal- 
te Eigen- i 
preiselast. 


Quelle: Kaiser/Spahn (1989, S. 205). 
Angaben für die Steuersätze in %. 


1 Die Anwendung der Freizeitabhängigkeitsregel setzt die Einbeziehung der Freizeitnachfrage/des Arbeitsan- 
gebots in das Güternachfragesystem voraus. Wie schon in Teil II der Arbeit erwähnt, scheitert die empirische 
Umsetzung der Regel an fehlenden Informationen über die Lohnsätze für die einzelnen Haushalte in der 
EVS. 
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Die Ergebnisse aus der Anwendung der Elastizitätenregeln sind in Tabelle 13.1 
verzeichnet. Danach sind nach beiden Regeln der Energieverbrauch und die 
Ausgaben für Nahrungs- und Genußmittel am höchsten zu besteuern, da diese 
die geringsten kompensierten Eigenpreis- bzw. Einkommenselastizitäten der 
Güternachfrage aufweisen. Die Größenordnungen für die Einkommenselastizi- 
täten zeigen darüber hinaus, daß homothetische Präferenzen nicht vorliegen (die 
Einkommenselastizitäten stimmen nicht überein und sind nicht gleich eins). 


Bei der Interpretation dieser "second best"-Steuersätze sind allerdings zwei 
Punkte zu berücksichtigen, die die Relevanz der obigen Analyse stark in Frage 
stellen. Zum einen ist beim LES - wie auch beim ELES - eine der zentralen Vor- 
aussetzungen für die Gültigkeit der Elastizitätenregeln, nämlich die Unabhängig- 
keit der Nachfrage, nicht erfüllt. Streng genommen hätte man zur Anwendung 
der Regeln Eingleichungsmodelle für jede Ausgabenart schätzen müssen. Solche 
Eingleichungsmodelle - vor allem aus der Konsumforschung (Engel-Kurven- 
Analyse) bekannt? - sind jedoch unabhängig von der Nutzentheorie am "good- 
ness of fit" orientiert. Sie weisen zwar den Vorzug der direkten Ableitung der 
Nachfrage- und Angebotselastizitaten aus den geschatzten Strukturkoeffizienten 
auf. Dem ökonometrischen Vorteil dieser Funktionsansätze (meist linear, log- 
arithmisch, halblogarithmisch, logarithmisch-invers oder hyperbolisch spezifi- 
ziert) steht jedoch der Nachteil gegenüber, daß die Erfüllung der nutzentheore- 
tischen Restriktionen (Abschnitt 8.1.) nicht garantiert, sondern rein zufällig 
wäre.’ Die abgeleiteten hypothetischen Restriktionen der Haushalte hinsichtlich 
Einkommens- und Preisänderungen infolge der Besteuerung sollten aber auf 
Basis einer Theorie getroffen werden, die für alle Haushalte und Ausgabenkate- 
gorien "gleiche Bedingungen" schafft. Damit wird die Konsistenz von Theorie 
und Empirie sichergestellt. 


Man sieht sich also bei der empirischen Anwendung der Elastizitätenregeln ei- 
nem nicht lösbaren "trade off" zwischen der Unabhängigkeit der Nachfrage und 
der Erfüllung der Slutsky-Bedingungen gegenüber. Daher existieren auch keine 


2 Vgl. dazu etwa Leser (1963, S. 695ff), Wöhlken/Lauenstein (1969, S. 346ff), Rau (1975, S. 21ff), 
Prais/Houthakker (1971), Hecheltjen (1974, S. 338ff) und Buchegger (1978, S. 264). 


3 Vel. Pfaff/Dennerlein (1978, S. 147f). Über die empirische Gültigkeit der Slutsky-Restriktionen herrscht in 
der Literatur Uneinigkeit (Brown/Deaton (1972, S. 1195), Barten (1977, S. 45f), Bonus (1975, S.14), Laitinen 
(1978), Meisner (1979), Deaton (1986, S. 1791f)). Tests der Bedingungen auf Zeitreihenbasis kommen zu 
unterschiedlichen Ergebnissen (Ablehnung bei Barten (1969), Byron (1970a, 1970b), Bestätigung bei Barten 
(1964), Deaton (1972, 1974b), Böhm (1980, S. 18f)). Kiefer (1977, S. 209) kritisiert an diesen Tests zu Recht, 
daß sie auf aggregierten Daten basieren, während die Restriktionen Bedingungen an die Parameter einer ex- 
akten Nachfragefunktion eines einzelnen Individuums darstellen. Kiefers Arbeit auf Mikrodatenbasis (1984, 
S. 290ff.) bestätigt die Gültigkeit der Restriktionen. Unabhängig von diesen Ergebnissen wird hier die Posi- 
tion von Phlips (1983, S. 55) vertreten: "We find it difficult to take the results of these tests very seriously ... 
Given that the demand equations have to be specified in some way, a valid testing against unrestricted data is 
probably impossible. We therefore think that, if we want measurement to be meaningful, we must impose the 
general restrictions whatever the results of the tests just referred to." 
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empirischen Berechnungen von "second best"-Steuersätzen auf der Basis von 
Eingleichungsmodellen. Werden letztere jedoch im Rahmen von konsistenten 
Mehrgleichungssystemen ermittelt, verstößt man gegen eine Grundvorausset- 
zung für die Gültigkeit der inversen Elastizitätenregeln. 


Zum anderen ist auf das theoretische Ergebnis der Optimalität von Pauschele- 
menten in der Ein-Personen-Ökonomie (Abschnitt 6.2.3) und auf die damit 
zusammenhängende geringe empirische Relevanz des Ramsey-Modells (Ab- 
schnitt 4.1.3.5) hinzuweisen. Interessieren nur Effizienzaspekte, braucht man 
keine empirischen Berechnungen zur Lösung des optimalen Besteuerungspro- 
blems. Letzteres kann allein theoretisch durch Anwendung des zweiten Wohl- 
fahrtssatzes gelöst werden. 


Die Berechnungen in Tabelle 13.1 machen daher - wie das Ramsey-Modell 
selbst - allenfalls dann Sinn, wenn von Pauschsteuern abstrahiert wird, das Ar- 
beitsangebot des Konsumenten elastisch ist und nach der Freizeitabhängig- 
keitsregel besteuert werden könnte. Da die beiden letzten Voraussetzungen in 
unserem Modell aber nicht gegeben sind, haben die Steuersätze in Tabelle 13.1 
lediglich illustrativen Charakter.4 


13.1.2. Optimale Verbrauchsteuersätze in der Mehr-Personen-Okonomie 


13.1.2.1. Ausgangspunkt 


Grundlage für die Berechnung der Optimalsteuersätze in der Mehr-Personen- 
Ökonomie sind die Diamond-Mirrlees-Bedingungen (4-32) und die Steuerauf- 
kommensrestriktion. Unter Verwendung der bekannten Notation lassen sich 
diese auch ausdrücken durch das Gleichungssystem 


h,.h 7 = 
(13-1) - 2,8 Xi + u(HX; + Bits (6X5 /6p;) = 0 und 


(13-2) Tg = 25tyXq, 


wobei BP = (sW/svb) qh den sozialen Grenznutzen des individuellen Einkom- 
mens des Haushalts h (a stellt dabei den Grenznutzen des individuellen Ein- 
kommens dar) sowie X;=z,x;0 die Marktnachfrage nach dem i-ten Konsumgut 
und X;=X;/H die durchschnittliche Marktnachfrage nach dem i-ten Konsumgut 
bezeichnen. 


Die Gleichungen (13-1) und (13-2) konstituieren ein Gleichungssystem mitn + 1 
Gleichungen und n + 1 Unbekannten (n Steuersätze und der Lagrangeparame- 


4 Die gleiche Kritik läßt sich allerdings auch auf Arbeiten von Atkinson/Stiglitz (1972, 1980) und Har- 
ris/MacKinnon (1979) anwenden, die ebenfalls in der Ein-Personen-Ökonomie quasi-optimale Steuersätze 
berechnen, obwohl uns die Theorie das Ergebnis bereits sagt. 


Simulationsergebnisse für die optimale Verbrauchsbesteuerung 199 


ter des staatlichen Optimierungsansatzes „>. Voraussetzung für seine Lösung ist 
die Kenntnis der Reaktionen 8x) sp; und der Verteilungsgewichte gh, 


Die Verhaltensreaktionen lassen sich mit Hilfe des geschatzten linearen Ausga- 
bensystems aus Kapitel 11.1 berechnen. Bei Normierung der Konsumenten- 
preise auf 1 können sie bei Kenntnis der jeweiligen Güterausgaben aus den un- 
kompensierten Preiselastizitäten der Nachfrage nach diesen Gütern ermittelt 
werden. 


Zur Berechnung der distributiven Gewichte muß eine soziale Wohlfahrtsfunk- 
tion (SWF) W vorgegeben werden. Diese methodische Vorgehensweise wird an- 
gesichts des Arrow-Paradoxes gleichermaßen oft kritisiert wie falsch interpretiert 
- versteht die Optimalsteuertheorie die SWF doch als Ziel- bzw. Entscheidungs- 
funktion des Staates statt als gesellschaftliches Aggregationsprinzip.© Darüber 
hinaus können durch die Vorgabe alternativer staatlicher Wohlfahrtsfunktionen 
der Grad der Redistributionsvorstellungen durch den Staat explizit berücksich- 
tigt und Sensitivitätsanalysen der Ergebnisse im Hinblick auf verschiedene 
Verteilungsvorstellungen des Fiskus durchgeführt werden. Diese lassen sich 
durch unterschiedliche Größenordnungen eines Parameters quantifizieren, der 
die staatliche Ungleichheitsaversion repräsentiert. Diese Zusammenhänge sollen 
im folgenden kurz dargestellt werden. 


13.1.2.2. Bestimmung der Verteilungsgewichte 
Im OT-Ansatz stellt die SWF 
(13-3) W = w(uß), 6w/éu > 0, h=1, ..., H 


eine von den Nutzen der Privaten positiv abhängige paretianische Bewertungs- 
funktion dar, wobei die Nutzenniveaus u der Haushalte h von ihren Einkommen 
y und diese wiederum von ihren Fähigkeiten w bestimmt werden: 


oO 
o 


mit f(wp) als Fähigkeits- bzw. Bruttolohndichtefunktion. Die SWF wird dabei als 
symmetrisch, homothetisch und differenzierbar angenommen, so daß die relati- 


5 p kann wieder als Grenznutzen des Öffentlichen Budgets interpretiert werden, das heißt jz gibt an, um wie- 
viele DM-Einheiten sich die Wohlfahrt verändert, wenn das Öffentliche Budget um 1 DM zu- oder abnimmt 
(vgl. Kapitel 4). 


6 Vgl. zu dieser Position etwa Sohmen (1976, S. 15), Sen (1977), Roberts (1980) und Stern (19870, S. 46ff). 
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ven Verteilungsgewichte von den relativen Einkommenspositionen der Haus- 
halte bestimmt werden. 


Als Spezifikation der individuellen Nutzenfunktion bedient sich die OT der iso- 
elastischen Form von Atkinson (1970, S. 251; 1973, S. 306) 


Y (Wp) we 
(13-5) u(y(w,)) = ————— . 
1-e 
Wird (13-5) in en eingesetzt, und geht man auf die diskrete Schreibweise 
über, erhält man 


spyt TS 
= für e + 1 
(13-6) Wy) 1-e 
= z, In yP für e = 1. 


mit e als Elastizität des sozialen Grenznutzens des individuellen Einkommens 
(e = (6W’/sy)(y/W’)). Der Parameter e gibt also an, um wieviel Prozent der so- 
ziale Grenznutzen bei einer einprozentigen Veränderung des individuellen 
Einkommens variiert. Diese Maßzahl kann auch als Egalitatspraferenz bzw. 
Ungleichheitsaversion des Staates interpretiert werden. Je höher e ist, desto 
stärker fällt der soziale Grenznutzen der hohen Einkommen im Vergleich zu 
dem der niedrigeren Einkommensbezieher (W° = sW/sy = su (yP)°e). 


Mit zunehmendem e steigt also die Ungleichheitsaversion des Staates, da dann 
die soziale Wohlfahrt der unteren Einkommensbezieher höher bewertet wird. 


Da sich Nutzen und Einkommen gemäß (13-5) nur durch eine monotone Trans- 
formation unterscheiden und identische Nutzenfunktionen für die Individuen 
unterstellt werden?, lassen sich je nach der Höhe des Paramters e vier typische 
Formen der sozialen Wohlfahrtsfunktion ausmachen: 


7 Vgl. beispielsweise Atkinson (1970, S. 251; 1973, S. 306), Stern (1977, S. 241), Dodgson (1980, S. 2ff), Ah- 
mad/Stern (1984, S. 278ff) und Ray (1986, S. 258). 


8 In dieser wie in anderen Arbeiten zur angewandten Wohlfahrtsökonomik im Mehr-Personen-Fall wird von 
interpersonell vergleichbaren kardinalen Nutzen und identischen Nutzenfunktionen ausgegangen. Zur 
Begründung dieser Neokardinalität des Nutzens in der OT vgl. etwa Stern (1977, S. 234ff), Ng (1983, S. 13ff), 
King (1983b), Bös (1987, S. 4ff) und Kaiser (1989b, S. 20f). 


9 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Cooter/Helpman (1974, S. 656ff), von Oehsen (1982, S. 234ff), Seidl 
(1983, S. 180ff), Heubes (1985, S. 65ff) und Kaiser/Spahn (1989, S. 208ff). Die folgende Kurzbeschreibung 
der Wohlfahrtsfunktionen beschränkt sich auf ihre Definitionen. Eine Auseinandersetzung mit ihren 
philosophischen Grundlagen - wie die wissenschaftstheoretische Problematik einer Normenbegründung 
generell - kann hier allein aus Raumgründen nicht geleistet werden. 
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aje =0 


Für e = 0 ist die soziale Wohlfahrt gleich der Summe der individuellen Nutzen, 
was den utilitaristischen Vorstellungen des höchsten Glücks der größten Zahl 
entspricht. Daher wird die Funktion 


(13-7) WB = nu 

auch als utilitaristische oder Benthamsche (1789) Wohlfahrtsfunktion bezeich- 
net. Bei dieser SWF werden die individuellen Nutzendifferenzen - bei gegebener 
Summe der individuellen Nutzen - überhaupt nicht berücksichtigt. Zudem er- 
möglicht sie einen Zustand, in dem eine oder mehrere Personen keinen Nutzen 
empfangen. 


Die staatliche Entscheidungsinstanz ist gegenüber der Verteilung der Nutzen auf 
die Mitglieder der Ökonomie also völlig indifferent, die Nutzen werden - wie 
man auch in der empirischen Berechnung sehen wird - gleichgewichtet: der 
Nutzenzuwachs eines reichen Individuums steigert die soziale Wohlfahrt in der 
gleichen Weise wie der eines Armen, ein konkretes Umverteilungsargument ist 
aus dieser Wohlfahrtsfunktion nicht ableitbar, es wird nur auf allokative Aspekte 
abgestellt. 10 


b)e=1 
Konvergiert der Parameter der Ungleichheitsaversion gegen 1 
pune) 
(13-8) lim ———— =n, 
e->1 l-e 


so resultiert daraus die Nash-SWF (1950) 
(13-9) W = mu. 


Die Nash-SWF kann in einem Zwei-Personen-Spiel als die Lösung interpretiert 
werden, bei dem beide Spieler jede Strategie fallenlassen, die dem Gegner einen 
größeren Schaden zufügt als dessen Plan einem selbst. Diese Strategie ist äqui- 
valent mit dem Maximum des Produkts der individuellen Nutzen der Spieler. Im 


10 Eine moderne Rechtfertigung des Utilitarismus stammt von Harsanyi (1955). Dazu stelle man sich vor, den 
einzelnen Mitgliedern einer Gesellschaft sei noch nicht bekannt, welchen Typ i unter allen möglichen vor- 
handenen Typen, i = 1,..., n sie jeweils selbst innehaben. Die Entscheidung über soziale Alternativen finden 
also unter Unsicherheit über die tatsächliche Position in der Gesellschaft statt. Jede Person geht daher da- 
von aus, daß sie mit Wahrscheinlichkeit 1/n vom Typ i ist. Somit läßt sich, bei einer gegebenen Alternative x, 
u(x) als der zufallige Nutzen, die Rolle von Individuum i in der Gesellschaft innezuhaben, ansehen. Wenn 
nun, wie nach der Entscheidungstheorie unter Unsicherheit, verschiedene Alternativen hinsichtlich des Er- 
wartungswertes ihres Nutzens beurteilt werden, so ergibt sich bei x der erwartete Nutzen W(x) = 2 u;(x)/n. 
Für gegebenes n entspricht dies der utilitaristischen Wohlfahrtsfunktion. 
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Nash-Fall ist daher gewährleistet, daß jedes Gesellschaftsmitglied einen po- 
sitiven Nutzen erhält. 


c) € -> œ 


Liegt extreme Ungleichheitsaversion vor, orientiert sich die Gesellschaft also an 
dem Nutzenniveau des schlechtest gestellten Individuums derart, daß es im 
Wohlfahrtsmaximum nicht mehr möglich ist, den Nutzen dieses Individuums zu 
erhöhen, verhält sich die staatliche Entscheidungsinstanz gemäß dem Rawls- 
schen (1975, S. 336ff) Maximin-Prinzip: Maximiere den Nutzen desjenigen 
Individuums, das im Ausgangszustand den minimalen Nutzen aufweist (Zweiter 
Grundsatz des Differenzprinzips der Rawlsschen Gerechtigkeitstheorie). Formal 
entspricht dies der Gleichung 


(13-10) wR = max min (uty , h = 1, ..., He 


Die Verbindung des Maximin-Kriteriums bzw. obiger Gleichung mit der Theorie 
des sozialen Kontrakts bei Rawls ergibt sich in wohlfahrtstheoretischer Hinsicht 
aus dem "veil of ignorance" in dem gesellschaftlichen Urzustand: Da die Gesell- 
schaftsmitglieder in der originären Position, in der sie über die konstitutiven Re- 
geln für die reale Welt abzustimmen haben, nicht wissen, wie groß ihre Ver- 
dienstmöglichkeiten sind und wie diese in der postkonstitutiven Phase entlohnt 
werden, unterzeichnen sie den Gesellschaftsvertrag aus Furcht vor dem extre- 
men Fall größter Armut. Diese Risikoaversion führt dazu, daß jedermann für 
den Fall vorsorgen möchte, daß er die schlechteste unter denjenigen denkbaren 
individuellen Situationen einnehmen muß, die ohne diese Verteilungsregel in 
der realen Welt verwirklicht werden könnte. In dem abzuschließenden Gesell- 
schaftsvertrag wird ihnen garantiert, daß die Gesellschaft sie in diesem Fall in 
den bestmöglichen Zustand versetzt, eben nach dem Maximin-Kriterium han- 
delt. 


Sen (1970, S. 138) hat an dieser Regel kritisiert, daß sie im speziellen Fall zwei 
soziale Zustände dann als indifferent ansieht, wenn in ihnen die jeweils am 
schlechtesten gestellten Wirtschaftssubjekte gleich gut gestellt seien. Um sich 
aber nicht der Vorteile zu begeben, die einer dieser sozialen Zustände anderen 
Wirtschaftssubjekten bringen könnte, stellt Sen in diesen Fällen auf das am 
zweitschlechtesten gestellte Individuum, und, falls auch hier Indifferenz vorliegt, 
auf das am drittschlechtesten gestellte Wirtschaftssubjekt usw. ab. Daher substi- 
tuiert Sen das Maximin-Prinzip durch den Ausdruck lexikographisches Maximin- 
oder kurz Leximin-Prinzip.!! 


11 Vgl. auch Seidl (1983, S. 180). 
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Dem so aus der modernen vertraglichen Staatstheorie hergeleiteten Leximin- 
Prinzip ist nun ein konkretes Umverteilungsargument immanent, falls - wie 
angenommen - das individuelle Einkommen eine monotone Transformation des 
individuellen Nutzens darstellt und die Nutzenfunktionen der Gesellschaftsmit- 
glieder identisch sind. In diesem Fall läßt sich nämlich die Leximin-Gerechtigkeit 
als das Postulat nach der Maximierung des Nutzens des niedrigsten Einkom- 
mensbeziehers interpretieren. 


Mit der Zugrundelegung der Rawls’schen SWF geht damit eine hohe soziale 
Präferenz für die Egalisierung der Einkommen einher, da eine unterschiedliche 
Gewichtung der Nutzenzuwächse bei Arm und Reich erfolgt: Ein Nutzenanstieg 
bei den ärmeren Individuen steigert die Wohlfahrt stärker als der eines reiche- 
ren Gesellschaftsmitglieds. Das Postulat der Wohlfahrtsmaximierung ist dann 
äquivalent mit der Forderung nach der Minimierung des Nutzens des niedrigsten 
Einkommensbeziehers. 


d) e -> -œ 


Das Gegenstück zur Rawls-Wohlfahrtsfunktion erhält man, falls der Parameter 
der Ungleichsheitsaversion gegen minus Unendlich strebt. Nach dieser elitären 
Wohlfahrtsfunktion - auch als Nietzsche-SWF bezeichnet!2 - hat die Wohlfahrt 
der Gesellschaft dann ihr Maximum erreicht, wenn ihr nicht mehr möglich ist, 
den Nutzen derjenigen Person zu erhöhen, die den höchsten Nutzen empfängt: 


(13-11) WE = max max (uy , h = 1, ..., H 


Es ist allerdings nur schwer vorstellbar, daß das Leximax-Kriterium in einer de- 
mokratischen Gesellschaft als (Um-)Verteilungsregel etabliert werden könnte. 
Bei den nachstehenden Simulationen wird von dieser SWF daher abstrahiert. 


Unabhängig von der Vorgabe eines bestimmten Wertes für den Parameter der 
staatlichen Ungleichheitsaversion sind die distributiven Gewichte in den OT-An- 
sätzen als die partiellen Ableitungen der SWF nach den Einkommen der Haus- 
halte definiert und werden als soziale Grenznutzen des individuellen Einkom- 
mens bezeichnet: 


(13-12) BR = sw/sy". 


Wendet man (13-12) auf die allgemeine Form der paretianischen SWF (13-6) an, 
erhalt man fiir den sozialen Grenznutzen des Haushalts h den Ausdruck 


(13-13) BR = swssyD = yh’°. 


12 Vgl. Kaiser/Spahn (1989, S. 209). 
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Die relativen Verteilungsgewichte für zwei Haushaltsgruppen h und i sind dann 
für Funktion (13-6) gleich 


(13-14) BBypi = cytyyhy€, 


Ist nun (13-14) gleich eins - was für e = 0, also für den utilitaristischen Fall vor- 
liegt -, wird die Einkommensverteilung zwischen den Haushalten h und i als 
gleichmäßig (bzw. "gerecht") angesehen, da durch Umverteilung kein Wohl- 
fahrtsgewinn erreicht werden kann. Entsprechend obigen Aussagen wird auf 
rein allokative Aspekte abgestellt. Falls (13-14) größer als eins ist, wird eine 
Einkommenseinheit für den Haushalt h höher bewertet als eine für i. 


Normiert man das Gewichtungssystems für verschiedene Einkommensgruppen 
auf das durchschnittliche Nettoeinkommen aller Haushalte Y, folgt für (13-14) 


(13-15) BP = (yyyP® 


mit y als durchschnittliches Nettoeinkommmen der Stichprobe und yh als 
Nettoeinkommen des Haushalts h. 


e kann nun zur Berechnung von Optimalsteuersätzen in der Mehr-Personen- 
Wirtschaft vorgegeben werden.!3 Dann lassen sich mit Hilfe der Einkommens- 
daten aus der EVS die Wohlfahrtsgewichte gemäß Gleichung (13-15) berech- 
nen.!4 Diese geben an, wie 1 DM staatlicher Transfer an den h-ten Haushalt der 
betreffenden Einkommensklasse bewertet werden soll. Eine Zuweisung von 1 
DM an einen niedrigen Einkommensbezieher erfährt demnach für e = 2.52 eine 
Gewichtung von 34, während Transfers an die höchsten Einkommen nur mit 
0.15 gewichtet werden. Entsprechende Werte für 8 gemäß variierendem e (ver- 
schiedenen SWF) für 10 Einkommensgruppen in der EVS 1978 zeigt die Tabelle 
13.2. 


13 Im Fall des bekannten additiven linearen Ausgabesystems von Stone (1954) läßt sich der Frisch-(1959)-Para- 
meter 


day 
2 = 


Sy @ 


mit @ als Grenznutzen des individuellen Einkommens als € identifizieren. Dessen Absolutwert läßt sich aus 
dem LES berechnen als || = |y/(y - 2,p;o,) |, das heißt als Quotient zwischen dem Haushaltsnettoein- 
kommen und dem Überschußeinkommen. Mit der Schätzung des LES aus Kapitel 11.1 ergibt sich der so de- 
finierte Wohlfahrtsindikator bzw. der Parameter der Ungleichheitsaversion in der Höhe von 2.52, was alter- 
nativen Schätzungen entspricht. Zur Methodik vgl. Lluch/Powell/Williams (1977, S. 11ff); zu alternativen 
Schätzungen vgl. etwa die Übersicht bei Brown/Deaton (1972, S. 1206) und Stern (1977, S. 214f). 


14 Die so erfolgte Berechnung der Verteilungsgewichte hat in der angewandten Wohlfahrtstheorie eine sehr 
lange Tradition. Zu Beispielen vgl. beispielsweise McGuire/Garn (1969), Feldstein (1972a,b, 1974), Nash/Pe- 
arce/Stanley (1975), Pearce/Nash (1981), Dodgson (1980, 1983), Ahmad/Stern (1984), Brent (1984) und Ray 
(1986). Zu den Eigenschaften der so definierten Gewichte vgl. detailliert Ebert (1986a). 
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Tabelle 13.2: Verteilungsgewichte ß für verschiedene Einkommens- 
klassen und Wohlfahrtsfunktionen 


Durch- Staatliche Wohlfahrtsfunktion 
schnitt- 
liches 
monatl. 
Haushalts- 
bis unter] nettoein- 


... DM kommen 


Gi iea eof oa [ow] os [ao [em] sa 
Bar 


Monatlich 
es Haus- 
haltsnet- 
toeinkom- 
men von 


"Bentham" <---=----- > "Nash" <---> "Rawls" 


O 
pozo ma icon eva a sfr. n az] az 
pozo a fofin iafes] aa so 
pooo=s500] 2238 [inolo.ee[o.eafo.seno.sei] ova] 0-02 
prno 3732 [roje osa osa oaa] 0.00] 0-40 
fooomssea] aar _[i.afoesfo.orafo.eso[o.7m| vee] 0-2 
soosoo] e724 [no[o.ee[o.ez9[o.uz[o.s9] ans] 0.12 
[> 2200 [en [uafooefo.ro[o.ceefoese] os] _ 0.02 


Quelle: Kaiser (1987b, S. 9). 


Dabei erfahren gemäß (13-15) die niedrigsten Einkommensbezieher mit zuneh- 
mendem e (utilitaristische -> Rawls’sche SWF) eine stärkere Gewichtung als die 
höheren Einkommen. Wie theoretisch hergeleitet, werden im utilitaristischen 
Fall die Haushaltseinkommen (das heißt bei monotoner Transformation und 
identischen Nutzenfunktionen auch die Nutzen) gleichgewichtet. 


13.1.2.3. Die Optimalsteuersätze in einer Mehr-Personen-Wirtschaft 


Mit den so bestimmten Gewichten, den auf Basis des LES geschätzten Reak- 
tionsvariablen und den vorhandenen Einkommens- und Konsumdaten der EVS 
1978 lassen sich die aufkommensneutralen Optimalsteuersätze in einer Mehr- 
Personen-Wirtschaft durch Lösung des Gleichungssystems (13-1) und (13-2) be- 
rechnen. 1? Die Ergebnisse finden sich in Tabelle 13.3. 


15 Der angewandte Simplex-Algorithmus folgt Ray (1986, S. 261N. 
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Tabelle 13.3: Schätzung der optimalen Steuersätze in der 
Mehr-Personen-Wirtschaft für alternative 
Ungleichheitsaversionen (Wohlfahrtsfunktionen) 


Staatliche Wohlfahrtsfunktion 


Gütergruppe/ "Bentham"< >"Nash"<-->"Rawls" 


KIEITEEDEIEZEZ 

parmani | 0-38] 0.07] 0.06] 0.04] 0.aa]-0.68|-1.38 
Genußmittel | 0.05] 0.03|-0.11|-0.48|-0.60 
KEIKSOKEIERTERD 

0.35 


Quelle: Kaiser/Spahn (1989, S. 210); 
Angaben der Steuer- bzw. Subventionssätze in Prozent. 


Danach wird deutlich, wie mit zunehmendem e die Steuersätze für diejenigen 
Güter, die bevorzugt von unteren Einkommen nachgefragt werden, sinken bzw. 
in quasi-optimale Subventionssätze übergehen. So zeigt Tabelle 12.1 für die un- 
teren Einkommensklassen hohe Verbrauchsanteile für Nahrungs- und Genuß- 
mittel und für die Energiebedarfsdeckung, die mit steigendem Einkommen na- 
hezu stetig abnehmen. Gerade diese Gütergruppen werden gemäß Tabelle 13.3 
mit steigender Egalitätspräferenz immer geringer besteuert und ab der Nash- 
SWF (e = 1) sogar subventioniert. Umgekehrt werden die Ausgaben für Ver- 
kehr- und Nachrichtenübermittlung, Mahlzeiten außer Haus, Körper- und Ge- 
sundheitspflege, persönliche Ausstattung und übrige Güter für die Haushalts- 
führung mit zunehmender Egalitätspräferenz des Fiskus höher besteuert. Für 
diese Güter weist Tabelle 12.1 große Verbrauchsanteile bei den höheren Ein- 
kommensbeziehern aus. 


Welche allokativen und distributiven Wirkungen gehen nun von den so bestimm- 
ten optimalen Steuersätzen aus? Läßt sich mit Hilfe der OT ein Verbrauchsteu- 
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ersystem ableiten, das gleichermaßen die aufgezeigten regressiven Verteilungs- 
wirkungen für die höheren Einkommen und die Mehrbelastung der Mehrwert- 
steuer abschwächt bzw. den Dualismus zwischen Verteilung und Effizienz 
ausbalanciert? Diese Fragen sollen nun beantwortet werden. 


13.2. Wohlfahrtswirkungen der Optimalsteuersätze 


13.2.1. Verteilungs- und Allokationswirkungen der allokativ optimalen 
Steuersätze 


Obwohl die empirische Relevanz der in Abschnitt 13.1 auf Basis der inversen 
Elastizitätenregeln abgeleiteten "second best"-Steuersätze stark eingeschränkt 
ist, sollen - quasi als "benchmark" eines die Effizienzaspekte extrem betonenden 
Verbrauchsteuersystems - die allokativen und distributiven Wirkungen dieser 
Steuersätze analysiert werden. Die Struktur der allokativ optimalen Verbrauchs- 
steuersätze auf Basis der inversen Einkommenselastizitätenregel (Tabelle 13.1) 
kann dabei grob in drei Gruppen zusammengefaßt werden: Nahrungs- und 
Genußmittel sowie Elektrizität, Gas und Brennstoffe sollten danach mit ca. 
durchschnittlich 17 %, Mahlzeiten außer Haus sowie Kleidung und Schuhe mit 
ca. 9,5 % und die übrigen Güter mit ca. 7 % besteuert werden. 

Tabelle 15.4: Wohlfahrtseffekte der Mehrwert- und der "second 

best"-Besteuerung gemäß der inversen Einkommens- 


elastizitätenregel bei gleichem Steueraufkommen 
auf Basis der EVS 1978 


Mehrwertbesteue- 
rung 
des Jahres 1978 


Optimalbesteuerung 
nach der inversen 
Elastizitätenregel 


Quelle: Kaiser/Spahn (1989, S. 206). 
Angaben in Mio. DM bzw. %; Zusatzlasten in Absolutgrößen. 
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Die Wohlfahrtsgewinne einer solchen Steuerstruktur gegenüber den existieren- 
den Mehrwertsteuersätzen in der BRD bestätigen die in Kapitel 4 theoretisch 
begründete Skepsis gegenüber der allokativen Effizienz von einheitlichen - oder 
hier quasi-einheitlichen (0, 6 und 12 Prozent) - Verbrauchsteuersätzen. In Ta- 
belle 13.4 finden sich die Mehrbelastungen dieser Verbrauchsteuersysteme, be- 
rechnet nach Maßgabe der Hicksschen Äquivalenzvariation innerhalb des li- 
nearen Ausgabensystems. Danach verursacht die Optimalbesteuerung nach der 
Einkommenselastizitätenregel erheblich geringere Substitutionseffekte als die 
Mehrwertbesteuerung der BRD aus dem Jahre 1978. Die Zusatzlast nach der 
äquivalenten Variation beträgt bei der Besteuerung nach der Einkommenselasti- 
zitätenregel lediglich 3.2 % gegenüber 21.3 % bei der Mehrwertbesteuerung. 10 
Dem entspricht eine hochgerechnete Mehrbelastung von 1.8 Mrd. DM bei dem 
allokativ optimalen Steuerregime einerseits und eine "excess burden" bei der 
formalrechtlichen Besteuerung von 12.4 Mrd. DM andererseits (bei Aufkom- 
mensgleichheit der Besteuerungsformen). 


Folgt man also der Äquivalenzvariation als exaktem Maß, bewirkt das aus der 
Mehrwertbesteuerung erzielte Steueraufkommen eine ca. 15-fach größere Wohl- 
fahrtseinbuße als die "second best"-Besteuerung nach der Einkommenselastizitä- 
tenregel. Mit welchen Verteilungswirkungen werden diese - hypothetischen - 
Wohlfahrtsgewinne nun erkauft? 


16 Die Zusatzlast eines nach der Preiselastizitätenregel abgeleiteten Verbrauchsteuersystems findet sich bei 
Kaiser (1987a, S. 50). Da aber mit direkt additiven Nutzenfunktionen gearbeitet wird, macht die Anwendung 
dieser Regel - über die schon oben gemachten Einwände hinaus - wenig Sinn. 
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Tabelle 13.5: Belastung der privaten Haushalte mit der allokativ 
optimalen Steuer nach dem Haushaltsnettoeinkommen 


Belastung der privaten Haushalte mit der 
allokativ optimalen Steuer 


vaten Konsuns toeinkommens toeinkommens 
en Pee o a o 
[tooo =asoo a fe 
Torao [eee 
ne a o 
[asco mo | a Te 

8 6.3 


Monatliches Haus- 
haltsnettoeinkom- 
men von ... bis 
unter ... DM 


[T3000 = 500 [ee 
nn | |e 
a [eee 
a Te Dee 


Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 1978. 


Ein Blick auf die nach Einkommensklassen variierende Verbrauchsstruktur der 
Haushalte in Tabelle 12.1 läßt schon erahnen, daß die Allokationsvorteile eines 
solchen Mehrwertsteuersystems (Einsparungen von über 10 Mrd. DM) mit nega- 
tiven Verteilungswirkungen einhergehen. Entsprechende Belastungsrechnungen 
- dargestellt in Tabelle 13.5 bzw. Abbildung 13.1 - belegen diesen "equity-ef- 
ficiency-trade-off". Neben der durch alle Einkommensklassen verlaufenden und 
stark ausgeprägten regressiven Belastung des Haushaltsnetto- und -bruttoein- 
kommens wird danach sogar der private Konsum - nach proportionalem 
Belastungsverlauf bis ca. 3000 DM Haushaltsnettoeinkommen - regressiv bela- 
stet. Gegenüber der Mehrwertsteuer fällt auf, daß 


- in den höheren Einkommensklassen der private Konsum nicht mehr leicht 
progressiv, sondern leicht regressiv belastet wird; 


Abbildung 13.1 


pasting der privaten Haushalte 
mit der allokatıy optimalen Steuer 


— Belastung des privaten Konsums 
—- Belastung des Nettoeinkommens 
--- Belastung des Bruttoeinkommens 
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- das Haushaltsnettoeinkommen nicht mehr anfänglich proportional und erst 
ab mittlerem Einkommen regressiv, sondern durchgängig und betont regressiv 
belastet wird und daß 


- die Belastungskurve des Haushaltsbruttoeinkommens erneut durchgehend 
regressiv verläuft, aber mit deutlich zunehmender Tendenz. 


Insgesamt wird der in der OT begründete "equity-efficiency-trade-off" der inver- 
sen Einkommenselastizitätenregel bestätigt (vgl. Abschnitt 4.1.2.4.2 und 4.2.2). 
Im Durchschnitt fallen die oft betonten regressiven Verteilungswirkungen der 
"second best"-Steuern im Vergleich zur Mehrwertsteuer der BRD allerdings we- 
niger dramatisch aus als erwartet. So zeigen die Gesamtdurchschnittswerte für 
die beiden Steuerregime nur geringe Abweichungen (privater Konsum: 7.6 % 
(MWST) contra 8.0 (OT); Haushaltsnettoeinkommen (6.5 % contra 6.7 %; 
Haushaltsbruttoeinkommen (5.4 % contra 5.6 %). 


Dennoch: Für die Optimalsteuertheorie ist der Dualismus zwischen Effizienz 
und Gerechtigkeit modellkonstitutiv und sie zeigt durch den Übergang auf eine 
Mehr-Personen-Modellökonomie, wie dieser Gegensatz gelöst werden kann (vgl. 
Abschnitt 4.2). 


13.2.2. Allokations- und Verteilungswirkungen der Diamond-Mirrlees- 
Steuersätze 


Zur Quantifizierung der Allokationseffekte (Zusatzlast der Verbrauchsbesteue- 
rung) wird wieder das Konzept der Hicksschen Äquivalenzvariation verwendet, 
die exakt die durch die alternativen Verbrauchsteuersysteme bedingten Nutzen- 
änderungen in Form von Realeinkommensänderungen erfaßt. Die analysierten 
Alternativen beziehen sich dabei erneut auf die gegenwärtige Mehrwertsteuer 
und auf die Optimalbesteuerung gemäß der Diamond-Mirrlees-Regel für solche 
Egalitätspräferenzen, die eine realistische Reformalternative implizieren. 
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Tabelle 13.6: Zusatzlast aufkommensneutraler Verbrauchsteuer- 
systeme nach der Äquivalenzvariation von Hicks 


Optimale Besteuerung in der Mehr-Personen-Wirt- 
Mehrwert- schaft für alternative Ungleichheitsaversionen 
besteuerung 
des Jahres 
1978 


Quelle: Kaiser/Spahn (1989, S. 211). 
Angaben in Prozent ne Steueraufkommens. 
Die Steuersätze für e = 0.25, 0.3 und 1.5 finden sich in 
Kaiser/Spahn (1989, S. 210). 


Tabelle 13.6 zeigt die Zusatzlast der aufkommensneutralen Verbrauch- 
steuersysteme in Prozent des aus der EVS hochgerechneten Steueraufkommens 
aus der Mehrwertsteuer des Jahres 1978 auf. Danach wird deutlich, daß die 
Höhe der Mehrbelastung der verschiedenen Regime sehr elastisch auf Varian- 
ten des Parameters der staatlichen Egalitätspräferenz e reagieren. So lassen sich 
für Werte in Richtung der Benthamschen SWF, bei der ja nur allokative Aspek- 
te betont werden, Steuersysteme ableiten, die die Zusatzlast reduzieren. Ent- 
sprechend höher sind die Allokationsverzerrungen bei den "Nash"- bzw. "Rawls"- 
Steuersätzen. 


Beriicksichtigt man außerdem die Belastungseffekte, so indiziert die 
Höhe/Struktur der Steuersätze, daß insbesondere im Bereich von e = 0.4 bis 0.5 
ein Reformvorschlag abgeleitet werden kann, der Effizienz und Distribution 
ausbalanciert bzw. bei gleicher Mehrbelastung wie bei der Mehrwertsteuer we- 
niger regressive Belastungswirkungen oder bei approximativ gleichen Bela- 
stungsverläufen eine geringere "excess burden" verursacht. Dies zeigt Tabelle 
13.6 in Verbindung mit Abbildung 13.2. 


Tabelle 13.6 weist annähernd gleiche Wohlfahrtsverluste für die Mehrwertsteuer 
und für die Diamond-Mirrlees-Steuersätze bei e = 0.5 aus. Die Inzidenzanalyse 
für dieses Steuerregime zeigt eine gegenüber der Mehrwertsteuer geringere Re- 
gression des Haushaltsnettoeinkommens. Zudem werden die unteren und mittle- 
ren Einkommen schwächer als bei der Mehrwertsteuer belastet. Bis zu einem 
Haushaltsnettoeinkommen von 5000 DM verläuft die Belastungskurve des 
Haushaltsnettoeinkommens annähernd proportional, eine nennenswerte Re- 
gression ist erst ab einem Haushaltsnettoeinkommen von über 5000 DM im Mo- 
nat feststellbar, das heißt für die höchsten Einkommensbezieher ist der Effekt 
ihrer geringen Konsumquoten nach wie vor dominant. 


Abbildung 13,2 
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Andererseits läßt sich durch die Reformalternative für e = 0.4 bei nahezu iden- 
tischem Belastungsverlauf für das Haushaltsnettoeinkommen (vgl. Abbildung 
13.2) das gleiche Steueraufkommen mit geringeren Allokationsverzerrungen re- 
alisieren. 


Zwischen diesen "Eckwerten" lassen sich für e = 0.45 Verbrauchsteuersatze 
ableiten, die sowohl distributive als auch allokative Vorteile im oben genannten 
Sinn aufweisen. So verläuft die Belastungskurve des Haushaltsnettoeinkommens 
nach anfänglicher Progression bis zu der höchsten Einkommensklasse fast pro- 
portional und - wenn auch nur marginal - weniger regressiv als die der Mehr- 
wertsteuer. Gleichzeitig berücksichtigt ein solches Verbrauchsteuersystem die 
Substitutionseffekte der Privaten stärker als das gegenwärtige. 


13.3. Wohlfahrtsoptimale Verbrauchsteuerreform 


In Kapitel 7 wurde schon darauf hingewiesen, daß man das theoretisch abge- 
leitete optimale Verbrauchsteuersystem nicht von heute auf morgen implemen- 
tieren kann, sondern sich von dem existierenden System approximativ in Rich- 
tung auf das Optimum hinbewegen sollte. Wie soll diese schrittweise Annähe- 
rung nun aussehen? 


Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich durch die empirische Berechnung des 
Steuerreformkriteriums für die Verbrauchsbesteuerung aus Kapitel 7. Zuvor soll 
jedoch die prinzipielle Möglichkeit einer Pareto-Verbesserung der gegenwarti- 
gen Steuerstruktur durch marginale Änderungen überprüft werden. Dies erfolgt 
durch Lösung des inversen Optimumproblems (vgl. Abschnitt 7.4). 


Um die inversen Optima zu berechnen und gegebenenfalls eine wohlfahrtsver- 
bessernde Reform des Steuersystems nach dem Kriterium (7-10) vornehmen zu 
können, benötigt man Daten über die Konsumausgaben der Haushalte (xP) 
(und damit der gesamien Konsummatrix X) und über die effektiven Steuersätze 
auf die Konsumgüter (t;). Für die Bestimmung des Steuerreformkriteriums (7- 
10) sind darüber hinaus Informationen über die aggregierte Nachfragereaktion 
nach den Gütern j (X;) bei der marginalen Änderung einer Steuer auf Gut i 
(8X ,/ ét;) und über die Wohlfahrtsgewichte BP erforderlich. 


Auf die Bestimmung der Distributionsgewichte ist bereits in Abschnitt 13.1.2.2 
eingegangen worden. Die effektiven Steuersätze sind im Umsatzsteuersystem 
der Bundesrepublik - bei formaler Inzidenz - die formalrechtlichen Mehrwert- 
steuersätze. Die Informationen über die Haushaltsnachfrage x;h sind in der EVS 
1978 enthalten. Die Kreuzpreiseffekte 6X;/ st; bzw. die Kreuzpreiselastizitäten e;; 
lassen sich innerhalb des linearen Güternachfragesystems (LES) berechnen. 
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Damit sind das inverse Optimumproblem und das Reformkriterium empirisch 
gehaltvoll und direkt auf das Mehrwertsteuersystem der BRD anwendbar. 


Die ß-Identifikation für den optimalen Steuervektor aus Gleichung (7-13) mit 
Hilfe der linearen Programmierung ist in Tabelle 13.7 verzeichnet. 


Tabelle 13.7: Die inversen Optima 


Monatliches 


Haushaltsnetto- Verteilungs- 
einkommen gewichte ß 
von ... 

unter ... 


en | en 
me em — 


Quelle: Kaiser (1987b, S. 


Da die Tabelle 13.7 negative Elemente für die Haushaltsgruppen 2, 6 und 8 ent- 
hält, ist im gegebenen Modell der Ökonomie das Mehrwertsteuersystem des 
Jahres 1978 nicht optimal im Sinne des Pareto-Kriteriums. Nach dem Satz von 
Minkowski/Farkas sind vielmehr Pareto-Verbesserungen möglich, deren Rich- 
tung durch das Reformkriterium (7-10) angegeben wird. Entsprechende Ergeb- 
nisse für dieses System auf Basis der Steuersätze aus dem Jahre 1978, des li- 
nearen Ausgabensystems und der sozialen Wohlfahrtsfunktion vom Typ (13-3) 
mit variierender Egalitätspräferenz finden sich in Tabelle 13.8. 
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Tabelle 13.8: Steuerreformkriterium u für verschiedene Ungleich- 
heitsaversionen (Wohlfahrtsfunktionen) und Rangfolge 
der marginalen Steuerentlastung für die verschie- 
denen Gütergruppen 


Parameter der staatlichen Ungleichheitsaversion 


"Bentham!"<-------- >»"Nash’"<-------- - - --- >"Rawls" 


Giitergruppe 
Pee [oe [se [ae f se 
Nahrungsmittel |4.832 7|4.900 8|5.354 4|10.313 2/116.997 2 


Genußmittel 4.831 8/4.908 7|5.364 3/10.101 3/106.165 3 


Mahlzeiten 4.195 10/4.142 9/4.336 9| 7.409 8] 73.041 8 
auBer Haus 
Kleidung und 5.112 5/5.045 315.278 6| 8.935 5] 85.412 5 
Schuhe 
Elektrizität, 4.837 614.944 615.500 1/11.447 11144.627 1 
Gas & Brennst. 
Ubr. Waren für |5.227 2/5.137 2|5.336 5| 8.821 6] 80.972 6 
die Haushaltsf. 
Verkehr und 5.209 315.035 4/5.062 8| 7.328 9| 53.203 10 
Nachrichten 
Körper- und 5.166 414.998 515.084 7| 8.176 7| 76.966 7 
Gesundheitspfl. 
Bildung und 5.297 115.192 1)5.385 2| 9.130 4| 92.627 4 
Unterhaltung 
Persönliche 4.232 9/4.137 10/4.280 10| 7.088 10| 62.929 9 
Ausstattung 
S 


Quelle: Kaiser/Spahn (1989, S. 215) 


Danach wird auch die Richtung für eine wohlfahrtsverbessernde Steuerreform 
durch die staatliche Ungleichheitsaversion bestimmt. Die Steuersätze auf die 
Güter, die vorwiegend von niedrigeren Einkommensbeziehern nachgefragt wer- 
den (Energieausgaben, Nahrungs- und Genußmittel), sollten danach bei der 
Nash- und Rawls-SWF marginal gesenkt und die Steuersätze auf die Gütergrup- 
pen, die von höheren Einkommensbeziehern konsumiert werden, marginal er- 
höht werden. Umgekehrte Aussagen gelten für den Bereich der utilitaristischen 
SWF. 
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Zudem wird der enge Zusammenhang zwischen der OT und der Theorie der 
Steuerreform deutlich. Die schrittweise Umschichtung der Verbrauchsteuersätze 
nach dem Kriterium in Tabelle 13.8 führt in letzter Konsequenz zu der optima- 
len Struktur, wie sie in Tabelle 13.3 berechnet wurde. 


13.4. Zusammenfassung 


Mit Hilfe der Optimalsteuertheorie können Verbrauchsteuersysteme abgeleitet 
bzw. Reformvorschläge angegeben werden, die Effizienz und Distribution simul- 
tan berücksichtigen. Die empirische Implementation eines solchen Systems 
hängt natürlich von den faktischen Egalitätspräferenzen der staatlichen Ent- 
scheidungsinstanzen ab. Entscheidend ist die Offenlegung des Dualismus zwi- 
schen Allokation und Distribution und die Möglichkeit seiner Ausbalancierung 
innerhalb des gewählten Modellansatzes und die prinzipielle Möglichkeit seiner 
empirischen Umsetzung. Die Theorie der Steuerreform berücksichtigt die Di- 
vergenz zwischen Realität und theoretischem Idealzustand und gibt an, welche 
marginalen Änderungen der Verbrauchsteuersätze unter Zugrundelegung be- 
stimmter staatlicher Werturteile zu einer Wohlfahrtsverbesserung führen. 


Durch die empirische Anwendung der Optimalsteuertheorie und der Theorie 
der Steuerreform konnten in diesem Kapitel für das Mehrwertsteuersystem der 
Bundesrepublik aufkommensneutrale Reformvorschläge abgeleitet werden, die 
bei gleicher Zusatzlast wie bei der geltenden Mehrwertsteuer geringere regres- 
sive Verteilungswirkungen bzw. bei gleichen Distributionswirkungen geringere 
Allokationsverzerrungen bewirken. Die Lösung des inversen Optimumproblems 
implizierte dabei die Möglichkeit von wohlfahrtsverbessernden marginalen 
Steuerreformen, deren Richtung entscheidend von den Redistributionsvor- 
stellungen des Fiskus bestimmt werden. 
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Kapitel 14: Distributions- und Allokationswirkungen des 
Einkommensteuersystems 


14.1. Distributionswirkungen des Einkommensteuersystems 


Die Analyse der Verteilungswirkungen des bundesdeutschen Einkommensteuer- 
systems erfolgt mit Hilfe des SÖP und des auf diesen Daten fußenden Mikrosimula- 
tionsmodells aus Kapitel 9. Dabei werden die Distributionseffekte sowohl für das zum 
Zeitpunkt der Panel-Erhebung gültige Einkommensteuerrecht 1983 als auch für das 
nun aktuelle Recht (1988 bzw. 1990) untersucht. ! 


Um die Verteilungswirkungen der Besteuerung isoliert betrachten zu können, miis- 
sen die Einflüsse von Einkommenserhöhungen und Änderungen der Bevölkerungs- 
struktur ausgeschaltet werden. Dies ist dadurch möglich, daß das jeweilige Steuer- 
recht auf eine identische Grundgesamtheit mit identischen Einnahmen angewandt 
wird. In den verschiedenen Simulationsläufen werden die Regelungen der 
Einkommensteuergesetze jeweils für 1983, 1988 und 1990 auf die fortgeschriebenen 
Daten für Steuerpflichtige des Referenzjahres 1988 angewandt.2 Der Einfluß des 
Einkommensteuersystems auf die Einkommensverteilung wird dann durch die Lo- 
renz-Kurven-Analyse und durch die Berechnung der Gini-Koeffizienten statistisch 
ermittelt.” Danach erfolgt die Analyse der Mehrbelastung des Einkommensteuersy- 
stems durch die Berechnung des "deadweight loss". 


Nach dem Konzept der Lorenzdominanz* führt eine Besteuerung der Einkommen zu 
einer statistisch gleichmäßigeren Einkommensverteilung, wenn die Lorenzkurve der 
Bruttoeinkommen strikt unterhalb der Lorenzkurve der Nettoeinkommen verlaufen 
würde; man kann dann sagen, daß die Nettoeinkommensverteilung durch die 
Bruttoeinkommensverteilung lorenzdominiert wird. Das Kriterium der Lorenzdomi- 
nanz liefert also nur dann eindeutige Ergebnisse hinsichtlich einer Umverteilungswir- 
kung von Steuerreformen, wenn sich die Lorenzkurven der Brutto- und Nettoein- 
kommen nicht schneiden und abschnittsweise nicht parallel verlaufen. 


Abbildung 14.1 zeigt, daß die Lorenzkurve der Bruttoeinkommen strikt unterhalb der 
Lorenzkurve der Nettoeinkommen liegt. Dies impliziert, daß in allen Einkommensbe- 
reichen auf jeden beliebigen kumulierten Anteil von Einkommensbeziehern ohne Ein 


1 Für eine Beschreibung des Einkommensteuerrechts vor und nach den Reformen 1986 bis 1990 vgl. van Essen/Kas- 
sella/Landua (1986) und van Essen/Kaiser/Spahn (1988, S. 58ff). 


2 Zur Modellierung der einzelnen Einkommensteuergesetze bzw. ihrer Modifikationen vgl. van Essen/Kaiser/Spahn 
(1988, S. 70f). 


3  Zualternativen Verteilungsmaßen und deren Kritik vgl. etwa Ebert (1987, S. 81ff) sowie Kakwani (1986, S. 57ff). 
4 Vgl. dazu Jakobsson (1976). 
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kommensteuer ein geringerer Prozentsatz des aggregierten Einkommens entfällt als 
mit der Einkommensbesteuerung. Statistisch gesehen ist damit die Verteilung der 
Nettoeinkommen aufgrund der Einkommensbesteuerung gleichmäßiger geworden. 
Jedoch hält sich die durch Besteuerung verursachte Angleichung der Markteinkom- 
men in Grenzen. 


Nach Abbildung 14.2 wird darüber hinaus deutlich, daß die durch die Einkommen- 
steuer erzielten Verteilungswirkungen durch die jüngsten Einkommensteuerreformen 
dahingehend abgeschwächt werden, daß mit den Steuerreformen 1986 bis 1990 die 
Einkommensverteilung statistisch gesehen wieder ungleichmäßiger wird.> 


Tabelle 14.1: Gini-Koeffizienten 


Quelle: Eigene Berechnungen. 


Die Berechnung der jeweiligen Gini-Koeffizienten, die in Tabelle 14.1 aufgeführt 
sind, reflektiert diese Verteilungswirkungen. Bekanntlich erfaßt der Gini-Koeffizient 
die Fläche zwischen der Lorenzkurve und der Kurve der Gleichverteilung (Diagonale 
in den Abbildungen 14.1 und 14.2). Nach Musgrave/T hinf kommt es durch steuerli- 
che Maßnahmen dann zu einer statistisch ungleichmäßigeren Nettoeinkommensver- 
teilung, wenn das Verhältnis der Gini-Koeffizienten der Nettoeinkommensverteilung 
vor und nach den Reformen kleiner als eins ist. Tabelle 14.1 zeigt, daß dies sowohl 
für die Steuerreform 1986/88 als auch für die Steuerreform 1990 der Fall ist. Den- 
noch führen beide Steuerrechtssysteme zu einer Angleichung der Markteinkommen 
durch ihre Progressionswirkungen. 


Mit welchen Mehrbelastungen werden nun diese - doch eher bescheidenen - Umver- 
teilungswirkungen erkauft? 


14.2. Die Mehrbelastung des deutschen Einkommensteuersystems 


Die Wohlfahrtskosten der Einkommensbesteuerung sollen für die verheirateten 
Frauen und die Alleinstehenden separat mit Hilfe der in Übersicht 10.2 abgeleiteten 


5 Zu einer ausführlicheren Beschreibung dieser Redistributionswirkungen der jüngsten Einkommensteuerreformen 
vgl. van Essen/Kaiser/Spahn (1988, S. 76ff). 


6 Vgl. Musgrave/Thin (1948). 
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Gleichungen für die ÄV der linearen Arbeitsangebotsfunktion berechnet werden. / 
Dabei wird wieder zwischen den Wohlfahrtseffekten der Einkommensteuersysteme 
vor und nach den Einkommensteuerreformen unterschieden. 


Da die Mehrbelastung einer Einkommensteuer allein von den Substitutionseffekten 
der Besteuerung auf das Arbeitsangebot abhängt, letztere aber wiederum allein vom 
Grenzsteuersatz determiniert werden, sind insbesondere die Grenzsteuersätze - auf- 
gespalten nach sozio-ökonomischen Charakteristika - von Interesse. Diese werden 
innerhalb des Simulationsmodells berechnet und können durch die Verfügbarkeit 
von Mikrodaten auch nach sozio-6konomischen Variablen aufgespalten werden. Die 
Tabelle 14.2 zeigt - getrennt nach Alleinstehenden und Verheirateten und Kinderzahl 
- die Verläufe der Grenzsteuersätze für das Einkommensteuerrecht 1990 auf.® 


Tabelle 14.2: Absolute Grenzsteuerbelastung nach dem Steuerrecht 
1990 nach Einkunftsklassen, Art der Veranlagung und 
Kinderzahl 


Gesamtbetrag der Einkünfte nach dem Steuerrecht 1983 


Gemeinsam eae 


St.-zahler 
nach Zahl 
der Kinder 

25.5 
Pose | sal Bal aol sal al al al 
> 2 Kinder} 1.0] 2.9] 12.7] 18.8) 20-4] 22-4] 23.7) 26.7| 33.2 


Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis der 1. Welle des Sozio- 
ökonomischen Panels (1984); Angaben in Prozentpunkten. 


Ohne Kind 


7 Die Schätzergebnisse für die verheirateten Männer lassen keine Wohlfahrtsanalyse mit Hilfe der Methodik aus Ka- 
pitel 2 zu, da der Substitionseffekt nicht theoriekompatibel ist. 


8 Vgl. auch van Essen/Kaiser/Spahn (1989). 
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Daraus wird deutlich, daß die Höhe der Grenzsteuersätze stark mit der Art der Ver- 
anlagung, der Kinderzahl und der Höhe der Einkünfte variiert - was angesichts der 
Ausgestaltung des deutschen Einkommensteuerrechts (Vermischung von Steuer- und 
Familienpolitik) nicht sonderlich überraschen kann. Gemäß der positiven Korrelation 
zwischen Höhe der Grenzsteuersätze und der Höhe der "excess burden" treten die 
Wohlfahrtsverluste vor allem für die getrennt Veranlagten (Alleinstehenden) auf, die 
einen potentiellen Splitting-Vorteil per definitionem nicht ausnutzen können und fol- 
gerichtig in den vergleichbaren Einkommensklassen die höhere Grenzbelastung auf- 
weisen. Gleichzeitig wird die Wirksamkeit familienpolitischer Komponenten im Ein- 
kommensteuersystem (hier vor allem neben dem Ehegattensplitting die Kinderfreibe- 
räge) deutlich: Für jede Einkommensklasse nimmt die Marginalbelastung mit zuneh- 
mender Kinderzahl ab. 


Nun dürfen diese Ergebnisse nicht zu der Fehlinterpretation leiten, für eine grund- 
sätzliche Einbeziehung der Familien- in die Steuerpolitik zu plädieren. Vielmehr ist 
darauf hinzuweisen, daß die festgestellte Marginalbelastung aus Tabelle 14.2 ja nur 
Reflexion des Einkommensteuerrechts selbst ist. Die Distributions- und Allokations- 
wirkungen verschiedener Splitting- und familienspezifischer Transfersysteme muß 
erst noch untersucht werden, um abschließend die Effizienz des einen oder anderen 
Systems zu beurteilen. 


Zudem ist festzuhalten, daß man eher auf direktem Wege die Marginalbelastung der 
Einkommensteuer durch eine entsprechende Reform der Bemessungsgrundlage 
und/oder des Tarifs absenken sollte, statt das ohnehin komplexe Steuerrecht mit 
familienpolitischen Maßnahmen zu durchsetzen. Ein einfacheres Steuerrecht - ge- 
trennt von direkten Transfers zur Unterstützung kinderreicher Familien - verspricht 
hier effiziente Lösungen. 


In jedem Fall wird aus Tabelle 14.2 deutlich, daß unter allokativen Aspekten auch 
nach den die Marginalbelastung einer zusätzlich verdienten DM zum Teil recht deut- 
lich absenkenden Einkommensteuerreforınen der Jahre 1986 bis 1990 noch ein er- 
heblicher Reformbedarf des bundesdeutschen Einkommensteuersystems besteht. So 
klafft zwischen den in Kapitel 5 theoretisch abgeleiteten Eckpunkten des optimalen 
Grenzsatztarifs und dem tatsächlichen noch eine Riesenlücke, die zu schließen allein 
aus polit-ökonomischen Aspekten schwierig sein dürfte. 


14.2.1. Auswirkungen der Einkommensteuer auf die ökonomische 
Wohlfahrt der Alleinstehenden 


Für die Alleinstehenden enthält die Tabelle 14.3 die Wohlfahrtswirkungen der 
Einkommensteuersysteme vor und nach den Reformen 1986 bis 1990. Als Referenz- 
vektor dienen dabei Preis- und Einkommenswerte ohne jegliche Einkommensteuer. 
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Tabelle 14.3: Wohlfahrtsanalyse des Einkommensteuersystems vor und 
nach den Einkommensteuerreformen für die 
Alleinstehenden 


Gesamtbetrag der Einkünfte 


EHEBBEEE 
EEE EE T= 
mE [= 
ATE 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 34). 


Äquivalenzvaria- 
tion des Steuer- 
systems 1983 


Absolute Zusatz- 
last des Steuer- 
systems 1983 


o 


Zusatzlast in % 
des Steuerauf- 
kommens 1983 


Äquivalenzvaria- 
tion des Steuer- 
systems 1990 


Absolute Zusatz- 
last des Steuer- 
systems 1990 


Zusatzlast in % 
des Steuerauf- 
kommens 1990 


Die Tabelle 14.3 zeigt zunächst, daß von beiden Systemen hohe Substitutionseffekte 
für die betrachtete Gruppe ausgehen. So ergibt sich aus dem Einkommen- 
steuersystem vor den Maßnahmen der Bundesregierung eine Mehrbelastung von ca. 
60 % des realisierten Steueraufkommens, die aufgrund der Steuerreformen 1986 bis 
1990 auf ca. 50 % gesenkt werden kann. Für beide Systeme steigt die AV in Abso- 
lutwerten mit den Einkunftsklassen an und ist für das System 1990 für alle Ein- 
kunftsklassen absolut geringer als vor den Reformen. 
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Tabelle 14.4: Arbeitsangebotsreaktionen durch die Einkommensteuerre- 
formen 1986 - 1990 für die Alleinstehenden 


Gesamtbetrag der Einkünfte 1983 


Absolute Ver- 
änderung des í 
Arbeitsangebots 


Relative Ver- 
änderung des 
Arbeitsangebots 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 36). 
* in Jahresarbeitsstunden gegenüber den Arbeitsstunden aus 
dem Jahr 1983. 
** in Prozent gegenüber den Jahresarbeitsstunden aus dem Jahr 
1983. 


Die mit der Absenkung der Grenzsteuerbelastung verbundene Anreizwirkung auf 
das Arbeitsangebot zeigt Tabelle 14.4. Im Durchschnitt beträgt die Zunahme der Ar- 
beitszeit lediglich 7.62 Stunden pro Jahr, für die einzelnen Einkunftsklassen ergeben 
sich jedoch erhebliche Unterschiede. Insbesondere fällt die Abnahme des Ar- 
beitsangebots für die höheren Einkunftsklassen auf, was die Einschätzung des Gutes 
Freizeit als normales Gut bestätigt. In den niedrigen und in den höchsten Ein- 
kunftsklassen dominiert der Einkommens- über den Substitutionseffekt, während in 
den mittleren Klassen die umgekehrte Aussage zutrifft. 


14.2.2. Wohlfahrtsanalyse für die verheirateten Frauen 


Für die verheirateten Frauen fällt entsprechend den höheren Substitutionselasti- 
zitäten die Mehrbelastung der Einkommensteuer noch stärker aus. 
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Tabelle 14.5: Wohlfahrtsanalyse des Einkommensteuersystems vor und 
nach den Einkommensteuerreformen für die Ehefrauen 


Gesamtbetrag der Einkünfte nach dem Steuerrecht 83 


Äquivalenzvaria- 
tion des Steuer- 
systems 1983 


Absolute Zusatz- 
last des Steuer- 
systems 1983 
Zusatzlast in % 


des Steuerauf- 
kommens 1983 


Äquivalenzvaria- 

tion des Steuer- |-16839|- 360|-1275|- 515|-3816|-5265|-19137|-49569 
systems 1990 

Absolute Zusatz- 

last des Steuer- 4974 

systems 1990 

Zusatzlast in % 

des Steuerauf- 

kommens 1990 


Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 37). 


Aufgrund der hohen kompensierten Lohnsatzkoeffizienten ergeben sich für beide be- 
trachteten Einkommensteuersysteme gemäß Tabelle 14.5 starke Wohlfahrtsverluste. 
Wie schon bei den Alleinstehenden resultiert durch die Reformmaßnahmen eine 
deutliche Abnahme der Zusatzlast: In Prozent des jeweiligen Steueraufkommens re- 
duziert sich die Zusatzlast von 64.6 % auf 54.8 %. Die ÄV des Einkommensteuer- 
systems 1990 ist für alle Einkommensbereiche geringer als die des alten Steuer- 
systems. 
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Tabelle 14.6: Arbeitsangebotsreaktionen infolge der Einkommensteuer- 
reformen 1986 - 1990 für die Ehefrauen 


Gesamtbetrag der Einkünfte 


halte | 20000| 30000 |40000| 50000 | 60000 |75000| 100000 
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Quelle: Kaiser/van Essen/Spahn (1989, S. 38). 
* in Jahresarbeitsstunden gegenüber den Arbeitsstunden aus 
dem Jahr 1983. 
** in Prozent gegenüber den Jahresarbeitsstunden aus dem Jahr 
1983. 


Absolute Ver- 
änderung des 
Arbeitsangebots 


Relative Ver- 
änderung des 
Arbeitsangebots 


kk 


Den kompensierten Elastizitaten in Tabelle 11.12 entspricht die absolute und relative 
Veranderung des Arbeitsangebots der verheirateten Frauen infolge der Einkommen- 
steuerreformen in Tabelle 14.6. Im Durchschnitt arbeiten die verheirateten Frauen 
danach ca. 98 Stunden pro Jahr mehr, was einer relativen Zunahme des Ar- 
beitsangebots um 3.6 % gleich kommt. Der Substitutionseffekt tiberwiegt den Ein- 
kommenseffekt fiir alle Einkunftsklassen. Besonders deutlich fallt diese Dominanz 
für die höheren Einkünfte auf. "Disincentives" bzw. "incentives" der Einkommen- 
steuer fallen für diese Gruppe daher besonders ins Gewicht. 


14.3. Zusammenfassung der Ergebnisse 


In diesem Kapitel wurden erstmals für die privaten Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland die Allokationswirkungen der progressiven Einkommensteuer und der 
Einkommensteuerreformen 1986 bis 1990 vor dem Hintergrund einer repräsentativen 
empirischen Einkommensverteilung untersucht. Mit Hilfe der Theorie der Mehrbela- 
stung (Kapitel 2), eines statistisch validierten Mikrosimulationsmodells der 
Einkommensteuer (Kapitel 9) auf der Basis der ersten Welle des Sozio-ökonomi- 
schen Panels und eines die Progression der Einkommensteuer erfassenden 
Arbeitsangebotsmodells der "zweiten Generation" (Kapitel 10) wurde analysiert, ob 
und in welchem Ausmaß sich für Ehepaare und Alleinstehende positive Wohlfahrts- 
effekte und Arbeitsanreize ergeben. 


Die empirischen Werte der ermittelten Substitutionselastizitäten für die Ehefrauen 
und Alleinstehenden deuten darauf hin, daß die Wohlfahrtskosten der progressiven 
Einkommensteuer in der Bundesrepublik erheblich sind. Dies gilt prinzipiell auch 
nach den Maßnahmen der Bundesregierung, obwohl diese die Zusatzlasten für die 
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betrachteten Gruppen erheblich reduzieren. Die Senkung der Grenzsteuersätze führt 
zu einer starken Reduzierung der Substitutionseffekte, die positive Wohlfahrtseffekte 
zur Folge hat. Diese stellen sich vor allem für verheiratete Frauen ein. 


Setzt man die Resultate der Wohlfahrtsanalyse in Bezug zu den Verteilungswirkun- 
gen der Einkommensteuersysteme vor und nach den Reformen, so wird der klas- 
sische "equity-efficiency-trade-off" einer progressiven Einkommensteuer deutlich. 
Der Angleichung der Markteinkommen durch die Steuerprogression stehen die für 
die Ehefrauen und Alleinstehenden festgestellten Wohlfahrtsverluste gegenüber. Die 
Absenkung dieser Verluste durch die jüngsten Steuerreformen geht mit einer un- 
gleichmäßiger gewordenen Nettoeinkommensverteilung aller Steuerzahler einher. 
Diese Erkenntnis - in Kapitel 5 schon angerissen - ruft Vorschläge auf den Plan, die 
diesen Gegensatz ausbalancieren, und erhöht die Relevanz des Ansatzes der "optimal 
income taxation", die ja genau dieses zum Gegenstand hat. Vorschläge für einen sol- 
chen Einkommensteuertarif sollen in dem nun folgenden Kapitel angedeutet werden. 
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Kapitel 15: Optimaler Einkommensteuertarif 


Nachdem in Kapitel 5 dieser Arbeit aufgezeigt werden konnte, wie die Höhe der 
optimalen Steuersätze mit den Annahmen über ihre Bestimmungsfaktoren kor- 
reliert ist, soll der folgende empirische Teil zu deren Quantifizierung dienen. Da 
es sich bei der Egalitätspräferenz (e) und der Höhe des erforderlichen Steuer- 
aufkommens (T) um in erster Linie politisch zu bestimmende Größen handelt 
und die Verteilung der Fähigkeiten kurzfristig als gegeben angesehen werden 
kann, wird die Sensitivität der optimalen marginalen Steuersätze vor allem im 
Hinblick auf Variationen von e und T berücksichtigt. 


Dazu werden die in Kapitel 11.2 und 14 erzielten empirischen Ergebnisse über 
den Zusammenhang zwischen Steuerparameteränderungen und Reaktionen des 
Arbeitsangebots in die bereits in Kapitel 5 erwähnten Simulationsresultate von 
Stern eingesetzt. Mit Hilfe der Ergebnisse dieser Studie sollen also die Impli- 
kationen der geschätzten Substitutionselastizitäten bei gegebenem Steuerauf- 
kommen aus der Einkommensteuer für die Höhe der quasi-optimalen Grenz- 
steuersätze exemplarisch aufgezeigt werden. 


15.1. Substitutionselastizität und Wahl der quasi-optimalen Grenzsteuersätze 


Stern erzielte mit seinem bereits in Abschnitt 5.4.2 dieser Arbeit dargestellten li- 
nearen Einkommensteuermodell (CES-Spezifikation, log-normale Verteilung 
der Fähigkeiten, paretianische Wohlfahrtsfunktion für verschiedene e) die in 
Tabelle 15.1 wiedergegebenen Resultate. 

Tabelle 15.1: Stern’s optimale Grenz- 
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Quelle: Stern (1976, S. 141ff; 1987b, S. 42). 


Während steigende Werte für die Substitutionselastizität ein Abnehmen des op- 
timalen Grenzsteuersatzes bedingen, führen ein höheres erforderliches Steuer- 
aufkommen und eine größere Egalitätspräferenz zu einem Ansteigen desselben. 
Dies entspricht den qualitativen Resultaten aus Kapitel 5 und kann angesichts 
der dort gemachten Aussagen nicht besonders überraschen. 


Wendet man nun die Schätzergebnisse für die kompensierte Lohnsatzelastizität 
aus Abschnitt 11.2 auf die Simulationsergebnisse von Stern an, so ergeben sich 
unter Berücksichtigung des Steueraufkommens (T) aus der Einkommensteuer 
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des Jahres 1983 und variierenden Egalitatspraferenzen (e) folgende Werte für 
die quasi-optimalen marginalen Steuersätze (t’), die entsprechend den Schätzer- 
gebnissen für die verheirateten Frauen und die Alleinstehenden unterschiedlich 


ausfallen. 
Tabelle 15.2: Optimale marginale Steuersätze der linearen 
Einkommensteuer für die verheirateten Frauen 


und die Alleinstehenden bei alternativen 
Egalitätspräferenzen und Steueraufkommen 


<12.7 <29.1 <33.4 <62.1 


cae 82.8 85.0 206.0 
<40.9 <41.7 <47.0 <75.6 


Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf Tabelle 15.1 
und den Schätzergebnissen aus Tabelle 11.12. 


Berücksichtigt man zusätzlich das im Jahre 1983 tatsächlich erzielte Lohnsteuer- 
aufkommen‘, das sich 1983 auf 33.5 Mrd. DM für die Alleinstehenden und auf 
85.6 Mrd. DM für die Verheirateten (auch für die Männer!) belief? und setzt 
dieses in Relation zum BSP des Jahres 1983 (ca. 1.7 Bill. DM), so liegen die 
Steuersätze zwischen den Tabellenwerten für T = 0 und T = 10%. Dabei ist zu 
beachten, daß die Kalkulationen von Stern nur eine Substitutionselastizität von 
maximal 1.0 zulassen, die festgestellte Größe von 1.22 für die verheirateten 
Frauen also nicht genau in die Tabelle 15.1 übertragen werden kann (daher 
auch die "Kleiner als"-Zeichen in Tabelle 15.2). 


1 Selbständige wurden ja aus der Arbeitsangebotsschätzung ausgeklammert. 
2 Vgl. Statistisches Bundesamt (1986, S. 26). 
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Vor einer voreiligen Interpretation bzw. Übernahme dieser Ergebnisse in die ak- 
tuelle Steuerpolitik muß jedoch aus mehreren Gründen gewarnt werden. Die 
Simulationsergebnisse von Stern basieren auf einer CES-Nutzenfunktion, wäh- 
rend unsere Schätzergebnisse auf der Nutzenfunktion vom Hausman-Typ (vgl. 
Übersicht 10.2) beruhen. Stern untersucht eine optimale lineare Einkommen- 
steuer, während unser Steuerrecht durch eine nicht-lineare Einkommensteuer 
gekennzeichnet ist. Zwar könnte man das obige Vorgehen auch prinzipiell auf 
die Simulationsergebnisse von Mirrlees, Atkinson, Feldstein und Tumola an- 
wenden, doch weisen diese Autoren entweder keine alternativen Substitu- 
tionselastizitäten aus - weil sie zum Teil mit Cobb-Douglas-Nutzenfunktionen ar- 
beiten -, oder sie abstrahieren von unterschiedlichen Steueraufkommensrestrik- 
tionen. Im übrigen sei an die Kritik an diesen Simulationsanalysen in Kapitel 5.4 
erinnert. 


Zudem soll nochmals darauf hingewiesen werden, daß sich die Analyse auf die 
quantitativen Wirkungen der Besteuerung beschränkt, wobei eher qualitative 
Faktoren wie Arbeitsanstrengung, Freude an der Arbeit, Arbeitsplatzwechsel 
oder im äußersten Fall sogar Emigration keine Berücksichtigung finden. 


Es sei jedoch betont, daß die allgemeinen Ergebnisse der Mirrlees-Studie (Er- 
gebnisse 1 bis 3 in Kapitel 5) unabhängig von empirischen Schätzergebnissen der 
Substitutionselastizität und unterschiedlichen Distributionspräferenzen gültig 
sind. 


15.2. Zur Relevanz der ermittelten Ergebnisse 


Angesichts der grundsätzlichen Problematik von Arbeitsangebotsschätzungen 
(vgl. Abschnitt 11.3) muß vor dem Glauben gewarnt werden, durch Kombination 
empirisch geschätzter Substitutionselastizitäten und eines zu realisierenden 
Steueraufkommens einerseits mit Egalitätspräferenzen und dem Modell der op- 
timalen Besteuerung andererseits einen optimalen Einkommensteuertarif ablei- 
ten zu können. Dies ist ja auch erklärtermaßen nicht das Ziel der optimalen di- 
rekten Besteuerung, sondern vielmehr die Abhängigkeit der Analyseergebnisse 
von den getroffenen Annahmen. Aus diesem Grund wird auch auf eine Simula- 
tion der Allokations- und Verteilungswirkungen des in Abschnitt 15.1 abgeleite- 
ten "optimalen" Grenzsteuersatzes verzichtet. 


Dennoch scheint aufgrund der Schätzergebnisse aus Kapitel 11.2 und des Ver- 
gleichs mit alternativen internationalen Studien klar zu sein, daß Frauen, ins- 
besondere wenn sie verheiratet sind, wesentlich sensitiver auf eine Besteuerung 
ihrer Einkommen reagieren als Männer, was die OT in den deutlich geringeren 


3 Siehe auch Kapitel 5. 
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Grenzsteuersätzen für die Frauen berücksichtigt. Während die Variationsmög- 
lichkeit verheirateter Männer hinsichtlich der Zahl der Arbeitsstunden in erster 
Linie tariflich fixiert ist und ihnen zumeist aufgrund ihrer "Versorgerrolle" nur 
ein sehr geringer Spielraum bleibt, determinieren vorwiegend nicht-materielle 
Faktoren (Zahl der Kinder, Schulbildung) die Arbeitsentscheidung verheirateter 
Frauen. 


Für das Steuersystem bringt dies die Konsequenz mit sich, daß (verheiratete) 
Frauen zur Minimierung des "excess burden" als Folge ihrer höheren Substitu- 
tionselastizität geringer zu besteuern wären als Männer. Dieses Ergebnis ent- 
spricht auch einer amerikanischen Studie, die postuliert, daß "... in view of the 
differences in the observed elasticities of household labor supply of the two ty- 
pes of labor (husband labor and wife labor), it is probably efficient to tax these 
‘commodities’ at different rates."4 


Demhingegen impliziert die unter anderem auch in der Bundesrepublik 
Deutschland häufig praktizierte Zusammenveranlagung der Ehegatten ("Split- 
ting-Verfahren") die steuerliche Gleichbehandlung von Mann und Frau, wobei 
dies regelmäßig zu einer niedrigeren Steuerlast der Eheleute führt und somit ei- 
ner weiten Verbreitung unterliegt. Da der Mann zumeist ein höheres Ein- 
kommen erzielt als die Frau, besteht Anlaß zu der Vermutung, daß negative 
Anreizeffekte in Bezug auf das weibliche Arbeitsangebotsverhalten auftreten, 
die durch die infolge des niedrigeren Steuersatzes eventuell auftretenden positi- 
ven Anreizeffekte im Arbeitsangebotsverhalten des Mannes angesichts der em- 
pirischen Ergebnisse kaum kompensiert werden können. Vieles spricht daher für 
eine Individualisierung des Einkommensteuerrechts> - insbesondere wenn man 
der zunehmenden Pluralisierung der Lebensstile (nicht-eheliche Lebensgemein- 
schaften) im Steuerrecht Rechnung tragen will. 


Will man trotz der Einwände die innerhalb des OT-Ansatzes ermittelten 
Grenzsteuersätze und deren Verlauf am Anfang und Ende der Steuerbemes- 
sungsgrundlage mit dem tatsächlichen Einkommensteuertarif vergleichen, so ist 
der Kontrast frappierend. Der Grenzsteuersatz des deutschen Einkommensteu- 
ertarifs weist genau dort den höchsten Wert auf (ab 1990 53 %), wo er gemäß 
der OT den geringsten haben sollte. Gerade dieses Resultat ist sicherlich steuer- 
politisch brisant und stößt im polit-ökonomischen Raum auf eine sehr geringe 
Akzeptanz.© Bei Annahme des neoklassischen Paradigmas - und nichts anderes 


4 So Bradford/Rosen (1976, S. 96). 


5 Zu einer theoretischen Begründung für die Überlegenheit der getrennten gegenüber der gemeinsamen 
Veranlagung vgl. etwa Apps (1981) und Apps/Jones (1985, 1986). 


6 vgl. etwa die Diskussion in den Vierteljahrsheften des DIW in Anschluß an die Referate von Wiegard 
(1982b) und Bös (1982). 
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setzt die OT zunächst voraus - ist dieses Ergebnis jedoch modellkonsistent und - 
nach einigem Nachdenken - auch intuitiv einleuchtend. Zudem muß nochmals 
darauf hingewiesen werden, daß es ein Irrtum ist, von hohen Grenzsteuersätzen 
am Ende des Steuertarifs auf große Umverteilungswirkungen zu schließen, da 
letztere nicht auf marginale sondern auf durchschnittliche Steuersätze zurückzu- 
führen sind (lokaler contra globaler Steueraufkommenseffekt; vgl. Kapitel 5). 
Abbildung 15.1 zeigt aber exemplarisch, daß eine zunehmende Durchschnitts- 
belastung hoher Einkommen durchaus mit einem sinkenden Grenzsteuersatz 
einhergehen kann (Wiegard, 1982b, S. 439). 


Grenz-/Durchschnitts- 
steuersatz 


Durchschnitts- 
steuersatz 


>Bemessungsgrundlage 
Abbildung 15.1: Grenz- und Durchschnittssteuersatzverlauf bei der optimalen Einkommensteuer 


So konstatiert Rosen (1985, S. 314f) treffend: "It is possible to collect very high 
taxes from an individual on income earned before the last dollar, and thus have a 
high average rate even though the marginal rate is very low." Bei einer Überprü- 
fung der OT-Resultate auf ihren Aussagewert für die praktische Steuerpolitik 
sollte man sich dieser Erkenntnisse bewußt sein, bevor man die OT als irrelevant 
oder als "beautiful-cul-de sac" (Krause-Junk, 1987) abtut. Wie Rosen (1985, S. 
315) weiterhin richtig bemerkt, kann von der OT nicht erwartet werden, "to pro- 
duce a blueprint of ’the’ optimal tax system. As has been shown the answer de- 
pends to a large extent upon value judgments, and the tools of economics do not 
provide definitive answers to ethical questions. The contribution of the literature 
on optimal taxation is to systematically draw out the implications of alternative 
ethical and behavioral assumptions, thus allowing a coherent discussion of tax 
policy." 


Auf Basis wohlfahrtsoptimaler Einkommensteuermodelle lassen sich also nicht 
direkte finanzpolitische Reformvorschlage in der Form ableiten, daß ein 
wohlmeinender Bundesfinanzminister nur den Computer zu befragen braucht, 
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um die allokativ und distributiv optimale Einkommensteuerfunktion zu ermit- 
teln. Vielmehr liegt der Akzent auf der Ableitung qualitativer Resultate, die die 
Determinanten eines wohlfahrtsoptimalen Tarifs prinzipiell charakterisieren hel- 
fen (Atkinson/Stiglitz, 1980; Atkinson, 1982). Es sei daher ausdrücklich betont, 
"that the optimal tax literature does not lead to unambiguous policy conclusions 
... but it is a misunderstanding of the purpose of the literature to suppose that it 
can yield definite policy recommendations".® Insofern besteht sicherlich die 
wichtigste Erkenntnis der OT darin, "daß sie die ausgeprägte Abhängigkeit 
staatlicher Steuer- und Ausgabenpolitik von den Reaktionen des privaten Sek- 
tors bewußt gemacht hat."? 


Die empirische Arbeit ist in diesem Zusammenhang dennoch von großer Bedeu- 
tung, wenn sie sich auf die Analyse und Quantifizierung von Substitutionseffek- 
ten konzentriert, da diese die Ursache der auf einen Abbau von "disincentives" 
zielenden Reformvorschläge der Einkommensteuer bilden. Die in Kapitel 14 
geleistete Verbindung der empirischen Schätzung dieser Substitutionseffekte 
(Kapitel 11.2) mit dem Verlauf der tatsächlichen Grenzsteuersätze zeigt den Re- 
formbedarf der Einkommensteuer aus allokativer Sicht auf. Die OT stellt durch 
die Wiederentdeckung möglicher "disincentives" der Einkommensbesteuerung 
und ihrer Einbeziehung in die Verteilungsanalyse eine wichtige Argumentations- 
hilfe bei der Diskussion über einen Reformbedarf der Einkommensteuer, insbe- 
sondere über eine Neugestaltung des Grenzsatztarifs dar. 


7 S. dazu auch Bös (1982, S. 429). 
8 Atkinson/Stiglitz (1980, S. 456). 
9 Ramser (1982, S. 172). 
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Kapitel 16: Schlußfolgerungen und Ausblick 


In diesem - die Arbeit abschließenden - Kapitel sollen die wichtigsten theoreti- 
schen und empirischen Erkenntnisse aus der OT mit denen der traditionellen Fi- 
nanzwissenschaft verglichen und kritisch gewürdigt werden. Zudem soll ein Aus- 
blick auf notwendige Forschungsarbeiten in der Zukunft gegeben werden. 


16.1. OT und traditionelle Finanzwissenschaft 


Die Optimalsteuertheorie zeigt durch ihre exakte mathematische Analyse auf, 
daß einige - zumindest in der traditionellen deutschen Finanzwissenschaft - 
allgemein akzeptierte Schlußfolgerungen über eine effiziente bzw. gerechte 
Besteuerung und über das Verhältnis direkter und indirekter Steuern nicht oder 
nur unter bestimmten Prämissen gelten und daß einige traditionelle Besteue- 
rungsgrundsätze und Steuerreformempfehlungen zu relativieren sind.! 


So ist die von Neumark (1970, S. 391) aufgestellte Behauptung, auf differenzie- 
rende Verbrauchsteuern unter allokations- und (re-)distributiven Aspekten ver- 
zichten zu können, sofern eine Mehrwertsteuer in Kombination mit einer direkt 
progressiven Einkommensteuer erhoben wird, nicht allgemein, sondern nur un- 
ter ganz bestimmten Bedingungen gültig: Gemäß den abgeleiteten Regeln müs- 
sen der Tarif der Einkommensteuer optimal ausgestaltet und alle Nutzenfunk- 
tionen schwach separabel zwischen Arbeit und der Gesamtheit der besteuerten 
Konsumgüter sein. Kann nur eine lineare Einkommensteuer eingesetzt werden, 
ist der Reformvorschlag Neumarks nur pareto-verbessernd, falls außer der 
schwachen Separabilität die Nutzenfunktionen quasi-homothetisch in den Kon- 
sumgütern (bei indirekt progressiver Ausgestaltung) bzw. homothetisch und 
identisch (bei proportionaler Ausgestaltung) sind. 


Auch die von Neumark (1970) und Haller (1981) postulierte allokative Domi- 
nanz einheitlicher Verbrauchsteuersätze über differenzierte Steuersätze muß 
angesichts der theoretisch abgeleiteten Resultate äußerst skeptisch beurteilt 
werden. Die OT zeigt dabei auf, unter welchen (extrem restriktiven) Prämissen 
diese Position zutrifft und von welchen Bestimmungsfaktoren ihre Gültigkeit ab- 
hängt. 


Angesichts der in den Kapiteln 4 bis 6 der Arbeit detailliert abgeleiteten Er- 
gebnisse - auf deren Wiederholung hier verzichtet sei - kann die seitens der tra- 
ditionellen Finanzwissenschaft gegenüber der Optimalsteuertheorie geäußerte 
Skepsis nur erstaunen. So kritisiert Schmidt (1980, S. 156) die "Kompliziertheit 
der Analyse und den esoterischen Anstrich der Literaturbeiträge" und be- 


1 Vgl. Wiegard (1982a, S. 164f) und Rose/Wiegard (1983, S. 127ff). 
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hauptet, daß bei der Ableitung von Kriterien für ein (wohlfahrts-)optimales 
Steuersystem "wenig rücksichtsvoll mit den Bedingungen einer wohlfahrtsopti- 
malen Forschung umgegangen wird." Albers (1977, S. 126) sieht in den 
Optimierungsansätzen der normativen Theorie gar "Irrwege" und vergleicht den 
normativen Finanzwissenschaftler mit einem Autofahrer, der trotz eines Sack- 
gassenschildes in eine solche einfährt. Littmann (1977, S. 104) identifiziert das 
Optimierungskalkül der optimal taxation mit "einer esoterischen oder gar steri- 
len Konstruktion". 


Vor dem Hintergrund dieser Äußerungen liegt die Schlußfolgerung von 
Rose/Wiegard (1983, S. 128) nahe, daß die Kritik an der Optimalsteuertheorie 
"auf die dort vorgenommene Transformation der ökonomischen Problemstellung 
in ein formal-mathematisches Optimierungsproblem zurückzuführen ist, das mit 
zum Teil recht anspruchsvollen analytischen Methoden gelöst wird." 


Die Optimalsteuertheorie weist in diesem Zusammenhang zurecht darauf hin, 
daß obige Resultate ohne die Verwendung eines exakten mathematischen Mo- 
dells nicht abzuleiten sind. So sind insbesondere die Regeln 4 - 6 des Kapitels 6 
ohne eine präzise mathematische Problemfundierung und -lösung nicht herleit- 
bar. Gerade diese Regeln reflektieren jedoch den Konflikt bzw. das Zusammen- 
spiel von Effizienz- und Distributionszielsetzung bei der Wahl der Steuerarten 
und konkretisieren den empirischen Informationsbedarf für die praktische Re- 
form des aktuellen Steuersystems. Erst die modelltheoretische Analyse zeigt die 
abgeleiten Bedingungen für die Optimalität der einen oder anderen Steuerart 
sowie für die allokativ und distributiv optimale Ziel-Mittel-Zuordnung auf. Da- 
bei wird insbesondere klar, "... that intuition becomes an unreliable guide once 
one leaves the territory of the first-best."2 


Auch der häufig von Kritikern der Optimalsteuertheorie geäußerte Vorwurf 
ihres mangelnden Realitätsbezugs? kann nicht unbeantwortet bleiben. 


Dazu ist zunächst auf den Erkenntnisanspruch der OT hinzuweisen. Nach dem 
Selbstverständis der meisten Autoren der Theorie optimaler Besteuerung bean- 
sprucht diese primär, Argumentationshilfen bei der Diskussion steuerpolitischer 
Prinzipien zu liefern und qualitative Erkenntnisse über die Abhängigkeit der 
Steuerpolitik von Annahmen über die Struktur der individuellen Nachfrage- 
bzw. Nutzenfunktionen, über die zur Verfügung stehenden einnahmepolitischen 
Instrumente sowie über die Präferenzfunktion des Staates zu erarbeiten. Die 
Modelle sollen vor allem der Derivation eines gedanklichen Referenzsystems 


2  Atkinson/Stiglitz (1980, S. 455). 


3 Vgl. etwa Koch (1984, S. 46ff), Kitterer (1982, S. 279), Krause-Junk/von Oehsen (1982) und Krause-Junk 
(1987). 
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dienen, das eine Kritik finanzpolitischer Maßnahmen und Empfehlung im Hin- 
blick auf ihre Zieladäquanz erlaubt.* Entsprechend wurde die OT in dieser Ar- 
beit nicht als "L’art pour l’art" betrieben, sondern sie sollte als Orientierungshilfe 
zur Bewertung von Entscheidungssituationen des Haushalts bei unterschiedli- 
chen Wirkungen der Steuerpolitik auf Opportunitätskosten und bestimmten 
Kenntnissen über Substitutions- bzw. Komplementaritätsbeziehungen von Kon- 
sumgütern untereinander und in Relation zum Entscheidungskomplex Konsum- 
Freizeit dienen. In diesem Sinn zeigt die OT etwa, 


- wie differenzierte und einheitliche Verbrauchsteuersätze unter allokativen 
und distributiven Aspekten zu beurteilen sind und wie die Ergebnisse der 
traditionellen Finanzwissenschaft relativiert werden müssen; 


- unter welchen Bedingungen auf Verbrauchsteuern zur Realisierung von 
Effizienz- und Verteilungszielen verzichtet werden kann; 


- wie das zahlenmäßige Verhältnis von direkten und indirekten Steuern zu 
bewerten ist; 


- an welchen Kriterien sich die Neugestaltung eines Grenzsteuersatztarifs der 
Einkommensteuer orientieren sollte. 


Die OT beansprucht also nicht, Entscheidungshilfen derart abzugeben, daß eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuersätze von x auf y % finanzpolitisch "rational" oder 
"optimal" sei bzw. daß der wohlfahrtsoptimale Einkommensteuersatz 58.6 % zu 
betragen habe. Derartige Erwartungen an die Leistungsfähigkeit dieses Theo- 
rieansatzes sind vollständig unrealistisch und verkennen den oben skizzierten 
Erkenntnisanspruch. So führt Wiegard (1982b, S. 440) treffend aus: "Bedauerli- 
cherweise sind die Einstellungen zur Theorie der optimalen Besteuerung durch 
eine eigenartige Kombination von Ansichten geprägt: vollständig unrealistische 
Erwartungen über die Leistungsfähigkeit dieser Theorie gehen Hand in Hand 
mit einer weitverbreiteten Abneigung, ihre Ergebnisse überhaupt zur Kenntnis 
zu nehmen." 


Sieht man dennoch von dem relativierten Erkenntnisanspruch der OT ab, wer- 
den erst durch sie trotz ihrer stark vereinfachten Modellstruktur und ihrer 
restriktiven Annahmen empirisch gehaltvolle Kritieren für eine Steuerre- 
formdiskussion abgeleitet. So sind die abgeleiteten Bedingungen der schwachen 


4 Vgl. dazu Atkinson/Stiglitz (1980), Atkinson (1982), Rosen (1985), Stiglitz (1986), Rose/Wiegard (1983, S. 
129f) und Wiegard (1982a, S. 161). 


5 Vgl. dazu auch Spahn/van Essen/Hochmuth/Kaiser/Kassella (1986, S. 5; 1987, S. 589ff). 
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Separabilität und (Quasi-)Homothezität sowie relevante Elastizitäten in Form 
von kompensierten Eigen- und Kreuzpreiselastizitäten der Nachfrage bei Vor- 
liegen geeigneten Datenmaterials prinzipiell empirisch überprüfbar. Auf die 
Probleme und eine geeignete Strategie der empirischen Umsetzung der Optimal- 
steuertheorie sowie die Anforderungen an das Datenmaterial wurde in dieser 
Arbeit dabei mehrfach eingegangen. 


Neben den oben erwähnten "Kritikpunkten" wird von der traditionellen Finanz- 
wissenschaft mitunter auch systemimmanente Kritik vorgetragen. So bemängelt 
Recktenwald (1986) die strikte Trennung von Einnahme- und Ausgabenseite des 
Staatsbudgets im Rahmen der Optimalsteuertheorie. Er wirft der Theorie eine 
Mißachtung der Ausgabenseite vor, da man diese (etwa innerhalb der optimalen 
indirekten Besteuerung) nur insofern in die Analyse einbezieht, als daß von der 
Verwendung der Staatseinnahmen keine allokationsschädlichen Wirkungen aus- 
gehen dürfen. 


Dieser Einwand kann relativ leicht entkräftet werden, wenn man sich auf die 
Zielsetzung der OT besinnt, die in erster Linie in der Konzeption eines optima- 
len Steuersystems besteht. "... it should be noted that little is in fact lost by consi- 
dering the subset alone when one is = interested in getting some insight into 
the problem of optimum tax structures."” Zudem ist bei der Ableitung des quasi- 
optimalen Steuersystems der Steueraufkommensrestriktion explizit Rechnung 
getragen worden. Ohne Einschränkung der Allgemeinheit kann dann davon 
ausgegangen werden, daß die Nutzen aus einem gleichen öffentlichen Güteran- 
gebot nicht verändert werden. 


Aus erkenntnistheoretischer Sicht werden Vorbehalte gegen die Annahme kar- 
dinal meßbarer und interpersonell vergleichbarer Nutzenpositionen vorgebracht, 
wobei insbesondere Kritik an dem Konzept der sozialen Wohlfahrtsfunktion als 
Entscheidungsfunktion eines "wohlwollenden Diktators" geübt wird.” 


Dieser Einwand basiert auf der Annahme, daß sich letztendlich selbst bei Vorlie- 
gen eines "optimal" konzipierten Steuersystems politisch einflußreiche Gruppen 
durchsetzen werden, die Sonderregelungen - etwa in Form von Steuervergünsti- 
gungen - beanspruchen. Allerdings zielt auch diese Kritik insofern am Inhalt der 
OT vorbei, als daß sie den Erkenntnisanspruch der Theorie nicht berücksichtigt: 
"Welfare economics is the grammar of arguments, not the policy!"® 


6 Sandmo (1984, S. 115f). 
7 Vgl. zu diesen Ausführungen Windisch (1981a, S. 215f). 
8 Hahn (1973, S. 106); vgl. außerdem die Ausführungen in Abschnitt 13.1.2.2 (Fußnote 8). 
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Somit dürfte das breite Anwendungsspektrum der Optimalsteuertheorie und die 
Vielzahl der gewonnenen Erkenntnisse nur solche Finanzwissenschaftler ent- 
täuschen, die von dieser Theorie eine endgültige Lösung aller steuertheoreti- 
schen Probleme oder eine finanztheoretische Beurteilung einzelner Vorschriften 
in den Steuergesetzen erwartet haben. Steht man der "Lehre von der optimalen 
Besteuerung" mit realistischen Erwartungen gegenüber und betrachtet die Er- 
gebnisse unvoreingenommen, kann man die Relevanz dieser Theorie für die Fi- 
nanzpolitik kaum in Frage stellen. Es ist daher Wiegard (1987c, S. 7) uneinge- 
schränkt zuzustimmen, wenn er bemängelt, "daß sich die deutsche Finanzwissen- 
schaft (immer noch) mit Händen und Füßen dagegen wehrt, Methoden und Er- 
gebnisse der neueren ökonomischen Theorie zur Kenntnis zu nehmen und für 
die Weiterentwicklung der finanzwissenschaftlichen Steuerlehre einzusetzen." 


So stehen die von der OT analysierten Kontroversen "einheitliche contra 
differenzierte Verbrauchsbesteuerung” und "direkte contra indirekte Besteue- 
rung" auch in der traditionellen Finanzwissenschaft und in der aktuellen Steu- 
erpolitik im Zentrum der Diskussion. Die OT kann hier wertvolle Argumenta- 
tionshilfen geben. Dies sei abschließend nochmals kurz aufgezeigt. 


16.2. Lehren aus Theorie und Empirie 


16.2.1. Die Kontroverse "einheitliche contra differenzierte 
Verbrauchsbesteuerung" 


Aus der OT und der Theorie der Steuerreform folgen Argumente für differen- 
zierte Verbrauchsteuersätze aus distributionspolitischen Erwägungen, falls das 
existierende Einkommensteuer- und Transfersystem ineffizient, sprich subopti- 
mal ausgestaltet ist. Aus allokativer Sicht spricht ebenfalls vieles für eine 
differenzierte Steuerstruktur, wobei die unterschiedliche Komplementarität der 
Konsumgüter zur Freizeit und etwaige Externalitäten die entscheidenen Fakto- 
ren für den Differenzierungsgrad darstellen. Die entsprechenden Regeln wur- 
den in den Kapiteln 4 und 6 dieser Arbeit hergeleitet und interpretiert. Verein- 
facht läßt sich sagen, daß bei Vorliegen einer nicht-optimalen Einkommensteuer 
solche Konsumgüter tendenziell höher besteuert werden sollte, die von höheren 
Einkommensbeziehern nachgefragt werden, das größte Komplementaritätsver- 
hältnis zur Freizeit aufweisen und negative Externalitäten verursachen. 


9 Ausnahmen bilden der Artikel von Krause-Junk/von Oehsen (1982) und Heubes (1985). Allerdings ist 
darauf hinzuweisen, daß die Optimalsteuertheorie trotz großer Akzeptanzprobleme in zunehmendem Maße 
Verbreitung im deutschsprachigen Raum erfährt, wofür die Publikationen von Rose/Wenzel/Wiegard 
(1981), von Oehsen (1982), Biene (1985), die von Pohmer (1983b) und Bös/Rose/Seidl (1984) herausgege- 
benen Sammelbände und die entsprechenden Publikationen des Sonderforschungsbereichs 303 an der Uni- 
versität Bonn (Hellwig (1986), Ebert (1986a,b,c, 1987)) einschlägige Belege liefern. 
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Unter diesem Aspekt ist das gesamte Verbrauchsteuersystem der Bundesrepu- 
blik durchaus positiv zu beurteilen, da neben der Mehrwertsteuer - die durch 
ihre verteilungspolitisch motivierte Aufspaltung in drei Steuersätze dem Distri- 
butionspostulat Rechnung zu tragen versucht, was ja auch durch die festgestellte 
weitgehend proportionale Belastungswirkung zum Ausdruck kommt - spezifische 
Verbrauchsteuern treten, die insbesondere dem Externalitätsargument Rech- 
nung tragen (Tabak-, Alkohol- und Mineralölsteuer). Aus Datengründen konn- 
ten diese Besteuerungsformen nicht näher analysiert werden. 


Die optimale Verbrauchsteuerstruktur auf Basis der abgeleiteten Regeln bzw. 
Vorschläge für ihre Approximation in Form sukzessiver marginaler Änderungen 
der indirekten Steuersätze konnten empirisch berechnet werden. Dabei können 
durch die vorgeschlagenen Reformen erhebliche Wohlfahrtsgewinne im Sinne 
der Hicksschen Äquivalenzvariation gegenüber dem Statusquo realisiert werden. 
Als Fazit läßt sich konstatieren, daß die angestrebte Harmonisierung der 
Mehrwertsteuersätze in den EG-Ländern in Form einheitlicher Steuersätze vor 
dem Hintergrund der theoretischen und empirischen Erkenntnisse der Wohl- 
fahrtsökonomik in allokativer und distributiver Hinsicht nicht gerechtfertigt 
ist. 


16.2.2. Die Kontroverse "direkte contra indirekte Besteuerung" 


Die OT kommt zu dem Ergebnis, daß es nicht auf das zahlenmäßige Verhältnis 
von direkten zu indirekten Steuern ankommt, sondern auf die Höhe der 
Marginalbelastung des Zensiten durch das gesamte Steuersystem, da nur diese 
als entscheidende Determinante für die Höhe des Substitutionseffekts angese- 
hen werden kann: 


"Man kann die ‘disincentives’ etwa einer linearen Einkommensteuer nicht ein- 
fach dadurch beseitigen, daß man eine Verschiebung der Steuerlasten zu einer 
allgemeinen Verbrauchsteuer vornimmt und somit ökonomisch äquivalente 
Steuern lediglich unter anderem Namen verkauft. Rational entscheidende In- 
dividuen würden ihre ökonomischen Entscheidungen nicht ändern."11 


Verspricht sich der Finanzpolitiker dennoch Vorteile von einer Umstellung des 
Steuersystems, so geht er davon aus, daß die Individuen der Geld- bzw. 
Steuerillusion unterliegen. Dies kann und darf aber kein adäquates Kriterium 
für die Umstrukturierung eines Steuersystems darstellen, denn es erscheint wohl 


10 Hervorhebung durch den Verfasser. [Anmerkung: Auch die Höhe des Steueraufkommens wird nicht tan- 
giert. (Beweis: Wiegard (1982b,S. 438))]. 


11 Wiegard (1982b, S. 438). 
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wenig sinnvoll, bei der Konzeption eines rationalen Steuersystems von nicht 
rational handelnden Individuen auszugehen. 


Neben einer Absage an solche Reformmaßnahmen kommt die OT darüber hin- 
aus zu dem wichtigen Ergebnis, daß grundsätzlich beide Steuerarten zur Reali- 
sierung des Distributions- und Allokationsziels geeignet sind. Hierbei zeigen die 
Regeln des Kapitels 6, daß im Normalfall keine Überlegenheit der einen oder 
anderen Steuer vorliegt. Im allgemeinen ist jedoch ein Steuersystem, das beide 
Steuern umfaßt, jeder dieser Steuern als Alleinsteuer überlegen. Nur unter spe- 
ziellen Annahmen, die mit der Präferenzstruktur der Zensiten und dem Tariftyp 
der Einkommensteuer variieren, folgt, daß sich das Allokations- und Vertei- 
lungsziel allein durch eine Einkommensteuer erreichen lassen, so daß auf eine 
Verbrauchsbesteuerung verzichtet werden kann. Dies gilt auch bei der Einbe- 
ziehung von Ersparnissen. 


Insofern spricht vieles für eine Beibehaltung beider Bemessungsgrundlagen 
(Konsum und Einkommen). Dabei kann die Verbrauchsteuer prinzipiell sowohl 
als direkte Ausgabensteuer als auch als (indirekte) Mehrwertsteuer konzipiert 
werden, so daß man neben der Einkommensteuer drei Steuerarten mit zwei 
Bemessungsgrundlagen zur Haushaltsbesteuerung zur Verfügung hat.12 


16.2.3. Verlauf der Grenzsteuersätze 


Die OT hat durch die Betonung des Allokationsaspekts den jahrelang in der 
Finanzwissenschaft vernachlässigten Zusammenhang zwischen Zusatzlast der 
Einkommensbesteuerung, "disincentives", Substitutionselastizitäten und Grenz- 
steuersätzen wieder neu belebt. Die OT weist nach, daß Allokationswirkungen 
der Einkommensbesteuerung allein auf die Höhe der Grenzsteuersätze und die 
dadurch bewirkte Substitution zwischen Konsum und Freizeit zurückzuführen 
sind. 


Der im Mittelpunkt nahezu jeder Steuerreform stehende Abbau der "disincen- 
tives" kann also nur über eine Reduzierung der Grenzsteuersätze (genauer: der 
Marginalbelastung des gesamten Steuer- und Transfersystems) erreicht werden. 
Durch die Verbindung mit geschätzten Substitutionselastizitäten und den Grenz- 
steuersatzverläufen konnte am Beispiel der Bundesrepublik empirisch aufgezeigt 
werden, wo der Reformbedarf des Einkommensteuertarifs aus allokativer Sicht 
vordringlich erscheint. 


12 Vgl. zu diesem Vorschlag einer Schedulensteuer und einer Mehrwertsteuer zu Zwecken der Haushaltsbe- 
steuerung detailliert Spahn (1989). 
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Die OT macht zudem deutlich, daß entgegen traditionellen Vorstellungen über 
die Relation zwischen Redistributionserfordernis und Progressionsgrad kein 
Grund zur Annahme besteht, daß der optimale Grenzsteuersatz mit dem Ein- 
kommen steigen muß. Verantwortlich dafür ist die Tatsache, daß Bezieher nied- 
riger Einkommen durchaus von der Reduzierung des marginalen Steuersatzes 
für hohe Einkommen profitieren können. 


Die empirischen Ergebnisse deuten darüber hinaus auf allokative Vorteile der 
Individualisierung der Ehegattenbesteuerung hin. 


Schritte in Richtung einer von der OT geforderten verminderten Grenzbela- 
stung der Einkommen können in der Erweiterung der Steuerbemessungsgrund- 
lage, sprich in einem Abbau der Differenzierungen, Diskriminierung und 
Schlupflöcher des gegenwärtigen Einkommensteuerrechts bestehen. Die schon 
angesprochene Schedulensteuer kann hier wichtige Fortschritte erzielen. 1? 


16.2.4. OT, Datenanforderungen und Okonometrie 


Ein weiterer Erkenntnisfortschritt durch die OT besteht darin, daB sie sowohl 
Beurteilungskriterien für die Implikation spezieller Annahmen und Strukturen in 
empirischen Arbeiten liefert, als auch Orientierungshilfen für deren konkrete 
Ausgestaltung vermittelt. So konnte in den Kapiteln 6 und 8 aufgezeigt werden, 
daß insbesondere additive Nachfrage- und Angebotssysteme unter bestimmten 
Bedingungen die empirischen Schätzergebnisse in vollem Umfang antizipieren. 


Daneben konkretisiert die OT den empirischen Informationsbedarf für die Fi- 
nanzpolitik zur Lösung des Ziel-Mittel-Problems und damit die Anforderungen 
an eine zur Überprüfung der Resultate geeignete Datenbasis. So wird durch die 
OT klar, daß die Effizienzwirkungen eines optimalen Steuersystems maßgeblich 
durch die jeweiligen kompensierten Nachfrageelastizitäten der besteuerten Gü- 
ter bezüglich des marginalen Netto-Lohnsatzes bestimmt werden. Zur Schätzung 
dieser Größe sind wiederum Mikrodaten mit Einkommensentstehung und -ver- 
wendungsinformationen sowie Mikrosimulationsmodelle zur Erfassung des Ein- 
kommen- und Verbrauchsteuersystems und neueren Schätzverfahren Rechnung 
tragende mikroökonometrische Modelle notwendig. 


Dabei wurde mehrfach darauf hingewiesen, daß zur Schätzung flexibler, die 
empirischen Ergebnisse nicht oder nur partiell antizipierender Funktionsformen 
mindestens eine Mikrodatenbasis vorhanden sein muß, die gleichzeitig Daten 
über die Konsumnachfrage und die Arbeitszeiten der Zensiten enthält. Dann 
sind entsprechende Schätzungen, Tests und Simulationen noch fruchtbarer als 


13 Vgl. Spahn (1989). 


244 Kapitel 16 


die in der vorliegenden Studie präsentierten. Durch die Verbindung der OT mit 
der Mikroökonometrie ist sicherlich in näherer Zukunft ein erheblicher Er- 
kenntnisfortschritt zu erwarten.14 


Als Fazit unserer Analyse läßt sich somit die Schlußfolgerung ziehen, daß die 
Auswirkungen eines Steuersystems auf allokative und distributive Prozesse im 
Haushaltssektor nur durch die dargestellte und angewandte Methodik in Form 
der Verbindung von OT, Mikrodaten und Mikroökonometrie in adäquater Form 
analysiert werden können. Letztendlich gibt es bei der Analyse von Wohlfahrts- 
wirkungen der Besteuerung zur OT überhaupt keine Alternative - allenfalls 
sinnvolle und sicherlich auch notwendige theoretische und empirische Ergän- 
zungen.1> Es darf also weiter darauf gehofft werden, daß die teilweise vehe- 
mente Ablehnung der OT durch die traditionelle deutsche Finanzwissenschaft 
ihren Höhepunkt überschritten hat und der Erkenntnisfortschritt der OT - vor 
allem in Verbindung mit mikroökonometrischen Simulationsstudien - zuneh- 
mend zur Kenntnis genommen wird. 


14 Vgl. exemplarisch die Arbeiten von Atkinson/Stern/Gomulka (1980, 1981), Blundell/Walker (1982, 1986b), 
Blundell/Ray (1982, 1984), Ray (1982a,b), Kasekende/Ray (1984), Deaton (1987), Ahmad/Stern (1987) und 
detailliert die Ubersichten 3 und 4 bei Kaiser (1989b, S. 28ff). 


15 Vgl. auch die Konsequenz von Wiegard (1987c, S. 42). 
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Tabelle A.1: Einzelne 


NABRUNGS- UND GENUSSKITTEL, MABLZEITEN 
AUSSER BAUS 

Fleisch, Wurst, Fleisch- und Wurstwaren 
Fische, Fischvaren 

Eier 

Kilch 

Lise, Quark 

Butter 

Margarine, sonstige Speisefette und Öle 
Brot und Backwaren 

Kehl, Wibraittel, Kartoffelerzeugnisse 
Kartoffeln 

Frischgenüse 

Gesüsekonserven, getrocknetes und tiefge- 
kühltes Genüse 

Frischobst 

Obstkonserven, getrocknetes und tiefge- 
kühltes Obst 

Karaelade 

Lucker 

Süßwaren, Honig, Kakaoerzeugnisse 

Gewürze, Back- und Speiserutaten 
Alkoblfreie Getränke, Obst- und Ceniise- 
säfte 

Bohnenkaffee, echter Kaffee 
Alkoholische Getränke 

Tabakwaren 

Verzehr in Gaststätten (einschl. Urlaub) 


ILEIDUBG UND SCHUHE 


Danen- und Nädchenkleider, Kostüne, 
Näntel 

Danen- und Kädchenblusen, Jacken, Hosen, 
Pullover, Röcke, Sportbekleidung 

Dagen- und Kädchenschuhe für Haus, Straße 
und Sport 

Berren- und Änsbenanzlge, Mantel 

Herren- und Knabensakkos, Hosen, 
Pullover, Jacken, Sportbekleidung 
Herren- und Koabenschube für Baus, Straße 
und Sport 

Leibwäsche, übrige Bekleidung (einschl. 
Schneider lohn) 

Freude Reparaturen und Änderungen für 
Kleidung und Schuhe 


WOBNUNGSMIBTEN U.K. 

Nietwert der Bigentünerwohnung 
Yohnungsmieten (ohne Kosten für 
Zentralheizung) 

Untersieten 

Quelle: Kaiser (19872, S. 39). 
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Ausgabearten des privaten Verbrauchs 


ÜBRIGE GÜTER FUR DIE HAUSHALTSFUBRUNG 


Möbel, einschl. Polstermöbel 

Teppiche, Matratzen, Gardinen 

Öfen, Herde, Beizgeräte, Waravasserbeb. 
Kühlschrank 

Tiefkübltrube, -schrank 

Elektrische Waschmaschine, Wäscheschld. 
Elektrische Wabmaschine 


Geschirrspillaaschine 


Staubsauger, elektrischer Grill, elektr. 
Heizbügler 

Tapeten, Leim, Farben für Wobnungsrep. 

Arbeitslohn für Maler, Tapezierer (ohne 
Katerialkosten) 

Sonstige hochwertige Gebrauchsgüter der 
Haushaltsführung 

Sonst. Gebrauchsgüter der Baushaltsführg. 

Wasch-, Reinigungs-, Pflegemittel 

Sonst, Verbrauchsgliter der Baushaltsführg. 

Wäscherei und Reinigung 

Sonstige Dienstleistungen für die Haus- 
baltsführung 

Freude Reperaturen und Änderungen für 
übrige Güter der Haushaltsführung 


VERKEAR UND WACHRICHTENUBERNITTLUNG 


Personenkraftwagen, Notonrad, Moped, 
Nofa, Fahrrad 

Kraftstoff, Notoröl 

Materialkosten und Lohnkosten für frende 
Reperatur und Inspektion für [fe 
Garagensiete 

Sonstige freude Dienstleistungen für Kfz 
Ausgaben in Urlaub für eigenes Kfz 
Fahrtkosten für freade Verkehrssittel 
Sonst. Gebrauchsgüter für eigenes Kfz 
Sonst. Verbrauchsgüter für eigenes Kfz 
Aufwendung für Fahrräder 

Sonst. frende Dienstleistungen für Kfz 
Nachrichtenübersittlung 


KORPER- UND GESUNDHEITSPFLEGE 


Beizkissen, Röbensonne, Brillen, Bör- 
geräte, Krankenstuhl 

Kosten für Arzt, Krankenhaus, Kur 

Sonstige Dienstleistungen, sonstige 
Güter für die Haushaltsführung 

Gebreuchsgüter für die Körperpflege 


BLEATRIZITAT, GAS, 
BRENNSTOFFE U.J. 

Gas, elektrischer Stroa 
Kohle, Koks, Briketts, Bolz 

Beisöl 

Lentralbeizung, Warawasser- 
versorgung (nur bei Niet- 
vohungen) 


BILDUNG UND UNTERBALTUNG 


Rundfunkgeräte 
Fernsehgeräte 
Tondandgeräte 
Plattenspieler 
Foto-, Filsapparate 
Projektor 
CanpingausrUstung 
Vobnwagen 
Kusikinstrunente 
Knzsannlung 
Briefnarkensannlung 
Spielzeug 
Sportartikel o, Bkldg. 
Sonstige Ferienausgaben 
Bücher 
Sonst. Gebrauchsgüter für 
Bildung und Unterhaltung 
Sonst. Verbrauchsgüter für 
Bildung und Unterhaltung 
Schulgeld 
Sonst, Bildungskosten 
Sonst. Dienstleistungen für 
Bildung und Unterhaltung 


PERSÖNLICHE AUSSTATTUNG 


Uhren 

echter Schauck 

Ledervaren 

Unterkunft, Unterkunft und 
Verpflegung in Urlaub 
Fahrtkosten 

Gebühren 

Sonst. Gebrauchsgüter der 
persönlichen Ausstattg. 

Sonst, Verbrauchsgüter der 
persönlichen Ausstattg. 
Freade Reparaturen 
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Tabelle A.2: Statistiken der privaten Konsumausgaben und der 
privaten Ersparnis in der EVS 1978 


Gütergruppe Fall- Durch- Maxima- Standard- 
zahl schnitt ler Wert abweichg. 

Nahrungsmittel | 46068 | 46068 | 4692 | 22176 ) 2327 | 

| Genussmittel =| | 46043 | 1259 23268 ons | 


use außer 38381 1784 2241 
Haus 


| Kleidung und schuhe | | Kleidung und schuhe | Schuhe | 45818 | 2768 26338 | 2007 | 
Wohnungsmieten 25160 3506 29394 2114 
| Untermieten | 1534 4928 


en der Eigen- 21301 31915 3187 
tümerwohnungen 

Elektrizität, Gas, 46004 1662 11869 
Brennstoffe 

Übrige Waren- und 45501 3432 125787 4118 
Dienstleistg. 

Verkehr und Nach- 45106 5038 118484 5879 
richten 

Körper und Gesund- 44179 1486 61095 2322 
heitspflege 

Bildung und Unter- 46048 138497 2778 
haltung 

Persönliche Ausstat-| 39186. 1560 127566 2091 
tung etc. 


| Privater Verbrauch | Verbrauch | 46068 | 29865 181734 | 14615 | 
ee Ersparnis 46068 5366 215210 13817 


Quelle: Kaiser (1987a, S. 40). 
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Tabelle A.3: Mehrwertsteuersätze, Mehrwertsteueraufkommen und 
Gesamtkonsum der privaten Haushalte in der EVS 


Bereinigter 
Gesamtkon- 
sum in 


Gütergruppe 


Genussmittel 


Mahlzeiten außer 
Haus 


Mietwert der Eigen- 117.8 117.8 
tümerwohnungen 

Elektrizität, Gas, 12 76.5 68.3 
Brennstoffe 

Übrige Waren- und 12 16.8 156.2 139.4 
Dienstleistg. 

Verkehr und Nach- 12 24.3 227.2 

richten 

Körper und Gesund- 12 7.0 

heitspflege 

Bildung und Unter- 12 12.1 112.8 100.7 
haltung 


Persönliche Ausstat- 12 61.1 
tung etc. 


Quelle: Kaiser (1987a, S. 41). 
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Tabelle A.4: Tatsächliche und hochgerechnete Größen für Mehrwert- 
steueraufkommen, Verbrauch und Ersparnis (in Mrd. DM) 


EVS (vGR) quote ale Diff. 
(rohnungenieten un. [ona07| 200.9 | en | same | ae 
Elektrizität u.ä. 11.8 
Übrige Waren- und DL 


Bildung und Unterh. P 
Persönl. Ausstattg. 28.7 
Privater Verbrauch 666.9 | 728.9 | 91.5 | = 8.5 | 
Private Ersparnis 129.9 


8 
Verfügbares Haus- 1.515| 796.8 828.7 
haltseinkommen 

Durchschnittliche 16.3 12.0 
Sparquote (%) 

Durchschnittliche 83.7 8 88.0 
Konsumquote (%) 

Mehrwertsteuer- 0.108 56 74.6 
aufkommen 


Quelle: Kaiser (1987a, S. 41). 
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